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(Beginn um 9.01 Uhr.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Schönen gu-

ten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen!  

Ich darf alle bitten, die Plätze einzunehmen. Will-

kommen zur 31. Sitzung des Wiener Gemeinderates! 

Die Sitzung des Gemeinderates ist eröffnet. 

Entschuldigt sind Frau VBgm.in Mag. Vassilakou, sie 

ist dienstlich verhindert. Herr GR Baxant, Frau GRin 

Schubert und Herr GR Mag. Dr. Wansch sind krank, 

daher auch entschuldigt. GR Stefan Berger ist bis 10.30 

Uhr dienstlich verhindert, GR Kraus bis 12 Uhr dienstlich 

verhindert, Frau GRin Meinl-Reisinger von 13 Uhr bis 15 

Uhr und von 19 Uhr bis 21 Uhr dienstlich verhindert und 

GR Wiederkehr von 16 Uhr bis 17 Uhr dienstlich verhin-

dert.  

Wir kommen nun zur Fragestunde.  

Die 1. Anfrage (FSP - 04224-2017/0001 - KSP/GM) 

wurde von Frau GRin Bluma gestellt und ist an den 

Herrn Amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe 

Bildung, Integration, Jugend und Personal gerichtet. (Bei 

der Präsentation des 4. Integrations- und Diversitätsmo-

nitors haben Sie gesagt, dass es Ihnen darum geht, 

genau hinzuschauen und eine Politik zu machen, die die 

vielen unterschiedlichen Herausforderungen sieht und 

angeht. Der Wiener Integrations- und Diversitätsmonitor 

liefert dafür sehr differenzierte Fakten in den ver-

schiedensten Handlungsfeldern. Wo sehen Sie die größ-

ten Herausforderungen und welche Maßnahmen braucht 

es, um diese zu bewältigen?) Bei dieser Frage geht es 

um den Integrations- und Diversitätsmonitor, der ja kürz-

lich vorgestellt wurde, welche Herausforderungen und 

Maßnahmen sich daraus ergeben. 

Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky: Einen 

wunderschönen guten Morgen! Sehr geehrter Herr Vor-

sitzender! Meine Damen und Herren! 

Darf man als Stadtrat filibustern? (Der Redner hält 

ein Schriftstück in die Höhe.) Ich hätte da nämlich jede 

Menge Lesestoff mit. Keine Sorge, ich werde daraus 

auch zitieren, aber ich werde es nicht vorlesen. Ich wollte 

es mitnehmen, um auch darauf hinzuweisen, wie viel 

dicker die Integrations- und Diversitätsmonitore gewor-

den sind und wie viel mehr Fakten, Indikatoren, mit de-

nen wir uns auseinandersetzen, es auch geworden sind, 

wodurch man erkennen kann, dass die 4. Ausgabe, und 

um die geht es auch heute in der Frage, eine besondere 

ist. Erstens einmal ist sie besonders dick, aber wir bli-

cken damit zweitens auch auf zehn Jahre Integrations- 

und Diversitätsmonitoring zurück. Das ist schon etwas 

Besonderes, denn den Integrationsprozess bestmöglich 

messbar zu machen und Politik daher bestmöglich fak-

tenbasiert zu machen, ist in dieser Dichte und in dieser 

Qualität nach wie vor europaweit einzigartig. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang schon davon 

sprechen: Wenn es gute Beispiele für Best Practices 

gibt, dann ist das eines. Es ist meine Überzeugung, dass 

seriöse Politik zuallererst einmal fundiertes Wissen über 

die Gesellschaft braucht, in der wir leben, die wir ja auch 

verändern und verbessern wollen und über die Heraus-

forderungen, die es gibt, die eine Stadtgesellschaft hat - 

und das ist zweifellos, eine dynamische, von Zuwande-

rung geprägte Gesellschaft zu sein - zu reden. Es 

braucht natürlich auch die Bereitschaft, das eigene Han-

deln in der Politik und auch in der Verwaltung vor dem 

Hintergrund von Fakten auf den Prüfstand zu stellen und 

dann eben auch zu analysieren und Schlüsse zu ziehen. 

Zuallererst braucht es aber auch ein Bekenntnis, klar 

zu sagen, was ist. Für diesen Politikzugang stehe ich 

ganz besonders in der Integrationspolitik, weil ich glaube, 

dass wir grundsätzlich mehr Integrationspolitik brauchen, 

die Fakten auf den Tisch legt, und ich stehe für eine 

Integrationspolitik, die permanent nur eher Symboldis-

kussionen führt, nicht zur Verfügung. Diese Symbolpolitik 

löst erstens einmal kein einziges Problem, zweitens 

einmal, und das ist mir viel wichtiger und dafür fühle ich 

mich mitverantwortlich, vergiftet sie aber das Klima in 

unserer Stadt. Insofern sehe ich es als unsere gemein-

same Aufgabe, zuerst einmal sich auch schützend vor 

die Leute zu stellen, auf deren Rücken ein politisches 

Spiel gespielt wird und zweitens aber eben auch für eine 

Stadt einzutreten, die zwischen „wir“ und „die“ nicht 

trennt und die dafür eintritt, dass alle Menschen, die in 

unserer Stadt wohnen, bei dem Spiel, das Gesellschaft 

heißt, mitspielen können. 

Insofern - dann komme ich schon zu konkreten Bei-

spielen, wie das auch aussehen kann - bin ich davon 

überzeugt, dass Integrationspolitik für eine Stadt eintritt, 

in der sich alle zu Hause fühlen können, ganz egal, ob 

sie in der Quellenstraße oder in der Seestadt oder am 

Spittelberg wohnen. Insofern ist Integrationspolitik auch 

immer Politik für alle Wienerinnen und Wiener und nicht 

nur für einen Teil. Ich bin auch nicht für den Zugang, 

dass eine fiktive Mehrheit, die alles hat, einer anderen 

Minderheit hilft, sondern für einen Zugang, in der es 

darum geht, dass alle auf eigenen Beinen stehen kön-

nen. 

Was braucht es dafür? - Zuallererst einmal harte Ar-

beit, ein bisschen weniger Symbolpolitik, ein bisschen 

mehr harte Arbeit. Das braucht natürlich ein Auseinan-

dersetzen mit den Fakten. Viele davon bringt das Diver-

sitäts- und Integrationsmonitoring. Etwas ganz Wesentli-

ches dabei ist - wenn wir uns das auf zehn Jahre anse-

hen, ist es besonders deutlich: Auch wenn Symbolpolitik 

oft den Eindruck erweckt, man will sich das wegwün-

schen, findet Einwanderung statt. Es lässt sich auch 

ganz gut nachvollziehen, wenn man sich den Integrati-

onsmonitor genau ansieht, warum das so ist. Ein Groß-

teil der Zuwanderung nach Wien findet aus anderen EU-

Ländern statt, und auf Grund der Personenfreizügigkeit 

gilt in der EU ja Niederlassungsfreiheit. Ein weiterer 

großer Teil, ich bin da ein Proponent dafür, ist darauf 

zurückzuführen, dass Wien nun einmal die einzige Met-

ropole Österreichs ist und daher sehr attraktiv für Men-

schen ist, die aus den Bundesländern Zukunftsperspekti-

ven suchen. Immerhin ein Drittel der Zuwanderung nach 

Wien ist auf Binnenzuwanderung zurückzuführen. Was 

natürlich auch eine große Zahl ist, wir wissen das be-

sonders in der Rückschau auf das Jahr 2015, ist, dass 

es in der Geschichte immer wieder Ereignisse gibt, das 

sieht man in den letzten 50 Jahren besonders, wo große 
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Städte auch sichere Häfen für Menschen bieten, die vor 

Kriegen, Konflikten und Krisen flüchten. 

Wir sehen aus den Daten, dass nur ein sehr geringer 

Anteil der Zuwanderung aus Drittstaaten über Niederlas-

sungs- und Aufenthaltsgesetze tatsächlich steuerbar ist. 

Ich sage damit selbstverständlich nicht, dass man Zu-

wanderung nicht steuern kann und steuern soll, es ist nur 

eine Realität, auszusprechen, dass, auch wenn man das 

tut, nicht die Augen davor verschließen darf, dass Men-

schen, die aus anderen Ländern in unsere Stadt kom-

men, nun einmal da sind und dass es unsere Arbeit ist, 

ihnen dabei zu helfen, auf eigenen Beinen zu stehen. 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Das ist Arbeit, das braucht viele konkrete Schritte, 

besonders in einer Stadt, wenn man sich diesen Packen 

Papier hier ansieht, die ganz besonders in dem Zeitraum 

des Monitorings, also in den letzten zehn Jahren, massiv 

gewachsen ist, ja, sich massiv verändert hat und man 

vor großen Herausforderungen steht. Ich rede jetzt als 

Bildungsstadtrat nicht davon, dass wir die Schulen für die 

Kinder bauen, deren Zahl jedes Jahr wächst. Ich möchte 

von anderen Dingen sprechen, die man aus dem Monitor 

herauslesen kann und zwei Themen herausgreifen, viele 

weitere werden ja behandelt, das Thema Bildung und 

das Thema demokratische Partizipation. 

Zum Thema Bildung gibt es zuallererst einmal eine 

sehr positive Botschaft aus dem Monitoring der letzten 

zehn Jahre. Wir sehen einen positiven Trend zu mehr 

Bildung über alle Bevölkerungsgruppen hinweg und 

besonders unter Menschen mit Migrationshintergrund. 

Da ist die Bildungsbeteiligung an sich stark gestiegen 

und parallel dazu ist auch der Anteil der Personen, die 

maximal Pflichtschulabschluss haben, zurückgegangen. 

Ganz besonders bei den Drittstaatsangehörigen ist es 

ein gewaltiger Sprung nach vorne, da gab es eine Hal-

bierung des Anteils an Personen mit maximal Pflicht-

schulabschluss innerhalb einer Generation. 

Wenn man genauer schaut, dann findet man natür-

lich nicht nur die guten Nachrichten, sondern bei einer 

differenzierten Sichtweise sieht man auch die Probleme 

und die Herausforderungen. Das ist ja eine Stärke des 

Wiener Integrationsmonitors, und da sieht man auch eine 

große Herausforderung im Bildungsbereich. Die Heraus-

forderung ist, dass der Bildungsstand und die Ausbil-

dungsbeteiligung sehr stark nach Geschlecht, nach Bil-

dungsstand, nach Zuzugsperiode und insbesondere 

beim Bildungserwerb nach Zuwanderung differenzieren. 

Da zeigen die Daten eindeutig, dass es noch mehr Un-

terstützung beim Bildungserwerb für Personen braucht, 

die nach dem Pflichtschulalter, also sozusagen als ältere 

Jugendliche oder Erwachsene oder junge Erwachsene, 

mit geringer Bildung nach Wien kommen. 

Da gibt es einige Maßnahmen, die wir bereits ergrei-

fen und einige neue Maßnahmen, die wir auch als 

Schluss aus dem Monitoring neu starten werden. Um 

nämlich genau diese Lücke zu schließen, hat die Stadt 

Wien schon letztes Jahr das Jugend College ins Leben 

gerufen. Da geht es im Grunde genommen darum, nicht 

mehr schulpflichtige Jugendliche mit Bildung eine Brücke 

zu bieten zwischen Ankommen in Wien und dem Ein-

stieg ins Regelsystem, in dem Fall weiterführende Schu-

le, Lehre oder Arbeitsmarkt. Dadurch wird ermöglicht, 

dass Jugendliche, die kommen, einen weiteren Bil-

dungserwerb in Österreich haben. 

Der Monitor zeigt aber auch, dass es genauso einen 

Zugang, genauso eine Brücke für Menschen braucht, die 

jetzt nicht in den letzten Jahren geflüchtet sind, sondern 

aus Drittstaaten zugewandert sind. Um diesem Umstand 

Rechnung zu tragen, werden wir im Rahmen der Initiati-

ve Erwachsenenbildung ab 2018 zwei neue Projekte in 

Wien starten. Das ist eine kleine Werbeeinschaltung für 

den zweiten Teil des heutigen Tages, möglicherweise 

Abend, oder Nacht. Wir beschließen heute die Initiative 

Erwachsenenbildung für die nächste Periode.  

Das eine nennt sich Interspace, da geht es darum, 

für Jugendliche zwischen 15 und 21 Jahren so eine 

Brücke zu bauen, Schwerpunkte zu legen auf grundle-

gende Bildung in Deutsch, Mathematik, Englisch und 

Digitale Bildung, aber auch und ganz besonders in die 

Vermittlung in Beruf und Ausbildung, in die Vermittlung in 

das Regelsystem durch Praktika, Nutzung von Betriebs-

kontakten und Betriebspatenschaften, aber auch ein 

besonderes Schnittstellenmanagement über das Kurs-

ende hinaus. Das ist also nicht aus, wenn gelernt wurde, 

sondern es ist dann aus, wenn die Jugendlichen in ihren 

nächsten Schritten begleitet werden. 

Das zweite Beispiel, das ich in diesem Zusammen-

hang nennen möchte - wie gesagt, es geht um die Brü-

cke, es geht um das Schließen der Lücke für bildungs-

benachteiligte Menschen -, ist ein Ausbau des Projekts 

„Mama lernt Deutsch“, ein sehr, sehr erfolgreiches Pro-

jekt, zu einem Bildungscollege für Frauen. Für bildungs-

benachteiligte Frauen, also Frauen mit geringer formaler 

Bildung, soll es bei angebotener Kinderbetreuung, damit 

die sozusagen auch die Möglichkeit haben teilzunehmen, 

eine Vermittlung von Grundkompetenzen wie Mathema-

tik, Englisch und IKT geben. Sie sehen, wir reagieren 

damit unmittelbar auf Erkenntnisse aus dem Integrati-

onsmonitor und schaffen ein Angebot für Zugewanderte 

mit geringer formaler Bildung als Brücke zum Einstieg in 

eine weitere Schule oder eine weitere Ausbildung.  

Lassen Sie mich zum Thema Brücke noch eine klei-

ne Anmerkung machen: Wenn es eine Brücke gibt, dann 

braucht es natürlich auch Anschluss ins Regelsystem. 

Deshalb freut es mich, dass die letzte Landesintegrati-

onsreferentinnen- und -referentenkonferenz - ein furcht-

bares Wort, es ist sozusagen das Treffen jener Landes-

räte, die für Integration zuständig sind - einen einstimmi-

gen Beschluss gefasst hat, der noch einmal die Bundes-

regierung an Dinge erinnert, die es unbedingt braucht, 

nämlich zum Beispiel die Lehre über die Mängelberufe 

hinaus für AsylwerberInnen zu öffnen und auch die Aus-

bildungspflicht für AsylwerberInnen aufzumachen, weil 

wir eben keinen Tag warten dürfen. Je schneller es hier 

Zugang zu Arbeit, Zugang zu Bildung gibt, desto besser. 

Ein zweiter Punkt, den ich als konkrete Herausforde-

rung aus dem Integrationsmonitor herausnehmen möch-

te, ist der Bereich politische Teilhabe. Wenn wir uns 

diese 10 cm, die für 10 Jahre stehen, anschauen, dann 

ist erkennbar, dass sich seit dem ersten Monitor auch 
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der Anteil der Wienerinnen und Wiener, der Menschen, 

die in Wien leben und einen fremden Pass haben, stark 

erhöht hat und zwar von 20 auf 27 Prozent. Das hat 

unterschiedliche Gründe. Jedenfalls ist es so, dass diese 

27 Prozent von der politischen Teilhabe teilweise ihr 

ganzes Leben lang ausgeschlossen sind. Es ist wichtig, 

zu wissen, dass ein großer Teil, wir sprechen von 61 

Prozent dieser Leute, schon sehr, sehr lange in Wien 

lebt, nämlich über zehn Jahre, hier also Steuern zahlen, 

deren Kinder hier in die Schule gehen, hier ein Leben im 

Bezirk, im Grätzel leben, aber eben am demokratischen 

Miteinander nicht teilhaben können. Daher wird es ein 

Ziel für die nächsten Monate und Jahre sein, sich damit 

auseinanderzusetzen, was man tun kann, um diesem 

Umstand Rechnung zu tragen, ein Umstand, der natür-

lich auch mit den restriktiven Einbürgerungsgesetzen 

unserer Republik zu tun hat, aber natürlich auch die 

Frage nach Instrumenten stellt, wie wir darüber hinaus 

unsere Angelegenheiten so bestimmen können, dass 

alle, die es betrifft, auch mitbestimmen können. Das hat 

auch ganz viel mit der Möglichkeit, Partizipation und 

partizipative Politik in der Stadt zu machen, im Bezirk zu 

machen, zu tun. 

Daher habe ich die Initiative gesetzt, dass sich die 

Landesintegrationsreferentinnen und -referenten - das 

Wort ist jetzt schon einmal gefallen, wird nicht mehr 

ausgedeutscht - auch mit diesem Thema auseinander-

gesetzt haben und einstimmig beschlossen haben, dass 

sich im nächsten Jahr eine Experten- und Expertinnen-

konferenz mit dem Thema politische Teilhabe und Mitbe-

stimmung beschäftigen soll, welche unterschiedlichen 

Handlungsebenen es überhaupt gibt, wie wir diesem 

Umstand Rechnung tragen können, wie wir garantieren 

können, dass Leute, die in unserem Land leben, die in 

unserem Land angekommen sind, weil sie ja über sehr, 

sehr lange Zeit schon hier in unseren Städten, in unse-

ren Dörfern leben, auch mittun können. Unser Ziel ist ja 

auch, dass die Leute aktiver Teil der Gesellschaft sind. 

Wir wollen ja genau keine Parallelgesellschaften schaf-

fen. Auch die Experten des forum wien.welt.offen haben 

sich damit schon befasst, ich habe ihnen die Ergebnisse 

des Monitors vorgestellt, wir haben das diskutiert, und 

der Beirat wird sich in den nächsten Monaten stark mit 

den bereits erwähnten Fragen beschäftigen und Inputs 

und Vorschläge liefern. 

Durch die verschiedenen Schritte mit Experten, Ex-

pertinnen, mit anderen Bundesländern wird also ein 

Prozess gestartet, dessen Ziel auch konkrete Hand-

lungsableitungen für uns sind, denn schlussendlich muss 

es uns Demokratinnen und Demokraten immer um ein 

Mehr an Demokratie gehen. 

Sie sehen also, dass wir nicht nur Daten und Fakten 

zusammenfassen, wir überlegen uns auch, wie wir unse-

re Politik daran orientieren können, was wir Neues tun 

können, was wir weiterentwickeln können. Das waren 

zwei Beispiele, und ich freue mich schon auf die Zusatz-

fragen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 1. Zu-

satzfrage wird von NEOS gestellt. Herr GR Wiederkehr, 

bitte.  

GR Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Guten Mor-

gen, Herr Stadtrat! 

Vielen Dank für die Ausführungen und vor allem auch 

für den Integrations- und Diversitätsmonitor. Der ist wirk-

lich sehr nützlich, um auch Hintergrundinformationen zu 

bekommen.  

Sie haben einen Punkt ja schon angesprochen, dass 

die Jugendlichen, die zugewandert sind, besonders stark 

von Arbeitslosigkeit betroffen sind, die Jugendlichen 

unter 25 nämlich zu 25 Prozent. Sie haben da auch 

schon einige Maßnahmen genannt, die die Stadt setzen 

wird. Es gibt weiters den Aspekt, dass Menschen, die 

zugewandert sind, Berufe und Ausbildungen haben, die 

aber hier nicht anerkannt werden oder nur sehr schwer 

anerkannt werden. Gibt es diesbezüglich politische Ideen 

von Ihnen, wie man diesen Prozess erleichtern kann, 

Menschen mit Qualifikation auch schneller ins Arbeitsle-

ben zu bringen? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky: Gerade 

gestern hat sich eine Enquete des forum wien.welt.offen 

mit neuen Studienergebnissen zum Thema Zugang in 

den Arbeitsmarkt beschäftigt. Das war sehr, sehr span-

nend, weil auch einige dieser Fragen gestellt wurden und 

natürlich auch mitgenommen wurden. 

Ein Thema war, dass es einen großen Unterschied 

macht, das sieht man auch im Monitor, ob der Bildungs-

abschluss - die Variable nennt sich da Bildungsstaat - im 

Ausland oder in Österreich war. Wenn ein Bildungsab-

schluss in Österreich stattgefunden hat, dann bietet das 

viel, viel mehr Chancen. Darüber hinaus - das ist ja fast 

eine Banalität, weil es Common Sense ist - wissen wir, 

dass eine höhere Ausbildung mehr Chancen am Ar-

beitsmarkt bietet. Wir haben bei den gestrigen Ergebnis-

sen gesehen, dass der Anteil unter den Akademikerin-

nen und Akademikern, oder überhaupt unter denen mit 

höherer Ausbildung, die sich ja auch um eine formale 

Anerkennung ihrer Abschlüsse bemühen, höher ist als 

bei den anderen, das ist wieder auch mehr oder weniger 

erwartbar, aber natürlich nicht besonders groß. Da ist 

also Spielraum nach oben, das wissen wir seit Jahren 

und Jahrzehnten. Das ist meiner Meinung nach auch 

eine Aufgabe für den Bund, Rahmenbedingungen zu 

setzen, die einfacher und nachvollziehbarer sind. 

Was wir in der Stadt besonders machen können, ist 

natürlich, noch besser über die Möglichkeiten zu infor-

mieren, die es gibt und auch zu begleiten, diese Mög-

lichkeiten wahrzunehmen und darüber hinaus dort, wo es 

zum Beispiel nur Pflichtschulabschluss gibt, oder nicht 

einmal den, dafür zu sorgen, dass es eben einen Bil-

dungsabschluss im Bildungsstaat Österreich gibt - daher 

auch diese massiven Bemühungen im Rahmen der Ini-

tiative Erwachsenenbildung für das Nachholen der 

Pflichtschulabschlüsse. Wir sehen das in allen Daten, es 

ist eine der effizientesten Maßnahmen überhaupt, um 

den Zugang zum Arbeitsmarkt zu bieten. Dazu haben 

aber ohnehin schon relativ viele gesprochen. 

Vielleicht noch zum Thema Information, Begleitung: 

Das ist auch eines der Schwerpunkte bei den „Start 
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Wien“-Modulen. Da geht es eben genau um ein Beglei-

ten und Informieren über die Möglichkeiten, die man für 

die formale Anerkennung der Bildungsabschlüsse und 

auch für deren Weiterentwicklung hat, konkret begleitet 

von jedem einzelnen Abschluss über die ganze Bildungs-

, Sprachkurs-, et cetera -karriere hinaus. Daran arbeitet 

die Bildungsdrehscheibe mit einer eigenen Datenbank.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 2. Zu-

satzfrage kommt von der ÖVP, von Frau GRin Mag. 

Hungerländer. Bitte schön. 

GRin Mag. Caroline Hungerländer (ÖVP): Guten 

Morgen, Herr Stadtrat! 

Sie haben gesagt, dass Sie keine Parallelgesell-

schaften schaffen wollen und Sie haben dafür auch zahl-

reiche Maßnahmen vorgeschlagen. Nun ist es aber so, 

dass bereits Parallelgesellschaften existieren. Ich erinne-

re beispielsweise an die Befragung von Jugendlichen in 

Wiener Jugendzentren oder an die Tatsache, dass es 

Eltern gibt, die ihre Kinder bewusst in Kindergärten schi-

cken, die Gegenmodelle zu unseren westlichen Werten 

unterrichten. 

Meine Frage ist daher: Welche Fehler der Vergan-

genheit bezüglich der Bildung von muslimischen Paral-

lelgesellschaften haben Sie identifiziert und wie wollen 

Sie diese bereits bestehenden Parallelgesellschaften 

aufbrechen? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte.  

Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky: Eine ganz 

zentrale Herausforderung, die wir, glaube ich, haben, 

übrigens eine, die alle teilen, die konkrete Maßnahmen 

zum Thema Integration setzen, und nicht nur eben diese 

von mir genannte Symbolpolitik, erfahren, ist: Wir müs-

sen konkret mit diesen Dingen, die es braucht, um Men-

schen in der Gesellschaft ankommen zu lassen, und das 

ist ein Zugang zur Beschäftigung, ein Zugang zur Spra-

che und soziale Integration, am ersten Tag beginnen, 

und zwar am ersten Tag, ich meine das so, Zugang zur 

Pflichtschule nicht erst nach ein, zwei, drei, vier Mona-

ten, hier haben einige Bundesländer 2015 und 2016 eine 

sehr unrühmliche Rolle gespielt, Zugang zu Sprachkur-

sen, hier haben einige in dem Haus eine sehr unrühmli-

che Rolle gespielt, weil sie diese Sprachkurse grundsätz-

lich ablehnen, und selbstverständlich auch Zugang zu 

Bildungsangeboten über die Pflichtschule hinaus.  

Sie haben konkret das Thema Kindergarten ange-

sprochen: Sie wissen, ich könnte darüber über einein-

halb Stunden reden, und Sie wissen natürlich daher 

auch, wie viele Maßnahmen wir gesetzt haben, um si-

cherzustellen, um genau zu kontrollieren, um genau 

darauf zu schauen, dass in den Kindergärten, und zwar 

in jedem Kindergarten, so gearbeitet wird, dass Kinder in 

der Stadt, in der sie leben, ankommen, integriert werden 

und bei dem Spiel, das Gesellschaft heißt, mitspielen 

können und eben nicht in irgendein Sondersystem weg-

gesperrt werden, wo sie indoktriniert werden. Ich glaube, 

wir haben hier wirklich gute, gute Erfolge gezeigt. (GR 

Mag. Dietbert Kowarik: In welcher Stadt leben Sie, Herr 

Stadtrat?) - Danke für diese Zwischenfrage, für alle, die 

es nicht gehört haben: Er hat gefragt, in welcher Stadt 

ich lebe. Das ist der Wiener Gemeinderat, daher ist die 

Antwort relativ naheliegend gewesen. Aber wir haben 

hier heute und in den letzten Wochen und in den letzten 

Monaten bei einer Dringlichen Anfrage schon genug 

Gelegenheit gehabt, zu zeigen, wie viel wir dazu bereits 

getan haben. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 3. Zu-

satzfrage kommt von den GRÜNEN. Frau GRin Mag. El-

Nagashi, bitte. 

GRin Mag. Faika El-Nagashi (GRÜNE): Guten Mor-

gen, Herr Stadtrat! 

Vielen Dank für Ihre bisherigen Ausführungen und für 

die Gelegenheit, bereits am Anfang des Tages mit noch 

höherer Aufmerksamkeit über das Thema Integration zu 

sprechen und darüber nachzudenken und uns die Maß-

nahmen der Stadt Wien in diesem Bereich noch einmal 

in Erinnerung zu rufen. 

Sie haben zwei besondere Stärken des Integrations-

monitors bereits erwähnt, nämlich den langen Beobach-

tungszeitraum, den wir jetzt haben, in dem wir Daten 

erhoben und analysiert haben und auch das Daten- und 

Faktenbasierte. Sie haben auch schon angesprochen, 

dass Wien damit vorbildhaft ist. Meine Frage geht in die 

Richtung: Wie kann diese vorbildhafte Arbeit im For-

schungsbereich, die Wien hier leistet, auch bundesweite 

Wirkung haben, beziehungsweise welche Rolle spielt 

Wien damit, nicht nur bundesweit, sondern sogar im 

europäischen Kontext, weil ja das Thema Zuwanderung 

und auch Zusammenleben nicht etwas ist, das sich lokal 

begrenzen lässt oder eigentlich lokal verstehen lässt? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte.  

Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky: Danke für 

diese Frage. Man sieht eigentlich an den Auseinander-

setzungen, wenn man über die Stadtgrenzen hinaus auf 

die Europäische Union geht, wie zentral überhaupt die-

ser Zugang ist, wie zentral unsere Herausforderung ist, 

die Art, wie wir sie angehen, einmal überhaupt zu schau-

en, was ist. Drei Jahre, bevor dieses im Vergleich dünne 

Werk, also der erste Monitor herausgekommen ist, hat 

sich der EU-Rat für Justiz und Inneres zum ersten Mal 

auf Grundprinzipien für Politik zur Integration geeinigt, 

und drei Jahre später hat dann eben dieses Haus be-

schlossen, auf städtischer Ebene ein derartiges Instru-

ment einzuführen. Das ist jetzt doch schon eine Zeit lang 

her. Dem Bund fehlt bis heute ein solches Monito-

ringinstrument, und das ist vielleicht einmal der allererste 

Schluss, der hier gezogen werden kann: Schade, es 

wäre sehr wichtig, hier auch aus unseren Wiener Er-

kenntnissen, aus unseren Wiener Erfahrungen zu lernen. 

In den letzten zehn Jahren, also in den zehn Jahren 

zwischen 2007 und heute, haben das sehr viele ge-

macht. 2004, als sich die für die Integration zuständigen 

Minister und Ministerinnen der EU-Staaten für eine Liste 

von Indikatoren zur Beurteilung der Integrationslage 

geeinigt haben, war dann irgendwie klar, dass das, was 

wir hier machen, genau das ist, was es braucht. Die 

Stadt Wien hat ja einige dieser Indikatoren schon damals 

berücksichtigt, und wir waren damals schon dabei, den 

zweiten Bericht zu produzieren. 
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Seitdem wird Wien regelmäßig konsultiert, um eben 

über diese Erfahrungswerte zu berichten, zu lernen. Es 

waren allein in diesem Jahr Experten und Expertinnen 

aus den OECD-Ländern, aus Städten, Berlin, München, 

Beirut und Amman, da. Da geht es natürlich nicht nur 

darum, zu schauen, technische Aspekte abzuklären, wie 

wir das machen, wie wir das sozialwissenschaftlich ma-

chen, sondern natürlich um die Frage, wie man Integrati-

on überhaupt messen kann und was man anbieten und 

was man sozusagen an Datenmaterial erheben muss, 

um EntscheidungsträgerInnen in Verwaltung und Politik 

Maßnahmen nahezulegen, Handwerkszeug in die Hand 

zu geben, Integration besser zu gestalten. 

Seit gerade jetzt, wenn man so will, also seit Novem-

ber 2017, gibt es eine Arbeitsgruppe in Brüssel, die sich 

ausschließlich mit dem Thema Integrationsmonitoring 

beschäftigt. Da ist natürlich auch die MA 17 beteiligt, weil 

wir da ja Vorreiterin und Vorreiter waren. Das ist natürlich 

alles miteinander einmal Grund dafür, wie man von einer 

Sache, die Wien vor zehn Jahren schon als Vorreiterin 

und Vorreiter ausgezeichnet hat, wo Wien, ich sage 

einmal, leider, bis heute noch relativ isoliert dasteht, 

lernen kann und das sozusagen auch auf österreichi-

scher Ebene ausrollen könnte. (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 4. Zu-

satzfrage kommt von der FPÖ. Herr GR Blind, bitte. 

GR Armin Blind (FPÖ): Guten Morgen, Herr Stadtrat! 

Ich darf zu Ihren durchaus bislang relativ langen Aus-

führungen kurz ein paar Anmerkungen treffen. Ja, Sym-

bolpolitik ist wichtig, weil Symbole nämlich Menschen 

Orientierung geben und Orientierung gibt auch Anleitung, 

und genau das soll ja Integration auch sein, nämlich die 

Integration in unsere Gesellschaft. Sie haben gesagt, 

Zuwanderungsgesetze machen die Integration nur zu 

einem gewissen Grad steuerbar. Das ist richtig, nichts-

destotrotz sehen wir aus der faktischen Erfahrung, dass 

die Zuwanderung nach Europa im Großteil nach 

Deutschland und Österreich und nach Schweden ge-

schieht. Es gibt auch noch andere Faktoren außer die 

gesetzlichen, vielleicht sollten Sie darauf auch ein biss-

chen Augenmerk legen, nämlich auf die Pull-Faktoren, 

und die Stadt Wien ist ein riesiger Pull-Faktor, nämlich 

gerade im Sozialbereich. 

Ich darf bei der Beantwortung meiner Frage auch auf 

eine genauso ausführliche Beantwortung hoffen wie bei 

den restlichen Fragen. (Ruf bei der SPÖ: Wo ist die 

Frage?) Mir stellt sich Frage: Wir haben im Zuge der 

Vorstellung des Integrationsmonitors einen Vortrag ge-

hört, der sehr interessant war, nämlich, dass die Selbst-

einschätzung der Integration und der Diskriminierung in 

der Schweiz wesentlich geringer empfunden wird, und 

zwar vor allem in der zweiten Generation, obwohl die 

Schweiz mit der Verleihung der Staatsbürgerschaft, und 

hier sind wir auch bei einem Symbol, nämlich bei der 

Staatsbürgerschaft, nicht von einem Reisedokument zu 

sprechen, weil die Staatsbürgerschaft wesentlich mehr 

als ein Pass ist, das sollte gerade dem Integrationsstadt-

rat bewusst sein, dass genau die Integration … (GR Dr. 

Kurt Stürzenbecher: Halten Sie keinen belehrenden 

Vortrag!) - Bitte, Herr Kollege? Herr Kollege, Sie sind 

nicht einmal am Wort! Ich glaube, wenn Sie die Kompe-

tenz des Vorsitzführenden anzweifeln, dann müssen Sie 

sich das interfraktionell ausmachen, aber lassen Sie 

mich am Wort, solange der Vorsitzende mich nicht un-

terbricht. Danke schön. 

Genau die Schweiz hat die Erfahrung gemacht, dass 

ihre Zuwanderer sich nicht diskriminiert fühlen und inte-

griert fühlen, während in den skandinavischen Ländern, 

die mit der Staatsbürgerschaft sehr großzügig umgehen, 

ein sehr hohes Maß an Diskriminierungseinschätzung ist. 

Wir haben gelernt, dass das eben nicht von der Staats-

bürgerschaft abhängig ist. (GR Mag. Rüdiger Maresch: 

Was wird das jetzt?) 

Meine Frage an Sie wäre jetzt: Die Stadt Wien hat 

immer behauptet, dass die Staatsbürgerschaft ein Schritt 

zur gelungenen Integration ist, hat auch vergeblich ver-

sucht, die politische Mitbestimmung hier anzuhängen, ist 

beim Verfassungsgerichthof gescheitert. Welche Lehren 

ziehen Sie aus dieser Einschätzung der OECD, dass die 

Staatsbürgerschaft keineswegs eine notwendige Vo-

raussetzung ist, um sich in einem Land gut integriert zu 

fühlen? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Bevor ich 

den Herrn Stadtrat um Beantwortung bitte, darf ich alle 

informieren: Die Zusatzfrage darf man nach der Ge-

schäftsordnung bis zu zwei Minuten lange formulieren. 

(GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Das waren fünf Minuten, 

gefühlte 26 Minuten!) Ich habe die Uhr im Auge, aber ich 

darf Ihnen allen versichern, dass wir versuchen, so gut 

wie möglich oder zu 100 Prozent die Geschäftsordnung 

auch einzuhalten.  

Herr Stadtrat, ich bitte jetzt um Beantwortung. 

Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky: Ganz si-

cher haben Sie recht, dass die Staatsbürgerschaft alleine 

nicht ausreichend für Integration bürgen kann. Wir wis-

sen, dass die Einbürgerungsrate in Österreich im Schnitt 

über die letzten Jahre zwischen 0,5 und 0,6 Prozent ist 

und im OECD-Schnitt bei 2,6 liegt. Na, da hätte ich rela-

tiv wenig Arbeit als Integrationsstadtrat, wenn ich sagen 

würde, es gilt, ausschließlich diese zu integrieren oder 

das ist am Ende des Tages das Ergebnis der zu integrie-

renden Menschen. Das ist ja auch der zentrale Grund-

gedanke meiner Antwort gewesen. Integrationspolitik ist 

immer eine Politik an und für die gesamte Stadtgesell-

schaft. 

Das ist möglicherweise das, wo uns, wenn es jetzt 

schon um Symbolpolitik geht, die Symbolpolitik spekta-

kulär trennt, wenn man immer glaubt, es geht um irgend-

eine fiktive kleine Minderheit an Menschen, die für alle 

Probleme dieser Republik oder dieser Stadt zuständig 

ist, dann ist Integrationspolitik, diese bestmöglich zu 

hauen. Wenn man aber sagt, bei Integrationspolitik geht 

es um eine Stadt, in der alle bestmöglich leben können 

und zu Hause sind, ganz egal, ob das jetzt in der Shut-

tlewortstraße ist oder in der Nisselgasse - Shuttleworth-

straße natürlich (GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely: Shut-

tlewort, sonst versteht er das nicht!) -, dann ist Integrati-

onspolitik konkrete Unterstützung dafür, dass Menschen 
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auf eigenen Beinen stehen. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.) 

Das hat zur Folge - ich sage es noch einmal, und das 

habe ich ja gerade beim Thema politische Partizipation 

auch gemacht -, dass politische Partizipation über die 

Frage der Staatsbürgerschaft hinausgehend beantwortet 

werden muss. Wenn 27 Prozent der Wienerinnen und 

Wiener oder 41 Prozent in Rudolfsheim-Fünfhaus im 

Übrigen keine österreichische Staatsbürgerschaft haben, 

dann müssen wir schon überlegen, wie wir sie sonst 

nach ihrer Meinung fragen, denn sonst haben die näm-

lich eine Schwierigkeit damit, sich möglicherweise mit 

dem Park, mit der Straße, mit der Schule zu identifizie-

ren, die wir bauen. Das habe ich gar nicht gerne, wenn 

sich Leute mit unserer Stadt nicht identifizieren. 

Daher ist Integrationspolitik ein bisschen mehr als 

Staatsbürgerschaft. (GR Armin Blind: Da kommen wir 

schon hin!) Abgesehen davon bin ich für das Staatsbür-

gerschaftsrecht gar nicht zuständig, aber ich habe dazu 

meine Meinung ohnehin schon mehrfach geäußert. Übri-

gens hat der Wiener Landtag nicht versucht, das Staats-

bürgerschaftsrecht zu verändern, sondern das Wahl-

recht. Da gab es jetzt eine kleine Unschärfe in Ihrer 

Frage. Es war ja aber ohnehin nicht die Frage, sondern 

der Frage vorhergehende Teil der Belehrung, also muss 

man darauf jetzt sozusagen auch nicht weiter korrigie-

rend eingehen. - Danke jedenfalls. (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Danke 

schön. Damit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Die 2. Anfrage (FSP - 04231-2017/0001 - KNE/GM) 

wurde von Frau GRin Mag. Meinl-Reisinger gestellt und 

ist an den Herrn Amtsführenden Stadtrat der Geschäfts-

gruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerich-

tet. In der Anfrage geht es um das Belvedere-Stöckl, wo 

ein Bierlokal errichtet werden soll. [Im Belvedere-Stöckl 

soll ein Bierlokal mit bis zu 880 Verabreichungsplätzen 

errichtet werden, die Baubewilligung wurde bereits erteilt. 

Das Besondere an der geplanten Betriebsanlage ist, 

dass sie in der „Kernzone Weltkulturerbe“ erbaut werden 

soll und dass das Belvedere-Stöckl in einer Schutzzone 

liegt, konkret sowohl in einer Schutzzone nach § 7 BO 

für Wien als auch in einem Parkschutzgebiet nach § 4 

BO für Wien. Die Nutzung des fraglichen Gebietes (Spk 

BB 4 im Plandokument 7574) darf somit nur unter be-

sonderen Auflagen erfolgen. Unter anderem heißt es 

dazu in § 6 Abs. 6 der BO für Wien „die Errichtung von 

Gast-, Beherbergungs-, Versammlungs- und Vergnü-

gungsstätten, (...) ist dann zulässig, wenn sichergestellt 

ist, dass sie nicht durch Rauch, Ruß, Staub, schädliche 

oder üble Dünste, Niederschläge aus Dämpfen oder 

Abgasen, Geräusche, Wärme, Erschütterungen oder 

sonstige Einwirkungen, Gefahren oder den Wohnzweck 

beeinträchtigende Belästigungen für die Nachbarschaft 

herbeizuführen geeignet sind“. Die geplanten baulichen 

Anlagen (Schankanlage, WC-Anlage, Terrassenanlage) 

scheinen nach bisher verfügbaren Informationen aller-

dings deutlich über die erwähnten Auflagen zu gehen. 

Inwiefern wurde die besondere Lage des Belvedere-

Stöckls in einer historischen Parkanlage und in einer 

Schutzzone nach § 7 BO und nach § 4 BO bei der Ertei-

lung der Baubewilligung berücksichtigt?]  

Bitte, Herr Stadtrat! 

Amtsf. StR Dr. Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr 

Bürgermeister! Werte Mitglieder des Gemeinderates! 

Frau GRin Mag. Meinl-Reisinger, ich möchte am Be-

ginn meiner Ausführungen vielleicht noch einmal darstel-

len, dass es sich insgesamt bei diesem Themenfeld um 

zwei Rechtsmaterien handelt, die auch unabhängig von-

einander im Rahmen der Verfahren zur Anwendung 

kommen. Es gibt zum einen ein Ansuchen um Bewilli-

gung baulicher Maßnahmen nach der Wiener Bauord-

nung. Hier sprechen wir über Fragen der Ausnutzbarkeit 

des Bauplatzes, über die Einhaltung von Gebäudehöhen 

oder den Erhalt des Stadtbildes. Dieses Verfahren wird 

von der Baupolizei abgewickelt. 

Zum Zweiten gibt es davon unabhängig ein Betriebs-

anlagenbewilligungsverfahren nach der Gewerbeord-

nung und dieses Verfahren wird vom Magistratischen 

Bezirksamt geführt. Hier geht es um die Fragen der 

Öffnungszeiten, Lärm, Gestank, viele andere Fragen der 

Emissionen, die mit einem solchen Betrieb verbunden 

sein können. 

Das von Ihnen genannte Bauvorhaben wurde am 5. 

April 2017 unter Beilage der hierfür erforderlichen Unter-

lagen bei der Magistratsabteilung 37 eingereicht und 

daraufhin umgehend das Ermittlungsverfahren unter 

Einbeziehung der Magistratsabteilung 19 hinsichtlich des 

Ortsbildschutzes durchgeführt. Das Bauvorhaben liegt 

zwar im Parkschutzgebiet, jedoch legt die Besondere 

Bestimmung BB 4 des Plandokuments 7574 fest, dass 

auf der gegenständlichen Fläche Nutzungen wie im 

Wohngebiet zulässig sind. Dies ist auch historisch nach-

vollziehbar, denn an diesem Standort, der unter Belvede-

re-Stöckl bekannt ist, hat es schon einmal einen Gast-

gewerbebetrieb gegeben. Das neue Projekt soll sich an 

diesen grundsätzlichen bisherigen Rahmenbedingungen 

orientieren. 

Die mündliche Bauverhandlung wurde am 29. Mai 

2017 abgehalten und es wurden jene Grundeigentümer 

hierzu eingeladen, welchen gemäß der Bauordnung für 

Wien Nachbarrechte zukommen. Das sind jene Liegen-

schaften, die an der Prinz-Eugen-Straße dem Bauvorha-

ben gegenüberliegen. Da bei der Bauverhandlung kei-

nerlei Einwendungen vorgebracht wurden, wurde das 

Bauvorhaben mit Bescheid vom 29. Mai 2017 rechtskräf-

tig bewilligt. Da durch das Bauvorhaben weder die zuläs-

sige Gebäudehöhe noch Baufluchtlinien oder die maxi-

male Bebaubarkeit überschritten wurden oder beim Pro-

jekt in Zukunft werden und auch sonst keine Abweichun-

gen von Vorschriften des Bebauungsplanes oder von 

gesetzlichen Vorschriften vorlagen, war bei diesem Ver-

fahren der Bauausschuss der Bezirksvertretung nicht zu 

befassen. 

Das Wesen einer Schutzzone nach § 7 der Bauord-

nung für Wien liegt darin, dass das äußere Erschei-

nungsbild der Gebäude erhalten wird. Diesbezüglich 

wurde von der für Ortsbildfragen zuständigen Magist-

ratsabteilung 19 festgestellt, dass keine Störung oder 

Beeinträchtigung des Stadtbildes durch das Bauvorha-
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ben zu erwarten ist. Auf die Zulässigkeit bestimmter 

Betriebsarten hat die Schutzzone keine Auswirkungen. 

Neben der Baubewilligung sind noch weitere Bewilli-

gungen erforderlich, die kumuliert vorliegen müssen, 

damit das Projekt umgesetzt werden kann. Dazu gehört 

einerseits die Bewilligung nach dem Denkmalschutzge-

setz, vor allem für das Gebäude beziehungsweise die 

historische Parkanlage, für die das Bundesdenkmalamt 

zuständig ist, und andererseits die gewerbliche Be-

triebsanalagenbewilligung, die derzeit beim Magistrati-

schen Bezirksamt, konkret beim Betriebsanlagenzent-

rum, anhängig ist. Im Betriebsanlagenverfahren werden 

die Auswirkungen auf die Nachbarschaft, insbesondere 

Emissionen wie Lärm, Geruch und Ähnliches im Detail 

geprüft, wobei in diesem Verfahren auch die eingesetz-

ten Geräte, zum Beispiel die Wirkung von Lüftungsanla-

gen oder die Betriebszeiten beurteilt werden. Da diese 

Angaben im Baubewilligungsverfahren nicht vorzulegen 

sind, kann die Baubehörde diese Prüfung nicht vorneh-

men und ist auch dazu von der Kompetenz her nicht 

befugt. Das ist aber insofern kein Problem, als das Be-

triebsanlagenverfahren ja zur Verfügung steht, auch mit 

den entsprechenden Instanzen, die in diesem Verfahren 

vorgesehen sind. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 1. Zu-

satzfrage kommt von der ÖVP. Herr GR Dr. Ulm, bitte. 

GR Dr. Wolfgang Ulm (ÖVP): Guten Morgen, Herr 

Stadtrat! 

Sie haben jetzt sehr formal und teilweise juristisch 

geantwortet, und ich finde das grundsätzlich auch richtig, 

dass man bei diesen Projekten diesen Zugang wählt, 

denn es gibt unterschiedliche Interessenlagen. Man 

versteht die Interessen des Betreibers, man versteht die 

Interessen der Anrainer. Es kann wohl nicht so sein, 

dass über jede Betriebsanlage oder über jede Gaststätte 

eine politische Entscheidung gefällt wird, sondern das 

soll eine formalisierte Entscheidung auf Grundlage der 

Gesetze sein. 

Voraussetzung dafür, dass die Interessenabwägung 

aber funktioniert, ist, dass man den Anrainern auch aus-

reichend Rechte einräumt. Da ist der Kernparagraph in 

der Bauordnung für mich der § 134a, und ob man den 

nicht noch mit etwas mehr Rechten für die Anrainer 

ausstatten kann, frage ich mich schon und das frage ich 

auch Sie. Dass man nur einwenden kann, Abstand zum 

eigenen Grundstück, Gebäudehöhe, flächenmäßige 

Ausnutzung, Fluchtlinien und Emissionen nur in beson-

deren Fällen, denn wenn es sich um ein Wohngebäude 

handelt, dann kann ich auch nicht Emissionen geltend 

machen, ist wohl ein bisschen wenig, und ich meine, 

dass die Anrainerrechte grundsätzlich gestärkt werden 

sollten. Mich würde interessieren, wie Sie dazu stehen 

und welche Möglichkeiten Sie für die Anrainer bei diesen 

eingeschränkten subjektiv-öffentlichen Nachbarrechten, 

wie wir sie in der Wiener Bauordnung haben, überhaupt 

sehen. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Bitte, Herr 

Stadtrat. 

Amtsf. StR Dr. Michael Ludwig: Herr GR Dr. Ulm, ich 

kann das nur unterstreichen, was Sie sagen, dass gera-

de bei einem solchen zum Teil kontroversiell diskutierten 

Projekt natürlich die gesetzlichen Bestimmungen und 

Verfahrensschritte in besonderer Art und Weise einzu-

halten sind. Ich möchte nur noch einmal darauf hinwei-

sen, dass wir hier zwei voneinander getrennte und unter-

schiedliche Verfahren haben, jenes der Bauordnung, für 

die ich auch Auskunft geben kann, und jene, die im 

Rahmen der Betriebsanlagenverfahren eingebracht 

werden, auch Einwände der Anrainer, die sich vor allem 

mit den Emissionen beschäftigen, wo hier auch durchaus 

ein größerer Personenkreis in die Diskussion eingebun-

den ist. Beim Bauverfahren selbst sehe ich jetzt keine 

unmittelbaren zusätzlichen notwendigen Schritte, denn 

die Anrainer sind vom Bauverfahren zeitgerecht entspre-

chend informiert worden und hätten auch die Möglichkeit 

gehabt, gegen das Bauverfahren Einsprüche zu erhe-

ben. Es ist ein nachträglicher Einspruch einer Anrainerin 

eingebracht worden, der allerdings nicht für das Verfah-

ren verwendet worden ist. Die Beschwerde liegt jetzt 

beim Verwaltungsgericht Wien, und solange der Anraine-

rin nicht Parteistellung zuerkannt wird, wird das Baube-

willigungsverfahren dadurch auch nicht verändert.  

Das andere ist das Betriebsanlagenverfahren. Wie 

gesagt besteht hier ja auch entsprechend die Möglichkeit 

der Anrainerinnen und Anrainer, insbesondere gegen 

Lärm- und Geruchsemissionen Einsprüche einzulegen. 

Das wird aber vom Magistratischen Bezirksamt durchge-

führt, hier kann ich aus Mangel an Kompetenz in diesem 

Fachbereich keine Auskunft geben. 

Ich möchte nur trotzdem eine politische Anmerkung 

machen, Herr GR Ulm, weil Sie ja durchaus auch Vertre-

ter einer Partei sind, die auch Interessen der Wirtschaft 

und des Wirtschaftsstandortes Wien vertreten. Unab-

hängig vom konkreten Anlassfall muss ich schon darauf 

hinweisen, dass wir natürlich neben der Berücksichti-

gung von Anrainerinteressen auch den Wirtschafts-

standort Wien zu vertreten haben. Das gilt natürlich 

insbesondere auch für große infrastrukturelle Projekte in 

unserer Stadt, und ich würde mich sehr freuen, wenn wir 

auf der einen Seite gemeinsam natürlich die Interessen 

der Anrainerinnen und Anrainer wahrnehmen, aber ge-

meinsam vielleicht auch die Interessen der Wiener Wirt-

schaft sehen, denn diese sichert Arbeitsplätze in unserer 

Stadt und ist für die zukünftige Entwicklung unserer 

Stadt, wie ich meine, auch von großer zentraler Bedeu-

tung. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 2. Zu-

satzfrage kommt von der FPÖ. Herr GR Mag. Pawko-

wicz, bitte. 

GR Mag. (FH) Alexander Pawkowicz (FPÖ): Schö-

nen guten Morgen, Herr Stadtrat! 

Meine Frage zielt tatsächlich auf das Bauverfahren 

und nicht auf das Betriebsanlagengenehmigungsverfah-

ren ab. Hier haben wir ja nicht nur eine Bauführung in-

nerhalb der Grenzlinien der Besonderen Bestimmungen 

Nummer 4, die Sie angesprochen haben, also das Lokal, 

sondern es soll eine sogenannte Teichterrasse angelegt 

werden. Das ist oberhalb des derzeit denkmalgeschütz-

ten barocken Teiches, da entstehen 260 Sitzplätze, die 

eine entsprechende Grundierung erfordern, weil sonst 
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das Gelände dort abrutscht. Jetzt ist nach meinem Ver-

ständnis und nach dem von einigen Experten, die ich 

befragt habe, auch diese Grundierungsarbeit tatsächlich 

als Bauführung zu werten, kam aber im Baubewilli-

gungsverfahren gar nicht vor.  

Nun liegt dieses Gebiet im Parkschutzgebiet. Park-

schutzgebiet bedeutet ganz konkret, das ist „bestimmt für 

das Anlegen von Gartenanlagen“. So steht es im § 6 

Abs. 4 der Bauordnung. Inwieweit 260 Sitzplätze inklusi-

ve Ausschankanlagen, mobile WC-Anlagen und derglei-

chen tatsächlich als Gartenanlage zu werten sind, wäre 

durchaus eine Beurteilung der Baubehörde gewesen. Mir 

fällt aber im ähnlichen Zusammenhang dann noch etwas 

auf, wenn wir in ein anderes „Grünland“ gehen. Hier 

haben wir ein „Parkschutzgebiet“. Wenn wir ins „Grün-

land - Erholungsgebiet“ gehen, beispielsweise „Erho-

lungsgebiet - Kleingärten - Ekl“, dann kommt es zu Hauf 

vor, dass Kleingärtner Bauaufträge erhalten, weil bei-

spielsweise die Wintergärten vermeintlich überdimensio-

niert sind, und die dann dort einzelne Glasscheiben 

rausnehmen müssen und dergleichen, obwohl es hier 

durchaus die Möglichkeit gäbe, auch mit § 71-

Ausnahmegenehmigungen so etwas zu ermöglichen. 

Meine Frage ist: Wieso agiert Ihr Ressort so hart, 

wenn es auf der einen Seite um die Belange von Klein-

gärtnern geht, aber so teilweise ganz besonders nach-

giebig oder wohlwollend, wenn es um Interessen von 

Lokalbetreibern, insbesondere im Grünland, hier im 

Konkreten sogar im Parkschutzgebiet geht? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Dr. Michael Ludwig: Die Parkanlage ist 

eine historische Parkanlage, und alle Änderungen dort 

werden ja auch in enger Abstimmung mit dem Bundes-

denkmalamt getroffen. Meines Wissens ist auch nicht 

vorgesehen, die Fläche der von Ihnen angesprochenen 

Terrasse zu asphaltieren, sondern das ist dort eine tem-

poräre Nutzung, soviel ich weiß mit einer Holzausstat-

tung, also nicht eine Asphaltierung des Bodens, sondern 

mit einem Holzboden, der natürlich auch temporär nutz-

bar sein wird. Von daher wird hier neben der MA 19 vor 

allem die Meinung des Bundesdenkmalamtes mitberück-

sichtigt.  

Zum Vergleich mit den Kleingartenanlagen kann ich 

nur davor warnen, den Kleingärtnerinnen und Kleingärt-

nern zu signalisieren, dass es sinnvoll ist, über die bis 

jetzt maximale Grundausstattung von 50 m² hinausge-

hend fixe Bauwerke vorzusehen. Meine Sorge ist in dem 

Zusammenhang, und ich habe sie schon öfter artikuliert, 

dass es durchaus möglich ist, wenn da im Vergleich der 

Kleingartensiedlungen mit Gartensiedlungen, die ja bis 

zu 80 m² Grundfläche ausstatten können, dieser Unter-

schied zu eng wird, sodass vor den Höchstgerichten eine 

Entscheidung getroffen wird, dass sich die Kleingarten-

pächterinnen und -pächter oder Eigentümer an den Gar-

tensiedlungen orientieren, was bedeuten würde, dass die 

bisherige Widmung Grünland dann mit Bauland vorzuse-

hen ist, mit ganz anderen Auflagen. 

Das ist also nicht eine zusätzliche Erschwernis, die 

die Baubehörde vorsieht, sondern ich würde meinen, 

dass es da durchaus rechtliche und politisch sinnvolle 

Gründe gibt, dass die Quadratmeteranzahl der bebauten 

Fläche sich nicht zu sehr annähert, um nicht vor Höchst-

gerichten negative Auswirkungen für Kleingärtnerinnen 

und Kleingärtner zu bewirken. Dessen muss man sich 

bewusst sein und wenn man verantwortungsvolle Politik 

betreibt, dann muss man gerade auch solche Auswir-

kungen mit im Auge haben. Wie gesagt, das ist also 

keine Schikane der Baubehörde, sondern Sorge, dass 

vor Gerichten unter Umständen solche ähnlichen Aus-

stattungen der Grundfläche zu Entscheidungen führen, 

die wir alle gemeinsam nicht wollen.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 3. Zu-

satzfrage kommt von NEOS, Frau GRin Mag. Meinl-

Reisinger, bitte. 

GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES (NEOS): 

Danke, Herr Stadtrat, für Ihre Ausführungen, die, und da 

schließe ich mich meinem Kollegen Dr. Ulm an, natürlich 

sehr juristisch waren, und das ist sicherlich ein richtiger 

Zugang, wenn es um solche Fragestellungen geht, wo es 

unterschiedliche Interessen gibt - keine Frage. 

Ich möchte an der Stelle anmerken, dass natürlich 

auch uns bewusst ist, dass es hier wirtschaftliche Inte-

ressen gibt und es grundsätzlich etwas Positives ist, 

wenn hier jemand auf eigenes Risiko so ein Projekt wagt. 

Sie haben auch richtig angemerkt, dass es dort schon 

einmal eine Gaststätte gab, allerdings, und jetzt komme 

ich zu einem ganz entscheidenden Punkt in dieser Fra-

ge, nämlich auch politischen Punkt, ist die Dimension 

schon in hohem Ausmaß unterschiedlich. Ich glaube, 

damals waren bis zu 100 Plätze dort, und jetzt werden im 

Vollausbau, wenn alles ausgeschöpft wird, bis zu 880 

Plätze dort in diesem Belvedere-Stöckl sein. Das ist 

natürlich auf Grund der Dimension doch ganz anders, als 

es bis jetzt war.  

Ein kurze Anmerkung noch zu der Frage dieses 

Parkschutzgebietes: Diese temporäre Terrasse soll 

schon, so ist es in den Plänen, von einer fixen Schank-

anlage und einer fixen WC-Anlage begleitet werden. Hier 

zu insinuieren, dass das also einfach nur so Holzbretter 

sind, die da halt im Sommer aufgelegt werden, ist nicht 

ganz richtig, weil das natürlich hier schon auch feste 

Bauwerke sein werden, weil es eine feste Schank- und 

WC-Anlage geben wird, und mir nicht ganz nachvollzieh-

bar ist, wie man in so einem historischen Garten kein 

Problem darin sieht. 

Ich möchte aber auch zu einem anderen Aspekt 

kommen, der jetzt noch nicht angesprochen wurde, um 

noch eine Frage zu stellen. Laut Medienberichten gibt es 

die Auflage für vier zusätzliche Stellplätze. Da gibt es 

natürlich die Sorge der Anrainerinnen und Anrainer, und 

wir definieren das ein bisschen weitergehend, als es in 

der Bauordnung passiert, also nicht nur die, die jetzt 

unmittelbar bei der Prinz-Eugen-Straße wohnen. Ich 

verstehe schon, dass da natürlich auch andere, etwas 

weiter weg liegende Anrainer und Anrainerinnen Interes-

se daran haben, dass dort der Verkehr nicht massiv 

steigt. Halten Sie also 4 zusätzliche Stellplätze für den 

gesamten Gastronomiebereich mit einer Dimension von 

bis zu 880 Plätzen für ausreichend? 
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Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte.  

Amtsf. StR Dr. Michael Ludwig: Auch hier muss man 

unterscheiden, dass es natürlich auch in diesem Zu-

sammenhang eines solchen Projekts beispielsweise 

auch um ein Verkehrskonzept geht, da ist mein Ressort 

aber nicht eingebunden. Prinzipiell haben Sie recht, wir 

entscheiden in der Baubehörde ganz streng nach der 

Bauordnung und den Bebauungsplänen. Auch wenn Sie 

beispielsweise fix vorgesehene Schankeinrichtungen und 

WCs ansprechen. müssen sich die ganz konkret an den 

strikten Bebauungsplänen orientieren. Darüber hinaus-

gehende fixe Bestandteile des Projektes sind nicht zu-

lässig und von daher sind alle anderen Maßnahmen, die 

hier in diesem Projekt vorgesehen sind, soweit sie mir 

bekannt sind, von temporärer Ausgestaltung und jeder-

zeit auch veränderbar. 

Zum Verkehrskonzept selbst und zu den Parkstell-

plätzen kann ich keine unmittelbare Auskunft geben, 

aber die Bebauungspläne werden sehr strikt von der 

Baupolizei begleitet, kontrolliert und ähnlich wie bei allen 

anderen Projekten auch sehr strikt sanktioniert, falls sich 

die Pächter nicht an die vorgegebenen Vorschriften des 

Bebauungsplanes orientieren.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank, 

damit ist die 2. Anfrage beantwortet.  

Die 3. Anfrage (FSP - 04230-2017/0001 - KVP/GM) 

wurde von Frau GRin Mag. Hungerländer gestellt und ist 

an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Im Jahr 2005 

wurde das bis dahin geltende Vormerksystem für die 

Marktstand-Anmeldungen für den Wiener Christkindl-

markt am Rathausplatz dahingehend geändert, als seit-

her der „Verein zur Förderung des Marktgewerbes“ als 

zentrale Stelle fungiert, der seinerseits Standgebühren 

für alle Stände auf Basis des Marktgebührentarifes 2006 

an die Gemeinde abführt und die Standplätze in der 

Folge in Eigenregie weiter vermietet. Dessen Standzutei-

lungssystem und Gebarung sind jedoch recht intranspa-

rent. Gibt es Überlegungen Ihrerseits, das aktuelle Sys-

tem der „zentralisierten“ Marktstandvergabe an einem 

der bedeutendsten öffentlichen Plätze unserer Stadt im 

Rahmen der Kompetenzen der Gemeinde mit mehr 

Transparenz zu versehen?)  

In der Anfrage geht es um mehr Transparenz bei der 

Marktstandanmeldung beim Christkindlmarkt und ande-

ren Märkten. - Bitte, Herr Bürgermeister! 

Bgm Dr. Michael Häupl: Sehr geehrte Herr Vorsit-

zender! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!  

Ich werde mich an den Wortlaut der Anfrage halten 

und mich daher ausschließlich mit dem Christkindlmarkt 

und nicht mit anderen Märkten befassen, denn da gibt es 

so wesentliche Unterschiede, dass wir wahrscheinlich 

den ganzen Tag nur mit dem Thema der Advent- und der 

Christkindlmärkte in der Stadt verbringen würden. Das 

wollen wir uns doch ersparen. 

Erlauben Sie mir, zunächst eine etwas deutlichere 

Anmerkung zu machen, wofür die Stadt im Hinblick auf 

Ihre Frage nun in der Tat zuständig ist und wofür nicht. 

Dieser Markt wird, so wie jeder andere bewilligungs-

pflichtige Anlassmarkt, nach dem dafür in der Marktord-

nung vorgesehenen Modus abgehandelt. So führt die 

zuständige Magistratsabteilung 59 selbstverständlich 

auch für diesen Markt auf Grund eines entsprechenden 

Ansuchens des Organisators ein behördliches Genehmi-

gungsverfahren unter Einbindung aller erforderlichen 

Stellen durch. Dieses Verfahren mündet in einer be-

scheidmäßigen Erledigung, die im Falle der Genehmi-

gung auch die entsprechenden Auflagen und Bedingun-

gen erhält. Auf Grund der Regelungen in der Marktord-

nung können solche Bewilligungen auch nicht langfristig 

erteilt werden. Der Organisator hat daher jedes Jahr aufs 

Neue für den Christkindlmarkt einzureichen, und die 

Behörde hat in der Folge erneut zu prüfen und ein Ge-

nehmigungsverfahren abzuführen. 

Festzuhalten ist in diesem Zusammenhang auch, 

dass der Organisator das unternehmerische Risiko trägt. 

So hat er nicht nur die Marktgebühren zu entrichten, 

sondern beispielsweise auch für die Reinigung und die 

winterliche Betreuung des Marktes Vorsorge zu treffen. 

Zudem ist er für die Einhaltung der im Bescheid festge-

legten Auflagen und Bedingungen verantwortlich, was 

seitens der Behörde auch kontrolliert wird. Nach der 

Marktordnung sind dem Organisator mit Rechtskraft der 

Bewilligung alle Marktplätze auf die gesamte Dauer des 

Marktes zugewiesen, die dieser an die Marktparteien 

vergibt. Die Magistratsabteilung 34 schließt einen für die 

Nutzung des Rathausplatzes notwendigen Vertrag ab. 

Wie mir mitgeteilt wurde, erfolgt die Standvergabe 

beim Verein zur Förderung des Marktgewerbes in Anse-

hung des Christkindlmarktes derart, dass jährlich eine 

Vergabekommission organisiert wird, die dann über die 

Vergabe der einzelnen Stände entscheidet.  

Wie Sie daraus entnehmen können, endet die Kom-

petenz der Stadt beim Behördenverfahren des Marktam-

tes und mit dem Abschluss des privatrechtlichen Vertra-

ges durch die Magistratsabteilung 34. Die Stadt hat 

überhaupt nichts mit der Vergabe der Stände am Christ-

kindlmarkt selbst zu tun. Ich nehme natürlich Entschei-

dungen der Präsidiale zur Kenntnis, ob Fragen zulässig 

sind oder nicht, aber ich darf schon darauf verweisen, 

dass dieser Teil die Verwaltung der Stadt im Allgemeinen 

oder die Kompetenz des Bürgermeisters im Besonderen 

nicht betrifft. Noch einfacher gesagt: Ich habe mit der 

Vergabe der Standln am Christkindlmarkt aber schon gar 

nichts zu tun und möchte damit auch nichts zu tun ha-

ben, um das gleich auch hinzuzufügen. 

Insgesamt zeigt sich nach all den mir vorliegenden 

Informationen, gerade auch im Hinblick auf die jährlich 

neu zu bestellende Vergabekommission, dass man hier 

durchaus von einem klaren, transparenten und nachvoll-

ziehbaren System sprechen kann, welches, und das 

betone ich gerade in Richtung Ihrer Fraktion, infolge der 

bekannten höchstgerichtlichen Entscheidung im Jahre 

2005 unter intensiver Einbindung der Wirtschaftskammer 

etabliert wurde.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank. 

Die 1. Zusatzfrage kommt von den GRÜNEN. Herr GR 

Mag. Maresch, bitte. 

GR Mag. Rüdiger Maresch (GRÜNE): Sehr geehrter 

Herr Bürgermeister! 
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Ich habe mich auch etwas gewundert, dass die An-

frage zugelassen worden ist, aber es soll sein. Die zwei-

te Geschichte, dass die ÖVP das fragt, obwohl die Wirt-

schaftskammer eingebunden ist, hat mich auch gewun-

dert. 

Deswegen aber trotzdem meine Frage: Es gibt immer 

wieder Gespräche und Klagen darüber, dass es viel zu 

wenig verschiedene Dinge auf Märkten gibt. Deswegen 

jetzt meine Frage. Welche Möglichkeiten sehen Sie für 

die Stadt, Qualitätskriterien oder auch Diversität bei den 

Märkten irgendwie umzusetzen?  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Bürger-

meister, bitte.  

Bgm Dr. Michael Häupl: Primär sehe ich diese Hand-

lungsmöglichkeiten im Bereich der Bescheiderstellung 

durch das Marktamt. Dort hat man mit Sicherheit die 

Möglichkeit, unter Berücksichtigung der allgemeinen 

Entwicklungen die entsprechende Diversität zu gewähr-

leisten. Ich kenne den Christkindlmarkt seit meiner Kind-

heit mit all den „Aufs und Abs“, die er hatte. So, wie er 

sich zur Zeit darstellt, muss ich sagen, halte ich es für 

eine ziemlich gute Ausgewogenheit von auf Weihnachten 

bezugnehmenden Standln und natürlich auch jenen 

Standln, die das meiste Geld bringen, das ist keine Fra-

ge, das sind die Punschstandln. Ich bin ein unverfängli-

cher Argumentator in diese Richtung, denn ich mag 

Punsch nicht, ich trinke ihn daher folgerichtig auch nicht. 

Aber wie dem auch immer sei, wenn man zwischen dem 

Rathaus und dem Stephansdom ungefähr 26 Punsch-

stände antreffen kann, dann wird das wohl auch seine 

Berechtigung haben, denn wenn niemand dort hin käme, 

dann würde es sie nicht geben. So gesehen wollen wir 

Marktwirtschaft also schon auch zulassen.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 2. Zu-

satzfrage kommt von der FPÖ, Herr GR Ing. Guggen-

bichler, bitte.  

GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Guten 

Morgen, Herr Bürgermeister! 

Sie haben jetzt das unternehmerische Risiko des 

Christkindlmarkts, des Herrn Keskin und seines Vereins 

angesprochen. Ich habe im letzten Ausschuss erfahren 

dürfen, dass er 36.000 EUR für diesen gesamten Rat-

hausplatz bezahlt hat. Jetzt hat er dort über 100 Stan-

deln, die er dort weitervermietet und teilweise bis zu 

35.000 EUR für einen Stand verlangt. Weiterhin, weil Sie 

die Punschstandln auch angesprochen haben, die Sie ja 

als sehr gewinnträchtig empfinden, hört man auch, dass 

in den letzten Jahren diese Standanbieter gar nicht mehr 

die Möglichkeit haben, den eigenen Punsch zu verkau-

fen, sondern sie müssen den auch beim Herrn Keskin 

generell einkaufen, damit die Qualität gewährleistet ist. 

Weil Sie sagen, Sie sind von der Stadt her nicht zu-

ständig: Auf allen Medien, die die Stadt zur Verfügung 

hat, gibt es eine indirekte Förderung, zusätzlich, dass es 

sehr günstig vergeben wird, bewerben Sie diese Christ-

kindlmärkte auch, nicht nur den am Rathausplatz, son-

dern auch die anderen. Somit könnte man da auch eine 

indirekte Subvention der Stadt Wien herstellen. Ich bin 

der Meinung, man könnte es wirtschaftlich besser ein-

setzen. Sie sprechen die ganze Zeit von transparenten 

Richtlinien. Können Sie uns diese bitte sagen und nicht 

nur das Wort Transparenz erwähnen, sondern welche 

Richtlinien es wirklich gibt, außer der Mitgliedschaft bei 

der SPÖ?  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Bürger-

meister, bitte. 

Bgm Dr. Michael Häupl: Ich tue mir manchmal selber 

leid, weil ich den Eindruck habe, man hört mir in keiner 

Weise zu. Daher werde ich jetzt redundant, was ich 

normalerweise nicht mag.  

Ich habe keine Ahnung von dem, was Sie mir da über 

Preise erzählen. Ich weiß nicht einmal, wie viel ein 

Punsch am Rathausplatz kostet. Es interessiert mich 

auch nicht, es geht mich nichts an. Wir befassen uns 

nur - das sage ich jetzt noch einmal - mit dem Bescheid 

des Marktamtes mit den entsprechenden Auflagen, die 

nachzulesen sind in dem Bescheid, und dem privatrecht-

lichen Vertrag für die Nutzung. Das war’s. Im Übrigen, da 

Sie vom Keskin-Verein reden, darf ich Ihnen empfehlen, 

sich einmal die Zusammensetzung des Vorstands dieses 

Vereins anzusehen. Dann werden Sie verstehen, dass 

man das so nicht sagen kann. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 3. Zu-

satzfrage kommt von NEOS. Frau GRin Mag. Emmer-

ling, bitte.  

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Guten 

Morgen, Herr Bürgermeister!  

Vielen Dank für die Ausführungen! Sie sagen, Sie 

sind froh, dass Sie damit nichts zu tun haben. Ich glaube, 

es wäre eigentlich besser, wenn die Stadt Wien da ge-

nauer hinsehen würde. Wir wissen auch aus der Anfra-

ge, dass der gesamte Christkindlmarkt; der gesamte 

Vorplatz für 36.000 EUR für diese Periode von der Stadt 

Wien vergeben wird. Wir gehen davon aus, dass ein 

durchschnittlicher Umsatz so eines Gastronomiebetrie-

bes rund 100.000 EUR ausmacht, also 3 Mal so viel. Bei 

20 Gastronomieständen können wir davon ausgehen, 

dass der Christkindlmarkt in dieser Zeit, die er hier ist, 5 

Millionen EUR erwirtschaftet, die Stadt Wien jedoch nur 

36.000 EUR. Zusätzlich müssen die SteuerzahlerInnen 

noch 1 Million EUR darauflegen, um diesen „Weihnacht-

straum“ zu finanzieren, der rund um den Christkindlmarkt 

stattfindet. Ich glaube, es ist schon klar oder sehr offen-

sichtlich, dass die Stadt Wien hier einen sehr falschen 

Weg der Vergabe gegangen ist beziehungsweise geht. 

Was sagen Sie zu diesen Zahlen? Warum geht man mit 

dem Christkindlmarkt nicht in eine Ausschreibung, um 

hier eventuell den Gewinnanteil der Stadt zu erhöhen 

und auch diese Zusatzfinanzierung des „Weihnacht-

straums“ somit einzuspielen? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Bürger-

meister bitte.  

Bgm Dr. Michael Häupl: Ich werde nicht müde wer-

den, Sie darauf hinzuweisen, dass die Stadt Wien die 

Stände dort nicht vergibt. Aber ich nehme gerne Ihr Ver-

trauen zur Kenntnis, wenn Sie meinen, die Stadt Wien 

könnte das besser machen und die Stände dort verge-

ben. Das heißt, Sie trauen uns wesentlich mehr. (GRin 

Mag. Bettina Emmerling, MSc: Dass die Stadt Wien 

mehr einnimmt!) - Das haben Sie gesagt. Ich will das 
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nicht, aber Sie haben gesagt, es wäre gescheiter, wenn 

die Stadt Wien das machen würde. Also mir soll’s recht 

sein. Wir machen es ohnehin nicht, aber das ist eine 

andere Geschichte. Die werden Sie möglicherweise nicht 

kennen - oder doch, hoffe ich.  

Bis 2005 ist die ganze Organisation des Christkindl-

markts von der Wiener Wirtschaftskammer gemacht 

worden. Auf Grund einer Klage eines Linzer Unterneh-

mens ist dies als nicht rechtmäßig erachtet worden. Ich 

kommentiere diesen Verfassungsgerichtshofentscheid 

jetzt nicht, aber dadurch hat man zu dieser anderen 

Organisationsform, so wie sie jetzt ist, gewechselt. Ich 

füge noch einmal hinzu: Ich bin da durchaus im aller-

größten Einvernehmen mit der Wirtschaftskammer, die 

das bisher gemacht hat, aber die Stadt Wien selber hat 

das überhaupt noch nie gemacht.  

Und ich darf schon darauf hinweisen, dass Sie da ein 

bisschen eine Milchmädchenrechnung machen, denn in 

dem Bescheid ist nachzulesen - das ist relativ einfach, 

vielleicht ist der Bescheid öffentlich einzusehen -, dass 

natürlich alle Kosten, von den einfachen Energiekosten 

über die Reinigungskosten, von demjenigen zu tragen 

sind, der von der Stadt Wien beauftragt wird. Eine ganz 

andere Geschichte ist, das darf man nicht in einen Topf 

werfen, die nun wirklich hübsche Ausgestaltung des 

Rathausparks. Das macht die Stadt Wien Marketing. Das 

ist eine ganz andere, eine vollkommen andere Geschich-

te. Das ist ja offensichtlich auch gut und schön so. Daher 

kann ich nur sagen: Man kann alles Mögliche kritisieren. 

Ob man im gegenständlichen Fall richtig damit liegt, 

wage ich zu bezweifeln, noch dazu eine Woche vor 

Weihnachten. (Ruf bei der ÖVP.) - Dass Ihnen der „Kin-

derfreunde-Baum“ so am Herzen liegt, finde ich bewun-

dernswert! 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 4. Zu-

satzfrage kommt von der ÖVP. Frau GRin Mag. Hunger-

länder, bitte.  

GRin Mag. Caroline Hungerländer (ÖVP): Geschätz-

ter Herr Bürgermeister!  

Danke für Ihre Ausführungen! Offenbar haben Sie 

unsere Frage nicht so verstanden, wie sie gestellt war. 

Ich werde daher versuchen, noch einmal darauf einzu-

gehen, was eigentlich unsere Intention war. Tatsächlich 

ist es ja so, dass die Silvester- und Adventzeit eine sehr 

lukrative Zeit für den Anlassmarkt ist. Es ist daher nahe-

liegend, anzunehmen, dass sich auch andere Vereine 

um die Abhaltung und Organisation dieser Märkte be-

müht haben könnten. Meine Frage lautet daher folgen-

dermaßen: Gab es auch andere Antragsteller, die sich in 

den vergangenen Jahren oder dieses Jahr um die zent-

rale Ausrichtung eines Adventmarktes am Rathausplatz 

in der Adventzeit bemüht haben? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Bürger-

meister, bitte. 

Bgm Dr. Michael Häupl: Die Antwort ist einfach: 

Nein. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Danke! Damit 

ist die 3. Anfrage beantwortet.  

Die 4. Anfrage (FSP - 04226-2017/0001 - KFP/GM) 

wurde von Herrn GR Haslinger gestellt und ist an den 

Herrn Amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe 

Kultur, Wissenschaft und Sport gerichtet. In der Anfrage 

geht es um das Wiener Prostitutionsgesetz und die An-

zahl der bewilligten Prostitutionslokale zwischen 2016 

und 2017. (Das aktuelle Prostitutionsgesetz ist seit 1. 

November 2011 in Kraft. Dieses sieht unter anderem vor, 

dass die Straßenprostitution in Wohngebieten verboten 

ist. Nach geltendem Wiener Prostitutionsgesetz ist der 

Betrieb von Prostitutionslokalen bewilligungspflichtig. 

Wie viele Prostitutionslokale waren bzw. sind mit Stich-

tag 31. Dezember 2016 bzw. 31. Oktober 2017 bewilligt 

worden?) 

Bitte! 

Amtsf. StR Dr. Andreas Mailath-Pokorny: Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Gemeinderat!  

Wir kommen zu einem anderen vorweihnachtlichen 

Thema. Ich kann diese Frage sehr kurz beantworten, 

auch wenn ich am Beginn sagen möchte: Ich bin für die 

Gesetzgebung zuständig und wir sind hier im Gemeinde-

rat, dabei wäre das eigentlich ein Landtagsthema, Stich-

wort Vollzug, aber ich sage es Ihnen trotzdem: Nach 

Auskunft der Landespolizeidirektion, die dafür zuständig 

ist, wurden mit Stichtag 31. Dezember 2016 354 und mit 

Stichtag 31. Oktober 2017 360 polizeilich bewilligte Pros-

titutionslokale betrieben. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 1. Zu-

satzfrage kommt von der ÖVP. Herr GR Dr. Ulm, bitte. 

GR Dr. Wolfgang Ulm (ÖVP): Guten Morgen Herr 

Stadtrat!  

In der Tat ist es so, dass der Vollzug zu, ich sage 

jetzt einmal, 99 Prozent bei der Landespolizeidirektion 

liegt und nur zum ganz geringen Teil bei der Stadt Wien. 

Lediglich was die Sicherheitsvorkehrungen in den Prosti-

tutionslokalen betrifft, gibt es eine Kompetenz des Ma-

gistrats. Da ist es so, dass Amtssachverständige der 

Polizei zuarbeiten. Ein Thema allerdings, das auch ein 

Problem der Anrainer ist und wo daher die Gemeinde für 

diese Anrainer da sein sollte, ist, glaube ich, das Er-

scheinungsbild der Prostitutionslokale. Wenn das Er-

scheinungsbild nicht in das Stadtbild passt, zu auffällig 

ist, dann kann die Polizei dagegen vorgehen. Ich glaube 

aber, dass der erste Ansprechpartner bei so einer Stadt-

bildfrage doch die Gemeinde Wien und der Magistrat ist. 

Da frage ich mich, wie jetzt diesen Anrainern konkret 

durch die Gemeinde geholfen werden kann. Nur zu sa-

gen, wir sind nicht zuständig, die Polizei ist zuständig, 

wäre mir ein bisschen zu wenig. Welches Angebot haben 

Sie für Anrainer, die belästigt werden durch die Gestal-

tung eines solchen Lokals? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Dr. Andreas Mailath-Pokorny: Sehr ge-

ehrter Herr Gemeinderat!  

Soweit ich das bis jetzt verfolgen konnte und sehe, 

hat sich durch den Beschluss des Prostitutionsgesetzes 

dieses Hohen Hauses das Problem insgesamt grundle-

gend verbessert. Es gibt auch entsprechende Runden, 

auch informeller Natur, wo unter Einbeziehung der Poli-

zei, aber auch natürlich der magistratischen Stellen, die 

dafür zuständig sind, aber auch von NGOs, regelmäßig 
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und laufend über die Probleme gesprochen wird. Soweit 

mir berichtet wird, hatte es diesbezüglich auch kaum 

Beschwerden gegeben in der Vergangenheit. Die Bewil-

ligungen der Prostitutionslokale auf Basis des Prostituti-

onsgesetzes 2011 sind in einem ganz überwiegenden 

Teil auch entsprechend problemlos über die Bühne ge-

gangen. Sollte es dennoch Beschwerden dazu und je-

weils geben, muss man sich jede immer neu ansehen. 

Ich glaube, dass auch der Vollzug dieses Gesetzes we-

sentlich dazu beigetragen hat, das Problem zumindest 

beherrschbarer zu machen. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 2. Zu-

satzfrage kommt von der FPÖ. Herr GR Haslinger, bitte. 

GR Gerhard Haslinger (FPÖ): Danke, Herr Stadtrat 

für die umfassenden Ausführungen!  

In der Anfrage geht es um Prostitutionslokale. Meine 

Zusatzfrage bezieht sich aber auf normale Lokale, die 

nicht als Prostitutionslokale gemeldet sind, sich aber seit 

der Zurückdrängung der Straßenprostitution für die Pros-

titutionsanbahnung etabliert haben, nämlich unter dem 

Schlagwort Tischmädchenlokale. Das sind Lokale, die 

meistens erst gegen 17 Uhr oder 18 Uhr aufsperren, wo 

Mädchen aus den osteuropäischen Grenzländern mit 

kleinen Trolleys hinkommen. Das Lokal ist ausgestattet 

wie ein normales Kaffeehaus. Die kommen dorthin, zie-

hen sich um, setzen sich an die Tische und warten auf 

Kunden. Diese Kunden kommen zur späten Stunde und 

verlassen mit den Mädchen die Lokale. Man weiß, dass 

hier Prostitution angebahnt wird. Die Polizei kümmert 

sich darum, weil es auch Anrainerbeschwerden darüber 

gibt. Strafbehörde ist der Magistrat. Die Strafen sind, wie 

ich höre, zu gering, da gibt es keine generalpräventive 

Abschreckung. Das führt dazu, dass diese Lokale maxi-

mal den Betreiber wechseln, wenn sie überhaupt schlie-

ßen müssen, und immer mehr dieser Lokale entstehen. 

Jetzt ist meine Frage beziehungsweise eher ein Ap-

pell an Sie, denn Sie werden mir jetzt nicht wirklich rasch 

eine Antwort geben können: Man sollte sich um diese 

Lokale besser kümmern, denn da passiert Prostitutions-

anbahnung, wo auch immer die Ausübung dann stattfin-

den wird. Diese Prostitutionsanbahnung ist in den Loka-

len, sage ich, illegal. Die Mädchen kommen her. Man 

weiß auch nicht, ob sie gesundheitsbehördlich kontrolliert 

sind. Wie werden Sie diesem Umstand entgegentreten? 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Dr. Andreas Mailath-Pokorny: Sehr ge-

ehrter Gemeinderat! Ich nehme das gerne mit. Ich habe 

schon gesagt, es gibt entsprechende regelmäßige Run-

den zwischen der Stadt, der Polizeidirektion, den NGOs, 

den Betroffenen. Wir können das dort gerne diskutieren. 

Sollte sich daraus eine gesetzgeberische Notwendigkeit 

ergeben, werden wir das sicher sehr genau prüfen. Ich 

kann das gerne in die nächste Runde mitnehmen und 

dort diskutieren. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank. 

Die 4. Anfrage ist damit beantwortet.  

Die 5. Anfrage (FSP -04225-2017/0001 - KSP/GM) 

wurde vom Herrn GR Florianschütz gestellt und ist auch 

an den Herrn Amtsführenden Stadtrat der Geschäfts-

gruppe Kultur, Wissenschaft und Sport gerichtet. Die 

Anfrage betrifft die Zusammenlegung der IT von AKH, 

KAV mit der MA 14. (Im Zuge von „Wien neu denken“ 

wird soeben die gesamte IT von AKH und KAV mit der 

MA 14 zusammengelegt. Welche Zielvorgaben definiert 

die Stadt Wien für diese neu entstehende MA 1 die In-

formations- und Kommunikationstechnologien betref-

fend?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf. StR Dr. Andreas Mailath-Pokorny: Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat! 

Diese Anfrage bezieht sich, wie gesagt, auf ein 

grundlegendes Reformvorhaben in meiner Geschäfts-

gruppe. Es entspringt dem Grund, der Grundintention 

des magistratsinternen Vorhabens „Wien neu denken“ 

und ist bis jetzt jedenfalls, auch was die einzusparenden 

Summen und auch die betroffenen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter anbelangt, das größte Reformvorhaben aus 

diesem Prozess. Die sehr einfache Zielvorgabe war und 

ist, die drei verschiedenen IT-Abteilungen, Bereiche, die 

im Großfeld der Stadt Wien tätig sind, nämlich im KAV, 

im Magistrat und im AKH, zusammenzuführen. Dies soll 

geschehen zum Zwecke der Effizienzsteigerung, aber 

auch, um in diesem riesigen, komplexen Feld der Cyber 

Security, gemeinsam besser und effizienter agieren zu 

können sowie, um am Ende dieses Prozesses Geld 

einzusparen.  

Wir sind in diesem Prozess sehr weit gediehen, und 

ich betone: auch in guter Zusammenarbeit mit den Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern. Schließlich geht es da 

insgesamt gesprochen um knapp 1.000 Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter aus dem Magistrat, aus dem KAV und 

aus dem AKH. Dieser Prozess ist sehr gut aufgesetzt. 

Wir haben vor, Mitte des kommenden Jahres tatsächlich 

eine neue Magistratsabteilung, nämlich eine sogenannte 

Magistratsabteilung 01 Digitales Wien zu begründen, in 

der diese drei verschiedenen Bereiche zusammenge-

fasst werden. Der Sitz und der Standort wird das neu 

errichtete Rechenzentrum der Stadt Wien, STAR 22 im 

22. Bezirk sein. Dort befindet sich jetzt schon die IKT des 

Magistrates und auch jene des KAV. Unabhängig davon 

werden dort, wo es notwendig ist, auch weiter Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter vor Ort sein. Das wird mit Sicher-

heit vor allem in den Spitälern notwendig und sinnvoll 

sein.  

Dieser Prozess, den wir unter dem Arbeitstitel Drei-

klang gestartet haben, läuft, wie gesagt, es gibt laufend 

Gespräche. Eines der wichtigen Dinge, die wir hier ver-

wirklichen wollen, ist natürlich die Sicherheit. Cyberatta-

cken sind, wie wir wissen, mittlerweile die größten Be-

drohungen beziehungsweise die größten Bedrohungs-

szenarien für die Stadt der Zukunft. Um da unsere Stadt 

entsprechend zu schützen, wird in die zukünftige MA 01 

das international vernetzte Computer Emergency 

Response Team, kurz Wien CERT integriert, das aktiv 

Maßnahmen gegen die Bedrohungen setzt. Sie wissen, 

oder ich kann es Ihnen sagen, dass die Stadt Wien täg-

lich zig Tausenden Angriffen ausgesetzt ist, daher sind 

die Themen Sicherheit, Datendiebstahl und Virenangriffe 

entsprechend zu behandeln. Wir werden mit dieser Effi-
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zienzsteigerung, die im Übrigen ohne einen Personalab-

bau stattfinden soll, versuchen, ab 2019 einen Rahmen 

von insgesamt 20 Millionen EUR einzusparen, strukturell 

einzusparen. Das ist nun tatsächlich bislang die höchste 

Summe, die wir uns im Rahmen dieses Gesamtreform-

prozesses der Stadt vorgenommen haben.  

Wir werden ungeachtet dessen versuchen, ein ver-

bessertes digitales Leistungsangebot zu schaffen, das 

aber auch dem E-Government-Gedanken sowie jenem 

der Transparenz entspricht und die Möglichkeiten für 

Bürgerinnen und Bürger, mit der Stadt auch digital in 

Kontakt zu treten, verbessern soll. Erst gestern konnte 

ich den eigenen WienBot präsentieren, nämlich eine 

App, die es Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, über ihr 

Smartphone direkt mit der Stadt Wien in Kontakt zu 

treten und Informationen zu bekommen. Ich lade Sie 

sehr herzlich ein, sich diesen WienBot herunterzuladen. 

Das geht sehr einfach. Wir sind da mittlerweile, das sage 

ich mit einigem Stolz, auch schneller als Google. Ich 

würde mich freuen, wenn Sie das auch benützen könn-

ten.  

Ich möchte mich hiermit bei allen bedanken, die an 

diesem Prozess mitwirken, nämlich konstruktiv mitwir-

ken. Es ist ja nicht ganz leicht, Reformprozesse um- und 

aufzusetzen, aber das ist ein gutes Beispiel dafür, wie 

das innerhalb des Magistrats mit entsprechender Vorbe-

reitung, mit entsprechender Einbeziehung, mit entspre-

chenden Zielvorgaben sehr, sehr gut funktioniert. Ich 

bedanke mich an dieser Stelle ganz explizit auch bei 

denjenigen, die das leitend in die Wege geleitet haben 

und begleiten. Ganz besonders natürlich beim Herrn 

Obersenatsrat Müller, der hier ist, und bei der Chief 

Information Officer der Stadt, also Frau Mag. Huemer, 

die das mit großer Kompetenz und großer Umsicht be-

treibt. In Klammer sei hinzugefügt: Wir freuen uns auch 

darüber, dass wir damit zeigen können, dass es wichtig 

ist, gerade auch in der Informationstechnologie Frauen in 

Leitungs- und Führungspositionen zu haben. Die Frau 

Mag. Huemer tut das mit ganz, ganz großer Kompetenz. 

Ich bedanke mich sehr herzlich dafür. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.) Wie gesagt, dieser Prozess soll Mitte 

des kommenden Jahres einen ersten sozusagen Ab-

schluss finden und dann bereits als eine Magistratsabtei-

lung agieren können. Wir hoffen, all diese Ergebnisse 

dann im Jahr 2019 einfahren zu können.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 1. Zu-

satzfrage kommt von NEOS. Herr GR Wiederkehr, bitte. 

GR Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Vielen Dank 

für die Ausführungen, Herr Stadtrat und für die sinnvolle 

Reform des IT-Bereichs!  

Im Zuge von „Wien neu denken“ sollen ja mehrere 

Projekte umgesetzt werden. Mich würde interessieren, 

welche Projekte in Ihrem Ressort, in Ihrem Bereich noch 

offen und gerade in Planung sind. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Dr. Andreas Mailath-Pokorny: Wir versu-

chen in verschiedenen Bereichen, uns Dinge nicht nur zu 

überlegen, sondern auch umzusetzen. Eine Sache, auf 

die ich hinweisen möchte und die wir, glaube ich, auch 

hier schon ausführlicher besprochen haben, jedenfalls 

aber im Ausschuss, ist die Zusammenführung der Gale-

rie der Stadt Wien, MUSA, mit dem Museum. Auch da 

geht es eigentlich darum, dass man zusammenführt, was 

zusammengehört. Es erscheint uns durchaus sinnvoll, 

dass wir die größte zeitgenössische Kunstsammlung 

Österreichs, nämlich jene der Stadt Wien, mit einer der 

bedeutendsten Kunstsammlungen Österreichs, nämlich 

dem Wien Museum organisatorisch und auch technisch 

zusammenführen. Das ist jetzt gerade sozusagen auf 

dem Weg. Auch da geht es nicht darum, dass man Per-

sonal einspart, sondern die Kolleginnen und Kollegen 

werden ins Wien Museum übernommen und werden 

dann dort gemeinsam mit den anderen Kolleginnen und 

Kollegen insgesamt die Kunstsammlungen der Stadt 

Wien betreuen und verwalten. Es wird im Übrigen nicht 

notwendig sein, den Ort zu wechseln, anders als bei-

spielsweise vorher. Natürlich wird MUSA aufrechterhal-

ten und betrieben werden, und natürlich werden auch die 

guten Einrichtungen wie zum Beispiel die Artothek 

selbstverständliche Services auch aufrechterhalten. Das 

ist, glaube ich, auch ein sehr herzeigbares Beispiel von 

Reformprozessen innerhalb meines Geschäftsbereiches. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Danke. Die 2. 

Zusatzfrage kommt von der ÖVP. Herr GR Dkfm. Dr. 

Aichinger. 

GR Dkfm. Dr. Fritz Aichinger (ÖVP): Guten Morgen, 

Herr Stadtrat! 

Herzlichen Dank für die ausführliche Beantwortung 

der Frage. Es ist klar, dass das ein Riesenprojekt ist. 

Das dokumentiert sich schon dadurch, dass es, wie Sie 

erwähnt haben, die Nummer 01 im Magistrat bekommt, 

also an oberster Stelle ist, und Kommunikation ist, glau-

be ich, heutzutage wichtig. Sie haben gesagt, dass diese 

Zusammenführung der IT von Magistrat, KAV und AKH 

nur ein erster Schritt ist. Wird es nach diesem ersten 

Schritt weitere Zusammenführungen geben? Ich denke 

da konkret an Unternehmungen der Stadt Wien wie zum 

Beispiel Wiener Wohnen oder Kanal Wien. Ist es auch 

angedacht, dass das zum Beispiel dazukommt?  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Dr. Andreas Mailath-Pokorny: Also der-

zeit konkret nicht, aber Sie können sich vorstellen, dass 

das ein Riesenprozess ist. Da machen wir eines nach 

dem anderen. Ich bin froh und wäre sehr glücklich, wenn 

uns das jetzt im Jahr 2018 gut gelingt und dann wird man 

weiterschauen. Ich kann Ihnen nicht von einem konkre-

ten Vorhaben jetzt aktuell berichten. Ich kann mich gut 

erinnern, als ich für diese Materie noch gar nicht zustän-

dig war, habe ich einmal gefragt: Wieso gibt es eigentlich 

drei unterschiedliche EDVs? - um es in der damaligen 

Sprache zu sagen. Die Antwort war, das ist so, da kann 

man nichts tun, das ist sozusagen unabänderbar. Dass 

diese Schritte jetzt getätigt werden, sind schon, glaube 

ich, ganz gewaltige Vorhaben. Was wir dann nachher 

machen werden, werden wir gemeinsam besprechen, 

wenn wir das erst einmal abhaken können. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 3. Zu-

satzfrage kommt von der FPÖ. Herr GR Handler, bitte. 
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GR Klaus Handler (FPÖ): Sehr geehrter Herr Stadt-

rat! 

Danke für Ihre Ausführungen. Auch wir unterstützen 

dieses Projekt. Einsparungen, „schlanke“ Stadt, das ist 

immer gut. Sie schreiben hier - ich beziehe mich hier auf 

das Presseservice vom Rathaus -, dass Sie 1.000 Mitar-

beiter zusammenziehen und, wie Sie schon gesagt ha-

ben, 20 Millionen EUR einsparen. Der Zeitplan ist aber in 

meinen Augen sehr kurz. Sommer 2017 Projektauftrag, 

planmäßig im Juli 2018 abgeschlossen, das ist sehr am 

ambitioniert. Ich sage jetzt einmal, okay, die Mitarbeiter 

auf einen Standpunkt zusammenzuziehen, ist möglich, 

aber mit den IT-Systemen schaut es schon anders aus. 

Sie haben beispielsweise das Thema Security angespro-

chen. Da dauert es seine Zeit, bis man diese Systeme 

konsolidieren und einen kann. Dann kommen, meiner 

Meinung nach, erst die großen Einsparungen.  

Jetzt frage ich mich: Wenn ich mir ansehe, dass jede 

der drei Organisationen eigentlich groß genug ist, dass 

sie Top-Verträge ausgehandelt haben, wie sie auch in 

dem Schreiben anführen, was die Breitbandanschlüsse, 

Telekommunikation, und so weiter betrifft, dann sehe ich 

da nicht die großen Einsparungen. Sie sagen auch, Sie 

wollen auch 20 Millionen EUR einsparen, ohne Personal 

abzubauen. Jetzt frage ich mich: Wie und wo wollen Sie 

ab Ende 2019 jährlich die 20 Millionen EUR einsparen? 

Und noch eine kurze Zusatzfrage: Wie hoch ist das 

Budget insgesamt - damit man weiß, wie hoch die Ein-

sparung ist? Danke. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr Stadtrat, 

bitte. 

Amtsf. StR Dr. Andreas Mailath-Pokorny: Wenn 

man die derzeitigen Budgets der 3 Einheiten zusammen-

fasst, bewegen wir uns in etwa bei 270 Millionen EUR - 

zukünftig sollten es 250 Millionen EUR sein. Die Einspa-

rungen sind ziemlich genau berechnet. Ich würde mich 

nicht hier herstellen, um Phantasiezahlen zu behaupten. 

Die Einsparungen setzen sich zusammen aus Synergie, 

aus Effizienzsteigerungen, aus verbesserten Möglichkei-

ten, Verträge auszuhandeln, auch Serviceverträge, und 

vieles andere mehr. Ich kann Ihnen das gerne auch 

detaillierter zukommen lassen, aber das sind Zahlen, die 

gut fundiert sind, und von denen wir ausgehen, dass sie 

auch realisierbar sind. Naturgemäß gibt es im Bereich 

der Informations- und Kommunikationstechnologien 

immer eine starke Fluktuation, was die Qualifikation und 

was das Personal anbelangt, das liegt in der Natur der 

Sache, aber jedenfalls haben wir nicht vor, Einsparungen 

zu erzielen, indem wir flächendeckend Leute entlassen. 

Das wird mit Sicherheit nicht passieren. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank. 

Die 4. Zusatzfrage wurde zurückgezogen. Damit ist die 

5. Anfrage beantwortet und die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Die Sozial-

demokratische Fraktion des Wiener Landtages und Ge-

meinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema 

„Den Tod von Tausenden durch Tabakrauchen verhin-

dern - Gesundheit schützen!“ verlangt. Das Verlangen 

wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ord-

nungsgemäß beantragt. Ich bitte die Erstrednerin, Frau 

GRin Dr. Laschan, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wo-

bei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten 

begrenzt ist. 

GRin Dr. Claudia Laschan (SPÖ): Sehr geehrte Da-

men und Herren! 

Vor einigen Jahrhunderten, nämlich zu der Zeit, als 

infolge der Entdeckungen das Rauchen nach Europa 

gekommen ist, war man der Meinung, dass der eingeat-

mete Rauch beim Tabakkonsum schädliche Stoffe im 

menschlichen Körper beseitigt und somit gesund ist. 

Heute weiß man allerdings, dass genau das Gegenteil 

der Fall ist, dass Rauchen die höchste, die häufigste 

vermeidbare Todesursache in den Industrieländern ist. 

Lungenkrebs ist die bekannteste Folge des Rauchens, 

und das ist auch das, was immer in den Diskussionen 

erwähnt wird, wovor man sich fürchtet, wenn man raucht, 

wenn man sich überhaupt vor etwas fürchtet. Heute weiß 

man aber auch, dass viel mehr Krebsarten auf Tabak-

konsum zurückzuführen sind, unter anderem auch der 

Brustkrebs bei Frauen, wo auch Passivrauchen ein Risi-

kofaktor ist. Vielen ist nicht bewusst, dass aber auch 

andere schwere Erkrankungen durch Rauchen entste-

hen, zum Beispiel die Chronisch obstruktive Lungener-

krankung, die COPD. Das ist eine schwere Lungener-

krankung, wo es dazu kommt, dass die Schadstoffe, die 

im Tabakrauch vorhanden sind, nämlich zu Hunderten, 

die Bronchien verengen, es zu einer verstärkten 

Schleimbildung kommt und das Lungengewebe langsam 

zerstört wird.  

Was ich besonders dramatisch finde, ist, dass diese 

Erkrankung nicht heilbar ist. Diese Erkrankung schreitet 

fort, hat vier Stadien, und das vierte Stadium zeichnet 

sich dadurch aus, dass man mit einer Langzeitsauer-

stofftherapie zu Hause sitzt, weil das Rausgehen aus der 

Wohnung meistens zu mühsam ist, weil man ein riesiges 

Sauerstoffgerät in einem Wagerl dann mit sich führen 

muss, weil man nämlich ohne diese Sauerstoffunterstüt-

zung überhaupt nicht weiterleben kann. Die einzige Mög-

lichkeit - und das finde ich beeindruckend und auch ein 

bisschen positiv - einer Verschlechterung und ein Fort-

schreiten dieser COPD zu verhindern, ist das Aufhören 

mit dem Rauchen, nicht das Cortison, das man dann 

schon schlucken muss. Der Sauerstoff, den man be-

kommt, ist nur Symptombehandlung. Das Einzige, das 

hilft, ist das Aufhören.  

Rauchen führt zur Arteriosklerose. Das ist eine Ver-

engung der Blutgefäße durch Ablagerungen in den Blut-

gefäßen. Wenn das im Hirn passiert, bei den hirnzufüh-

renden Arterien oder bei den Hirnarterien, kommt es zum 

Schlaganfall, zu Demenz, zu langsam fortschreitenden 

Verschlüssen von kleinen Gefäßen. Die arterielle Ver-

schlusskrankheit betrifft die Beine. Das Raucherbein, wie 

es so im Volksmund genannt wird, ist eine furchtbare 

Erkrankung, die im Endstadium zur Amputation führt. Die 

Herzkranzgefäße sind auch ein bevorzugter Angriffs-

punkt für diese schädlichen Stoffe und für die Verengun-

gen und führen zum Herzinfarkt. 

Rauchen während der Schwangerschaft schädigt das 

Kind. Trotzdem rauchen 20 bis 30 Prozent der schwan-
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geren Raucherinnen weiter. Das eigentlich Tragische ist, 

dass diese Erkenntnisse rauchende Menschen kaum 

beeindrucken. Offensichtlich gibt es Mechanismen in der 

menschlichen Psyche, dass man sich denkt: Da werde 

ich nicht betroffen sein. Es sind immer die anderen, mich 

wird’s nicht treffen. Nur, wenn es dann soweit ist, ist es 

umso tragischer und betrifft nicht nur einen selber, son-

dern auch die Angehörigen, die Familie, die dann ihre 

Eltern und Verwandten verlieren an einen Tod, der nicht 

notwendig ist.  

Aus diesem Grund, und das ist die Schlussfolgerung 

dieser Einleitung meinerseits, braucht es andere Maß-

nahmen als die Bewusstseinsbildung alleine - denn die 

funktioniert nicht, wie wir wissen -, sondern es braucht 

auch Verbote. Es braucht Maßnahmen, um das Rauchen 

aus dem Alltag zu eliminieren, und da sind Verbote das 

Wirkungsvollste. Wenn wir zurückdenken, vor 20 Jahren 

ist überall geraucht worden, in den Büros, sogar im 

Krankenhaus. Da ist das Krankenhauspersonal nach 

Rauch stinkend zu den Patientinnen und Patienten ge-

gangen, um ihnen zu helfen, wenn ihnen schlecht war. 

Das ist völlig absurd gewesen. Darum bin ich froh, dass 

das abgeschafft beziehungsweise verboten worden ist. 

Nicht Bewusstseinsbildung, sondern Verbot! Dasselbe 

gilt für Flugzeuge und die Bahn.  

Wenn man den Fernseher aufgedreht hat - das war 

in den 1960er Jahren besonders schlimm, das habe ich 

nicht erlebt, aber auch später -, es ist immer geraucht 

worden in den ganzen Serien, in den Filmen. In den alten 

Spielfilmen wird geraucht. Wenn man die Krimihefte aus 

früheren Zeit liest, lautet jeder zweite Satz: Und er zün-

dete sich eine Zigarette an. - Unglaublich! All das ist 

heute nicht mehr vorstellbar. Als besonders angenehm 

empfinde ich es, dass es eines nicht mehr gibt: In den 

Gasthäusern wurde vor 20 Jahren sogar bei Tisch ge-

raucht, während andere noch gegessen haben. Da hat 

es nicht das Bewusstsein gegeben, dass das unhöflich 

ist, sondern da hat man gesagt: Der muss rauchen, denn 

das ist seine persönliche Freiheit. Das ist auch nicht 

mehr vorstellbar. Das ist Gott sei Dank verschwunden.  

Österreich ist Schlusslicht in Europa, was die Umset-

zung gesetzlicher Tabakkontrolle betrifft. Dafür sind wir 

auf der anderen Seite aber Europameister beim jugendli-

chen Rauchen. Das eine bedingt das andere. Wenn 

Jugendliche erleben, dass zum Beispiel in Restaurants, 

Diskotheken und Bars geraucht werden darf, schätzen 

sie das Rauchen als akzeptiert und nicht sonderlich 

gefährlich ein. Das führt dazu, dass in Österreich 25 

Prozent der jugendlichen Burschen und 29 Prozent der 

jugendlichen Mädchen rauchen - regelmäßig. Sie sind da 

weit über den Erwachsenen. Vor uns ist, glaube ich, nur 

Litauen, sonst sind wir hier an der unrühmlichen Spitze. 

Weltweit wurde bewiesen, dass Rauchverbote zu einer 

Abnahme des Raucheranteils führen. Wenn man logisch 

denkt, ist das auch klar: Wenn die Möglichkeiten zu 

rauchen eingeschränkt sind, ist es natürlich auch einfa-

cher aufzuhören, und viele wollen ja auch irgendwann 

aufhören, weil sie bereits beeinträchtigt sind. Es ist auch 

einfacher in einem rauchfreien Umfeld, sich von der 

Zigarette zu lösen. 

Nun zum Thema persönliche Freiheit: Meiner Mei-

nung nach endet die Freiheit des einen dort, wo der 

andere beeinträchtigt wird, und das betrifft vor allem das 

Passivrauchen. In Österreich stirbt jede Stunde ein 

Mensch an den Folgen des Rauchens, jede achte Stun-

de aber ein Mensch an den Folgen des Passivrauchens. 

Kinder, die in Wohnungen aufwachsen, in denen ge-

raucht wird, werden in der sensiblen Wachstumsphase 

enormen Schadstoffen ausgesetzt, und da hört meiner 

Meinung nach die persönliche Freiheit auf. Wenn Stra-

che sagt, er möchte nicht den staatlichen Zwang, dann 

frage ich mich schon, in welcher Welt und in welchem 

Gedankenumfeld er lebt.  

Wir haben Gott sei Dank das DDT nicht mehr. Viele 

auch in Österreich, auch Kleingärtner, haben mit DDT, 

diesem schönen weißen Pulver, Kartoffel besprüht, weil 

die Kartoffelkäfer auf nichts anderes angesprochen ha-

ben außer aufs Abklauben, haben das mit Begeisterung 

verwendet und die leeren Dosen dann womöglich noch 

im Garten vergraben. Das wurde verboten, weil erkannt 

wurde, dass es krebserregend ist. Dass das Rauchen 

krebserregend ist, weiß man schon lange - und wir wol-

len es in Österreich in den Gaststätten weiter tolerieren!  

Das zweite Beispiel ist die Gurtenpflicht. Wenn man 

sich nur daran erinnert, welche Aufstände da waren! Ich 

kann mich selber noch erinnern, mit welchen Argumen-

ten gegen die Gurtenpflicht argumentiert wurde. Das 

Hauptargument war die persönliche Freiheit. Dabei hilft 

es in dem Fall ja nur einem selber, wenn man sich an-

schnallt, es beeinträchtigt nicht unbedingt andere. Aber 

es ist heute akzeptiert. Niemand bezweifelt mehr die 

Gurtenpflicht. Jeder weiß, dass das einfach so ist und 

dass es vor Schwerstverletzungen im Falle eines Unfalls 

schützt, wenn man sich anschnallt. Es ist eine Selbstver-

ständlichkeit geworden. Das macht mich auch zuver-

sichtlich, dass sich trotz dieses enormen Rückschrittes, 

der hier von Schwarz-Blau geplant ist, dieser Schande in 

Wirklichkeit, die Vernunft durchsetzen wird und auch 

Österreich ein rauchfreies Land werden wird. Dafür wer-

den wir mit allen Möglichkeiten kämpfen. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Für weitere Wort-

meldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Da-

men und Herren des Gemeinderates nur ein Mal zu Wort 

melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten be-

grenzt ist. Als nächster Redner ist Herr GR Dipl.-Ing. Dr. 

Gara zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrte 

Frau Vorsitzende! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte mich zuallererst bei der Österreichischen 

Krebshilfe dafür bedanken, dass sie diese Petition einge-

richtet hat. Zu Beginn unserer Gemeinderatssitzung 

waren 311.530 Unterschriften gesammelt worden, mitt-

lerweile sind es bereits 317.000 Unterschriften. (Beifall 

bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.) Ich hoffe, dass auch die 

Aufmerksamkeit gegenüber dieser Gemeinderatssitzung 

dazu führen wird, dass bis zum Abschluss des Konkla-

ves vielleicht 500.000 Menschen unterschreiben. Das ist 

die beste Form der direkten Demokratie, die wir unter-

stützen. (Beifall bei den NEOS.) 
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Sehr geehrte Damen und Herren, diesen Menschen, 

die diese Unterschriften setzen und dafür einstehen, den 

Schutz voranzustellen, nämlich den Schutz von Nicht-

rauchern, vor allem den Schutz von Kindern und Jugend-

lichen, denen gehört hier wirklich auch unsere Unterstüt-

zung in diesem Rahmen. Denn verantwortungsvolle 

Politik heißt vor allem, die Schwächsten in der Gesell-

schaft zu unterstützten, und das sind die Kinder und 

Jugendlichen. Deswegen ist es für uns ganz klar, dass 

wir hier gemeinsam mit vielen, vielen anderen Menschen 

in diesem Land aufschreien und den Kolleginnen und 

Kollegen der neuen Regierung sagen: Nein, so geht das 

nicht! Das ist eine absolute Retro-Politik! (Beifall bei den 

NEOS.)  

Es gibt kein Land, wo Rauchergesetze aufgehoben 

werden. Vollkommen absurd! Es gibt kein Land, das 

aufhebt, was man bereits geschafft, errungen hat. Wir 

sprechen uns ganz klar gegen diese Aufhebung aus. Wie 

die Kollegin schon vorher gesagt hat: Wo wir hingehen 

müssen, ist weg von der Reparaturmedizin - die ja auch 

volkswirtschaftlich extrem viel kostet - zur Vorsorge, zur 

Prävention, zur Gesundheitsvorsorge. Nichtrauchen ist 

die beste Gesundheitsvorsorge gegen Krebs. Denn wie 

die Kollegin bereits angeführt hat, wird jede dritte Krebs-

erkrankung durch das Rauchen verursacht. Im Endeffekt 

ist das Rauchen nichts anderes als eine chronische 

Vergiftung des Körpers.  

Eine neue Regierung, die sich hinstellt und diese 

Rahmenbedingungen eines Rauchergesetzes aufhebt 

und mit dem Stichwort Eigenverantwortung argumentiert, 

agiert hier vollkommen verantwortungslos, vor allem 

gegenüber Kindern und Jugendlichen. Letztendlich soll-

ten Sie ein Vorbild sein, das sind Sie aber nicht. Sie tun 

nichts anderes, als Kinder und Jugendliche einer Gefahr 

auszusetzen, denn wenn Jugendliche durch eine Glas-

wand sehen, dass Erwachsene rauchen, dann ist natür-

lich der Anreiz bei Kindern und Jugendlichen entspre-

chend groß, ebenfalls zu rauchen. 

Genau das ist der Grund, warum wir sagen: Nein, 

das geht nicht. Der Schutz der Nichtraucher muss das 

oberste Prinzip sein, alles andere ist nichts anderes als 

reinster Populismus. Ich zitiere hier Ihren ehemaligen 

Gesundheitssprecher Erwin Rasinger. Er sagt zum The-

ma Aufhebung des Rauchverbots: „Die Leuchttürme sind 

zum Fürchten.“ Das sagt Ihr eigener Gesundheitsspre-

cher der ÖVP! Er sagt weiter: „Das wird eine internatio-

nale Mega-Blamage. Kein Land der Welt nimmt ein Rau-

chergesetz zurück.“ (Ruf bei der ÖVP: O ja!) So viel zum 

Kollegen Juraczka, der sagt, das stimmt nicht. Das sagt 

Ihr eigener Gesundheitssprecher Erwin Rasinger. (Beifall 

bei den NEOS.) Er sagt weiter, er sei eigentlich froh, 

diesem ÖVP-Klub nicht mehr anzugehören, denn eigent-

lich: „Ich müsste jetzt zurücktreten oder im Boden versin-

ken.“ Das sagt Ihr eigener Gesundheitssprecher, und ich 

kann das nur unterstützen. (Beifall bei den NEOS.)  

Das, was Sie hier tun, ist nichts anderes als ein Knie-

fall. Auf der einen Seite sagen Sie, na ja, Rauchergeset-

ze sind nicht so wichtig, auf der anderen Seite fordern 

Sie mehr Überwachungsstaat. Es wird spannend sein, 

wie Sie das tatsächlich umsetzen, wenn Sie jetzt ein 

Rauchverbot im privaten Auto für Jugendliche unter 18 

machen. Vielleicht sitzt dann der Herr Sobotka in jedem 

Auto mit einer Überwachungskamera und schaut sich an, 

wer dort rauchen wird. (Heiterkeit bei StR DDr. Eduard 

Schock.) Blau-Schwarz bedeutet also mehr Überwa-

chungsstaat und weniger Schutz für Kinder und Jugend-

liche. - Danke. (Beifall bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster ist 

Herr GR Mag. Juraczka zu Wort gemeldet. Ich erteile es 

ihm. (GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely: Da sind wir aber 

gespannt!) 

GR Mag. Manfred Juraczka (ÖVP): Sehr geehrte 

Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! 

Ich freue mich, dass hier auch Kollegin Wehsely sich 

auf meinen Redebeitrag freut. Gut, das Thema des heu-

tigen Tages lautet: „Den Tod von Tausenden durch Ta-

bakrauchen verhindern - Gesundheit schützen“. Es ist 

ein Thema, das immer wieder polarisiert und von der 

SPÖ parteipolitisch instrumentalisiert wird - soll sein. Es 

sind zumindest einige Leute anwesend und nicht alle 

draußen im Raucherkammerl, was diese Doppelbödig-

keit der derzeitigen Aktuellen Stunde zeigt, meine Da-

men und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) Im Raucherbe-

reich müssen übrigens auch Reinigungskräfte, die viel-

leicht Nichtraucher sind, sauber machen, und dort rau-

chen meines Wissens alle Fraktionen. (GRin Mag. (FH) 

Tanja Wehsely: Man kann ja für ein Rauchverbot sein 

und Raucher! Ist ja überhaupt kein Problem!) 

Ich möchte aber ganz entspannt auf dieses Thema 

eingehen, weil wir alle wissen, dass es nicht nur in Öster-

reich, sondern in ganz Europa, auf der ganzen Welt sehr 

emotional diskutiert wird. Wir alle wissen natürlich, und 

das darf ich meinen beiden Vorrednern mitgeben, dass 

das Rauchen wahrlich nicht gesundheitsfördernd ist, 

sondern ganz im Gegenteil: Rauchen ist wirklich ge-

sundheitspolitisch problematisch und sicher nicht ge-

sundheitsfördernd. Ich kann Ihnen als mittlerweile 15-

monatiger Nichtraucher sagen: Ich hätte auch nie ge-

dacht, wie stark man das als Nichtraucher riecht und wie 

massiv das stinkt. Das Problem ist ja noch ein weiteres: 

Dieser Gestank ist nicht nur unangenehm, sondern - 

Thema Passivrauchen - durchaus auch gefährlich und 

giftig. Wir müssen daher Nichtraucher so gut wie möglich 

schützen.  

Da hat sich auch, wie schon gesagt wurde, Gott sei 

Dank, sehr vieles getan. Wer kann sich nicht daran erin-

nern, wie im Flugzeug geraucht wurde, wie im Taxi ge-

raucht wurde, wie in jedem Restaurant, auch in Speise-

lokalen, geraucht wurde. Da ist viel geschehen. Wir 

haben jetzt in der derzeitigen Regelung, so wie sie ge-

plant ist, auch - Kollegin Laschan hat es ja angespro-

chen - den Jugendschutz durchaus ernst genommen, 

weil Österreich leider Gottes ein Land ist, wo sehr viele 

junge Menschen rauchen. Wir haben aber noch eine 

durchaus wichtige Frage, die wir uns bei dieser Diskus-

sion ebenfalls stellen müssen, und die haben beide Vor-

redner tunlichst ausgelassen: Geht es bei dieser Diskus-

sion primär darum, die Nichtraucher zu schützen, oder 

geht es auch darum, wie wir die Raucher wahrnehmen? 
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Sehen wir Raucher als vielleicht unvernünftige, aber 

durchaus Erwachsene, die eigenverantwortlich handeln, 

oder sehen wir Raucher - das würde mich wirklich inte-

ressieren, Frau Doktor, denn ich habe den Eindruck, Sie 

neigen zu zweiter, nämlich folgender Einschätzung - als 

Süchtige, die im Sinne der Volksgesundheit vielleicht 

auch zu ihrem Willen oder gegen ihren Wollen gezwun-

gen werden sollen? Auch das kann man zulassen. Ich 

sage Ihnen nur, Prohibition, wie sie in den USA der 

1920er und Anfang der 1930er Jahre bei einem anderen 

Suchtmittel versucht wurde, funktioniert nicht.  

Zum Kollegen Gara, der immer gerne jedem die Welt 

erklärt: Ich darf Ihnen sagen, in welchen europäischen, 

nur in europäischen Ländern in der Gastronomie wieder 

geraucht werden darf, wenn auch zeitlich begrenzt, ab-

getrennt, aber doch: In Belgien, in Bulgarien, in Däne-

mark, in Deutschland, wo es Länderkompetenz ist, in 13 

Bundesländern, in Finnland, in Kroatien, in Liechtenstein, 

in Luxemburg, in Lettland, in Polen, in Portugal, in 

Schweden, in der Slowakei, in Slowenien. Dann gibt es 

natürlich noch Länder, wo es ein absolutes Rauchverbot 

gibt, nämlich in manchen südlichen Ländern, dann haben 

wir wieder die Diskussion mit den Heizschwammerln mit 

den GRÜNEN, oder wie in Griechenland, wo es auch ein 

absolutes Rauchverbot in der Gastronomie gibt, dessen 

Nichtbeachtung aber - ähnlich wie bei der Steuermoral - 

überhaupt nicht sanktioniert wird. Andererseits haben 

wie Beispiele wie Irland, wo in Pubs nur dann geraucht 

werden darf, wenn Veranstaltungen für geschlossene 

Gesellschaften dort stattfinden, was derzeit permanent in 

Irland passiert. Oder wie in Norwegen: Dort darf in kei-

nem Gastrobetrieb geraucht werden, es sei denn, es 

findet eine Veranstaltung statt, was dazu führt, dass in 

ganz Norwegen permanent unzählige Vernissagen oder 

Dichterlesungen stattfinden. Oder in den Niederlanden: 

absolutes Rauchverbot. Was passiert in den Coffee-

shops? In Amsterdam gilt - wir kennen es alle - in den 

Coffeeshops ein Rauchverbot nur für Tabakerzeugnisse 

und Tabakbeimischungen, nicht für das Rauchen von 

reinem Cannabis.  

Meine Damen und Herren, das funktioniert nicht! 

Schützen wir die Nichtraucher, aber akzeptieren wir auch 

den Lebensentwurf von Rauchern! Ronald Reagan hat 

einmal gesagt: „Government’s first duty is to protect the 

people, not run their lives.“ Genau so sehe ich diese 

Debatte. Nichtraucherschutz ja, aber nicht Bevormun-

dung von Rauchern! - Vielen herzlichen Dank. (Beifall bei 

ÖVP und FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste ist 

Frau GRin Meinhard-Schiebel zu Wort gemeldet. Ich 

erteile es ihr.  

GRin Brigitte Meinhard-Schiebel (GRÜNE): Sehr 

geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und 

Herren!  

Diese mittlerweile sehr hitzig geführte Debatte um 

den blauen Dunst macht deutlich, wie man es schafft, 

einen Nebelschleier über alles zu legen, was im Hinter-

grund passiert. Das Rauchverbot wird ganz einfach ab-

getauscht gegen die CETA-Abstimmung, und so neben-

bei werden wir zum Schlusslicht in Europa beim Thema 

Rauchverbot, und hinter verschlossenen Türen wird 

einstweilen alles Mögliche ausgeheckt. So schaut es fast 

aus, als ob der blaue Dunst ja nur ein kleiner Dunst wä-

re. Sie haben sich aber getäuscht, meine sehr geehrten 

Damen und Herren von der ÖVP und von der FPÖ, denn 

der Aufschrei gegen diesen Umfaller beim Rauchverbot 

ist laut, und zwar sehr laut. Dies einerseits, weil klar ist, 

dass das Rauchen die Gesundheit gefährdet, und zwar 

aller, auch derjenigen, die den Rauch einfach mitinhalie-

ren müssen, ob sie wollen oder nicht, andererseits, weil 

plötzlich eine unerwartbare Menge von Menschen dage-

gen aufsteht und zeigt, dass sie etwas, das die neue 

Regierung ausgeheckt hat, nicht schweigend hinnimmt. 

Das ist die Lehre daraus: Nein, diese Menschen werden 

sich nicht alles gefallen lassen, ganz im Gegenteil, das 

ist erst der Beginn. Das haben Sie, meine sehr geehrten 

Damen und Herren der zukünftigen Regierungsparteien, 

einfach übersehen.  

Dass das Gesundheitswesen in Österreich beim 

Raucherschutz seit Langem europaweit einen schändli-

chen Platz einnimmt und ihn damit behält, das ist die 

eine Seite. Dafür sollten wir uns vor allem schämen. 

Dass die Gesundheitskosten durch Lungenkrebs und 

andere Krebsarten, die durch das Rauchen gefördert 

werden, gewaltig sind, das können Sie nicht einfach 

wegdiskutieren. Dass die scheinheilige Schutzaltererklä-

rung eine Farce ist, das wissen wir alle. Oder glauben 

Sie allen Ernstes, dass man jeden Jugendlichen, der 

eine Zigarette in die Hand nimmt, fragt, wie alt er ist? 

Nach dem Geburtsdatum zu fragen, ist eine scheinheili-

ge Angelegenheit. Oder glauben Sie, es hilft etwas, 

wenn auf jeder Zigarettenpackung steht „Rauchen ge-

fährdet ihre Gesundheit“? Das ist nichts als reiner Zy-

nismus.  

Wer immer sich mit dem Thema einer Suchterkran-

kung auseinandersetzt, weiß sehr wohl, was es bedeu-

tet, daran leiden zu müssen. Allein das sogenannte Rau-

cherkammerl hier bei uns vor dem Gemeinderatssaal 

spricht ja Bände und stinkt bis zu uns herein. Mir tut 

jeder Mensch aufrichtig leid, der an einer Suchterkran-

kung leidet und dieses verdammte Rauchen einfach 

machen muss, ob er möchte oder nicht, weil er sich nicht 

davon lösen kann. Es ist schlimm, darunter leiden zu 

müssen.  

In den Debatten, die es bereits gegeben hat, und 

zwar war das in den Jahren 2005 und 2010 im Parla-

ment, gab es ja bereits auch diesen Antrag, das Rauch-

verbot in der Gastronomie endgültig durchzusetzen, aber 

die 13.000 bis 14.000 Menschen, die jährlich durch diese 

Raucherkrankung sterben, scheinen die neue Regierung 

wenig zu kratzen. Dass Sie allerdings bereits in den 

eigenen Reihen der ÖVP Widerstand haben, finde ich 

sehr bemerkenswert. Es gibt scheinbar doch einige 

Mandatare mit einem Gesundheitsbewusstsein, wie wir 

es verstehen.  

Wie gesagt, wir haben uns im Parlament bereits 2005 

und 2010 für ein generelles Rauchverbot in der Gastro-

nomie eingesetzt. Unser damaliger Gesundheitsexperte 

Dr. Grünewald hat selbst festgestellt, dass die bisherigen 

Maßnahmen zum Nichtraucherschutz zu wenig greifen, 
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weshalb die GRÜNEN einen dringlichen Entschlie-

ßungsantrag für ein generelles Rauchverbot eingebracht 

haben. Nun, der neuen Regierung ist der Umfaller zum 

Rauchverbot offensichtlich kein Anliegen. Sie zahlt lieber 

den hohen Preis im Gesundheitswesen, denn die Er-

krankungen haben zugenommen, die Behandlungen 

haben einen hohen Preis, und letztendlich bleiben die 

Menschen, RaucherInnen genauso wie NichtraucherIn-

nen, auf der Strecke. Dafür werden wir Sie als Regierung 

zur Verantwortung ziehen. (Beifall bei GRÜNEN und 

SPÖ.) 

Übrigens: Wer über 300.000 Unterschriften, die in ei-

ner Petition in den letzten Tagen eingebracht wurden, 

ignoriert, sollte sich nicht als zukünftige freiheitliche Ge-

sundheitsministerin angeloben lassen. Alles, was im 

Hintergrund verhandelt wurde und durch diese Diskussi-

on über den sprichwörtlichen blauen Dunst daneben 

vernebelt wurde, zeigt ganz einfach, dass Sie den Willen 

des Volkes nicht ernst nehmen. Drüberfahren, verheimli-

chen, vor vollendete Tatsachen stellen, Gesetze aushe-

beln und Land, Stadt und Gemeinden knebeln und fes-

seln - ganz sicher nicht mit uns! (Beifall bei GRÜNEN 

und SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster ist 

Herr GR Stumpf zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.  

GR Michael Stumpf, BA (FPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kolleginnen und Kollegen! Dass das Rauchen ungesund 

ist und nicht gerade gesundheitsfördernd, weiß, glaube 

ich, jedes Kind in Österreich. Wir hätten wirklich keine 

Aktuelle Stunde benötigt, damit Sie uns erklären, dass 

das Rauchen ungesund ist. Danke, Frau Dr. Laschan, 

wir kennen die Intention hinter dieser Aktuellen Stunde. 

Die Intention ist ganz einfach zu erklären: Es ist der von 

Ihnen von rot-grüner Seite ausgerufene Dschihad, der 

Heilige Krieg gegen die kommende Bundesregierung. 

(Widerspruch bei SPÖ und GRÜNEN.) Sie beginnen, 

sich jetzt aufzuwärmen, und wir wissen, was uns die 

kommenden Jahre erwarten wird, nämlich keine sachli-

che Auseinandersetzung, sondern einfach ein Per-se-

Ablehnen von allen möglichen Erneuerungen, auch Ver-

besserungen von Seiten der Bundesregierung. Wir wer-

den uns davon sicherlich nicht abbringen lassen. (Beifall 

bei der FPÖ.)  

Es ist genau diese Scheinheiligkeit und diese Dop-

pelzüngigkeit, die Sie vorleben, die die Menschen wach-

gerüttelt hat und auch den GRÜNEN den Weg hinaus 

aus dem Parlament gezeigt hat. Sie von den GRÜNEN 

und von den NEOS treten nämlich beispielsweise für die 

Legalisierung von Cannabis ein, wettern aber gegen die 

Wahlfreiheit beim Rauchen. Das ist etwas, das ich wohl 

durchaus nachvollziehbarerweise als „scheinheilig“ be-

zeichnen darf und werde. Es ist diese Doppelzüngigkeit, 

dass sogar Ihr eigener grüner Bundespräsident, der in 

der Hofburg sitzt, obwohl das ein denkmalgeschütztes 

Gebäude ist, eine eigene Sonderregelung sich installie-

ren hat lassen, damit er dort rauchen kann, sodass es 

aus der Hofburg derart hinausqualmt, dass man es bis 

zum Rathausplatz riechen kann! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist Doppelzüngigkeit in Wien, das leben Sie vor. 

Manchmal kann man darüber lachen, manchmal nicht. 

Ich finde es eher lächerlich, was Sie da aufführen.  

Wir wissen doch ganz genau, dass dieser Nichtrau-

cherschutz, der schon gelebte Praxis ist und von Ihnen 

eingeführt worden ist, von uns nicht nur fortgeführt wird, 

nein, wir verschärfen ihn sogar. Wir wollen ja, dass bei-

spielsweise Kinder im Auto, in der Wohnung bezie-

hungsweise im Wohnbereich, und so weiter geschützt 

werden und vom Passivrauch bewahrt bleiben. Wir wol-

len weiterhin, dass es Nichtraucherbereiche in Lokalen 

gibt. Sie können also beruhigt in ein Lokal ihrer Wahl 

gehen und den Nichtraucherbereich verwenden. Es 

zwingt sie keiner, im Raucherbereich zu sitzen, aber das 

wollen Sie alles nicht sehen. Sie sind ja einem höheren 

Ziel verschrieben, und dieses Ziel lautet einfach nur: 

Bashing, Bashing, Bashing! Ihnen geht es nicht um Prä-

ventions- und Aufklärungsmaßnahmen (Zwischenruf von 

GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely) - das ist nicht wahr, 

Frau Kollegin -, sondern Ihnen geht es nur um das eine, 

nämlich gegen Schwarz-Blau zu wettern. (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Wir erhöhen sogar das Alter. Wir wollen, dass man 

nicht ab 16 Jahren rauchen darf, sondern erst ab 18. Wir 

setzen in Präventions- und Aufklärungsmaßnahmen. Wir 

wollen, dass Menschen, auch wenn es ohnehin alle 

wissen, noch mehr darüber informiert sind, dass das 

Rauchen ungesund ist. Wir bieten ihnen sogar Hilfe an, 

um mit dem Rauchen aufzuhören. (GR Dr. Kurt Stürzen-

becher: Na servus!) Das sind alles Dinge, die parallel 

dazu mitgeführt werden. Wir führen den Mitraucher-

schutz selbstverständlich vor, wir verschärfen ihn sogar. 

Was uns wichtig ist, und das wollen Sie nicht verstehen, 

ist, dass die Wahlfreiheit für Gastronomen und Konsu-

menten erhalten bleibt, dass man sagt, ich weiß, dass 

das Rauchen ungesund ist, aber ich darf rauchen. (GRin 

Mag. (FH) Tanja Wehsely: Aber ich muss!) - Was heißt 

da, ich muss, Frau Kollegin? Erzwungen und gezwungen 

wird in Wien Ihrerseits viel. Wir wollen diese Freiheit nun 

mal bewahren, auch weiterhin. Wir werden auch weiter-

hin alles tun, damit die Nichtraucher geschützt werden 

und brauchen von einer Verbotspartei wie den GRÜNEN 

oder den Roten uns sicherlich nicht aufoktroyieren las-

sen, was gesund und was ungesund ist. Das wissen wir 

selber, denn wir sind mündig genug. (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster ist 

Herr GR Wiederkehr zu Wort gemeldet. Ich erteile es 

ihm. 

GR Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Vielen Dank, 

Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben jetzt von der FPÖ die größte Neuerung 

dieser Regierung gehört: Es wird von der bestehenden 

Regelung wieder einen Schritt zurückgegangen. Es ist 

nicht unbedingt die Erneuerung, die ich mir für ein Land 

vorstelle, immer wieder einen Schritt zurückzugehen. Bei 

diesem Schritt zurück tun mir vor allem die Gastronomen 

leid. Die Gastronomen in diesem Land können einem 

wirklich leid tun, weil diese keine Rechtssicherheit ha-

ben. (Beifall bei den NEOS.)  



Gemeinderat, 20. WP 15. Dezember 2017 31. Sitzung / 23 

 

Es war schon bei der Einführung des ursprünglichen 

Gesetzes mit den getrennten Räumen der Fall, dass die 

Gastronomen sehr viel investiert haben, sehr viel Geld in 

die Hand genommen haben, um diese Regelung zu 

ermöglichen. Es ist dann das generelle Rauchverbot 

beschlossen worden. Viele Gastronomen haben sich 

auch schon darauf eingestellt, weil es auch eine Prämie 

gab, wenn man rechtzeitig umgestiegen ist. Das heißt, 

viele Gastronomen haben in der Annahme, dass ein 

absolutes Rauchverbot kommt, wieder investiert, wieder 

umgebaut. Jetzt wird aber unter Schwarz-Blau wieder 

einen Schritt zurückgegangen. Das führt natürlich zu 

einer Rechtsunsicherheit, weil nicht einmal sicher ist, ob 

diese Regelung haltbar ist oder nicht, weil sie durchaus 

als unsachliche Differenzierung gesehen werden kann. 

(Beifall bei den NEOS.)  

Wir haben das damalige Rauchverbot auch im Par-

lament als überschießend angesehen, vor allem im Be-

reich des Eingriffs in die Privatautonomie von Vereinen. 

Dieser Punkt, den wir damals kritisierten haben, wird 

auch mit der Regelung, die jetzt unter Schwarz-Blau 

wahrscheinlich kommen wird, nicht behoben werden, 

weil weiterhin in Vereine eingegriffen wird, wo wir nicht 

sehen, dass der Staat ein Recht haben sollte, einzugrei-

fen. (Beifall bei den NEOS.) 

Ein weiterer Punkt, der uns wichtig war und der auch 

mir wichtig ist, ist die Existenzgrundlage für Shisha Bars, 

dass diese auch weiterhin bestehen können, weil ich hier 

schon eine unterschiedliche Herangehensweise sehe. 

Wenn sich eine Person entscheidet, in eine Shisha Bar 

zu gehen, dann ist es ganz klar, dass dort das Hauptge-

schäftsmodell auch das Rauchen der Shisha ist. Das 

heißt, hier finde ich auch eine Ausnahme für Shisha Bars 

sinnvoll, vor allem, wenn man bedenkt, dass es schon 

ganz viele Varianten gibt, dass Shishas zum Beispiel 

auch ohne Tabak geraucht werden können, was auch 

wesentlich gesünder ist. Was ich von Seiten der SPÖ als 

nicht sehr zielführend sehe, war die Ausführung: Ja, 

auch in Wohnungen wird geraucht, und dass es für Kin-

der schädlich ist. Ja natürlich, auch das ist abzulehnen, 

dass in Wohnungen geraucht wird, wo Kinder davon 

Schaden erleiden. Allerdings möchte ich keinen Staat, 

der dann in die Wohnungen hineinschaut und schaut, 

was die Eltern dort in ihrem eigenen Wohnraum machen. 

Das ist eindeutig überschießend hier von der SPÖ, sage 

ich schon. Verbote eliminieren, war in der Wortwahl. Wir 

müssen auch in den privaten Raum hineingehen. Das 

halte ich auf jeden Fall für problematisch.  

Letzter Punkt: Volksbegehren und direkte Demokra-

tie. Ich finde es sehr schön, dass innerhalb der Reihen 

der FPÖ auch schon einige Akteure sagen, sie sind 

bereit, auch hierfür ein Volksbegehren oder auch eine 

Volksabstimmung zu starten. Ich glaube, das ist eine 

taugliche Frage, eine allgemein politische Frage, wo 

jedenfalls fast jeder Bürger/jede Bürgerin eine Meinung 

hat. Ich fände es gut, wenn darüber mit einer davor ge-

führten sachlichen Debatte auch abgestimmt wird. Und 

dass das auch notwendig ist, sieht man auch bei dieser 

Unterschriftenaktion, wo mittlerweile, als ich ans Red-

nerpult gegangen bin, schon 318.000 Personen unter-

schrieben haben. Da ist ein sehr, sehr großes Interesse. 

Ich fände es gut, wir als NEOS fänden es gut, dieses 

Thema auch an die Bevölkerung heranzutragen und 

darüber nach dem Volksbegehren auch eine Volksab-

stimmung abzuhalten, um dann endlich zu einer Rechts-

sicherheit zu kommen, damit die Gastronomen auch 

Vertrauen in die Rechtssicherheit von Österreich haben 

können. (Beifall bei den NEOS.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Dr. Ulm. Ich erteile es ihm. 

GR Dr. Wolfgang Ulm (ÖVP): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr verehrte Damen und Herren!  

Ich möchte aus meiner persönlichen Meinung zu dem 

Thema überhaupt kein Geheimnis machen. Ja natürlich 

wäre es mir persönlich viel lieber gewesen, wenn wir 

beim allgemeinen Verbot in den Lokalen geblieben wä-

ren, für mich als Nichtraucher überhaupt keine Frage. 

Man geht im Anschluss nach der Sitzung, vielleicht auch 

heute wieder, in der Vergangenheit haben wir es oft 

genug gemacht, in das nächste Lokal, ins Vino zum 

Herrn Pollischansky. Man stellt sich dort hin, trinkt ein 

Glaserl, unterhält sich und hätte theoretisch natürlich die 

Möglichkeit, hinter die Glastür in den Nichtraucherbe-

reich zu gehen. Ich mache es nicht, weil man steht nicht 

so gerne alleine hinter einer Glastür und schaut den 

anderen zu, wie sie sich unterhalten. Meine Meinung hat 

sich nicht durchgesetzt. Ich muss das akzeptieren. Das 

ist mir schon öfter passiert, vor allem in diesem Haus, 

dass ich mich nicht durchgesetzt habe, ist auch Kollegen 

bei der FPÖ so gegangen, die meine Meinung vertreten. 

Auch bei der SPÖ gibt es Personen, die für das Rauchen 

in Lokalen sind, und auch bei den GRÜNEN, das haben 

wir schon gehört. Vom Bundespräsident abwärts gibt es 

Personen, die dem Rauchen nicht völlig abhold sind. 

Nur, was ist jetzt der große Unterschied? Okay, mit die-

ser Entscheidung habe ich mich nicht durchgesetzt, hat 

sich meine Meinung nicht durchgesetzt.  

Aber was soll auch noch kommen? Nämlich etwas 

viel Grundsätzlicheres, ein Umbruch in dieser Republik, 

etwas, was es in dieser Stadt überhaupt nicht gibt, direk-

te Demokratie, sodass es auch zu einer Veränderung 

dieser Entscheidung kommen kann, wenn die Mehrheit 

das haben möchte. Etwas, was wir bisher ja überhaupt 

nicht gekannt haben, dass auf Grund einer Volksinitiati-

ve, auf Grund von einer ausreichenden Anzahl von Un-

terschriften es tatsächlich zu einer verbindlichen Rege-

lung in deren Sinne kommen muss. Die Stadt Wien kennt 

sowas überhaupt nicht! Da gibt es zwar die theoretische 

Möglichkeit, dass eine Volksbefragung herbeigeführt 

werden kann, wenn es eine ausreichende Anzahl von 

Unterschriften gibt. Aber wie das in der Praxis aussieht, 

haben wir beobachten müssen, als wir, ÖVP und FPÖ, 

mehr als 100.000 Unterschriften für Volksbefragungen zu 

den Kurzparkzonen in Wien gesammelt haben und Sie 

haben es einfach abgedreht! Sie haben es nicht befra-

gen lassen! (Beifall bei der ÖVP.- Aufregung bei GR Dr. 

Kurt Stürzenbecher.) Sie haben direkte Demokratie nicht 

zugelassen! Sie haben es im konkreten Fall nicht zuge-

lassen und Sie lassen es auch im Allgemeinen nicht zu, 

denn eine verbindliche Volksabstimmung sehen Sie in 
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der Wiener Stadtverfassung überhaupt nicht vor! Das ist 

Ihnen zutiefst suspekt, wenn die Bürger mit Mehrheit 

etwas endgültig und verbindlich entscheiden sollen. Das 

lehnen Sie ab, das können Sie sich nicht vorstellen. Aber 

das kommt! Auf diese direkte Demokratie, auf diese 

neue Politik, auf diese neue Demokratie in Österreich 

dürfen wir uns freuen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und, sehr geehrte Damen und Herren von Rot-Grün, 

Sie sind ja wirklich völlig unglaubwürdig in dieser Frage! 

Wer im Glashaus sitzt oder wer im Glashaus steht da 

hinten im Raucherkammerl, der sollte nicht mit Steinen 

werfen! Wir haben praktisch wortidente Regelungen im 

Tabakgesetz zum Rauchen in öffentlichen Räumen, wie 

es das Rathaus ist, und zu den Gastronomiebetrieben. 

Da steht in beiden Paragraphen, im § 13 und im § 13a 

des Tabakgesetzes, praktisch wortident, dass Rauchen 

dann gestattet ist, wenn gewährleistet ist, dass der Ta-

bakrauch nicht in die mit Rauchverbot belegten Räum-

lichkeiten dringt und das Rauchverbot dadurch nicht 

umgangen wird. Man hätte dieses Raucherkammerl nicht 

einführen müssen. Man bräuchte auch die Grundlage für 

dieses Raucherkammerl im Tabakgesetz nicht. Aber Rot-

Grün hat sich schon einmal anders entschieden.  

Worüber ich mich freue, das ist, dass es einen ver-

mehrten Jugendschutz und einen vermehrten Nichtrau-

cherschutz geben wird, dass das gesetzliche Rauchver-

bot nunmehr von 16 auf 18 Jahre angehoben wird, dass 

im Auto nicht mehr geraucht werden darf, wenn sich dort 

Kinder und Jugendliche befinden, und ich freue mich 

über den Ausbau der Präventionsmaßnahmen. (Beifall 

bei ÖVP und FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Huemer und ich ertei-

le es ihr. 

GRin Mag. Barbara Huemer (GRÜNE): Danke 

schön. Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte 

Damen und Herren!  

Ich möchte dieser Debatte noch einen Aspekt hinzu-

fügen, nämlich den Schutz der ArbeitnehmerInnen. Ich 

finde es nach wie vor bezeichnend, dass wir hier ein 

Zweiklassensystem haben, nämlich eine unterschiedli-

che Bewertung, was den Schutz der Gesundheit von 

Beschäftigten in einem normalen Betrieb betrifft und was 

in der Gastro los ist. Dieser unterschiedliche Standard 

wäre, wenn dieses Gesetz, das 2015 per Novelle be-

schlossen wurde, umgesetzt werden würde, endlich 

abgeschafft gewesen. Mir tut es sehr leid, dass dem jetzt 

nicht so ist, muss ich sagen, dass wir diese zwei Klassen 

hier weiter haben und die Fürsorgepflicht der Arbeitgeber 

bei der Tür endet und unterschiedliche, je nachdem, ob 

das Pickerl rot oder schwarz ist, Folgen hat.  

Es sind hier die Folgen vom Rauchen schon mehr-

fach besprochen worden. Es ist nicht wegzuleugnen, 

Österreich hat 24 Prozent RaucherInnen. Dazu kommen 

weitere 25 Prozent der ÖsterreicherInnen, das ist gut, 

aber trotz alledem schlecht, die mit dem Rauchen aufge-

hört haben. Das heißt, 50 Prozent der ÖsterreicherInnen 

haben mit Tabak einen Kontakt oder Kontakt gehabt. Die 

Folgen sind einfach katastrophal. Sie sind individuell 

katastrophal und auch gesellschaftspolitisch. Der volks-

wirtschaftliche Schaden ist, das IHS hat das berechnet, 

750 Millionen EUR jährlich. Wenn jemand gegen die 

Wand rennt, würden Sie die Person nicht aufhalten, das 

zu tun, weil sie sich weh tut? Aber beim Rauchen schaut 

man einfach zu, nimmt das Deckmäntelchen der Freiheit 

und lässt die Menschen krank werden. 

Die GRÜNEN haben 2015 dem Gesetz zugestimmt, 

weil es einfach sinnvoll ist. Wir hätten es in der Wirkung 

am liebsten gleich gehabt und nicht erst 3 Jahre später, 

nämlich deswegen, weil 13.000 bis 14.000 Menschen 

jährlich an Tabak sterben. Viele Menschenleben hätte 

man schon retten können. Aber nein, es wird nicht geret-

tet, sondern der Gesundheitsschutz, der Arbeitnehme-

rInnenschutz, der Kinderschutz wird weiterhin am Altar 

des schnöden Mammon, am Altar der Tabakindustrie, 

der man hier zu Knien fällt, geopfert. Das ist wirklich 

bedauerlich, und sehr viele Menschen, sowohl die, die 

diese Petition „Don´t smoke“ unterschreiben, aber auch 

ExpertInnen, GesundheitsexpertInnen sind empört, ent-

setzt darüber. Auch die Menschen in Ihren Reihen von 

der ÖVP, die in der Gesundheitspolitik nur ein bisserl 

einen Verstand haben, sind entsetzt darüber, dass die-

ses Gesetz nun nicht kommen soll. Es ist wirklich in 

höchstem Grad unverantwortlich. Unverantwortlich, dass 

wir hier hinter den internationalen Standard zurückfallen. 

Unverantwortlich, dass wir in die 60er Jahre zurückfallen. 

Und ich sage Ihnen eines: Warum ist dieses Gesetz 

2015, die Novelle, besser gesagt, warum hat man dar-

über diskutiert? Weil man gesehen hat, so wie es jetzt 

ist, funktioniert es nicht. Viele von Ihnen gehen sicher in 

ein Lokal beziehungsweise der Kollege Ulm hat es gera-

de selbst erklärt, man geht rein und steht schon einmal 

im Rauchbereich. Man steht im Rauchbereich, bevor 

man irgendwo in einen Nichtraucherbereich kommt. Und 

selbst dort, wo nicht geraucht werden soll, ist das 

Rauchverbot völlig wurscht, beispielsweise in vielen 

Landgasthäusern, Sie kennen das alle. Der Wirtschafts-

minister Mitterlehner, der damals diese Novelle mitbe-

schlossen hat, hat selbst gesagt: Wir machen diese 

Novelle, weil so, wie es jetzt ist, funktioniert es nicht. Es 

funktioniert schlichtweg nicht. Die 15.000 Anzeigen sind 

ja nur die Spitze des Eisberges. Die Dunkelziffer, wo 

diese Schutzbestimmungen ignoriert werden, ist doch 

viel, viel höher. Ich meine, sind wir uns ehrlich: Das war 

auch ein Grund, warum 2015 novelliert wurde, weil man 

gesagt hat, so funktioniert es nicht, es muss eine klarere 

Regelung geben. Die klarere Regelung lautet: Ein gene-

relles Rauchverbot in der Gastronomie zum Schutze der 

Menschen, zum Schutze der RaucherInnen, denn viele 

RaucherInnen haben ja gar nichts gegen ein Rauchver-

bot. Es hat sich ja auch erwiesen, dass dort, wo weniger 

Möglichkeit besteht, die Menschen dann auch in ihrem 

privaten Bereich weniger zur Zigarette greifen. Es ist 

einfach eine ganz, ganz, ganz sinnvolle Maßnahme, die 

Menschenleben rettet, die Gesundheit schützt, die Kin-

dergesundheit schützt, die ArbeitnehmerInnen schützt. 

Ich kann es beim besten Willen, so wie viele, viele Hun-

derte, Tausende, Hunderttausende Menschen in diesem 

Land nicht verstehen, dass hier ein rückschrittlicher, ein 

gesundheitsschädigender Weg genommen wird. 
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Ich bitte wirklich noch einmal darum: Überdenken Sie 

das! Begehen Sie diesen Fehler nicht! Lassen Sie die 

Novelle, so wie sie 2015 beschlossen wurde, kommen, 

damit wir ab 2018 endlich ein generelles Rauchverbot in 

der Gastronomie haben! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Baron und, ich erteile es ihm. 

GR Karl Baron (FPÖ): Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! 

Seit über 70 Jahren ist die SPÖ die meiste Zeit in ei-

ner Bundesregierung gewesen und auch in der Zeit ihrer 

Opposition war das Rauchverbot grundsätzlich kein 

nennenswertes Thema. Tabakwaren sind seit 70 Jahren 

frei erhältlich, ganz im Gegenteil, jeder weiß, dass es 

ungesund ist. Auch das war bis jetzt kaum ein Thema, im 

Gegenteil. Teile der SPÖ und die ganzen GRÜNEN sind 

sogar für eine Erweiterung des Sortiments der Tabakwa-

ren, eine Erweiterung in dem Sinn, die Haschisch-

Zigarette noch zusätzlich legalisieren zu wollen und 

natürlich auch in den Handel setzen zu wollen! Man geht 

da nach dem Motto vor: Kaufen ja, aber rauchen, wenn 

es geht, nein. Erst seit zehn Jahren ungefähr gibt es die 

Diskussion um das Rauchverbot. Seit zehn Jahren hätte 

man die Möglichkeit gehabt, vor zehn Jahren hätten Sie 

die Möglichkeit gehabt, ein generelles Rauchverbot in 

der Gastronomie einzuführen. Da hätte es zwar ein Mur-

ren und ein Knirschen unter den Gastronomen gegeben, 

aber jeder hätte es grundsätzlich verstanden und hätte 

sich darauf einstellen können. Aber nein, man kam zu 

dieser Kompromisslösung oder nennt das, wie man es 

will. Es gibt die Lösung, dass Gastronomen Raucherab-

teile schaffen können, sich zum Nichtraucherlokal erklä-

ren können, oder eben die Kriterien erfüllen und ein 

komplettes Raucherlokal sind, quasi die Wahlfreiheit für 

Gastronomen. 

Was kam nachher? Nachher wurde investiert. Es 

wurden Kredite aufgenommen. Man hat sich an die 

Rahmenbedingungen angepasst und die Gastronomen 

haben praktisch umgesetzt, was die Regierung von 

ihnen verlangt hat. Jetzt, wo die Kredite zum Teil abbe-

zahlt sind, wo sich möglicherweise die Investitionen 

rechnen würden, gibt es eine neue Regelung. Da kommt 

man auf die glorreiche Idee: Alle Investitionen waren 

umsonst. Es wird den Unternehmern die lange Nase 

gezeigt. Das muss man wieder wegräumen, bezie-

hungsweise das ist ja ungültig. Es gibt ein generelles 

Rauchverbot. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist 

nicht diese verantwortungsvolle Politik, die wir uns vor-

stellen. Wir Freiheitliche und auch die ÖVP sind verant-

wortungsvoll genug, dass man nicht hergeht und Teile 

der Unternehmer, sprich, die Gastronomen, verrät und 

sie im Stich lässt! (Beifall bei der FPÖ.) Das ist kein 

Schritt zurück, meine Damen und Herren! Das ist ein 

Schritt in die richtige Richtung, indem wir diese Raucher-

gesetzgebung, die Sie mit der ÖVP beschlossen haben, 

einigermaßen zurücknehmen, aufweichen, ändern. Aber 

trotzdem halten wir uns bitte vor Augen: Die neue Rege-

lung ist wesentlich weitreichender und rigoroser, als Ihre 

es jemals war. Bei uns ist ein Jugendschutz berücksich-

tigt. Es gibt keinen Raucher mehr, der mit 16 Jahren mit 

seiner Zigarette im Lokal sitzt. Ab 18 Jahre! Ich denke, 

diese Lösung ist ehrlich, sie ist fair und sie ist fortschritt-

lich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir in der Politik, alle zusammen, meine ich, haben 

Rahmenbedingungen zu schaffen, nach denen sich die 

Bürger richten sollen. Aber wir sind nicht der Sachwalter 

der Bürger. Nach dem Slogan „freie Wahl für freie Bür-

ger“ soll der Bürger auch entscheiden können: Geht er in 

ein Lokal, wo er rauchen kann? Fühlt er sich belästigt? 

Nimmt er ein Nichtraucherlokal? Entscheidet er sich für 

ein Lokal, wo es unterschiedliche Bereiche für Raucher 

oder Nichtraucher gibt? Diese Wahlmöglichkeit müssen 

wir unseren Bürgern lassen. Danke. (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Valentin, und ich erteile es 

ihm. 

GR Erich Valentin (SPÖ): Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Bundesregierung wirft ihre Schatten voraus. Bei 

der Aktuellen Stunde des Landtages durften wir darüber 

sprechen, dass Bundesdienststellen in die Länder trans-

feriert werden entgegen jeder Gesetzeslage. Und heute, 

meine Damen und Herren, reden wir über das Kippen 

des allgemeinen Rauchverbots, was in der Tat eine 

Schande für Österreich ist! Das sei den freiheitlichen 

Rednern gesagt. Es ist in Wirklichkeit schon ein bisschen 

bezeichnend, dass nicht die Spitze der Freiheitlichen 

rausgeht. Offensichtlich haben sie die Tragweite ihrer 

Initiative unterschätzt und den Widerstand. Ich bin über-

zeugt, wir werden in den nächsten Tagen, in den nächs-

ten Stunden, und der Kollege Gara hat das bereits ge-

sagt, sicherlich die 500.000er-Marke der Petition kratzen 

und noch weiter steigen. Und den Kollegen Stumpf und 

Baron gesagt: Sie machen Österreich zu einer Lach-

nummer! Niemand in Europa, niemand weltweit nimmt 

Nichtraucherschutzmaßnahmen zurück. Niemand tut 

das! Sie sind dafür verantwortlich, dass in Zukunft Öster-

reich ein Geisterfahrer der Gesundheitspolitik Europas 

wird! (StR DDr. Eduard Schock: Sie haben keine Ah-

nung, Herr Valentin! Sie haben keine Ahnung!) Sie sind 

dafür verantwortlich, dass Sie die Uhr zurückdrehen 

wollen! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Sie sind dafür verantwortlich, dass es mehr Tote ge-

ben wird. (Aufregung bei StR DDr. Eduard Schock.) Sie 

sind verantwortlich, dass es keinen Verlässlichkeits-

schutz österreichischer Gesetze gibt. Sie werden ver-

antwortlich dafür gemacht werden, dass Sie den Nicht-

rauchern einen Bärendienst leisten. Sie werden dafür 

verantwortlich zu machen sein, dass der Gesundheits-

schutz in Österreich mit Füßen getreten wird. Und, meine 

Damen und Herren, ich möchte das Zitat zum zweiten 

Teil der Bundesregierung, das der Kollege Gara ge-

bracht hat, in der gesamten Länge bringen.  

Wie fühlt sich eine österreichische Volkspartei, wenn 

der langjährige Gesundheitssprecher, ein renommierter 

Arzt, einer, der auch Gesundheitspolitik in diesem Lande 

geschrieben hat, sagt: „Auch Sebastian Kurz hat das 

Rauchverbot beschlossen, damals im Ministerrat, und 
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jetzt dieser Bauchfleck. Die Leuchttürme der neuen Re-

gierung sind zum Fürchten.“ Es ist sehr wohl zum Fürch-

ten. Und wenn der Kollege Juraczka sagt: „Es geht um 

die individuelle Entscheidung von jedem von uns.“, dann 

muss man eines sagen: Wo ist denn der Grundsatz, 

dass die individuelle Freiheit dort aufhört, wo die Rechte 

des anderen, die Gesundheitsrechte des anderen, derart 

eingeschnitten werden? Meine Damen und Herren, Sie 

machen Politik, populistische Politik auf Kosten der Men-

schen, die sich nicht wehren können, auf Kosten der 

Menschen, die in der Gastronomie arbeiten müssen, die 

Menschen, die sich nicht aussuchen können, ob sie da 

neben einem Raucher arbeiten müssen oder nicht! (Bei-

fall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Ein Mal mehr, es ist eine verlogene Politik, und das 

sage ich in der Tat bewusst, wenn wir hier in der Stadt 

über Feinstaubbelastung diskutieren und auf Grund von 

Untersuchungen wissen, dass auch in Nichtraucherbe-

reichen von gemischten Lokalen die Feinstaubbelastung 

um vier Mal höher ist als auf der Straße, dort, wo Sie 

sagen, dass sie zu hoch ist, und Sie selber sind dafür 

verantwortlich, dass das in geschlossenen Räumen um 

das Vierfache überschritten wird! 13.000 Tote in Öster-

reich, davon 1.000 durch Passivrauchen! Das ist Ihnen 

alles egal! Es geht Ihnen darum, billige Politik, populisti-

sche Politik zu machen! 

Wenn wir uns ansehen, dass in gemischten Lokalen 

die Belastungsspitze um das Zehnfache und in den Rau-

cherlokalen bis zum Hundertfachen höher ist als das, 

was wir auf der Straße bei schwerbelasteten Kreuzungen 

messen, dann wissen wir, was Sie mit den Menschen 

vorhaben, dann wissen wir, was Sie den Menschen 

zumuten! Es stellt sich die Frage: Ist es bloß Populismus 

oder wollen Sie von anderen Dingen, die Sie planen, 

ablenken? Ich befürchte, es ist noch viel, viel schlimmer 

als der Populismus, den Sie vorantreiben. Es ist wesent-

lich schlimmer! Sie wollen von viel Grauslichkeiten, von 

mehr Grauslichkeiten ablenken, die von der Bundesre-

gierung zu erwarten sein werden! 

Und ein Letztes, meine Damen und Herren: Ich bin 

sehr stolz und ich bin sehr froh, dass in Wien die Um-

weltstadträtin gesagt hat, Sie wird dieses Gesetz einkla-

gen. Wir werden uns ansehen, was in der Gesetzesvor-

lage tatsächlich steht, und dann werden wir die rechtli-

chen Konsequenzen ziehen, weil die Millionen, die Hun-

derttausende, die da auf der Petition unterschreiben, und 

die Damen und Herren, die Bürgerinnen und Bürger 

dieser Stadt, die uns als Garanten für eine gesunde 

Umwelt sehen, die sollen nicht enttäuscht werden! Wir 

werden den Kampf aufnehmen, meine Damen und Her-

ren! Wien ist ein Bollwerk gegen die Politik des Bundes! 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Aktuelle Stun-

de ist beendet.  

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, 

gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung be-

kannt, dass von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der 

Wiener Freiheitlichen 15, vom ÖVP-Klub der Bundes-

hauptstadt Wien 7 und vom NEOS-Rathausklub 7 schrift-

liche Anfragen eingelangt sind. Vor Sitzungsbeginn sind 

von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener 

Freiheitlichen ein und vom ÖVP-Klub der Bundeshaupt-

stadt Wien ein Antrag eingelangt. Den Fraktionen wur-

den alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuwei-

sung erfolgt wie beantragt.  

Von den Gemeinderäten Mag. Pawkowicz, Unger, 

Mag. Dr. Wansch, Ricarda Bianca Berger, Hofbauer und 

Kohlbauer wurde ein Antrag an den Herrn Bürgermeister 

betreffend „Keine Bauführungen und Befestigungen 

sowie gewerbliche Nutzungen in Schutzgebieten“ gerich-

tet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses 

Antrages wurde von der notwendigen Anzahl von Ge-

meinderatsmitgliedern unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs. 5 

der Geschäftsordnung wird die Besprechung des Dringli-

chen Antrages vor Schluss der öffentlichen Sitzung er-

folgen. Ist diese um 16 Uhr nicht beendet, wird die Ge-

meinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behand-

lung des Dringlichen Antrages unterbrochen.  

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 

10, 16, 23, 24, 30, 35, 37, 47, 49 bis 54, 56 bis 59, 61 bis 

64, 68, 69, 71, 72, 74 bis 80, 84, 85, 87 bis 91, 94 bis 97, 

99 bis 101, 106 bis 108, 110, 111, 114, 120, 124, 126, 

131 bis 133 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfas-

sung als bekannt gegeben. Bis vor Beginn dieser Sitzung 

hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Ge-

schäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre 

daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als 

angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 

der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von 

Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechen-

der Beratung die Postnummern 134 bis 145 zum 

Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und 

gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vor-

geschlagen: Die Postnummern 134 bis 145, 132, 48, 55, 

109, 112, 113, 115 bis 119, 121, 122, 60, 65, 66, 67, 70, 

73, 81, 82, 86, 83, 92, 93, 98, 102 bis 105, 1 bis 8, 11 bis 

15, 17 bis 22, 25 bis 28, 9, 29, 31 bis 34, 36, 38 bis 46, 

123, 125 und 127 bis 130. Die Postnummern werden 

daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.  

Ich darf jetzt recht herzlich die Rechnungshofpräsi-

dentin, Frau Dr. Margit Kraker, hier im Gemeinderat 

gemeinsam mit ihrem Team begrüßen. Herzlich will-

kommen! (Allgemeiner Beifall.) 

Ich begrüße auch den Wiener Stadtrechnungshofdi-

rektor Dr. Peter Pollak. Herzlich willkommen ebenfalls im 

Wiener Rathaus! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Ver-

handlung der Geschäftsstücke 134 bis 145 der Tages-

ordnung, sie betreffen Berichte des Rechnungshofes, 

zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt 

durchzuführen. Wird dagegen ein Einwand erhoben? - 

Das ist nicht der Fall. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, 

Herrn GR Niedermühlbichler, die Verhandlung einzulei-

ten. 

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Bitte 

um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Danke schön. Zu 

Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Meinl-Reisinger, und 

ich erteile es ihr. 
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GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES (NEOS): 

Danke, Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Mitglieder der Stadtregierung! Werte Kolle-

ginnen und Kollegen! 

Ich möchte zunächst einmal die Gelegenheit nutzen, 

um mich im Namen meiner Fraktion ganz herzlich bei 

Ihnen, Frau Präsidentin, und auch bei Ihren engagierten 

und kompetenten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für 

die äußerst guten und detailreichen Berichte bedanken. 

(Beifall bei den NEOS.)  

Ich möchte an der Stelle sagen, dass zu etwas, was 

wir meiner Meinung nach in keiner sehr wertschätzenden 

Art und Weise das letzte Mal diskutiert haben, ich per-

sönlich die durchaus auch sehr politischen Schlüsse, die 

aus Rechnungshofberichten des Bundesrechnungshofes 

gelesen werden können, durchaus begrüße, weil ich es 

schätze, nicht nur zwischen den Zeilen zu lesen, sondern 

auch wirklich politische Schlüsse daraus ziehen zu kön-

nen. Ich möchte an der Stelle erinnern, dass es hier 

genau dazu schon beim letzten Mal Diskussionen gege-

ben hat und würde mir halt auch für die laufende Debatte 

heute wünschen, dass das jetzt nicht in dieser Art und 

Weise, in dem Stil passiert. 

Ich halte den Rechnungshof für ein wirklich un-

schätzbar wertvolles Instrument gerade natürlich auch 

der Oppositionspolitik in der Funktion der Kontrollarbeit, 

weil er natürlich aufzeigt, wo Missstände im Vollzug, in 

der Verwaltung herrschen und wo es sich auch, und das 

sage ich an der Stelle ganz deutlich, um einen möglich-

erweise wesentlich besseren, effizienteren, zweckmäßi-

geren Umgang mit Steuergeld handelt. Das ist ja nicht 

ganz unwesentlich in einem Hochsteuerland wie Öster-

reich! Sie sind hier natürlich oft, genauso wie auch der 

Stadtrechnungshof, durchaus, sage ich jetzt einmal, 

Verbündete in einigen Punkten der Kritik, die wir immer 

wieder äußern und insofern nutzen wir auch gerne die 

Berichte, um immer wieder und wiederholt Themen auf-

zuzeigen, wo unserer Meinung nach Reformen ganz 

dringend gemacht werden sollten. (Beifall bei den 

NEOS.)  

Ich möchte ganz kurz auch auf ein Thema zu spre-

chen kommen, das uns gestern im Stadtrechnungs-

hofausschuss beschäftigt hat, weil das etwas ist, wo wir 

hier in Wien bei der Prüfkompetenz des Stadtrechnungs-

hofes ein Stück weitergekommen sind. Da war ja die 

Frage, ob der Stadtrechnungshof Wien Minderheitsbetei-

ligungen der Stadt prüfen kann. Da gab es ja dann ent-

sprechende Änderungen auch in der Stadtverfassung, 

wonach tatsächlich darauf abzustellen ist, ob es eine 

tatsächlich beherrschende Stellung von Seiten der öf-

fentlichen Hand bei diesen Minderheitsbeteiligungen gibt. 

2016 hat der Wiener Stadtrechnungshof alle Minder-

heitsbeteiligungen im Wiener Stadtwerkekonzern geprüft 

und im Prüfurteil wurde festgehalten, dass zwölf Minder-

heitsbeteiligungen der Prüfungsbefugnis des Stadtrech-

nungshofes Wien unterlagen. Gestern haben wir eine 

Maßnahmenbekanntgabe zu dieser Prüfung von Minder-

heitsbeteiligungen hinsichtlich des Vorliegens der tat-

sächlichen Beherrschung im Stadtrechnungshofaus-

schuss diskutiert, und das hat gezeigt, dass die Sicher-

stellung der Prüfbefugnis des Stadtrechnungshofes Wien 

mittels Ergänzung der Gesellschaftsverträge und diesbe-

züglicher Gesellschafterbeschlüsse im Nachhinein nicht 

beziehungsweise nur sehr schwer umsetzbar ist. Es hat 

sich dahin gehend eine durchaus sehr lebendige Diskus-

sion entsponnen, auch mit der StRin Sima, die gestern 

anwesend war.  

Warum ich das ausführe, ist, weil ich davon über-

zeugt bin, dass es wichtig ist, dass wir Sorge dafür tra-

gen, dass dann, wenn eine Prüfkompetenz des Wiener 

Stadtrechnungshofes bei einer beherrschenden Stellung 

bei einer Minderheitsbeteiligung gegeben ist, dass diese 

auch fester verankert ist. Jetzt schaue ich den Herrn 

Direktor an. Das ist ja auch in Ihrem Interesse. Ich weiß 

schon, dass das auch politischer Wille ist, das zukünftig 

zu tun. Nur zur Sicherheit möchte ich heute einmal einen 

Antrag einbringen, der das noch einmal deutlich fest-

schreibt, nämlich dass wir die Wiener Stadtregierung 

auffordern sicherzustellen, dass die Prüfungsbefugnis 

des Stadtrechnungshofes Wien bei Minderheitsbeteili-

gungen an wirtschaftlichen Unternehmungen in den 

Gründungsverträgen festgeschrieben wird, falls die Ge-

meinde die wirtschaftlichen Unternehmungen alleine 

oder gemeinsam mit anderen, der Zuständigkeit des 

Stadtrechnungshofes unterliegenden Rechtsträger, 

durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder orga-

nisatorische Maßnahmen tatsächlich beherrscht. Diesen 

Antrag möchte ich einmal einbringen (Beifall bei den 

NEOS.) und dann eben auch eine Bitte an den Bundes-

rechnungshof anschließen, weil es gibt Minderheitsbetei-

ligungen, wo die anderen Partner, die anderen Gesell-

schafter eigentlich ebenfalls im Eigentum der öffentlichen 

Hand stehen, die in diesem Fall geprüft wurden, wo es 

aus meiner Sicht keine befriedigende Antwort seitens der 

Partner gegeben hat. In dem Fall ging es vor allem um 

Energieunternehmen, beispielsweise war da EVN das 

Thema, wo ich einfach die Bitte anschließe, dass hier 

auch der Bundesrechnungshof unterstützt. Ich meine, ich 

verstehe schon, dass es schwierig ist, ein privates Un-

ternehmen, einen echten privaten Partner dazu zu brin-

gen, in die Gesellschafterverträge das hineinzuschrei-

ben, insbesondere nachträglich. Aber ich habe, ehrlich 

gesagt, kein Verständnis, wenn das Unternehmungen 

der öffentlichen Hand sind, dass die sich dagegen weh-

ren, dass der Wiener Stadtrechnungshof prüfen kann. 

Also ich würde darum bitten, dass hier der Bundesrech-

nungshof auch entsprechend unterstützt. (Beifall bei den 

NEOS.)  

Ich möchte einen Rechnungshofbericht herausgrei-

fen, den wir besonders genau studiert haben und wo wir 

ja als Fraktion durchaus auch Maßnahmen angeschlos-

sen haben, ein Bericht, der meiner Meinung nach eine 

bisher einmalige Reaktion des geprüften Ressorts aus-

gelöst hat. Da geht es um den Prüfbericht der MA 69 zu 

den Liegenschaftsverkäufen und Baurechtsvergaben der 

Stadt Wien. Wie der Rechnungshof festgestellt hat, 

schöpfte die Stadt Wien beim Verkauf von Liegenschaf-

ten und bei der Einräumung von Baurechten ihr Einnah-

menpotenzial bei Weitem nicht aus. Was aber wirklich 

schlimm war, und das sage ich sowohl als Vertreterin 
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einer Oppositionspartei als auch als Bürgerin dieser 

Stadt, das war die Reaktion des StR Ludwig, der das 

nämlich zunächst nicht nur wie Teflon von sich gewiesen 

hat und auch eine Kritik, ehrlich gesagt, am Bundesrech-

nungshof angeschlossen hat und gesagt hat, ja, natürlich 

macht das das rot-grüne Wien, weil wir wollen nicht an 

den meistbietenden Spekulanten verkaufen. Das wäre 

eine politische Entscheidung, um leistbares Wohnen 

möglich zu machen. Er hat aber ehrlich gesagt dann, das 

muss man sagen, den Rechnungshofbericht nicht genau 

gelesen. Dazu werde ich auch noch kommen. Aber er 

hat das nicht nur in einer medialen Reaktion vom Tisch 

gewischt, nein, er hat eine Medienkampagne, eine Inse-

ratenkampagne, oder wie er es nennt, fortlaufend beglei-

tende Öffentlichkeitsarbeit gestartet, die de facto, muss 

man sagen, den Bundesrechnungshof und auch die 

Opposition, insbesondere, glaube ich, auch mich, da 

irgendwie desavouiert in allen Bestrebungen, hier dafür 

Sorge zu tragen, dass mit dem öffentlichen Vermögen 

gut umgegangen wird. Wir machen hier unsere Arbeit 

und zeigen Missstände auf genauso wie es der Bundes-

rechnungshof macht. Ich sehe überhaupt nicht ein, dass 

einem dann mit einer Inseratenkampagne begegnet wird! 

Diese erste Welle der Inseratenkampagne hat den Steu-

erzahler fast 200.000 EUR gekostet! Das war eine Inse-

ratenkampagne nicht der SPÖ-Wien, sondern des Wohn-

ressorts, wo gesagt wurde: Ich stehe dazu, Wohnen 

muss leistbar bleiben, und de facto eigentlich vom Tisch 

gewischt hat, was nämlich tatsächlich auch in diesem 

Rechnungshofbericht steht. Darin wurden nämlich in 

dieser Kampagne dann auch Dinge behauptet, wie, dass 

der Rechnungshof fordert, dass Grundstücke für sozialen 

Wohnbau an die jeweils Meistbietenden versteigert wer-

den sollen. Und das ist einfach schlicht nicht wahr! Das 

ist eine Lüge! Darauf werde ich jetzt genau zu sprechen 

kommen.  

Der Rechnungshof hat hier sehr wohl ganz genau dif-

ferenziert. Natürlich unterliegt der soziale Wohnbau nicht 

vollständig dem Wettbewerb, und das ist auch richtig so. 

Aber die Stadt verkauft bei Weitem nicht nur an Bauträ-

ger, die geförderte Wohnungen errichten. Im Rech-

nungshofbericht betrifft der Großteil der Fallbeispiele drei 

freifinanzierte Wohnbau- und Betriebsgrundstücke. Da ist 

vom leistbaren Wohnen, vom sozialen Wohnbau über-

haupt nicht die Rede! Wer das behauptet, der sagt hier 

nicht die Wahrheit! (Beifall bei den NEOS.)  

Wir haben uns alle Fallbeispiele im Rechnungshofbe-

richt sehr genau angesehen und errechnet, welcher 

potenzielle Schaden der Stadt nur aus diesen Fallbei-

spielen entstanden ist, bei denen sicher kein sozialer 

Wohnbau im Spiel war. Wenn man den Fall Pa-

lais Hansen herausrechnet, wo der Sachverhalt vielleicht 

etwas komplexer war, bleiben acht Fallbeispiele über, wo 

es kein korrektes Verfahren gegeben hat, wo es definitiv 

nicht um sozialen Wohnbau geht und wo auch nicht die 

De-minimis-Regel zur Anwendung kommen kann. Nur 

aus diesen 8 Fallbeispielen entstand ein Verlust für die 

Stadt und letztlich dann auch für die Wienerinnen und 

Wiener von über 7 Millionen EUR! Wenn man das jetzt 

auf hunderte vergleichbare Verkäufe hochrechnet, dann 

kann man sich vorstellen, wie wichtig dieser Bundes-

rechnungshofbericht war, der nämlich aufgezeigt hat, 

dass hier einfach nicht das Einnahmenpotenzial ausge-

schöpft wird, das man ausschöpfen könnte. Es geht bei 

diesen Vorgängen nicht nur um eine eigenartige Optik, 

es geht auch um Fairness. Es geht darum, dass alle 

Unternehmen vom Staat aus gleiche Rahmenbedingun-

gen haben sollten, und das gilt gerade auch bei Grund-

stücksverkäufen. Sie müssen sogar nach den Buchsta-

ben des Gesetzes, wenn Sie hier nach EU-Recht gehen, 

sich die Frage gefallen lassen, ob beispielsweise bei 

Liegenschaftsverkäufen im Wege der Direktvergabe an 

einen einzelnen Bauträger für freifinanzierte Wohnungen 

zu günstigen Konditionen man hier nicht von unerlaubter 

Beihilfe nach wettbewerbsrechtlichem Maßstab gehen 

kann.  

Das ist auch ein Grund gewesen, warum wir bei der 

EU-Kommission ein Ersuchen um Prüfung in diesen 

Angelegenheiten gestellt haben, weil natürlich gerade 

uns als Liberale ein freier und fairer Wettbewerb beson-

ders am Herzen liegt und es nicht sein kann, dass hier 

einzelne Bauträger offensichtlich bevorzugt behandelt 

werden, indem sie günstig Grundstücke erwerben kön-

nen und darauf freifinanzierte Eigentumswohnungen in 

bester Lage bauen können. Das geht nicht, und das geht 

auch aus gutem Grund gesetzlich nicht, und dagegen 

gehen wir entschieden vor! (Beifall bei den NEOS.)  

In diesem Rechnungshofbericht gibt es zahlreiche 

Beispiele, die auf so eine Beihilfe schließen lassen. Da 

geht es um ein IT-Unternehmen in Favoriten, ein Restau-

rant in Wien-Landstraße sowie um mehrere Bauträger, 

die auf den günstig gekauften Grundstücken freifinan-

zierte Mehrfamilienhäuser errichten. Ich werde dann auf 

zwei eingehen, zum Beispiel die Laura Bauträger GmbH 

und die Glorit Bausysteme GmbH, weil ich einfach später 

noch darauf kommen werde. Das ist also kein Fake 

News, was hier vom Bundesrechnungshof verbreitet wird 

oder auch nicht von uns in unserer Kritik, sondern das ist 

eine völlig legitime Kritik entlang der Frage: Wie geht 

man mit dem Vermögen der Stadt Wien und letztendlich 

auch dem Vermögen der Wienerinnen und Wiener um? 

Ich möchte an der Stelle auch noch einmal zu Protokoll 

geben: Keiner, auch nicht NEOS, ist gegen sozialen 

Wohnbau. Aber es geht in diesem Rechnungshofbericht 

eben genau nicht um den sozialen Wohnbau! Dass aber 

der Bericht und die daran anschließende Kritik auch der 

Opposition wirken, das muss man jetzt positiv hervorhe-

ben, denn die MA 69 achtet in letzter Zeit penibel darauf, 

ordentliche, wie wir finden, Verfahren durchzuführen.  

Zwei besondere Beispiele möchte ich jetzt anführen, 

die zeigen, wie man es eben besser kann, eines im Be-

reich der Baurechte. Also es gibt hier Tendenzen, im 

Wohnbau das Instrument des Baurechts zu forcieren. 

Das finden wir gut, und das haben wir an dieser Stelle ja 

auch öfters festgehalten. Ein Baurecht auf öffentlichem 

Grund auf die Nutzungsdauer eines geförderten Wohn-

baus zu vergeben, macht es nämlich wesentlich leichter, 

den angemessenen Bodenpreis für die Wohnbauförde-

rung einzuhalten, und das Kapital an Grund und Boden 

verbleibt dann auch langfristig bei der öffentlichen Hand. 
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So ist das zum Beispiel beim ehemaligen Schwestern-

wohnheim neben dem SMZ-Ost geschehen. Hier wurde 

jetzt ein Baurecht um einen Preis an die Sozialbau ver-

geben, nämlich um zirka 250 EUR pro Quadratmeter 

Nutzfläche, um den vorher viele Jahre lang Grundstücke 

an parteinahe Genossenschaften verkauft wurden. Also 

sozialer Wohnbau ist auch möglich, ohne, ich sage es 

jetzt einmal salopp, das Familiensilber zu verscherbeln.  

Das zweite Beispiel, was ich herausgreifen möchte, 

sind Kleingrundstücke. Wenn man Grundstücke verkauft, 

weil man sie nicht für sozialen Wohnbau verwenden 

kann, dann brauchen wir natürlich mehr Transparenz 

und mehr Markt. Das ist unsere Überzeugung. Wir hatten 

in den letzten Monaten eine Reihe von Kleingrundstü-

cken im Ausschuss. Früher hat man diese einfach direkt 

um einen niedrigen Schätzpreis verkauft, der eben laut 

Rechnungshof bis zu 40 Prozent unter dem Marktpreis 

lag. Plötzlich werden Grundstücke auf einer zwar schwer 

auffindbaren, aber durchaus Homepage des Magistrats 

inseriert und Bieterverfahren abgehalten. Und plötzlich 

werden bei Verkäufen die Marktpreise sogar übertroffen, 

zum Beispiel eben jetzt wieder an die Laura Bauträger 

GmbH und die Glorit Bausysteme GmbH in Floridsdorf, 

Möllplatz 5, Gusengasse 10 und in der Donaustadt, 

Hagedornweg 3 und 3a. Ich erinnere noch einmal daran: 

Der Rechnungshof hat gesagt, dass solche Grundstücke 

davor bis zu 40 Prozent unter dem Marktwert verkauft 

wurden, und das finden wir doch eine Verbesserung. 

Und zuletzt im Ausschuss am 24. Oktober 2017 ist man 

einen Schritt weitergegangen. Die Grundstücke wurden 

jetzt sogar auf ImmobilienScout24 inseriert, so wie das 

jeder private Anbieter auch machen würde. Und siehe 

da, bei einer Verhandlung für ein Kleingrundstück in 

Aspern waren 49 - in Zahlen: 49! - Bieter anwesend. Der 

Erlös konnte dadurch vom Schätzpreis 251.000 EUR auf 

530.000 EUR erhöht werden, also ein Plus um 111 Pro-

zent! Das ist ein wirklich sehr positives Beispiel, was 

alles drinnen ist, wenn man dann doch, entgegen der 

eigens durchgeführten Inseratenkampagne, der Kritik 

des Rechnungshofes und auch der Opposition folgt und 

ordentliche Bieterverfahren durchführt! (Beifall bei den 

NEOS.)  

Ich möchte aber an der Stelle sagen, dass wir da-

mals auch eine möglicherweise strafrechtliche Kompo-

nente bei diesen Direktvergaben geprüft haben, weil wir 

ja im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung sind und 

daher zumindest die Möglichkeit einer Untreue geprüft 

haben. Unser Anwalt hat sich das angeschaut und konn-

te nicht zweifelsfrei sagen, dass es sich hier möglicher-

weise nicht um Untreue handelt. Deshalb haben wir auch 

eine Sachverhaltsdarstellung bei der Wirtschafts- und 

Korruptionsstaatsanwaltschaft eingebracht. Von der 

habe ich jetzt schon lange nichts gehört. Aber mein Kol-

lege Dr. Scherak hat im Nationalrat eine Anfrage auf den 

Weg gebracht. Ich hoffe, dass wir bald hören, wo diese 

Causa denn auch liegt, weil wir uns das einfach nicht 

gefallen lassen. Und wir lassen es uns auch nicht gefal-

len, dass diese Berichte vom Tisch gewischt werden und 

hier ein Stadtrat im Teflongewand sozusagen alles ab-

perlen lässt. Und noch weniger lasse ich mir gefallen, 

dass dann eine Inseratenkampagne geführt wird, wieder 

mit Steuergeld auf Kosten der Steuerzahlerinnen und 

Steuerzahler, meines Erachtens gesetzeswidrig, weil es 

nämlich keinem Informationszweck dient, weil es nicht 

objektive Informationen über ein neues Service der Stadt 

Wien sind, sondern ausschließlich politische Propaganda 

ist. Und, liebe SPÖ, das könnt ihr selber inserieren! Da 

sollt ihr selber bitte eure Parteienförderung, die eh viel zu 

hoch ist, in die Hand nehmen und Inserate schalten, aber 

nicht mit den Mitteln des Magistrats und nicht mit den 

Mitteln der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler! (Beifall 

bei den NEOS.)  

Bedauerlicherweise, sage ich an der Stelle, haben 

die SPÖ und die ÖVP auf Bundesebene bei Beschluss-

fassung und Verhandlung des Medientransparenzgeset-

zes vergessen, in diesem Bereich eine Sanktion ins 

Gesetz zu schreiben. Deshalb sind uns hier auch die 

Hände gebunden. Aber das wäre doch eine Anregung für 

eine zukünftig schwarz-blaue Koalition, auch in Richtung 

der durchaus üppigen Inseratenvergabe des roten Wien, 

für mehr Transparenz bei Inseraten Sorge zu tragen und 

auch eine Sanktion einzuführen, wenn das Objektivitäts-

gebot und Informationsgebot verletzt werden. 

Ich möchte dann noch auf andere Rechnungshofbe-

richte kommen … (GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Ein An-

hängsel von Schwarz-Blau!) Wir sind ein Anhängsel von 

Schwarz-Blau? (GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Ein reaktio-

näres!) Ein reaktionäres Anhängsel? Das finde ich jetzt 

aber interessant! (Heiterkeit bei GR Mag. Dietbert Kowa-

rik.) Wenn ich mich also hier hinstelle und die Millionen 

an Inseratenausgaben kritisiere, die die rot-grüne Stadt-

regierung tätigt, die teilweise so wichtige Information für 

die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt bietet, wie, dass 

Wien - ich habe jetzt die Zahl vergessen, ich sage jetzt 

irgendeine - 1.200 Mistkübel hat oder so irgendetwas 

Ähnliches, die sich hier hinstellt und immer wieder sagt, 

dass es doch ein Zufall ist, dass beispielsweise in Wahl-

jahren die Inseratenvolumen der Stadtwerke um doch 

einige, was weiß ich, 30, 40 Prozent höher sind als in 

Nichtwahljahren, und ich auch darauf hinweise, dass sich 

auch ein Stadtrat an die Gesetze zu halten hat, und in 

den Gesetzen zum Medientransparenzgesetz steht nun 

einmal, dass ein Inserat der öffentlichen Hand einem 

gewissen Objektivitäts- und Informationsgebot folgen soll 

und nicht politischer Propaganda, dann bezeichnen Sie 

das als reaktionär? Das finde ich schäbig! Das finde ich 

schäbig! (Beifall bei den NEOS. - GR Mag. Dietbert Ko-

warik: Sehr reaktionär! - Zwischenruf von GR Dr. Kurt 

Stürzenbecher.) Dann sind Sie … Dann zeigen Sie hier 

auch deutlich Ihre demokratische Gesinnung! Sie hätten 

ja durchaus auch mitapplaudieren können. Immerhin 

geht es um Steuergeld! 

Ich möchte noch zu anderen Berichten kommen. 

Mein Kollege Gara wird dann intensiver darauf zu spre-

chen kommen. Ich danke auch dem Rechnungshof, dass 

auf Grund des Berichts zum Krankenanstaltenverbund 

hier auch ganz wichtige Reformen angestoßen wurden. 

Wir wissen letztgültig ja noch nicht, wohin die führen 

werden. Aber dass Sie die fehlende Steuerungsmöglich-

keit aufgezeigt haben, die es hier im Bereich des Kran-
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kenanstaltenverbundes gibt, das halte ich für sehr wich-

tig, dass das auch einen Anstoß zu Reformen gibt. Ich 

möchte an der Stelle sagen, dass wir gerade als Opposi-

tionspartei hoffen, dass es nicht zu Intransparenz führt, 

dass eine weitere Ausgliederung nicht dazu führt, dass 

wir nicht mehr hineinschauen können wie in so viele 

Bereiche der Stadt und das Interpellationsrecht dort auch 

weiter gelten kann. Ich hoffe sehr, dass wir hier als politi-

sche Vertreter auch bald den Bericht zum Krankenhaus 

Nord bekommen, denn ich möchte schon sagen, dass 

mich das in meiner politischen Arbeit sehr irritiert, dass 

hier medial schon über einen Rechnungshofbericht zum 

Krankenhaus Nord mit tausenden Baumängeln und 

Verfehlungen diskutiert wird, die uns jetzt nicht überra-

schen, weil wir ja immer wieder darauf hingewiesen 

haben, dass das einfach von Anfang an falsch gestrickt 

war, aber wir können nichts dazu sagen, weil wir haben 

ihn nicht am Tisch. Also ich halte es für keine begrü-

ßenswerte Tendenz, dass einige Rechnungshofberichte 

hier schon früher an die Medien gelangen und damit 

eigentlich eine gewisse politische Diskussion nicht in 

dem Maß parlamentarisch stattfinden kann, wie sie statt-

finden sollte. Aber trotzdem muss ich sagen, ich bin 

schon sehr gespannt und erwarte sehnsüchtig diesen 

Bericht zum Krankenhaus Nord. Wir haben ja heute auch 

lesen können, dass sich die Eröffnung offensichtlich 

wieder verzögert, aber, wie gesagt, darauf wird mein 

Kollege Gara ja noch intensiver eingehen.  

Ich möchte jetzt einen weiten Bogen vom Thema 

KAV, zum Thema Gesundheitspolitik im Allgemeinen 

spannen. Dieser weite Bogen sei mir gestattet, auch 

entlang der Frage der Aktuellen Stunde heute, wo wir ja 

sehr intensiv zum Thema Rauchen und zurück in die 

Vergangenheit beim Raucherschutz gegangen sind. 

Auch ich möchte mich da den Worten der Vorredner 

unserer Fraktion in der Aktuellen Stunde anschließen, 

dass ich es für äußerst bedenklich halte, dass wir hier 

wieder einen Schritt zurücknehmen, dass wir damit mehr 

Rechtsunsicherheit schaffen, und dass wir damit aber 

letztlich auch im internationalen Ansehen, glaube ich, 

zurückfallen werden, wenn wir hier wieder diese Retro-

politik machen. Das sage ich durchaus bewusst als 

ehemalige Raucherin, die die Freiheit des Einzelnen 

beim Rauchen immer sehr hochgehalten hat und auch 

weiter hochhalten wird. Aber es geht halt in dem Fall 

auch um die Freiheit der anderen. Und ich finde es im-

mer ein bisschen komisch, wenn mir Konservative Libe-

ralismus erklären wollen. Also die Freiheit des anderen 

ist ja in diesem Zusammenhang durchaus sehr, sehr, 

wichtig und sehr wesentlich. Ich finde es auch ein bissel 

einen schmutzigen Deal, so quasi Aufhebung des 

Rauchverbotes gegen Freihandel, Tschicken gegen 

Chlorchicken. Mag sein, dass das manchen gefällt. Ich 

halte es für keinen besonders guten Start der Regierung. 

Deshalb würde ich gerne einen Antrag einbringen (Beifall 

bei den NEOS.), dass der Wiener Gemeinderat die 

Stadtregierung auffordert, dass sie sich bei der zukünfti-

gen österreichischen Bundesregierung auch und gerade 

im Sinne des Arbeitnehmer- und ArbeitnehmerInnen-

schutzes und der Rechtssicherheit für die Einhaltung der 

Beschlüsse des Nationalrates vom 8. Juli 2015 zu den 

veränderten Rauchverbotsbestimmungen einsetzt mit 

allerdings folgenden Ausnahmen (GR Ing. Udo Guggen-

bichler, MSc: Der Jugendschutz! Der Jugendschutz!), 

denn wir haben damals nicht zugestimmt, weil es uns zu 

weit gegangen ist. Das hat mein Kollege Wiederkehr 

schon gesagt. Ich halte den Eingriff in die Privatautono-

mie von privaten Vereinen schlichtweg für höchst prob-

lematisch und einen völlig unzulässigen Eingriff in die 

individuelle Freiheit. Also das heißt, Veranstaltungen in 

Räumen von privaten Vereinen sollen nicht mehr von 

den Bestimmungen erfasst werden. Nikotinfreie Produkte 

wie zum Beispiel E-Zigaretten, nicht-tabakhaltige Was-

serpfeifen, sollen auch nicht mehr unter das Tabakge-

setz fallen. Und Gastronomiebetriebe, deren Hauptge-

schäftstätigkeiten auf dem Verkauf von Tabakwaren 

beruhen, zum Bespiel Shisha Bars, das muss Ihnen ja 

nicht gefallen, aber das sind Unternehmer wie alle ande-

ren Unternehmer, die bekommen von einem Tag auf den 

anderen die Geschäftsgrundlage entzogen und müssen 

zusperren. Das gefällt mir nicht, wenn da der Staat hier 

Unternehmerinnen und Unternehmern willkürlich die 

Geschäftsgrundlagen entzieht. Da soll es weiterhin Aus-

nahmeregelungen wie für Tabak-Trafiken geben. Diesen 

Beschlussantrag möchte ich an dieser Stelle auch ein-

bringen. (Beifall bei den NEOS.)  

Abschließend nochmals herzlichen Dank von Seiten 

meiner Fraktion für die hervorragenden Berichte, und ich 

freue mich auf weitere! Danke vielmals! (Beifall bei den 

NEOS.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Bevor ich der 

nächsten Rednerin das Wort erteile, darf ich bekannt 

geben, dass Frau GRin Mag. Nittmann aus dienstlichen 

Gründen bis 15 Uhr verhindert ist.  

Als Nächste zu Wort gemeldet hat sich die Frau GRin 

Korosec, und ich erteile es ihr.  

GRin Ingrid Korosec (ÖVP): Sehr geehrte Frau Prä-

sidentin! Frau Stadträtin, Frau Vizebürgermeisterin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! 

Ein Mal im Jahr haben wir die Ehre, dass wir den 

Bundesrechnungshof bei uns im Haus im Plenum begrü-

ßen dürfen. Frau Präsidentin, es ist mir eine ganz be-

sondere Freude, Sie heute im Rahmen meiner Fraktion 

herzlich willkommen zu heißen. (Beifall bei der ÖVP.)  

Ich habe mich ein bissel schlau gemacht und hab‘ zu 

meiner Überraschung, muss ich sagen, festgestellt, 

vielleicht habe ich es einmal gelernt und habe es verges-

sen, dass seit mehr als 250 Jahren Ihre Institution unter 

unterschiedlichen Namen öffentliche Einrichtungen prüft 

und seit der Errichtung im Jahr 1761 unter Kaiserin Maria 

Theresia als Kontrollorgan im Rang eines Ministeriums 

fungieren kann. Die ursprüngliche Hofrechenkammer, die 

1866 von Franz Josef I. durch eine kaiserliche Verord-

nung in „Oberster Rechnungshof“ umbenannt wurde, 

hatte bereits damals die Aufgaben und Befugnisse wie 

heute. Bereits damals wurde dieser Institution hohes 

Vertrauen entgegengebracht und enorme Kompetenz 

zugeschrieben. Frau Präsidentin, Sie überprüfen, Sie 

bewerten und geben Empfehlungen. Doch Ihre Institution 

leistet darüber hinaus in Ihrem Aufgabenbereich noch 
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weit mehr. Auf Ihrer Homepage ist zu lesen: „Die Aus-

übung der öffentlichen Kontrolle ist einer der Eckpfeiler 

des Parlamentarismus und der Demokratie.“ Doch was 

ist, wenn dieser Eckpfeiler der Demokratie nicht ernst 

genommen wird? Das passiert in der Stadt Wien. Dass 

es nicht ernst genommen wird, sieht man schon daran, 

wenn ich da in den Bereich der Sozialdemokratischen 

Fraktion schaue, wir haben ein Mal im Jahr die Gelegen-

heit, die Frau Präsidentin hier zu haben, Rechnungshof-

berichte werden hier abgehandelt - leer, kein Interesse, 

also das heißt, so … (GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Von 

der ÖVP sind auch nicht alle hier!) Da sieht man es ganz 

deutlich wieder, und ich meine, es wäre auch kein Feh-

ler, wenn bei so einer Besprechung der Herr Bürgermeis-

ter auch hier sein könnte. (Beifall bei der ÖVP.) Leider … 

(GR Dipl.-Ing. Martin Margulies: Bei uns sind im Verhält-

nis mehr da als von der ÖVP!) Bitte? (GR Dipl.-Ing. Mar-

tin Margulies: Bei uns sind im Verhältnis mehr da als von 

der ÖVP!) Bitte, ich habe hier … (Heiterkeit bei den 

GRÜNEN.) Schauen Sie, ich schaue auch hier in diese 

leeren Reihen! So, das ist es. Leider ist das nicht als 

Einzelfall bei einem Projekt, sondern in sehr vielen Be-

richten zu lesen, und die Empfehlungen werden sehr oft 

nicht einmal halbherzig umgesetzt. Ich habe vor einigen 

Wochen bei meiner Budgetrede, meine Damen und 

Herren von der rot-grünen Fraktion, wieder diesen ekla-

tanten Mangel an Transparenz, Effizienz und Wirtschaft-

lichkeit kritisiert. Eine alte Leier, kann man fast sagen, 

denn diesen Spiegel muss ich Ihnen als direkt gewählte 

Mandatarin im Namen der Wienerinnen und Wiener 

immer wieder vorhalten und dies seit Jahren, denn Sie 

müssten mit dem Geld der Wienerinnen und Wiener, so 

wie es auch der Rechnungshof sagt, sparsam, wirt-

schaftlich und zweckmäßig umgehen. Diese drei Prinzi-

pien können Sie sich nicht auf Ihre Fahnen heften! Spar-

samkeit - ein unbekanntes Fremdwort! Wirtschaftlichkeit 

- ein offensichtliches Unwort! Zweckmäßigkeit - ein für 

Sie noch zu erlernender Wortschatz! Insofern möchte ich 

mir unter der Vielzahl der ausgezeichneten Berichte mit 

unzähligen Vorschlägen einen exemplarisch heraus-

nehmen und noch einmal ins Rampenlicht stellen. 

Auf spannenden 134 Seiten wird die Organisation der 

Generaldirektion des Wiener Krankenanstaltenverbun-

des analysiert und bewertet. Obwohl es bereits im Jahr 

1989 Empfehlungen beziehungsweise Bestrebungen 

nach einer weitgehenden Selbstständigkeit gab, ist der 

Wiener Krankenanstaltenverbund mit rund 29.000 Be-

diensteten nach wie vor Teil des Magistrats der Stadt 

Wien und besitzt keine eigene Rechtspersönlichkeit. Ich 

bin Ihnen sehr dankbar, Frau Präsidentin, dass Sie das 

so klar aufgezeigt haben, und ich hoffe, dass es hier zu 

einer Änderung kommt. Aber 30 Jahre sind inzwischen 

vergangen. Da ist viel Wasser die Donau hinuntergelau-

fen. Jetzt kommt der Stein hoffentlich ins Rollen. 30 

Jahre für eine Einsicht, ich muss schon sagen, relativ 

lange. Das ist ja Ihr Prinzip, meine Damen und Herren 

der rot-grünen Fraktion: Jahrelang negieren, diejenigen, 

die Vorschläge machen oder einen Missstand aufzeigen, 

diskreditieren, dann mauern, und dann, wenn der Druck 

der Öffentlichkeit oder eben der Rechnungshof letztend-

lich hier aufzeigt, dann ist man bereit, eine zumindest 

halbherzige Umsetzung zu machen.  

Insofern, Frau Stadträtin - sie ist leider nicht hier -, ist 

in den 80er Jahren, immerhin im letzten Jahrtausend, 

bereits die Krankheit diagnostiziert worden, an der der 

KAV bis heute leidet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Umsetzung liegt jetzt an Ihnen. Aber jedenfalls 

zerpflückt der Rechnungshof den KAV und zeichnet 

somit das Managementfehlverhalten der Stadtregierung 

auf. Ich sage Ihnen nur einige Punkte. Es ist nachzule-

sen. Es sollte so sein, dass Rechnungshofberichte von 

allen Mandataren gelesen werden, weil sie eine Fund-

grube für unsere Arbeit sind. Daher mache ich das relativ 

kurz.  

Management- und Steuerungsinstrumente: nicht vor-

handen, nicht einheitlich. Zum Teil gar nicht vorhanden 

ist das Risikomanagement. Das Vermeiden von Risiken 

hat offensichtlich in der Generaldirektion keine Priorität. 

Allein aus einer Studie, die intern im Jahr 2010 in Auftrag 

gegeben wurde, geht hervor, dass über 160 Risiken für 

den klinischen und den nicht-klinischen Bereich vorhan-

den sind. Ein echtes Risiko für die Wienerinnen und 

Wiener.  

Zweitens, das interne Kontrollsystem: Dazu nur, 2004 

gab es von der Magistratsdirektion der Stadt Wien einen 

Erlass. Er hätte umgesetzt werden müssen. 12 Jahre 

vergingen, Umsetzung weit gefehlt. Es kommt zu einer 

Absichtserklärung des KAV-Vorstands. Der Auftrag zur 

Umsetzung ist bis heute nicht existent.  

Drittens, Projektmanagement: Jede Abteilung hat ei-

gene Handbücher, Formulare und auch Prozesse. Stan-

dards nicht im KAV. Schnittstellenmanagement gibt es 

nicht.  

Viertens, Beschaffungskontrolle: Um 1 Milliarde EUR 

kauft der KAV pro Jahr ein. Damit ist der Krankenanstal-

tenverbund mit Abstand der größte Einkäufer im Ge-

sundheitsbereich von Österreich. Aber ein zentrales 

Beschaffungswesen ist noch immer bei Weitem nicht voll 

vorhanden. Controlling: Jeder andere Konzern erspart 

sich durch dieses Instrument bei diesem Volumen Millio-

nen. Eine gemeinsame Nachfrage ergibt logischerweise 

einen besseren Preis. 

Hier liegt so viel vor, was geändert gehört, also alles, 

was Sie haben, gerade im Krankenanstaltenverbund. Da 

brauche ich nur an das Krankenhaus Nord zu denken. 

Ganz egal, bei jedem Projekt, an das man denkt, wird so 

viel Geld der Wienerinnen und Wiener verschwendet. Da 

sieht man es auch ganz deutlich im täglichen Betrieb. 

Selbstverständlichkeiten, die in jedem Privatunterneh-

men selbstverständlich sind, werden hier nicht gemacht. 

Das Geld der Steuerzahler macht ja nichts! Das gibt man 

aus! Am Jahresende wird alles abgedeckt und damit hat 

es sich! Hier sind Veränderungen unbedingt notwendig! 

(Beifall bei der ÖVP.) 

Fünftens, wie heute in jedem privatwirtschaftlichen 

Unternehmen in der Größe des KAV sonst üblich, be-

stand kein Korruptionspräventionssystem. Wie so oft fällt 

auch bei diesem Bericht die Stellungnahme der Stadt 

Wien so aus, dass man sagt, man wird Empfehlungen 

umsetzen. Wie so oft als Oppositionspolitikerin, aber 
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auch als leidgeprüfte Wienerin, fehlt mir der Glaube an 

Ihre Vorsätze! 

Als Beispiel möchte ich hier nur die vereinbarten stra-

tegischen Ziele des KAV nennen. Im Dezember 2015 

wurden sie uns vorgelegt. Damals wurden 42 Ziele an-

gegeben. Von diesen 42 Zielen wurde lediglich ein Ziel 

umgesetzt, das Geriatriekonzept. 5 Ziele haben einen 

Zeitrahmen. Und 80 Prozent der Ziele sind für den St. 

Nimmerleinstag. Kein Schüler in Ihren Schulen und des 

KAV würde bei so einer Leistung eine positive Benotung 

erhalten! Das gilt auch für die rot-grüne Stadtregierung! 

Setzen, Nicht genügend! 

Meine Damen und Herren, Führung bedeutet, ein 

Team zu leiten, die Richtung zu bestimmen, eine Idee in 

Bewegung zu setzen und umzusetzen, auf Neudeutsch 

Leadership. Aber Ihr Motto ist immer: bitte warten, vor-

sichtig, bis Ende 2018, wenn überhaupt! 

Ich möchte - das kann ich mir nicht ersparen - ganz 

kurz auch die Beratungsleistungen anführen. Sie haben 

sich in den letzten Jahren um 200 Prozent erhöht. 48 

Millionen EUR werden für Beratungsleistungen ausge-

geben. Warum lassen Sie Ihre exzellenten Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter nicht diesen Job machen? Sie ma-

chen das exzellent. Sparen Sie bei den externen Bera-

tern! Das ist alles Steuergeld!  

Schlussendlich hat der Rechnungshof auf rund 140 

Seiten beinahe 70 Empfehlungen ausgesprochen. Das 

kommt Ihnen von der rot-grünen Fraktion im Vergleich zu 

dem, was wir vom Krankenhaus Nord hören, wahr-

scheinlich gar nicht so umfangreich vor. Ich meine, wir 

wissen es nicht. Da bin ich bei meiner Kollegin Meinl-

Reisinger. In den Medien wird schon viel diskutiert. Wir 

als Oppositionspartei haben noch keinen Rechnungshof-

bericht. Aber offensichtlich dürfte man hier 8.000 Mängel 

festgestellt haben. Da kann man nur sagen, wir sind 

mehr als gespannt darauf. Wir hoffen, dass wir diesen 

Bericht bald bekommen. Wenn ich heute die „Kronen 

Zeitung“ anschaue, ist auch mehr als verwunderlich, vor 

23 Tagen sagt Frau StRin Frauenberger, Ende 2018 wird 

man endlich mit dem Krankenhaus Nord fertig sein, das 

bereits 2011 eröffnet werden sollte. 23 Tage später ver-

ändert sich das schon wieder um 8 Monate. Ich kann 

Ihnen heute schon garantieren, jede Wette würde ich 

eingehen, dass es auch dann noch nicht geöffnet sein 

wird, sondern es wird ähnlich wie beim Berliner Flugha-

fen sein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, jetzt komme ich ein biss-

chen durcheinander.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich würde 

Sie wirklich bitten, die Rechnungshofberichte, die so 

wichtig sind, so viel Inhalt und so viele Verbesserungs-

vorschläge haben, womit sich viele Menschen beschäfti-

gen, einmal ernst zu nehmen und die Empfehlungen 

umzusetzen. 

Ich bin sehr dankbar, dass die Frau Präsidentin mit 

großem Elan begonnen hat. Ich muss wirklich sagen, es 

begeistert mich, wie großartig es funktioniert. Ich wün-

sche Ihnen daher alles Gute für die Zukunft! Ich darf im 

Namen meiner Fraktion Ihnen, aber auch Ihren großarti-

gen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, noch einmal für 

Ihren Einsatz und für Ihre exzellente Arbeit für die Wie-

nerinnen und Wiener danken! Nachdem wir kurz vor 

Weihnachten sind, wünsche ich Ihnen, Ihrer Familie und 

auch den Mitarbeitern und ihren Familien ein schönes 

Weihnachtsfest und für das nächste Jahr alles Gute und 

viel Erfolg! Ich freue mich, wenn wir nächstes Jahr wie-

der miteinander zu tun haben! - Danke. (Beifall bei der 

ÖVP.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Bevor ich 

der nächsten Rednerin das Wort erteile, darf ich mittei-

len, dass Frau GRin Ricarda Bianca Berger ab sofort bis 

zum Ende der Sitzung entschuldigt ist. 

Außerdem darf ich jemanden auf der Galerie begrü-

ßen. Mir wurde mitgeteilt, der Gesandte der ungarischen 

Botschaft in Wien, Herr Mag. Bóta, ist bei uns. Herzlich 

willkommen im Gemeinderatssitzungssaal! (Allgemeiner 

Beifall.) 

Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau 

GRin Hebein. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Birgit Hebein (GRÜNE): Werter Herr Vorsit-

zender! Geschätzte Frau Dr. Kraker! 

Auch ich möchte Sie, Ihr Team und Herrn Dr. Pollak 

selbstverständlich hier herzlich willkommen heißen und 

beginne mit einem großen Dankeschön, wie meine Vor-

rednerinnen, für Ihre sehr umfangreichen, sehr sachli-

chen, sehr fundierten Berichte. Ich bin tatsächlich davon 

überzeugt, dass Kontrolle, Ihre Arbeit, definitiv ein wich-

tiger Eckpfeiler unserer Demokratie ist. Etwas schade 

finde ich, dass, so hat es den Anschein gehabt, meine 

Vorrednerinnen Ihre Anwesenheit nicht dafür genützt 

haben, ein Stück weit die unterschiedlichen Diskussio-

nen, die wir hier immer und immer wieder führen, zu 

versachlichen. Ich finde, es ist es wert, dass man sich 

mit Ihren Berichten sehr differenziert auseinandersetzt.  

Ich möchte das an einem konkreten Beispiel zeigen, 

dass hier nicht nur die Oppositionsparteien von Ihren 

Berichten profitieren, nicht nur die Wiener, Wienerinnen, 

nicht nur die Stadt, sondern auch wir als Regierungspar-

teien. Wenig überraschend werde ich den Bericht zur 

Bedarfsorientierten Mindestsicherung als Beispiel neh-

men, um aufzuzeigen, wie sehr wir Ihre Anregungen 

ernst nehmen beziehungsweise wo die eine oder andere 

Grenze ist, wo wir dann politische Entscheidungen tref-

fen und treffen müssen. 

Der vorliegende Bericht zur Mindestsicherung ist sehr 

umfangreich. Ich bin froh, dass wir jetzt vielleicht die 

Gelegenheit haben, eine Spur sachlicher zu diskutieren. 

Es ist ein Bericht, der schon monatelang auch medial 

diskutiert wird. Ich bedaure es ein Stück weit, dass er 

etwas zu vorschnell in den Medien gelandet ist, ohne 

dass die angesprochenen Magistratsabteilungen die 

Gelegenheit gehabt haben, dazu Stellung zu nehmen. 

Aber er liegt jetzt in umfassendem Ausmaß vor. Sie 

haben die Mindestsicherung 2010 bis 2015 überprüft, ich 

glaube, im Zeitrahmen letztes Jahr, Mai, Juni, und haben 

sich in Ihren Erkenntnissen sehr detailliert mit der Beur-

teilung der Leistung, der Finanzierung, der Kontrolle, den 

Daten, den Kooperationen und auch mit dem Ziel der 

Mindestsicherung beschäftigt. Letzteres finde ich beson-

ders spannend. Ich werde ein paar Teilbereiche heraus-
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nehmen, welche der Anregungen wir bereits aufgenom-

men haben.  

Was die gesamte Organisationsstrukturfrage anlangt, 

die Sie in Ihrem Bericht angesprochen haben, und das 

reicht von den internen Richtlinien unserer MA 40 bis zu 

den laufenden Überprüfungen, bis zu dem Datenaus-

tausch, bis zu Sanktionen, bis zu Ihrer Anregung, dass 

der Anspruchsbeginn der Mindestsicherung immer ganz 

klar sachlich vereinheitlicht werden soll, bis zur Kontrolle, 

bis zu einer Änderung der Stichproben, wird all das und 

auch die interne Kontrolle jetzt intensiv in der Task Force 

diskutiert. Diese hat die zuständige Frau Stadträtin Frau-

enberger sofort eingerichtet. Es wird intensiv daran ge-

arbeitet. Einzelne Bereiche wurden und werden schon 

umgesetzt. Das finde ich gut und wichtig.  

Eine weitere Anregung, die Sie geben, ist, dass es zu 

einer Vereinheitlichung eines Wohngeldes in unserer 

Stadt kommen soll, weil wir haben sehr unterschiedliche 

Systeme. Auch da kann ich sagen, dass wir schon seit 

letztem Jahr verhandeln, dass wir dieses System hier 

vereinheitlichen. Da untermauert Ihre Anregung quasi 

unsere politische Arbeit.  

Oder Sie haben angeregt, tatsächlich auch laufend 

Sozialberichte transparent zu veröffentlichen, Schluss-

folgerungen zu ziehen. Diese werden wir jetzt wieder 

regelmäßig veröffentlichen. Nicht nur das, es gibt inzwi-

schen auch schon Quartalsberichte, die ich jeder und 

jedem, die und der sich ernsthaft mit der Entwicklung der 

Mindestsicherung in Wien auseinandersetzen will, sehr 

ans Herz legen kann. Das sind Quartalsberichte, die Sie 

bei der MA 40 auch online finden.  

Ich erlaube mir, vielleicht auch gleich ein paar Zahlen 

herauszunehmen, auch um ein Stück weit eine Entwick-

lung zu sehen, die wir jetzt beobachten, auch im Hinblick 

auf Ihre Zahlen, die Sie im Rechnungshofbericht genannt 

haben. Da haben wir zum Beispiel im Quartalsbericht, 

wenn ich September 2017 herausnehme, im September 

143.070 MindestsicherungsbezieherInnen. Das Span-

nende ist, dass man auch die Entwicklung im Vergleich 

zum September 2016 sieht. Sie werden feststellen, dass 

wir jetzt, September 2017, 666 BezieherInnen mehr in 

der Mindestsicherung haben. Das heißt, eine gewisse 

Stabilisierung. Beziehungsweise können Sie noch ge-

nauer sehen - das halte ich für sehr wichtig, dass es 

transparent ist -, dass ein Drittel der Betroffenen, die 

größte Gruppe, und wir reden hier von Menschen in 

Notsituationen, die die Mindestsicherung erhalten, Kinder 

sind. Oder Sie können erkennen, dass durchschnittlich 

602 EUR ausbezahlt worden sind. Oder Sie können auch 

den Zuzug genau erkennen. Auch sehr spannend, wird 

hier immer wieder diskutiert. Fast ausnahmslos ist der 

Zuzug, wo die Menschen nach Wien kommen, jetzt aus 

Niederösterreich. Das muss man auch festhalten. Das ist 

politisch natürlich relevant. Aus den anderen Bundeslän-

dern gibt es quasi ein sehr großes Minus. 

Sie können auch, was ich sehr wichtig finde, genau 

erkennen, dass wir 12.269 Vollbezieher, -bezieherinnen 

in der Mindestsicherung haben. Das ist insofern sehr 

wichtig, Sie haben es sicher auch erlebt, wenn Teile von 

Ihrem Rechnungshofbericht veröffentlicht werden. Dann 

ist es natürlich sehr einfach, gewisse Blickwinkel darauf 

zu richten oder zu interpretieren oder es auch für Stim-

mungsmache gegen Armutsbetroffene zu nützen. Diese 

Hetze haben wir jetzt zwei Jahre lang erlebt. Insofern 

halte ich es für enorm wichtig, dass wir jetzt Quartalsbe-

richte nachvollziehbar, transparent veröffentlichen, wo 

man genau sehen kann, wie es sich entwickelt, wie viele 

Menschen, welche Menschen, wie viele AufstockerInnen 

den Bedarf an der letzten sozialen Absicherung haben. 

Sie haben in Ihrem Bericht auch über die Wiener Ju-

gendunterstützung geschrieben, was ich auch sehr 

spannend finde. Sie haben festgestellt, dass natürlich 

von den Zahlen her zwischen 2010 und 2015 der Anteil 

der Unter-25-Jährigen, glaube ich, um bis zu 137 Pro-

zent in Ihrem Beobachtungszeitraum gestiegen ist. Das 

sind natürlich Zahlen, die wir sehr ernst nehmen. Das 

heißt, Sie haben, glaube ich, knapp über 8.000 Jugendli-

che festgestellt, die in der Mindestsicherung sind. Inzwi-

schen sind es 10.000 Jugendliche. Auch das ist wieder 

eine Brücke zu Ihrem Bericht, zu unserem politischen 

Handeln, dass wir genau diese Wiener Jugendunterstüt-

zung ausbauen. Wir wollen, dass Jugendliche aus der 

Mindestsicherung herauskommen in ein eigenständiges 

Leben, in Qualifikation und Ausbildung. Das ist diese 

Wiener Jugendunterstützung. Wir haben insgesamt jetzt 

mit der neuen Mindestsicherung 6.700 neue Angebote 

geschaffen. Es ist immer wieder die Grundsatzfrage, und 

das zeigt auch Ihr Bericht sehr deutlich: Wie schaffen wir 

es, dass es weniger MindestsicherungsbezieherInnen 

gibt? Wie schaffen wir es, dass wir dafür weniger an 

Steuergeldern ausgeben müssen? Da gibt es halt zwei 

Entscheidungen. Entweder man kürzt, so wie es die 

Oppositionsparteien, ÖVP und FPÖ, wollen, und das auf 

den Rücken der Ärmsten, oder man macht alles, damit 

die Betroffenen herauskommen, und investiert in Ausbil-

dung und Beschäftigung, damit sie nicht mehr auf die 

Mindestsicherung angewiesen sind.  

Sie schreiben in Ihrem Rechnungshofbericht auch, 

und das teile ich, dass Sie eine bundeseinheitliche Lö-

sung unterstützen würden. Ich finde es noch immer sehr 

bedenklich, dass es die Bundesregierung trotz monate-

langer Verhandlungen nicht geschafft hat, dass wir bun-

desweit einheitliche würdevolle Standards haben, die für 

alle gelten. Diese Einschätzung teile ich.  

Jetzt kommen auch ein paar Punkte, die ich politisch 

etwas anders sehe. Aber das ist lebendige Demokratie. 

Erlauben Sie mir, einige Einschätzungen zumindest ein 

bisschen in Frage zu stellen.  

Sie haben zum Beispiel empfohlen, dass die Kosten-

ersatzvereinbarung mit den Bundesländern aufgelöst 

werden sollte. Darauf verzichten wir in Wien natürlich 

ungern, weil das heißt, wenn Leute aus den Bundeslän-

dern kommen, ist es eine Vereinbarung gewesen, muss 

man inzwischen sagen, wenn Menschen, die in den 

letzten sechs Monaten fünf Monate lang in einem ande-

ren Bundesland gelebt haben, nach Wien kommen und 

innerhalb von drei Monaten Mindestsicherung beantragt 

haben, dass es die Möglichkeit gegeben hat, sich auch 

von anderen Bundesländern einen Teil des Geldes als 

Stadt Wien zurückzuholen. Da habe ich nicht ganz nach-
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vollziehen können, warum Sie empfehlen, dass man 

darauf verzichtet, auch wenn ich sagen muss, es gibt 

sicher bessere Systeme, dass es hier gerechter funktio-

niert. Das ist das eine.  

Das andere ist auch ein sehr spannender Punkt. Sie 

haben die Messbarkeit der Ziele der Armutsbekämpfung 

angesprochen. Das finde ich spannend. Hier haben Sie 

angeregt, dass man vielleicht darauf schauen soll, wie 

man qualitativ, quantitativ die Armutsbekämpfung mes-

sen kann, dass es nachvollziehbar wird, weil die Min-

destsicherung mehrere Ziele hat. Das eine ist, in Notsi-

tuationen zu unterstützen, und zwar dann als Subsidiari-

tätsprinzip, das letzte soziale Netz, aber auch das Ziel, 

dass der Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt funktioniert. 

Das halte ich für elementar wichtig. Insofern ist diese 

Messbarkeit der Ziele der Armutsbekämpfung gar nicht 

so einfach, weil - vielleicht haben Sie die eine oder ande-

re Anregung - nirgendwo wird ganz klar festgelegt, was 

denn die Folgekosten sind, wenn man kürzt. In dem 

Bericht zum Beispiel sieht man es gut an einem Beispiel, 

wo es eine Kommunikation zwischen Ihnen vom Rech-

nungshof und der MA 40 gibt. Soll man wie sanktionieren 

oder kürzen bei Familien? Wie weit sollen diverse Fami-

lienmitglieder davon betroffen sein? Soll man auch 

Wohngeld, den Wohnanteil mitnehmen? Hat es da nicht 

gravierende Auswirkungen oder für die gesamte Familie, 

Stichwort Delogierung? Und heißt es nicht nur sozial, 

sondern auch ökonomisch, dass da viel größere Folge-

kosten zu tragen sind? Das sind natürlich sehr grund-

sätzliche Fragen, auch wenn man kürzt oder wenn man 

Armutsbetroffene noch mehr in ihrem Handlungsspiel-

raum einengt. Was heißt das dann? Gibt es verstärkte 

gesundheitliche Auswirkungen? Wir wissen, Armut 

macht krank. Wie wird das dann bemessen, auch darin, 

wenn man über Steuergelder spricht? Eine spannende 

Frage. Vielleicht haben Sie die Möglichkeit, auf die eine 

oder andere Frage später zu antworten.  

Sie haben natürlich sehr viel in dem Rechnungshof-

bericht angeführt. Sehr spannend habe ich Ihr Beispiel 

vom September 2016 gefunden. Hier haben Sie klar 

festgestellt, dass 90 Prozent der BezieherInnen in der 

Mindestsicherung unter 1.000 EUR erhalten und dass 

weitere 8 Prozent zwischen 1.000 und 1.500 EUR erhal-

ten und nur, glaube ich, 390 Bedarfsgemeinschaften 

mehr beziehungsweise eine Familie mit 10 Kindern dann 

den Höchstbetrag erhalten. Es war natürlich schade, 

dass vor allem medial die Familie mit den zehn Kindern 

kommuniziert und dadurch alles ein Stück weit relativiert 

oder unverhältnismäßig diskutiert worden ist. Es ist ganz 

klar, die meisten der MindestsicherungsbezieherInnen 

sind AufstockerInnen. Das drückt einfach aus, viele kön-

nen von ihrer Arbeit nicht mehr leben, Arbeitslosigkeit. 

Das ist das Elementare. Aber dafür kann ich Sie nicht 

verantwortlich machen, dass es medial so berichtet wird. 

Es ist aber wichtig, das im Zuge dieser Diskussion noch 

einmal festzuhalten.  

Sie haben auch gesagt, dass es vereinheitlicht, 

transparent, Fremdenrecht, sehr komplexe Systeme gibt. 

Dann gibt es noch einen Punkt, der natürlich auch poli-

tisch diskutiert werden muss. Das ist Ihre Anregung, 

Wohngemeinschaft versus Lebensgemeinschaft, dass 

man es halt vereinheitlicht. Das ist natürlich eine politi-

sche Frage, sage ich ganz offen. In dem Augenblick, wo 

wir wissen, wir haben einen angespannten Wohnungs-

markt, wo wir wissen, dass sich die Wohnsituationen 

verändern und sich immer mehr Menschen auch in 

Wohngemeinschaften zusammenschließen, andere 

Wohn- und Lebensformen entstehen, ist es, glaube ich, 

politisch außerordentlich schwierig, diese alle als eine 

Familie zu bezeichnen. Wir sehen auch, ich glaube, das 

Beispiel war in Niederösterreich, wo dann in einem Frau-

enhaus Frauen, die gemeinsam wohnen, plötzlich als 

Familie gelten sollten. Spannend als Anregung muss 

man das dann halt politisch diskutieren.  

Ein Punkt, das erlauben Sie mir noch, bei aller Wert-

schätzung, und das tue ich, in aller Deutlichkeit für Ihre 

Arbeit, ist natürlich Ihre Anregung, das Notstandshilfe-

system mit dem Mindestsicherungssystem zu vereinheit-

lichen, zu harmonisieren. Eine heikle Frage! Wir haben 

das hier schon öfters diskutiert. Es war auch schon im 

letzten Rechnungshofbericht Thema. Vor allem hier in 

Richtung Hartz IV zu gehen, wo man genau merkt, in 

Deutschland hat es fast zu einer Verdoppelung der Kin-

derarmut geführt. Sie überlegen sich gerade wieder, von 

dem System wegzugehen. Wir - das muss man einfach 

wissen - haben vom Arbeitslosengeld her eine der nied-

rigsten Nettoersatzraten europaweit, 60 Prozent. 

Das heißt, wenn ein neues System, muss man, glau-

be ich, sehr grundlegend überlegen, wie man das in 

Zeiten der Arbeitslosigkeit macht. Was macht es wirklich 

vom System her sicher genug für die arbeitende Bevöl-

kerung - Menschen, die eingezahlt haben, Versiche-

rungszeiten erworben haben -, dass sie sich darauf ver-

lassen kann, wenn sie arbeitslos wird, nicht alles zu 

verlieren beziehungsweise für Menschen, die kein Netz 

haben, zumindest eine würdevoll Existenz und dann das 

Sprungbrett heraus zu haben?  

Was bleibt über? Wir sind jetzt natürlich in einer Zeit, 

wo wir bei dem, was die mögliche neue Regierung ange-

kündigt hat, vom 12-Stunden-Arbeitstag, von Mindestsi-

cherungskürzungen, vom Angriff auf Sozialsystem, Ar-

beiterkammer & Co, besonders darauf schauen müssen, 

ein sozial stabiles System in Wien zu haben. Das sehen 

wir als unsere Aufgabe. Ich möchte, und deswegen die-

ses Beispiel der Mindestsicherung, noch einmal unter-

mauern und aufzeigen, dass wir Ihre Anregungen sehr 

ernst nehmen, vieles davon umgesetzt haben und vieles 

davon umsetzen werden. All Ihre Anregungen, alles zu 

tun, dass Menschen aus der Mindestsicherung heraus-

kommen, sind unsere Herzensprojekte in der neuen 

Mindestsicherung. Das heißt, dann gibt es halt politische 

Fragen, die wir diskutieren. Aber ich wollte diese Gele-

genheit nützen, da Sie hier sind, dies ein Stück weit zu 

versachlichen. 

Ich möchte Ihnen von Herzen für Ihre Arbeit danken 

und weiterhin alles Gute wünschen! - Vielen Dank. (Bei-

fall bei GRÜNEN und SPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächs-

ter Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr. Koder-

hold. Ich erteile ihm das Wort. 
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GR Dr. Günter Koderhold (FPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Präsidentin!  

Ich möchte mich eingangs für die sehr penible und 

wertvolle Arbeit des Rechnungshofes sehr herzlich be-

danken.  

Ich erlaube mir, auf einige Worte meiner geschätzten 

Vorrednerin einzugehen. Natürlich ist die soziale Situati-

on einfach ein Politikum. Aber jetzt die 12-Stunden-

Arbeitszeit, die auch im Plan A vom früheren Herrn Bun-

deskanzler Kern war, als eine soziale Belastung zu se-

hen, finde ich etwas einseitig. Es gibt sehr viele Pendler, 

die an sich sehr wohl mit einer 12-Stunden-Verlängerung 

bei konstanter Wochenarbeitszeit über den Monat, also 

bei einem Durchrechnungszeitraum von einem Monat, 

sehr froh sind, 12 Stunden arbeiten zu dürfen, weil sie 

dann einen Tag weniger in die Arbeit fahren. 

Ein anderer Punkt, der immer wieder angesprochen 

wird, ist der Faktor Armut, Erwerbsarmut und die Konse-

quenzen auf die Gesundheit. Ich erlaube mir, hier auf 

den Armutsbericht von 2017, Deutschland, hinzuweisen, 

der eine Verkürzung der Lebenserwartung für die arme 

Bevölkerungspopulation von 11 bis 12 Jahren - das ist 

sogar noch über dem Rauchen - darstellt. Ich will jetzt 

natürlich nicht eines gegen das andere ausspielen. Aber 

ich fürchte, wir sollten sachlich bleiben. Wir sollten, wenn 

wir uns schon leidenschaftlich für die Politik und für un-

sere Bürgerinnen und Bürger einsetzen, auch die Le-

benserwartung für sehr viele Faktoren berücksichtigen. 

Die Lebenserwartung sinkt in einigen Bereichen der Welt 

wieder. Die größte Einschränkung der Lebenserwartung 

ist leider immer noch die Armut.  

Mein Schwergewicht wird natürlich der Bericht über 

die Organisation der Generaldirektion des Krankenan-

staltenverbundes sein. Ich erlaube mir nur, kurz eine 

kleine Posse über das Krankenhaus Nord zu geben. 

Leider ist die Frau Stadträtin für Finanzen nicht da. (GRin 

Dr. Jennifer Kickert: Oh doch! Dort sitzt sie! Sie sitzt vor 

Ihrer Nase!) - Entschuldigung! Verzeihung! Tut mir 

schrecklich leid! (GRin Dr. Jennifer Kickert: Ich höre 

sogar zu!) Es tut mir schrecklich leid, dass ich Sie jetzt 

übersehen habe. Vielleicht habe ich zu sehr in meine 

Unterlagen hineingesehen. - Dem Krankenhaus Nord 

wird vorgeworfen, dass es sich nicht sehr schnell entwi-

ckelt, eine gewisse Langsamkeit. Das kann man nicht 

sagen. Es gibt durchaus Bereiche, in denen das Kran-

kenhaus Nord sehr schnell agiert hat, vor allem, wenn es 

darum ging, das Geld der Europäischen Investitionsbank 

in das Budget der Stadt Wien zu holen. 2010 wurde von 

der Europäischen Investitionsbank der Kredit gewährt. Er 

wurde 2010 abberufen. 2012 wurde dann der Grundstein 

für das Krankenhaus Nord gelegt. Man sieht, sehr geehr-

te Damen und Herren, nicht alles ist langsam, was das 

Krankenhaus Nord betrifft! 

Jetzt werde ich mich in den Bericht über die Organi-

sation der Generaldirektion vertiefen. Auf Seite 39 gibt es 

eine Diagrammübersicht über die Geschäftsverteilung 

der Generaldirektion, wobei für den Insider auffällig er-

scheint, dass sie nichts über das operative Management 

oder, genauer gesagt, das Tagesgeschäft hergibt. Wir 

haben sehr viel über Finanzcontrolling. Wir haben sehr 

viel über strategisches Management. Aber wir haben 

keine direkt angeführte Stelle über das operative Ma-

nagement, über das Tagesgeschäft. Was der frühere 

Generaldirektor Marhold sehr wohl ausfüllen konnte, da 

er jahrzehntelang auch Spitalsarzt war, fehlt seit den 

letzten Jahren komplett. Dieses Tagesgeschäft, dieses 

Wissen, was ich mit Wartezeiten mache, was ich mit 

einer Grippewelle mache, das man natürlich nur dann 

hat, wenn man selber jahrelang direkt im Spital gearbei-

tet hat, fehlt in dieser Struktur der Geschäftsverteilung 

der Generaldirektion. Man hat sehr viele Theoretiker, 

sehr viele Strategen, vielleicht noch sehr viele ehrenwer-

te Bürokraten. Aber ich habe nicht den Eindruck, dass 

dort sehr viele sind, die das Tagesgeschäft so wahrneh-

men, wie man es eigentlich wahrnehmen sollte.  

Nach dieser etwas munteren Einleitung möchte ich 

jetzt zu einem etwas ernsthaften Bereich gehen, und 

zwar zu den Beratungsleistungen. Da ich innerhalb mei-

ner Abteilung oft meinen Chef vertreten und auch zu 

Vorstellungen, Eröffnungen von Beraterfirmen und ent-

sprechenden Events gehen muss, hatte ich auch die 

Freude, das Konzept SOUND, das für Sachkostenopti-

mierung steht, im Jahr 2012 wahrzunehmen. Dieses 

Projekt SOUND ist vom Rechnungshof wegen der hohen 

Kosten einerseits und wegen der sehr fraglichen Kosten-

Nutzen-Analyse andererseits dezidiert angeführt worden. 

Das überrascht mich natürlich überhaupt nicht. Denn bei 

der Erstpräsentation des Projekts SOUND wurden Infor-

mationen gezeigt, die sogar für das Jahr 1998 veraltet 

waren. Ich möchte es insofern erklären, ich war lange 

Funktionär der Ärztekammer und Vorsitzender der Aus-

bildungskommission und kenne natürlich die Ärzteaus-

bildungsordnungen über die verschiedenen Ausbil-

dungszyklen. Das Projekt SOUND, das mittlerweile im-

merhin 23 Millionen EUR gekostet hat, hat eigentlich kein 

Problem darin gesehen, im Jahr 2012 eine Ausbildungs-

ordnung anzuzeigen, die schon 1998 veraltet war. Hier 

werden wir als Freiheitliche Partei, als Oppositionspartei, 

die die Pflicht hat, ungenaue, unübersichtliche und nicht 

konkordante Leistungen aufzuzeigen, sicherlich nachha-

ken. Wir werden sicherlich bei dem Projekt SOUND bei 

der Präsentation von 2011 nachschauen, ob die Zahlen 

von 2011 oder von 1994, von 2012 oder 1998 sind. Das 

sind natürlich Inhalte, die der Rechnungshof schwer 

nachfühlen kann, weil es direktmedizinische, ausbil-

dungsmedizinische Fakten sind. Aber es fällt auf, dass 

eigentlich dieses Projekt SOUND kein Problem hat, mit 

20 Jahre alten, veralteten Fakten doch insgesamt 23 

Millionen EUR in Rechnung zu stellen. Wir werden si-

cherlich diese Beratungsleistungen, nicht nur vom Pro-

jekt SOUND, sondern auch von anderen, sehr genau 

beobachten, in den nächsten Monaten sehr genau ana-

lysieren und auch weiter um entsprechende Kontrollen 

bitten. 

Ein anderer Punkt, den ich Ihnen bezüglich der Güte 

von Beratungsfirmen zur Kenntnis bringen will: Man hat 

auch als klinischer Mediziner immer mit Ideen von Bera-

tungsfirmen zu tun, die, muss ich ehrlich sagen, im güns-

tigsten Fall als weltfremd bezeichnet werden können. Ein 

Beispiel ist der Einsatz von radioaktivem Jod. Es hat 
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eigentlich unter den betroffenen Kolleginnen und Kolle-

gen einen ziemlichen Heiterkeitsausbruch hervorgerufen. 

Es gibt das Jod 131, das man bei Tumoren nimmt, ein 

sehr starker Strahler ist und eine hohe Halbwertszeit hat, 

und das deutlich kürzer wirkende Jod 123, das für die 

Diagnostik verwendet wird. Die Berater, die Sachkosten-

optimierer, die wichtig bis zu 23 Millionen EUR in Rech-

nung stellen, haben gesagt, warum eigentlich das teure 

Jod 123 verwendet wird, wenn das Jod 131 doch billiger 

ist! Damit merken Sie, wie die Güte dieser Berater 

manchmal bei den zu Beratenden ankommt!  

Die Freiheitliche Partei wird sehr eingehend den In-

halt, den Wert und vor allem auch die zeitliche Konkor-

danz dieser Beraterfirmen prüfen. Wir werden sicherlich 

unangenehme Fragen stellen, wenn im Jahr 2012 mit 

Fakten von 1998 argumentiert wird! - Vielen Dank. (Bei-

fall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich darf 

nunmehr auf der Galerie auch die Damen und Herren 

der Jusos Hamburg aus Deutschland begrüßen. Herzlich 

willkommen bei uns im Gemeinderatssitzungssaal in 

Wien! (Allgemeiner Beifall.) Damit Sie es auch wissen, 

wir verhandeln gerade die Berichte des Bundesrech-

nungshofes im Gemeinderat.  

Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist GR Dr. 

Stürzenbecher. Sie haben das Wort. 

GR Dr. Kurt Stürzenbecher (SPÖ): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Hochgeschätzte Frau Präsidentin des Rechnungshofes! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Und beste Grüße nach 

Hamburg! 

Wir haben hier die Debatte über den Rechnungshof-

bericht. Ich möchte mit dem Tätigkeitsbericht 2016 be-

ginnen, der alle Bundesländer und den Bund betrifft. 

Aber vorher möchte ich schon auch die Auffassung mei-

ner Fraktion ausdrücken, dass die Zusammenarbeit 

zwischen der Gemeinde und dem Land Wien und dem 

Rechnungshof eine wirklich sehr gute ist und dass wir 

dem Rechnungshof sehr dankbar für diese gute Zusam-

menarbeit sind. Ich möchte mich bei allen Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern, aber auch bei der Präsidentin, 

herzlich dafür bedanken! (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Aus diesem Tätigkeitsbericht geht auch hervor, dass 

man im Zuge der Budgeterstellung 2017 im Rechnungs-

hof vier neue Wirkungsziele gesetzt hat, die ich jetzt auf 

Grund der Zeit nicht alle vorlesen will, wo man aber vor 

allem Transparenz als oberstes Ziel darstellt, unter ande-

rem Schaffung von Transparenz über den Einsatz öffent-

licher Mittel und die finanzielle Nachhaltigkeit des Ge-

samtstaates, aber auch Schaffung von Transparenz bei 

tatsächlicher Gleichstellung von Frauen und Männern 

und Diversität. Das sind nur zwei von vier Zielen. Ich 

meine, dass es wirklich sehr sinnvoll ist, dass man auch 

hier dieser Transparenz eine hohe Rolle zumisst, weil es 

so ist, dass wir natürlich im Großen und Ganzen immer 

sehr den Stellungnahmen des Rechnungshofes Wert 

zumessen, auch wenn wir nicht in allen Fragen unbe-

dingt immer einer Meinung sind. Aber wenn das transpa-

rent abgehandelt wird, dann werden in diesen wenigen 

Fällen, wo wir sozusagen den Empfehlungen aus guten 

Gründen nicht folgen - das kommt ab und zu vor - die 

Öffentlichkeit, die Bürgerinnen und Bürger und letztlich 

die Wählerinnen und Wähler zu bewerten haben, ob man 

immer den Empfehlungen folgt. Aber in den meisten 

Fällen ist das der Fall, wobei es so ist, dass ich aus 

diesem Tätigkeitsbericht gesamtstaatlich auch sehe, 

dass von 2.833 Empfehlungen bisher 40,8 Prozent um-

gesetzt wurden. 21,9 Prozent sind offen. 37,3 Prozent 

sind aber zugesagt. Bei diesen offenen habe ich festge-

stellt, dass die meisten beim Bund offen sind, nämlich 23 

Prozent, 20,8 bei den Ländern und 20,2, also am we-

nigsten, bei den Gemeinden. Hier sind die Gemeinden, 

glaube ich, sehr gut im Rennen. Überhaupt nehmen die 

Gemeinden und die Länder auch die Tätigkeit des Rech-

nungshofes sehr ernst. Es wird ausgeführt, dass Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter des Rechnungshofes an 44 

Sitzungen von Ausschüssen der Landtage und deren 

Bundesländern und des Wiener Gemeinderates teilge-

nommen haben. Es wird extra angeführt, dass Präsident 

Moser im Februar 2016 und Präsidentin Kraker im De-

zember 2016 an der Sitzung des Gemeinderates teilge-

nommen haben. Es ist so, dass es die Länder und Ge-

meinden wirklich sehr ernst nehmen. 

Wir nehmen auch die Kritik ernst und reagieren in 

den meisten Fällen darauf, insbesondere auch in der 

Mindestsicherung, wobei ich dies hier nicht mehr im 

Detail ausführen muss, weil meine Kollegin Hebein wirk-

lich schon sehr viel und sehr viel Wichtiges dazu gesagt 

hat. Deshalb kann ich mich hier auf das Wichtigste kon-

zentrieren. Ich möchte noch einmal unterstreichen, was 

die Kollegin Hebein gesagt hat, dass in der Öffentlichkeit 

der Eindruck erweckt wird, es kriegen alle diese 864 

EUR, oder was das ist, wobei das in den meisten Fällen 

nicht der Fall ist. Auch im Bericht des Rechnungshofs 

steht wörtlich: „Die Mindestsicherung folgte dem Subsi-

diaritätsprinzip. Vor ihrer Inanspruchnahme waren daher 

zunächst eigene Arbeitseinkünfte zu erzielen bezie-

hungsweise eigene Mittel zu verwenden, um bestehende 

Ansprüche geltend zu machen. Aus diesem Grund stellte 

die Mindestsicherung in der Regel keine alleinige Trans-

ferleistung dar, sondern war mit einer Reihe anderer, von 

unterschiedlichen Quellen finanzierten Transferleistun-

gen beziehungsweise Einkünften kombiniert.“ Es ist auch 

sehr schön in einer sehr komplizierten Tabelle darge-

stellt. Das kann man jetzt nicht referieren. Aber diese 

Kompliziertheit deutet darauf hin, dass es eben wirklich 

ein sehr umfassendes System ist. Ich bitte aber den 

Rechnungshof, dass man in der Öffentlichkeit diese 

Subsidiarität auch darstellt und dieses Missverhältnis, 

das es zwischen dem tatsächlichen Zustand und dem 

öffentlichen Bild gibt, zurechtrückt.  

Viel mehr will ich zur Mindestsicherung nicht sagen, 

außer die Tatsache, dass wir die Wiener Mindestsiche-

rung Neu vor wenigen Wochen beschlossen haben. In 

dieser Mindestsicherung Neu haben wir ganz bewusst 

keine Deckelungen und Kürzungen vorgenommen, aber 

ein Ausbildungs- und Beschäftigungspaket in den Vor-

dergrund gestellt und schauen dort wirklich darauf, dass 

die Menschen wieder am Arbeitsmarkt Fuß fassen. Ganz 
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besonders bei jüngeren Leuten zwischen 18 und 24 

haben wir als erstes Bundesland Mindeststandards ein-

geführt, die sich am Grad der Aktivität der Mitwirkung 

orientieren. Ich glaube, dass diese Mindestsicherung 

Neu wirklich mustergültig ist und dass wir auf diese stolz 

sein können! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Ich bin aber wie auch unser Koalitionspartner der 

Auffassung, dass natürlich noch besser eine sinnvolle, 

keine oberösterreichische, sondern gesamtstaatliche 

Lösung wäre.  

Zu dem, was von Seiten der NEOS zu Liegen-

schaftsverwertungen ausgeführt worden ist, muss ich 

jetzt, glaube ich, doch etwas ausführen, weil hier einfach 

Dinge in den Raum gestellt wurden, die falsch sind und 

die man so nicht stehen lassen kann. Wir haben bei den 

Liegenschaftsverwertungen und bei den Verkäufen in der 

Regel eine Form eines öffentlichen Bieterverfahrens. 

Gemäß diesem Prozess sollen auf Grund eines öf-

fentlich publizierten allgemeinen Bieterverfahrens Lie-

genschaften zum Verkauf kommen. Liegenschaftsveräu-

ßerungen werden generell bis auf einige Ausnahmen 

durch die MA 69 durchgeführt. Es ist ein transparenter 

und gleicher Ablauf damit gewährleistet. Aber auf Grund 

unserer wirklich vielfältigen Aufgaben als Stadt muss 

man natürlich berücksichtigen, dass ein bestmögliches 

Ergebnis beim Liegenschaftskauf nicht ausschließlich 

der Höchstpreis sein kann, weil wir eben auch andere 

Aufgaben haben. Eine ist eben, leistbares Wohnen zu 

schaffen. Wir haben deshalb einige Ausnahmen, die 

gesetzlich determiniert sind, wo es in Form eines Bieter-

verfahrens nicht gehen kann. Sehr wichtig ist hier zum 

Beispiel der Bauträgerwettbewerb, wo Liegenschaften 

auf Basis eines Bauträgerwettbewerbs an gemeinnützige 

Bauträger zur Ermöglichung eines geförderten Wohn-

baus im Sinne unseres Wohnbauförderungs- und Wohn-

hausanierungsgesetzes zu einem Preis, der unter dem 

Verkehrswert liegen kann, veräußert beziehungsweise in 

Baurecht vergeben werden. Das ist etwas, das gesetz-

lich vorgegeben ist.  

Es ist auch so, dass die Liegenschaften an gemein-

nützige Bauvereinigungen zum vertraglich vereinbarten 

Zweck des geförderten Wohnbaus verkauft werden. Der 

Kaufpreis ermöglicht den gemeinnützigen Wohnbauträ-

gern, geförderten Wohnbau unter den Anforderungen 

des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhausanie-

rungsgesetzes entsprechend zu realisieren. Die Grund-

kosten eines vom Wohnfonds Wien festgesetzten 

Schwellenwertes dürfen dabei nicht überschritten werden 

- das ist ganz besonders wichtig -, um einen Antrag auf 

Wohnbauförderung stellen zu können. Da ist auch eine 

Mietzinsobergrenze in § 63 Wiener Wohnbauförderungs- 

und Wohnhaussanierungsgesetz vorgesehen und in den 

Förderungsverträgen der MA 50 enthalten. Also, das ist 

ganz bewusst und ist mit eine Quelle dafür, dass wir den 

erfolgreichen sozialen Wohnbau in Wien haben, der in 

ganz Europa wirklich als Vorbild gesehen wird und wo 

ständig Delegationen bei uns sind. (GR Christian 

Oxonitsch: Auch die EU-Abgesandten!) Auch die jetzt 

hier kurz anwesenden Gäste aus Hamburg werden das 

beurteilen können. Viele andere Städte in Deutschland 

sind ebenso zu uns gekommen, um es zu studieren. Das 

kann kein so schlechtes Modell sein!  

Weiters haben wir auch bei den Liegenschaftsver-

käufen im Rahmen von Baureifgestaltungen natürlich 

entsprechend der Bauordnung vorzugehen. Da geben 

wir das an den jeweiligen Bauplatzwerber. Das geht aber 

gar nicht anders, freilich schon deshalb, weil es so ist, 

dass dem Bauplatzwerber die jeweilige Ergänzungsflä-

che per Bescheid der MA 64 vorgegeben wird. Diesem 

wird vorgegeben, er muss eine Ergänzungsfläche ma-

chen. Dann könnten wir das nicht in einem Bieterverfah-

ren jemand anderem geben. Das wäre vollkommen un-

sinnig und auch gesetzwidrig. 

Die dritte große Ausnahme sind natürlich die städti-

schen Kleingartenanlagen. Diese können wir auch nicht 

im Bieterverfahren an den Bestbieter geben, sondern 

dort ist es so, dass sie den jeweiligen Kleingärtnerinnen 

und Kleingärtnern zu vergünstigten Bedingungen grund-

sätzlich genehmigt wurden und dass sie in Erfüllung 

dieses Beschlusses der oder dem jeweiligen Kleingar-

tenpächterin oder Kleingartenpächter auf ihr oder sein 

Ersuchen dann direkt verkauft werden. Da ist zwingend 

auch immer der Zentralverband der Kleingärtner einge-

bunden. Nur im Einvernehmen mit diesem kann das 

geschehen. Natürlich kriegt es dann auf Grund des 

Wunsches der aktuelle Pächter. Es wäre vollkommen 

absurd, dass der aktuelle Pächter diese Kleingartenanla-

ge erwerben will, einen entsprechenden Preis zahlt und 

wir dann sagen, wir machen ein Bieterverfahren und das 

dann jemand anders kriegt. Dies wäre rechtlich nicht 

möglich. Aber vor allem wäre es auch ein großer Unsinn! 

Wer das fordert, soll sich vor die Wählerinnen und Wäh-

ler hinstellen!  

Ich glaube, es ist ein gutes System, das wir hier ha-

ben und diese Ausnahmen sind sachlich gerechtfertigt! 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Das heißt, dass wir uns wirklich bemühen, in der Lie-

genschaftsverwertung möglichst optimal vorzugehen. 

Natürlich ist auch ein wichtiges Ziel, gute Erträge zu 

erzielen, so viel wie möglich, aber im Rahmen dessen, 

dass eben andere Zielsetzungen auch noch gegeben 

sind, die im Interesse der Bürgerinnen und Bürger liegen. 

Deshalb finde ich auch, dass die Liegenschaftsverwer-

tungen bei uns sehr gut durchgeführt werden. Aber auch 

hier haben wir in vielen Details, das ist sogar bei den 

Vorrednerinnen und Vorrednern vorgekommen, die An-

regungen des Rechnungshofes durchaus aufgenommen.  

Da ich nicht zu allen Berichten sprechen kann, wir 

haben im Jahr 2016, soweit ich sehe, glaube ich, 6 Be-

richte des Rechnungshofes zu Wien gehabt. Das ist 

sozusagen nicht überdurchschnittlich. Es ist so, dass von 

den gesamten Prüfungen des Rechnungshofes im Jahr 

2016 23 den Bund und 66 die Länder und Gemeinden 

betroffen haben. Insgesamt waren es 90. Wien hat 6, 

Oberösterreich beispielsweise 10, Niederösterreich 11. 

Wir sind also in der Mitte drinnen. Wir haben auch diese 

6 Berichte sehr ernst genommen.  

Vielleicht noch ein Satz zur Parkraumbewirtschaftung 

und zum diesbezüglichen Bericht, weil da ist es wirklich 

so, dass das eine sehr sensible und auch schwierige 
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Materie war, es so durchzuführen, das Parkpickerl Neu 

zum Beispiel, dass möglichst viele Menschen damit 

zufrieden sind. Es war so, dass, als wir es eingeführt 

haben, ich würde durchaus sagen, 80 Prozent der Be-

völkerung Skepsis gehabt haben. Sagen wir einmal so. 

Aber jetzt sind 80 bis 90 Prozent der Bewohnerinnen und 

Bewohner dafür, weil es natürlich für die Bewohnerinnen 

und Bewohner ein sinnvolles und positives Instrument 

ist, und es so ist, dass diejenigen, die dort wohnen, jetzt 

wirklich einen Parkplatz finden, und diejenigen, die von 

außen kommen, durchaus schauen müssen, ob sie viel-

leicht eine Garage oder sonst etwas nehmen. Aber es ist 

das Prinzip, wenn eindeutig zu wenig Parkplätze für alle 

da sind, und das ist die Tatsache, weil es viel mehr Au-

tos als Parkplätze gibt, dann ist es sinnvoll, dass die 

Bewohnerinnen und Bewohner einen Vorteil und das 

Parkpickerl haben. Da hat es dann Detailprobleme ge-

geben. Der Rechnungshof hat die Abgrenzung von Be-

wirtschaftungsgebieten nachvollziehbar unter Berück-

sichtigung von gewissen Kriterien verlangt. Da war es so, 

dass die Abgrenzung der Bewirtschaftungsgebiete laut 

Stellungnahme der Stadt Wien eine Optimierungsaufga-

be nach mehreren Kriterien war, die einander zum Teil 

widersprechen würden. Es wird dann von der Stadt wei-

ter ausgeführt, es sei darum gegangen, die Parkraum-

bewirtschaftung nur dort einzuführen, wo sie notwendig 

ist. Darüber hinaus sollten mit der Grenzziehung die zu 

erwartenden unerwünschten Verlagerungseffekte mini-

miert werden und wäre die Grenze so zu wählen, dass 

sie im Stadtraum erkennbar und merkbar ist. Das war 

eine sehr schwierige Aufgabe für die Bezirksvorsteher, 

die Beamten und alle anderen. Man hat es ganz gut 

gelöst. Da, wage ich, zu sagen, haben vielleicht die Be-

teiligten, die von Seiten der Stadt und der Bezirke daran 

mitgewirkt haben, einen Funken mehr und näheren Zu-

gang, als wenn man das nur ganz abstrakt, sozusagen 

von den Zinnen des Rechnungshofs, sieht, obwohl wir 

auch hier die Empfehlungen ernst nehmen. 

Aber was wir zum Beispiel nicht ernst genommen 

haben, ist, dass die Zeiten alle gleich sind. Hier muss 

man sagen, dass die unterschiedlichen Geltungszeiten 

und Parkdauern durch differenzierte Rahmenbedingun-

gen in den Außenbezirken im Vergleich zu den Innenbe-

zirken durchaus gerechtfertigt sind.  

Ein Allerletztes noch, weil es mich immer interessiert, 

ist das Beschwerdemanagement im Zusammenhang mit 

dem Verkehrsverbund Ost-Region. Hier finde ich sehr 

lobenswert, dass der Rechnungshof die Tatsache, dass 

es eine höhere Anzahl von Beschwerden gegeben hat, 

nicht als negativ gewertet hat, sondern der Rechnungs-

hof schreibt, er verfügte über keine Anhaltspunkte, die 

vergleichsweise hohe Anzahl von an die VOR GmbH 

gerichteten Beschwerden als Ausdruck einer im Ver-

gleich unterdurchschnittlichen Qualität der Leistungser-

bringung zu werten. Er war vielmehr der Ansicht, dass 

die Anzahl der Beschwerden auch Zeichen eines gut 

eingeführten und daher von den Kundinnen beziehungs-

weise Kunden in Anspruch genommenen Beschwerde-

managements war. 

Also das muss man auch sehen: Die Kundinnen und 

Kunden nehmen das ernst, sie beschweren sich. Ein 

gerechtfertigter Vorschlag des Rechnungshofes ist, dass 

die VOR GesmbH von diesen Beschwerden keine 

Kenntnis erlangt hat, sondern dass das quasi auf der 

unteren Ebene geblieben ist. Da hat die VOR GesmbH 

jetzt in ihrer Stellungnahme gesagt, dass sie die Umset-

zung der Empfehlung zusagt! Also dass es durchaus 

sinnvoll ist, dass die VOR GesmbH Gespräche mit den 

Verkehrsunternehmen zur Einrichtung eines solchen 

Meldewesens aufnehmen wird.  

Das war jetzt nur ein kleines Potpourri in der Zeit, die 

mir zusteht. Aber man sieht auch an diesen wenigen 

Beispielen, wie sehr wir die Arbeit des Rechnungshofes 

schätzen, wie sehr wir uns auch bemühen, die Vorschlä-

ge, die wirklich sinnvoll sind, umzusetzen, dass das 

immer ein Diskussionsprozess ist 

Noch einmal: Herzlichen Dank für die Arbeit des 

Rechnungshofes! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Kollege Dr. 

Aigner lässt sich für den Rest der Sitzung krankheitshal-

ber entschuldigen. 

Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR 

Dr. Gara. Ich darf darauf aufmerksam machen, dass ab 

jetzt 20 Minuten Redezeit zur Verfügung stehen. Sie 

haben das Wort. 

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte, geschätzte Präsidentin 

des Rechnungshofes! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

Ich werde in meiner Rede vor allem auf den Bericht 

der Postnummer 141, Organisation der Generaldirektion 

des Wiener Krankenanstaltenverbundes, eingehen. Ich 

bedanke mich auch in diesem Zusammenhang für die 

sehr detaillierte Berichterstattung und fühle mich, oder 

wir fühlen uns in unseren sehr vielen Kritikpunkten, die 

wir immer wieder angebracht haben, auch entsprechend 

bestärkt und bestätigt. 

Ich habe immer wieder angemerkt, dass einiges hier 

in einer so großen Organisation wie dem Wiener Kran-

kenanstaltenverbund eigentlich nicht sehr gut funktio-

niert, vor allem die Controllinginstrumente. Das ist auch 

etwas, was der Rechnungshof sehr klar anmerkt, dass 

es einfach eine Reihe von fehlenden Steuerungsmög-

lichkeiten gibt, vor allem in einer so komplexen Struktur, 

wie es der Wiener Krankenanstaltenverbund ist. (Beifall 

bei den NEOS.) 

In seinem Bericht hat der Rechnungshof insgesamt 

67 Schlussempfehlungen ausgesprochen. Auch ein 

Thema, das hier immer wieder angesprochen wird, ist 

die Neuausrichtung des Krankenanstaltenverbundes, 

das Herauslösen aus dem Magistrat, eine Neuorganisa-

tion. Ich denke, das haben wir auch in den letzten Debat-

ten immer wieder diskutiert, und auch die Gesundheits-

stadträtin ist darauf immer wieder eingegangen. Dieser 

Prozess ist jetzt im Laufen. Wir werden dann konkret 

sehen, wie die Struktur entsprechend aussieht. 

Für uns ist aber auch hier immer wieder wichtig, dass 

das Interpellationsrecht, das Prüfrecht, die Möglichkeit 

des Gemeinderates, hier auch konkret zu kontrollieren, 
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aufrecht bleibt. Das ist für uns eine wichtige Vorausset-

zung für die Neuorganisation. (Beifall bei den NEOS.) 

Wirklich sehr bemerkenswert finde ich auch die expli-

zite Kritik, dass es doch immer wieder zu sehr starken, 

schwerwiegenden Managementfehlern gekommen ist, in 

vielen Bereichen, auf die ich jetzt im Detail nicht einge-

hen möchte. Das ist, noch einmal gesagt, bei der Größe 

einer solchen Organisation, die doch, sage ich, ein zent-

raler Eckpfeiler der Gesundheitsversorgung in Wien ist, 

bemerkenswert.  

Es ist schon erstaunlich, wie sehr viele Kritikpunkte, 

die von der Opposition, von uns über einen sehr langen 

Zeitraum gebracht werden, immer wieder so wegge-

wischt werden: Es funktioniert eigentlich ohnehin so gut, 

und die Gesundheitsversorgung in Wien ist so hervorra-

gend. Das mag alles stimmen, aber die Organisations-

strukturen sind hier offensichtlich nicht dazu geeignet 

gewesen in der Vergangenheit - ich hoffe, das wird sich 

in Zukunft ändern -, um das auch entsprechend sicher zu 

gewährleisten.  

Auf einen Punkt möchte ich eingehen, weil das ein 

Punkt ist, den ich immer wieder anspreche und den ich 

immer wieder kritisiere: Das ist das Spitalskonzept 2030. 

Hier sagt der Rechnungshofbericht ganz klar: Dem KAV 

fehlt eigentlich ein umfassender, aus den strategischen 

Zielen abgeleiteter operativer Zielkatalog, konkrete Maß-

nahmen beziehungsweise Indikatoren zur Messung der 

Umsetzung von strategischen Zielen.  

Gerade das Spitalskonzept 2030 ist eine sehr umfas-

sende Strategie mit einer kompletten Neuordnung der 

Wiener Spitalslandschaft. Dazu fehlen eigentlich die 

entsprechenden Zielvereinbarungen mit den jeweils 

zuständigen Vorstandsbereichen und Stabsstellenleitern, 

das ist eben nicht vorhanden. Das heißt, es fehlen den 

Gremien letztendlich ganz konkrete Monitoringinstrumen-

te. 

Ich fühle mich auch insofern bestätigt, denn ein we-

sentlicher Punkt, den wir ja angemerkt haben, war das 

Thema der Augenversorgung, wo hier der Fall gewesen 

wäre gemäß Spitalskonzept 2030 eine komplette Kon-

zentration auf die Rudolfstiftung, auf ein einziges Haus, 

plus das AKH. Letztendlich durch diese Kritikpunkte, die 

immer wieder von uns gekommen sind, und auch durch 

die Bürgerinitiative von Frau Hufnagl bleiben jetzt die 

Augenabteilungen im Donauspital und in Hietzing auf-

recht. Und nach dem, was ich gehört habe, ist die auch 

entsprechend sehr gut ausgelastet. Das heißt, die Kritik, 

die wir aufgebracht haben und die gerade auch von 

Seiten der GRÜNEN immer wieder so abgetan wurde, 

wir sollen die Dinge nicht schlechtreden, das hat sich 

tatsächlich bewahrheitet. Der Bedarf scheint entspre-

chend gegeben zu sein. 

Ich betone noch einmal: Ich denke, dass das auch für 

viele andere Bereiche im Spitalskonzept 2030 der Fall 

sein wird, und appelliere noch einmal an die Stadtregie-

rung, wirklich eine kritische Evaluierung des Spitalskon-

zeptes 2030 zu machen, auch vor dem Hintergrund 

fehlender Budgetmittel. (Beifall bei den NEOS.) Denn 

ganz ehrlich möchte ich hier nicht in zwei Jahren wieder 

dastehen, wenn vielleicht der Rechnungshof das noch 

einmal überprüft und dann wieder feststellt: Eigentlich 

hätte es bessere Kontrollgremien geben müssen, und 

das wurde nicht eingehalten. 

Denn wenn ich mir die konkreten Kontrollinstrumente 

ansehe, die uns als Gemeinderäten zur Verfügung ge-

stellt werden, beispielsweise der Quartalsbericht des 

Wiener Krankenanstaltenverbundes, dann merke ich 

immer wieder an, auch immer wieder in den Ausschüs-

sen, dass die Information, die uns zugrunde liegt, einfach 

sehr, sehr knapp ist. Wir können überhaupt nicht beurtei-

len: Was ist der Stand der Umsetzung? Wie schaut es 

budgetär aus? Was heißt das fürs Personal? Das heißt, 

diese Information ist entsprechend nicht vorhanden. 

Hier appelliere ich noch einmal: Wir brauchen eine 

viel detailliertere Information über alle Gremien hinweg! 

Das heißt, auch für den Gemeinderat, auch für den Ge-

meinderatsausschuss, um diese Kontrollmöglichkeiten 

auch entsprechend zu haben. (Beifall bei den NEOS.) 

Selbiges gilt auch - ich zitiere hier wirklich nur ein 

paar wenige Aspekte, aber die halte ich für besonders 

wichtig, denn erwähnt wird das vom Rechnungshof auch 

- für das mangelnde Projektmanagementwissen, vor 

allem für Großbaustellen. Das Krankenhaus Nord ist, wie 

wir ja wissen, eine solche Großbaustelle. Wenn heute in 

der „Kronen Zeitung“ davon berichtet wird, dass sich die 

Eröffnung wahrscheinlich wieder um acht Monate verzö-

gert auf das Jahr 2019, dann ist das genau mein Kritik-

punkt. 

Ich habe bereits Anfang des Jahres eingefordert, 

dass wir als Gemeinderatsausschuss einen regelmäßi-

gen Kontrollbericht über den Stand der Umsetzung des 

Bauvorhabens bekommen, nicht nur des Bauvorhabens, 

sondern auch des Übersiedlungsplans. Ich halte das für 

extrem wichtig. Ich habe diesen Antrag bereits im Jänner 

dieses Jahres eingebracht. Er wurde von der rot-grünen 

Stadtregierung abgelehnt nach dem Motto: Brauchen wir 

eigentlich nicht, wir haben das unter Kontrolle.  

Aber ich habe das Gefühl, das hat man eben nicht 

unter Kontrolle! Deswegen werde ich heute noch einmal 

diesen Antrag stellen, dass sich der Gemeinderat dafür 

ausspricht, dass ein aktueller Bericht über die Bau- und 

die Inbetriebnahmefortschritte im Krankenhaus Nord 

regelmäßig im Gemeinderatsausschuss Gesundheit 

vorzulegen ist.  

Denn die Tatsache - das, was der Rechnungshof be-

krittelt -, die Tatsache, dass wir jetzt noch immer nicht 

genau wissen, wann das Spital letztendlich eröffnet wird, 

bestätigt das eigentlich. Ganz ehrlich würde ich es nicht 

verstehen, wenn die Stadtregierung meinen Antrag für 

mehr Transparenz bei der Inbetriebnahme des Kranken-

hauses Nord ablehnt, dass mit klaren Zielen Daten und 

Fakten, die Ihnen ja vorliegen müssen, in komprimierter 

Form dem Gemeinderatsausschuss auch zur Verfügung 

gestellt werden. Daher werden wir hier diesen Beschlus-

santrag einbringen. (Beifall bei den NEOS.) 

Gerade das Thema Projektmanage-

ment/Projektmanagementwissen bei Großbaustellen wird 

ja im Zuge des Spitalskonzeptes 2030 noch einmal ein 

großes Thema werden. Denn Sie wissen, dass im Zuge 

dessen allein de facto der Neubau des Wilhelminenspi-
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tals ansteht, der von der Investitionssumme her in etwa 

dem entspricht, nahezu dem entspricht, was ursprünglich 

fürs Krankenhaus Nord geplant war. Da sprechen wir 

von einem Betrag zwischen 700 und 900 Millionen EUR. 

Das heißt, wir haben de facto noch einmal einen solchen 

Spitalsbau.  

Das heißt, vor diesem Hintergrund ist ein Spitalskon-

zept 2030 mit so immensen Investitionsmaßnahmen, 

Umbaumaßnahmen einfach nicht umsetzbar, wenn es 

die entsprechende Organisation im Wiener Krankenan-

staltenverbund nicht gibt, die entsprechend mit dem 

Wissen im Bereich Projektmanagement solcher Groß-

baustellen ausgestattet ist. Dazu erfolgt hier auch noch 

einmal mein dringlicher Aufruf, das auch entsprechend 

zu berücksichtigen. 

In der Summe: Wenn man sich diesen Rechnungs-

hofbericht zur Organisation des KAV ansieht, dann ist er, 

das muss ich wirklich sagen, absolut vernichtend, was 

den ehemaligen Generaldirektor Udo Janßen betrifft. 

Auch da möchte ich darauf hinweisen, wie oft wir hier im 

Gemeinderat gestanden sind und debattiert haben: Das 

ist alles nicht so schlimm.  

Jetzt zeigt sich letztendlich die Situation, also es zeigt 

sich, wie wichtig diese Art von Oppositionsarbeit hier im 

Gemeinderat ist, immer wieder darauf zu verweisen, und 

auch unser Ruf nach mehr Transparenz, klaren Spielre-

geln und letztendlich auch darauf zu hören, was die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Wiener Krankenan-

staltenverbund sagen. (Beifall bei den NEOS.) Nicht nur, 

was externe Berater sagen, sondern was auch die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter sagen, denn letztendlich sind 

da sehr, sehr viel Erfahrung und Organisationswissen 

vorhanden. Vieles kann in der Folge von externen Bera-

tern gar nicht erfasst werden. 

Eine Kritik, die wir auch immer wieder geäußert ha-

ben - das ist auch ein Kritikpunkt, den der Rechnungshof 

hier ausübt -, ist, dass das innerbetriebliche oder das 

interne Kontrollsystem, also Zahlen, Daten, Fakten, in 

vielen Bereichen nicht vorhanden ist. Das ist auch der 

Kritikpunkt, daher habe ich auch immer behauptet nach 

Umstellung des Arbeitszeitgesetzes, dass Sie eigentlich 

früher gar nicht gewusst haben, wie lange MitarbeiterIn-

nen, also vor allem im Bereich der Ärztinnen und Ärzte, 

im Krankenanstaltenverbund exakt gearbeitet haben. 

Das heißt, dass wir hier tatsächlich eine extreme Lücke 

haben an Kapazität, Arbeitskapazität von den Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern, und dass das letztendlich auch 

hier zu einer extremen Belastung führt. 

Das heißt, all die Punkte, die Sie hier angeführt ha-

ben, haben wir über die letzten zwei Jahre genau in einer 

ähnlichen Form diskutiert. Man hat es von Seiten der 

Stadtregierung immer negiert unter dem Titel: Bitte, redet 

nicht so schlecht, es funktioniert eigentlich alles wunder-

bar.  

Ich möchte jetzt das Thema Organisation vor diesem 

Hintergrund noch ein Stückchen weiter fassen. Denn 

einer meiner Kritikpunkte beim Spitalskonzept 2030 ist 

auch immer der, dass es eigentlich viel zu isoliert be-

trachtet wird, weil die Versorgungslage in Wien nicht nur 

aus den Spitälern des Wiener Krankenanstaltenverbun-

des besteht, und dass es für ein zukünftiges Gesund-

heitssystem notwendig ist, viel mehr Schnittstellen auch 

zu anderen Spitalsträgern, zu anderen Versorgungsein-

heiten entsprechend zu machen. 

Dort, wo das Thema, sage ich, besonders problema-

tisch ist, aber auf der anderen Seite für uns als Politiker 

eine besondere Verantwortung ist, ist im Bereich der 

Kinder- und Jugendgesundheit. Wir hatten heute schon 

einmal das Thema Rauchen, hier muss eigentlich das 

Thema des Kinder- und Jugendschutzes im Vordergrund 

stehen. Ich möchte das jetzt aber weiter fassen, damit 

wir das nicht nur auf der Ebene des Rauchens diskutie-

ren, sondern hier sind auch viele andere Bereiche vor-

handen. 

Was mir eigentlich in der Diskussion und auch in den 

Anträgen hier immer wieder fehlt, ist das Thema Präven-

tion und Gesundheitsvorsorge. Deswegen bringen wir 

hier einen Antrag ein zur Einrichtung einer Taskforce für 

Kinder- und Jugendgesundheit. Ich habe mit sehr vielen 

Kolleginnen und Kollegen darüber gesprochen, dass die 

Schwierigkeit genau diese Schnittstellen zwischen den 

einzelnen Versorgungseinheiten sind. 

Es geht darum, hier ein klares Bild zu haben, auch im 

Sinne einer gut koordinierten, integrierten und interdis-

ziplinären Versorgung. Und das nicht nur im Bereich der 

Versorgung, sondern was hier auch fehlt, ist eine Ge-

samtstrategie für Gesundheitsförderung und Prävention. 

Wir haben sehr vieles in Einzeldokumenten, aber es wird 

nicht integriert betrachtet. Daher ist das ein ganz großes 

Anliegen, und ich hoffe, die Stadtregierung wird meinem 

Antrag hier zustimmen.  

Ich glaube, ein Punkt, der in Wien tatsächlich fehlt, ist 

diese integrierte Betrachtung gesamtheitlich für die Kin-

der- und Jugendheilkunde. Denn da haben wir wirklich 

die Chance, langfristig Schaden zu vermeiden, also das 

Leid jedes Einzelnen, aber vor allem auch langfristig 

hohe volkswirtschaftliche Kosten.  

Ich hoffe, dass Sie hier meinem Antrag zustimmen 

werden, dass eine Taskforce eingesetzt wird, deren 

Aufgabe es ist, ein Konzept und Maßnahmen in Richtung 

einer über die verschiedenen Strukturen wie Gesundheit, 

Soziales und Bildung hinausgehenden, gut koordinierten, 

integrierten und interdisziplinären Versorgung sowie 

einer Gesamtstrategie zur Gesundheitsförderung und 

Prävention für Kinder und Jugendliche in Wien zu erar-

beiten, und zwar ganz im Sinne des Bekenntnisses der 

Stadt: im Sinne von „Health in all Policies“. Danke schön. 

(Beifall bei den NEOS.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächste 

Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. 

Olischar. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Vie-

len Dank. Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr ge-

ehrte Frau Präsidentin! 

Ich möchte mich natürlich auch sehr gerne in den 

Reigen der Dankesworte einreihen und bedanke mich für 

die Berichte, die Berichterstattung und die vielen positi-

ven Empfehlungen, die vom Rechnungshof ausgespro-

chen wurden. 
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Wir haben eine Vielzahl an Berichten vorliegen, wie 

auch schon die Vorredner auf die einzelnen Thematiken 

eingegangen sind. Ich habe jetzt noch einmal kurz über-

legt: Wir sind eigentlich noch bei keiner Thematik so 

richtig doppelgleisig gefahren. Das möchte ich jetzt auch 

fortführen, und zwar möchte ich einen Bericht heraus-

greifen, dessen Thematik anscheinend gar nicht aufhört, 

uns zu beschäftigen. Das ist der Bericht rund um die 

Parkraumbewirtschaftung. 

Wir haben erst kürzlich auch eine Abstimmung in 

Simmering gehabt. Wir haben gestern in Döbling in der 

Bezirksvertretungssitzung eine mögliche Lösung dazu 

beschlossen, sage ich jetzt einmal, wo jetzt auch wieder 

der Ball bei der Stadt liegt. Und wir sehen anhand dieser 

Thematik, dass der Druck steigt.  

Wir sind wirklich sehr froh über diesen Bericht vom 

Rechnungshof, der sehr viele Punkte aufzeigt, die wir 

auch schon in der Vergangenheit stets kritisiert haben. 

Ich weiß auch gar nicht, wo ich konkret anfangen soll 

beziehungsweise welche Kritikpunkte ich herausheben 

soll. Zu behaupten, der Bericht gäbe ein vernichtendes 

Urteil über die derzeitige Situation, glaube ich, wäre aus 

meiner Sicht fast untertrieben. 

Ich möchte das jetzt ein bisschen ausführlicher be-

leuchten, ein bisschen von der historischen Seite, und 

möchte zu Beginn eines der Grundziele erwähnen, die 

bei der Einführung dieser Parkraumbewirtschaftung 

ursprünglich da waren: mehr Gestaltungsspielraum zu 

haben und auch einen höheren Umschlag an Parkplät-

zen zu erreichen. Wenn man nicht ewig parken kann und 

das Auto bewegt werden muss, werden regelmäßig 

immer wieder Parkplätze frei.  

Mit Juli 1993 wurde im 1. Bezirk die erste flächende-

ckende Kurzparkzone eingeführt. Ein logischer Schritt 

aus meiner Sicht, da gerade der 1. Bezirk einen Ort des 

Geschehens mit vielen Geschäften, Wirtschaftsverkehr, 

Büros, Dienstleistungen, Wohnungen, et cetera, et cete-

ra auf relativ kleiner Fläche mit wenigen verfügbaren 

Parkplätzen darstellt. Das heißt, die Kurzparkzone bringt 

eine gewisse Art der Dynamik hinein. (Beifall bei der 

ÖVP.) Wichtig war neben dieser Dynamik - das ist sicher 

auch zu betonen -, dass die Altstadt per se, wenn ich es 

jetzt einmal so sage, der historische Kern von Wien nicht 

zum Dauerparkplatz wird.  

1995, 1997 und 1999 folgten dann die nächsten Ge-

biete, vorwiegend Innergürtelbezirke. 2. Bezirk und 20. 

Bezirk waren auch dabei. Mit September 2005 wurde die 

Kurzparkzone um den Bereich der Stadthalle erweitert. 

Hier war sicher auch ein großer Druck von Besucherin-

nen und Besuchern, die mit dem Auto zur Stadthalle 

anreisen, zu spüren, die gerade wegen der Veranstal-

tungen in die Stadthalle kamen. Diese Einführung im 15. 

Bezirk tanzte erstmals etwas aus der Reihe, denn sie 

galt nicht, so wie in den anderen Bezirken, werktags von 

9 bis 22 Uhr, sondern auch samstags, sonntags und 

feiertags von 18 bis 22 Uhr, also täglich.  

Die letzte große Erweiterung fand dann 2012 statt 

und betraf die Bezirke 12, 14, 15, 16 und 17. Auch in 

diesen Bezirken war eine Neuerung zu bemerken, denn 

die Zone dauerte nämlich nicht, wie bisher, bis 22 Uhr, 

sondern bis 19 Uhr. Auch die Dauer, wie lange man 

parken darf, variierte in den Bezirken, und dazu kamen 

dann noch zusätzliche Sonderregelungen in den Ge-

schäftsstraßen. Wir alle kennen das, ich erzähle Ihnen 

da nichts Neues.  

Was aber bemerkenswert ist: Wenn man diese Situa-

tion analysiert, dann sieht man, dass das ursprüngliche 

Ziel der Stadt, eine einheitliche Bewirtschaftungszeit 

anzustreben, mit diesen Einführungen gescheitert war. 

Einen Überblick über die einzelnen Zonen zu bekom-

men, ist eigentlich fast unmöglich. Auch der Rechnungs-

hof hat ja auf diesen Missstand hingewiesen und ihn 

auch kritisiert.  

Auch das Thema der Verlagerung wird oft angespro-

chen. Denn der Rechnungshof kritisiert hier, dass es 

anscheinend keine Berücksichtigung absehbarer Verla-

gerungseffekte gegeben hat und die Grenzen der einzel-

nen Gebiete relativ unreflektiert festgelegt wurden. Das 

betrifft bereits Gebiete, die 2012 festgelegt wurden. Das 

heißt aus meiner Sicht, die Stadt hätte durchaus aus 

diesen Fehlern lernen können, hat aber ihren Chaosweg 

in dieser Hinsicht weiterverfolgt.  

Wie es zu einzelnen Zonen gekommen ist, ist auch 

für den Rechnungshof teilweise nicht nachvollziehbar. 

Konkret ist hier von einem ... (Zwischenruf von GR Siegi 

Lindenmayr.) Sie können sich gerne zum Wort melden. 

Ich verstehe Sie nicht, wenn Sie reinbrüllen. (GR Heinz 

Vettermann: Was heißt da „brüllen“?) 

Wie es zu den einzelnen Zonen gekommen ist, ist 

auch für den Rechnungshof nicht nachvollziehbar. Konk-

ret ist hier von einem Straßenzug im 13. Bezirk die Rede: 

Dort konnte man auch mit dem Pickerl aus dem 14. 

stehen, obwohl der Abschnitt mehr als 3,5 km vom 14. 

entfernt war. Dazu gab es weder eine Dokumentation 

noch eine Begründung, warum das so geschehen ist.  

In Wahrheit könnte man den Bericht des Rechnungs-

hofs, so wie er ist, eigentlich vorlesen, wegen der vielen 

spannenden Details, die er festgestellt hat. Da kann ich 

eigentlich fast jedes Wort nur unterstreichen. In Anbe-

tracht der Zeit möchte ich jetzt aber nur noch auf einen 

konkreten Kritikpunkt hinweisen, denn mir geht es um die 

Beurteilung, ob die von der Stadt gesetzten Ziele auch 

erreicht wurden beziehungsweise wie ein Erfolg messbar 

ist.  

Ich gebe zu, ich habe beim Lesen des Berichtes ein 

gewisses Déjà-vu-Erlebnis gehabt, denn im Bericht hält 

der Rechnungshof fest, dass gerade bei der Beurteilung 

des Zieles, ausreichende Stellplätze für die Wohnbevöl-

kerung und Betriebe zu schaffen, keine Erfolgsmaßstäbe 

gesetzt wurden. Es gibt auch keine Zahlen, mit denen 

man hätte operieren können, denn - und das haben wir 

auch erst kürzlich in einer Anfragebeantwortung schwarz 

auf weiß zu lesen bekommen - die Stadt Wien weiß gar 

nicht, wie viele Parkplätze im öffentlichen Raum vorhan-

den sind.  

Es ist doch klar, dass ich, wenn ich ein Szenario er-

arbeite beziehungsweise eine Soll-Situation anstrebe, 

zuerst wissen muss, wie der Ist-Stand aussieht. Sonst 

weiß ich natürlich nicht, wie ich mich entwickeln kann, ob 

Maßnahmen greifen oder nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Das Ziel, eine umfassende Erfassung aller Stellplätze 

durchzuführen, wurde ja auch seinerzeit im Mobilitäts-

konzept der Stadt festgehalten. Es ist nicht passiert. Das 

geht auch aus der Anfragebeantwortung hervor, die ich 

gerade erwähnt habe. Darin steht - ich zitiere: „Es gibt 

keine detaillierte Statistik. Eine Aufstellung kann aus 

Ressourcengründen nicht geführt werden.“ 

Die Stadt dürfte es anscheinend auch generell mit 

Datenmaterial nicht so haben. Gleich im nächsten Ab-

satz im Bericht kritisiert auch der Rechnungshof, dass 

zum Beispiel die Zahlen der Einpendlerinnen und Ein-

pendler von der Stadt nicht erfasst wurden beziehungs-

weise auch nicht mit einbezogen wurden.  

Das heißt, Maßnahmen abzuleiten, um gesetzte Ziele 

zu erreichen - auf Grund nicht vorhandener Datenmate-

rialien ist mir schleierhaft, wie man das umsetzen kann. 

Ohne Datengrundlage kann ich ja auch nicht wissen, 

wohin ich will. Ich kann auch keine Maßnahmen ableiten, 

die mir zur Zielerreichung helfen. Es stellt sich für mich 

schon die Frage: Nach welchen Grundlagen praktizieren 

Sie Ihre Verkehrspolitik? Momentan schaut mir das eher 

nach Würfeln oder nach politischer Willkür aus, und das 

ist beides meiner Ansicht nach schlecht! (Beifall bei der 

ÖVP.) 

Zurück zum Bericht: Im nächsten Absatz wird darauf 

verwiesen, dass auch keine aktuellen Zahlen bei Wohn-

sammelgaragen, auch keine Zahlenangaben zur Auslas-

tung von Park-and-ride-Anlagen in umliegenden Bundes-

ländern vorliegen. Da befinden wir uns erst auf Seite 39 

von 95, und das geht so dahin. Also ich bin wirklich ne-

gativ beeindruckt davon, was hier an Kritikpunkten alles 

aufgedeckt wurde.  

Wir können ewig lang so weiterberichten. Alle unsere 

Kritikpunkte, die wir auch schon in der Vergangenheit 

immer wieder angebracht haben, werden bestätigt. Die 

Parkraumbewirtschaftung, so wie wir sie derzeit kennen, 

ist unübersichtlich, sie hat keinen Lenkungseffekt und ist 

kein gesamtheitliches Konzept auf validen Zahlen! 

Neben den Rechnungshofempfehlungen auch eine 

Empfehlung von uns: Machen Sie nachvollziehbare 

Verkehrspolitik! Erheben Sie Zahlen, die transparent 

sind! Wir werden uns weiter für unser Konzept stark 

machen, ein Konzept der Vernunft, eine echte Reform 

der Parkraumbewirtschaftung. Danke sehr. (Beifall bei 

der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächs-

ter Redner zum Wort gemeldet ist GR Deutsch. Ich ertei-

le ihm das Wort. 

GR Christian Deutsch (SPÖ): Herr Vorsitzender! 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrte Damen und Her-

ren! 

Die heute hier im Wiener Gemeinderat vorliegenden 

Berichte des Rechnungshofes beweisen ein Mal mehr, 

wie wichtig regelmäßige Kontrollen, aber auch die 

Follow-up-Prüfungen des Rechnungshofes hinsichtlich 

der Analyse, der Beschreibung von Problemlagen, des 

Aufzeigens allfälliger Missstände, aber auch der Empfeh-

lungen für die Stadt sind. Womit dies auch für jedes 

Mitglied des Gemeinderates eine außerordentliche Un-

terstützung für die Tätigkeit hier in der Stadt Wien dar-

stellt, auch deshalb, weil es damit viele konkrete Ansatz-

punkte für Verbesserungen etwa im Bereich der Verwal-

tung gibt und diese auch aufgezeigt werden.  

Daher möchte ich mich bei allen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern und auch bei Ihnen, Frau Präsidentin, für die 

sehr detailreiche und bedeutende Tätigkeit ganz herzlich 

bedanken! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Wahr-

nehmungsbericht des Rechnungshofes über die Organi-

sation der Generaldirektion des Wiener Krankenanstal-

tenverbundes zeigt hier bereits mit aller Deutlichkeit auf, 

wie dringend notwendig eine Strukturreform innerhalb 

des Wiener Krankenanstaltenverbundes ist und wie 

notwendig es ist, diese neue Struktur auch zu schaffen. 

Es war hier das Ziel, die rechtlichen und strategischen 

Grundlagen für den Krankenanstaltenverbund zu prüfen, 

die Aufgaben und die Organisation der Generaldirektion, 

die Steuerungsfunktion und Steuerungstätigkeit des 

Managements im Allgemeinen und natürlich auch die 

externe Aufsicht durch das Aufsichtsgremium. Weiters 

überprüfte der Rechnungshof Antikorruptionsmaßnah-

men sowie die Entwicklung der externen Beratungsleis-

tungen.  

Im Zentrum steht aber auch das vom Rechnungshof 

deutlich angesprochene Problem, dass der Krankenan-

staltenverbund keine eigene Rechtspersönlichkeit be-

sitzt, als Teil des Magistrats hier also unselbstständig 

agiert, und die 2011 neu ins Statut aufgenommenen 

Vorschriften betreffend eine Mehrjahresplanung, auch 

die Festlegung strategischer Ziele und eines Aufsichts-

gremiums an der generellen Problemlage nichts geän-

dert haben.  

Diese Maßnahmen wurden vom Rechnungshof zwar 

grundsätzlich als positiv bewertet, jedoch konnte der 

KAV weder den Dienstpostenplan noch den Wirtschafts-

plan oder die Unternehmensstrategie ohne den Gemein-

derat oder die Stadträtin festlegen. Mit der Schaffung 

und Transferierung von Dienstposten waren überhaupt 

auch aufwändige und sehr zeitintensive Verfahren ver-

bunden. 

Das Aufsichtsgremium war zwar einem Aufsichtsrat 

nachgebildet, aber ohne entsprechende Kompetenzen 

wie etwa für die Bestellung und die Abberufung der Ge-

schäftsführung. Dieses Gremium beschäftigte sich trotz 

seines Auftrages, die Umsetzung der strategischen Ziele 

zu kontrollieren, nicht mit einem unternehmensweiten 

Risikomanagement des KAV. 

Den Beschlüssen von strategischen Zielen für den 

KAV durch den Gemeinderat konnten auch keine Hin-

weise auf eine Evaluierung oder den aktuellen Umset-

zungsstand seitens des Rechnungshofes entnommen 

werden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war 

auch keine gesamthafte Risikostrategie festgelegt. Ein 

ganzheitliches Risikomanagementsystem existierte 

ebenfalls nicht, und das, wo man feststellen muss, dass 

österreichweit die Stadt Wien mit dem Krankenanstalten-

verbund die größte Arbeitsgeberin im Gesundheits- und 

Pflegebereich ist.  
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Das im KAV vorhandene Projektmanagementwissen 

wurde organisationsweit nicht gebündelt. Statt auf haus-

interne Expertinnen und Experten zurückzugreifen, wur-

den, wie der Rechnungshof festgestellt hat, externe 

Beraterinnen und Berater herangezogen, obwohl eine 

sehr hohe Projektmanagementkompetenz im KAV selbst 

bestanden hat. Für den Rechnungshof war auch nicht 

ersichtlich, wer im KAV für die Projektorganisation für 

größere Bauprojekte zuständig war.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es wurde 

von Seiten der Stadt Wien aber in allen Bereichen auch 

in den Stellungnahmen darauf hingewiesen, dass bislang 

die strategischen Ziele im KAV in Form von Projekten 

behandelt wurden. Aber all diese jetzt von mir oder auch 

von den Vorrednerinnen und Vorrednern angesproche-

nen Problemlagen und Kritikpunkte des Rechnungshofes 

- und hier gibt es in der Tat nichts zu beschönigen - 

zeigen, dass eine strukturelle Reform des Krankenan-

staltenverbundes unumgänglich ist, was ja auch bereits 

im Spitalskonzept 2030 festgehalten wurde, nämlich, 

dass der KAV bei Beibehaltung der 100-prozentigen 

Eigentümerschaft durch die Stadt Wien und in der Ei-

genschaft der Unternehmung nach der Wiener Stadtver-

fassung eine neue Struktur erhalten soll, die ihm auch 

die Handlungsfähigkeit gibt, die notwendig ist, um das 

Unternehmen führen zu können.  

Die Empfehlungen des Rechnungshofes zur eigenen 

Rechtspersönlichkeit wurden auch im Rahmen des Pro-

jektes „Wien neu denken“ bereits behandelt. Dabei wur-

de auch beschlossen, die wesentlichen organisatori-

schen und strategischen Fragen in einem Grobkonzept 

zu behandeln, hier auch die Machbarkeit zu prüfen und 

danach eine endgültige Entscheidung über die weitere 

Entwicklung des Krankenanstaltenverbundes herbeizu-

führen.  

Sie wissen, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

diese Festlegung hat es auch von Seiten der Stadtregie-

rung bereits im Sommer dieses Jahres gegeben, dass 

der Krankenanstaltenverbund zukünftig als Anstalt öf-

fentlichen Rechts geführt werden soll und auch an die-

sen konkreten Umsetzungen gearbeitet wird, nämlich die 

Neuorganisation hinsichtlich der Personalhoheit, der 

Finanzhoheit hier auch aufgestellt wird. Der KAV erhält 

eine neue Führungsstruktur durch einen Aufsichtsrat und 

Geschäftsführerinnen sowie Geschäftsführer. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Von be-

sonderer Bedeutung sind die Berichte des Rechnungs-

hofes auch, wenn es um die Evaluierung von Maßnah-

men, aber auch die Auswirkungen von Beschlüssen 

geht. In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf 

das Thema der heutigen Aktuellen Stunde kurz hinwei-

sen, nämlich, dass die Gesundheit durch ein Rauchver-

bot etwa in der Gastronomie geschützt werden soll, und 

darf daher in diesem Zusammenhang, weil ja kein The-

ma in der letzten Zeit die Menschen in Österreich derart 

bewegt hat wie das von den Regierungsverhandlern 

abgesagte generelle Rauchverbot in der Gastronomie, 

einen Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit 

den GemeinderätInnen Dr. Claudia Laschan, Erich Va-

lentin sowie Barbara Huemer und Brigitte Meinhard-

Schiebel einbringen. Es ist ein Antrag auch im öffentli-

chen Interesse, der lautet:  

„Der Wiener Gemeinderat bekennt sich zur Notwen-

digkeit eines starken NichtraucherInnenschutzes und 

damit zur Notwendigkeit eines generellen Rauchverbots 

in der Gastronomie. Die Bundesregierung und der Bun-

desgesetzgeber werden ersucht, dass das generelle 

Rauchverbot in der Gastronomie wie geplant mit Mai 

2018 umgesetzt wird.  

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung 

verlangt.“ (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese be-

absichtigte Aufhebung von Rauchverbotsgesetzen durch 

die neue, noch anzugelobende Koalitionsregierung könn-

te aber im Hinblick auf die Gesundheitslage der österrei-

chischen Bevölkerung auch vom Rechnungshof beleuch-

tet werden. 

Zum Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes be-

treffend die technische Betriebsführung und bauliche 

Erhaltungsmaßnahmen des AKH Wien - Medizinischer 

Campus wäre festzuhalten, dass der Rechnungshof 

2016 bei der Technischen Direktion des AKH Wien und 

der Stadt Wien die Umsetzung jener Empfehlungen 

überprüft hat, die 2014 im Rahmen der Gebarensprüfung 

abgegeben wurden. Ich kann berichten, dass das AKH 

Wien von 16 überprüften Empfehlungen 9 vollständig, 4 

teilweise und 3 nicht umgesetzt hat. Die Stadt Wien 

setzte eine vollständig und eine nicht um.  

Ich möchte hier auch kurz darauf eingehen, weil es 

bei unterschiedlichen Sichtweisen beziehungsweise bei 

strategischen Entscheidungen auch möglich sein muss, 

die eine oder andere Empfehlung nicht umzusetzen. Ich 

bringe dazu ein konkretes Beispiel. Wenn beispielsweise 

die Empfehlung des Rechnungshofes war, dass der 

Finanzdirektor der Stadt Wien im Aufsichtsrat der 

VAMED Krankenhausmanagement und Betriebsfüh-

rungsgesellschaft nicht vertreten sein soll, dann war die 

Sichtweise der Stadt insofern eine andere - die auch 

nachvollziehbar ist -, dass die V-KMB eben de facto eine 

Projektgesellschaft für die technische Betriebsführung 

darstellt und auf Grund von Sonderfaktoren wie bei-

spielsweise der Personalbereitstellung durch die Stadt 

Wien, aber auch involvierte Finanzvolumina im Zusam-

menhang mit der Errichtung und dem Betrieb hier Ein-

schau, Informationsrechte und Kontrollrechte zu wahren 

sind. Daher ist es auch notwendig, dass eine Vertretung 

der Stadt Wien im Aufsichtsgremium gegeben sein soll. 

Andererseits wurden Empfehlungen, was die Umsetzung 

der Umstellung von jährlichen auf monatliche Vorauszah-

lungen an die Auftragnehmerin V-KMB betrifft, auch 

realisiert.  

Hinsichtlich von Maßnahmen zur Korruptionspräven-

tion setzte das AKH mit der Evaluierung und Anpassung 

seines Verhaltenskodex, mit der Schulung von Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern zur Korruptionsprävention und 

-bekämpfung und mit der Information über die Möglich-

keit der Meldung von Fehlverhalten drei Empfehlungen 

des Rechnungshofes um. Der Rechnungshof hatte ja 

empfohlen, die Verhaltensrichtlinien einem regelmäßigen 
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Evaluierungsprozess zu unterziehen und gegebenenfalls 

auch anzupassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschlie-

ßend möchte ich noch auf den bereits erwähnten Wahr-

nehmungsbericht des Rechnungshofes betreffend die 

Bedarfsorientierte Mindestsicherung in Wien eingehen, 

der den Zeitraum 2011 bis 2015 umfasst hat, wo im 

Wesentlichen darauf hingewiesen wurde, dass die bei-

den Ziele der Bedarfsorientierten Mindestsicherung, 

nämlich die Bekämpfung von Armut und sozialer Aus-

schließung sowie die dauerhafte Wiedereingliederung in 

das Erwerbsleben, weder definiert waren noch hier 

messbare Zielindikatoren festgelegt und qualifiziert wa-

ren.  

Ich bedanke mich hier auch bei den Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern, dass sehr detailliert in den Prüfungen 

auch zahlreiche Empfehlungen des Rechnungshofes 

abgegeben wurden, insgesamt 65 an der Zahl. Sie wer-

den von Seiten der Stadt in einem eigenen Projekt, in der 

Taskforce bearbeitet. Ein Teil ist bereits umgesetzt, aber 

der weitaus größere Teil ist hier auch bereits in Umset-

zung begriffen.  

Ich möchte aber schon auch darauf hinweisen, dass 

im Bericht die Schätzungen des Rechnungshofes betref-

fend die Ausgaben der Bedarfsorientierten Mindestsiche-

rung für die Jahre 2021 und 2022 mit sehr starken Prog-

noseunsicherheiten behaftet waren, insbesondere, was 

den Asylbereich und Arbeitsmarkt betroffen hat, und 

daher insbesondere aus heutiger Sicht auch auf Grund 

der rückläufigen Flüchtlingszahlen diese Schätzungen 

eigentlich zurückgenommen werden sollten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wiener 

Stadtregierung hat diesen Bericht sehr ernst genommen 

und hat hier zahlreiche Maßnahmen gesetzt - die Kolle-

gin Hebein ist ja ausführlich darauf eingegangen -, so-

dass ich dem hier nichts mehr hinzuzufügen habe. Im 

November wurde, wie Sie wissen, vom Wiener Landtag 

ja die neue Regelung der Mindestsicherung beschlos-

sen, die am 1. Februar 2018 in Kraft treten wird.  

In diesem Sinne bedanke ich mich nochmals für die 

Berichte und bei Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall 

bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächste 

zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Emmerling. 

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Sehr 

geehrter Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kol-

legen! 

Ich möchte mich einmal ausdrücklich bedanken für 

die Berichte, die uns hier heute vorliegen und die wir 

diskutieren, die in allen ihren unterschiedlichen Facetten 

hier diskutiert wurden.  

Ein Bereich, der noch nicht angesprochen wurde und 

auf den ich jetzt eingehen möchte, sind die Prüfberichte 

mit Verkehrsbezug. Parkraumbewirtschaftung hatten wir 

zwar schon, aber da geht es um den Verkehrsverbund 

Ost-Region, um die Verkehrsdiensteverträge - Schiene 

und auch um den U-Bahn-Ausbau, also die Ausbaupake-

te. Wenn man sich das so anschaut, dann gibt es eine 

Querschnittsaussage, die man allen Berichten entneh-

men kann: Es wird eigentlich viel Geld liegen gelassen, 

weil die Gebietskörperschaft und ihre Unternehmen nicht 

vernünftig zusammenarbeiten.  

Das ist ohnehin nichts Neues, das haben wir hier oft 

schon behandelt. Aber es fehlen eindeutige Vereinba-

rungen. Das ist, weil strategische und rechtliche Grund-

lagen unzureichend sind und Synergien einfach nicht 

genutzt werden.  

Beim VOR-Bericht zum Beispiel sagt der Rech-

nungshof: Es ist eigentlich befremdlich, dass der VOR 

und die einzelnen Verkehrsverbünde im Wesentlichen 

jahrelang komplett voneinander getrennt aufgetreten sind 

und jetzt noch immer teilweise unterschiedliche Tarifsys-

teme haben, obwohl sie seit 2002 vereint sind und seit 

2008 auch beauftragt wurden, gemeinsame Tarife anzu-

bieten.  

Bei den Verkehrsdiensteverträgen wird auch darauf 

hingewiesen, dass es eigentlich für die Vergabe und für 

die Abwicklung eines Gesamtangebotes natürlich vorzu-

ziehen wäre, eine gemeinsame Abwicklungsstelle zu 

beauftragen, um Synergieeffekte zu nutzen - da bleibt 

einfach viel liegen -, und auch Bestellungen natürlich in 

einem einheitlichen Verkehrsdienstevertrag oder zumin-

dest in möglichst wenigen zu bündeln. Aber das passiert 

leider bis jetzt nicht.  

U-Bahn-Ausbau: Auch eine Sache, da gibt es seit 

1979 diesen Vertrag zwischen Bund und Land Wien, 

dass die Kosten 50 zu 50 aufgeteilt werden. Seit dem 

Jahr 1980 fehlt diese bundesgesetzliche Grundlage, die 

Praxis wird aber weitergeführt. Also hier die regelmäßi-

gen Finanzzuweisungen ohne gesetzliche Regelungen 

vorzunehmen, das stellt eigentlich eine Umgehung der 

Finanzverfassung dar. Da hoffe ich schon, dass wir in 

Zukunft darauf schauen werden und die Regelung mit 

dieser 50-50-Vereinbarung hinterfragen.  

Die Berichte machen eines offensichtlich, und zwar, 

dass der Föderalismus in Österreich gerade in Sachen 

Mobilität, aber auch bei der Raumplanung an die Gren-

zen der Sinnhaftigkeit stößt. Ich finde, die Steuergeldver-

schwendung in diesem Bereich ist mehr als unverant-

wortlich. Hier müssen wir endlich enger kooperieren und 

einen effizienten Umgang mit Steuergeld erwirken.  

Dabei wäre eigentlich die Stärkung des Schienenver-

kehrs immens wichtig, um unsere Ziele im Bereich Le-

bensqualität, Mobilität und Umweltschutz zu erreichen. 

Es sind schon einige Verbesserungen spürbar, da ist viel 

passiert im Sinne von Taktverdichtungen, keine Frage. 

Aber wirklich neue, innovative Erschließungsprojekte 

fehlen noch völlig.  

Deswegen komme ich zu einem ganz konkreten 

Thema, das ich heute hier auch einbringen möchte. Die 

Stadt Wien hat ja letztes Jahr mit der ÖBB ein Überein-

kommen geschlossen, dass die Verbindungsbahn zwi-

schen Hütteldorf und Meidling ausgebaut wird. Da wer-

den auch die Brücken über das Wiental komplett neu 

errichtet. Was aber vergessen wurde - und da sind wir 

wieder bei Synergieeffekten, bei Effizienz in Planung und 

natürlich in Ausführung -, ist, dass man die Vorortelinie 

zweigleisig ausbauen könnte und mit einer Verknüp-

fungsstation mit der Verbindungsbahn verbinden könnte.  
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Wir fordern das, glaube ich, seitdem wir hier sind und 

haben auch Anträge eingebracht. Es brächte die attrakti-

ve Verbindung der Nordwestbezirke Richtung Fernver-

kehr, den es ja in Hütteldorf nicht mehr gibt. Das heißt, 

es wäre Richtung Meidling, aber auch Richtung Haupt-

bahnhof möglich. Natürlich auch eine Verlängerung auf 

der anderen Seite. Das wäre ein geringer Investitions-

aufwand für einen enorm großen Nutzen für so viele 

Menschen. (Beifall bei den NEOS.) Einerseits, weil ich 

für die S45 dadurch einen besseren Takt einführen könn-

te. Ich könnte „by the way“ die U6 entlasten, und ich 

könnte eben diese Verbindung schaffen, die hier drin-

gend notwendig wäre.  

Diese Ergänzung haben wir damals bei der Vereinba-

rung als Antrag eingebracht. Das wurde auch an den 

Ausschuss verwiesen, aber die Umsetzung wurde dann 

von den zuständigen Dienststellen als nicht notwendig 

erachtet. Ich bin trotzdem noch der Meinung, jetzt im 

Zuge dieses Umbaus ist die Chance, hier das anzuge-

hen. Da bitte ich wirklich, diese Synergieeffekte, die sich 

jetzt auftun und dann verschlossen sind, zu nutzen.  

Jetzt ist es aber ausgerechnet die SPÖ, die damals 

im Bericht auch gesagt hat: Na ja, es ist jetzt nicht ziel-

führend. Auch im Petitionsausschuss hatten wir das 

Thema. Gerade die SPÖ-Hernals kommt jetzt genau mit 

dieser Idee und hat im Bezirk einen Resolutionsantrag 

eingebracht. Das freut mich prinzipiell sehr. Es wundert 

mich zwar auch, aber es ist okay. Es freut mich, und ich 

hoffe dann doch, dass wir nach diesem wiederholten 

Anlauf diese Sache angehen können.  

Deswegen bringe ich hier noch einmal unseren An-

trag ein: Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass 

mittelfristig eine neue, direkte S-Bahn-Verbindung zwi-

schen den Nordwestbezirken und dem Bahnhof Wien-

Meidling geschaffen wird, mit der Verknüpfung der Voror-

telinie. Da braucht es nur den zweigleisigen Lücken-

schluss von wenigen Hundert Metern zwischen Penzing 

und St. Veit an der Wien. Ich freue mich, wenn Sie hier 

zustimmen können.  

In diesem Sinne noch einmal: Vielen Dank an Sie! 

Auf weiterhin gute Zusammenarbeit! Vielen Dank. (Beifall 

bei den NEOS.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Pawkowicz. 

GR Mag. (FH) Alexander Pawkowicz (FPÖ): Sehr 

geehrter Herr Gemeinderatsvorsitzender! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! 

Rechnungshof wirkt! Auch dieses Mal sehen wir es 

wieder sehr deutlich. Herzlichen Dank auch für diese 

aktuellen Berichte! 

Rechnungshof wirkt: Wir haben das schon beim letz-

ten Mal gesehen. Da waren beispielsweise im Thema 

Bauwesen - Sie wissen, das ist jener Bereich, mit dem 

ich mich sehr intensiv beschäftige - die überbordenden 

Brandschutznormen in Wien ein Thema. 13 Gesetze, 39 

Verordnungen und über 500 Normen und Richtlinien zum 

Thema Brandschutz, die ich vor 2 Jahren schon kritisiert 

hatte, die beim letzten Mal auch der Rechnungshof auf-

gegriffen hat und genau diese Kritik geäußert hat. Rech-

nungshof wirkt! 

Dieses Mal sind es wieder eine ganze Fülle an Punk-

ten, die den Wiener Gemeinderat jetzt nicht überra-

schend erreichen, sondern über die wir hier bereits ge-

sprochen haben. Punkte, die ich hier teilweise selber 

kritisiert habe, wo wir Anträge gestellt haben, die Sie 

abgelehnt haben, wo jetzt der Rechnungshof genau in 

diesen Punkten Kritik findet, Kritik übt.  

Hier heißt es beispielsweise: „Nach Ansicht des 

Rechnungshofes bestand das höchste Risiko, bei einem 

Liegenschaftsverkauf das vorhandene Erlöspotenzial 

nicht auszuschöpfen, dann, wenn dem Verkauf ein man-

gelhaftes Verkehrswertgutachten zugrunde lag.“ Eigent-

lich selbstverständlich, sollte man meinen, zumindest am 

Immobilienmarkt. Tatsächlich haben wir Fälle gehabt - 

auch allein in den letzten Monaten, deutlich nach diesem 

Prüfzeitraum, von dem wir hier reden -, wo beispielswei-

se einzelne Grundstücke in Wien, im 22. Bezirk jetzt, 

verkauft worden sind, in diesem speziellen Fall zum 

Glück nach dem Höchstbieterverfahren und nicht nach 

dem Bestbieterverfahren. 

Da sind Grundstücke verkauft worden, die letztlich 

über 1.000 EUR/m² erzielt haben. Aber in den Gutach-

ten, die vor dem Verkauf diesem Entscheidungsprozess 

zugrunde gelegt wurden, war die Rede von 400 EUR, 

nicht weiter begründet. Das heißt, die Amtsgutachten 

haben in ausnahmslos jedem einzelnen Fall einen um 

mehr als die Hälfte niedrigeren Wert als voraussichtli-

chen Zielwert ausgeworfen gegenüber dem, was dann 

tatsächlich erreicht werde konnte. 

Es war nicht etwa das Glück, dass die Stadt hier so 

glücklich agiert und dann so hohe Werte erreicht hat, 

sondern tatsächlich liegen zum Beispiel in der Strohblu-

mengasse im 22. Bezirk - das war eines der Grundstü-

cke vom letzten Mal - die Preise bei 800 bis 

1.000 EUR/m². Das hätte ein Sachverständiger eigentlich 

erkennen können.  

Oder: Ein anderes Beispiel, an dem man sieht, wie 

der Rechnungshof wirkt, das wir aber auch schon ange-

sprochen hatten. Da heißt es beispielsweise zum Thema 

Kleingarten - so steht es hier im Rechnungshofbericht -: 

„Die Bewertung einer Kleingartenliegenschaft als norma-

le, gute oder sehr gute Lage wäre nachvollziehbar zu 

begründen und zu dokumentieren.“  

Die Bewertung einer Kleingartenliegenschaft als 

normale, gute oder sehr gute Lage - auch das ist nichts 

Neues. Herr Dr. Stürzenbecher, Sie wissen es, ich habe 

das mehrfach im Ausschuss angesprochen: Wir verkau-

fen Kleingärten derzeit nach einer Liste, die dem Magist-

rat vorliegt, wo jede Kleingartenanlage pauschal als 

Anlage mit bestimmten Werten beziffert ist, und zwar von 

der ersten Liegenschaft dieser Kleingartenanlage bis zur 

letzten. Das führt teils zu dramatischen Abweichungen 

im tatsächlichen Wert! 

Wenn ich hier etwa die Anlage Neu-Florida nehme, 

das ist jene Anlage an der Alten Donau, derzeit ausge-

worfen mit 600 EUR/m²: Diese Anlage ist riesengroß. Da 

gibt es Grundstücke, die liegen in der ersten Reihe direkt 

am Wasser und haben an einem der schönsten Erho-

lungsgebiete dieser Stadt daher entsprechend hohe 

Werte. Am freien Markt werden die teilweise auch ver-
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kauft und erzielen dort Preise deutlich jenseits von 1.000 

EUR. Die Amtssachverständigenliste sagt: 600 EUR 

pauschal, weil sie nicht in den Lagen innerhalb der Anla-

ge unterscheidet.  

In derselben Anlage, wo Sie vorne über 1.000 EUR 

erzielen, direkt am Wasser, haben Sie, weil die Anlage 

so groß ist, Grundstücke, die am anderen Ende einen 

halben Kilometer entfernt liegen, direkt an der Industrie-

straße. Dort fährt der Verkehr vorbei, diese Grundstücke 

sind daher laut, sie sind weit weg vom Wasser. Es ist 

völlig selbstverständlich, dass Sie dort nicht annähernd 

diese Werte erreichen.  

Wir haben das mehrmals aufgezeigt. Wir haben 

mehrfach Anträge gestellt, das hier in Zukunft anders zu 

machen, besser zu bewerten. Sie haben es abgelehnt, 

meine sehr verehrten Damen und Herren von Sozialde-

mokraten und GRÜNEN-Fraktion! Jetzt haben wir es im 

Rechnungshofbericht amtlich dokumentiert, dass auch 

hier ein Missstand besteht.  

Dann gibt es noch einige Punkte, die mich an sich 

wirklich überrascht haben, weil sie am heimischen Im-

mobilienmarkt zumindest als selbstverständlich gelten. 

Zum Beispiel heißt es hier: „gab es in Kaufverträgen 

reihenweise keine Nachbesserungsvereinbarungen für 

den Fall einer späteren Wertsteigerung.“ Das ist etwas, 

was normalerweise am privaten Markt ganz selbstver-

ständlich ist.  

Oder: „Vor einem beabsichtigten Liegenschaftsver-

kauf wäre auch die abzuführende Immobilienertrags-

steuer in die wirtschaftlichen Betrachtungen mit einzube-

ziehen.“ Ja, no na ned, muss ich fast sagen. Ich war 

richtig erschüttert, als ich gelesen habe, dass das nicht 

gemacht wird. Selbstverständlich muss ich vorher be-

rücksichtigen, welche Steuern ich zu zahlen habe, weil 

sonst das Ergebnis ja gänzlich verfälscht wird. Was denn 

sonst?! 

Oder: „In Kaufverträge nach einem Bauträgeraus-

wahlverfahren wäre eine Vertragsstrafe für den Fall der 

Nichterfüllung wesentlicher Inhalte des Anbots aufzu-

nehmen.“ Auch hier: Das heißt ja nichts anderes, als 

dass sich die Stadt offensichtlich willentlich, jedenfalls 

aber wissentlich mitunter über den Tisch hat ziehen 

lassen bei entsprechenden Liegenschaftstransaktionen.  

So geht es dahin. Am Ende bleibt mir nur zu sagen: 

Rechnungshof wirkt. Wir haben heute zum Glück wieder 

viele Kritikpunkte amtlich festgehalten, die der Gemein-

derat eigentlich schon hätte wissen müssen, hätte wis-

sen können. Wir haben das in den letzten Jahren oft 

angesprochen, hier ist es amtlich dokumentiert. 

Ich darf mich daher abschließend ganz herzlich bei 

Ihnen bedanken, sehr geehrte Frau Präsidentin, und Sie 

bitten, diesen Dank auch an Ihre Mitarbeiter im Rech-

nungshof weiterzugeben. Sie haben ausgezeichnet re-

cherchiert und objektive Fehler und Missstände hier 

aufgezeigt. Ich hoffe, dass die Stadt wenigstens jetzt, 

nach dieser amtlichen Dokumentation, entsprechend 

darauf reagiert. Herzlichen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zum Wort gemeldet ist Herr GR Fürnkranz.  

GR Georg Fürnkranz (FPÖ): Sehr geehrte Frau Prä-

sidentin! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich habe mich eigentlich erst jetzt spontan gemeldet, 

nachdem ich die Rede von Kollegen Stürzenbecher 

gehört habe, weil ich das doch sehr bemerkenswert 

gefunden habe. Er hat sich zwar mit einigen von den 

sehr umfangreichen Berichten befasst, aber dass ihm 

beim Verkehrsverbund vor allen Dingen eingefallen ist, 

dass es toll ist, wenn die Zahl der Beschwerden steigt 

(GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Das hat der Rechnungshof 

festgestellt!), das finde ich doch eine interessante Aus-

wahl aus dem breiten Themenkreis, den der Rech-

nungshof in diesem Zusammenhang behandelt hat. Ich 

muss schon sagen ... (GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Ich 

haben nicht das Beschwerdemanagement gelobt, son-

dern den Rechnungshof!)  

Noch einmal: Ich finde es interessant, dass Ihnen - 

das ist ein ganz dicker Bericht, und da stehen viele Din-

ge drin, die ganz heftig kritisiert werden. Und dann sagen 

Sie, es ist toll, dass die Beschwerden mehr geworden 

sind. Ich finde das wirklich bemerkenswert. (Beifall bei 

der FPÖ. - GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Glatte Unwahr-

heit, wenn man etwas anderes ... Was soll das?)  

Ich habe ja nur gesagt, dass es eine interessante 

Auswahl ist. Ich habe nicht gesagt, dass es falsch ist. 

(Zwischenrufe bei der SPÖ.) Herr Kollege, ich habe 

relativ viel von diesem Bericht gelesen, und ich habe 

mich auch mit dem Verkehrsverbund schon öfters be-

schäftigt. Ich habe da schon sehr viele Dinge drinnen 

vorgefunden, die sich mit meiner Wahrnehmung durch-

aus eher decken, als dass es ein tolles Beschwerdema-

nagement gibt.  

Nämlich zum Beispiel, dass der Verkehrsverbund 

stolze acht Jahre gebraucht hat, um eine Tarifreform zu 

organisieren, meine Damen und Herren, eine Tarifreform 

- für alle, die sich noch nicht damit befasst haben -, die 

im Endeffekt dazu geführt hat, dass die Errungenschaft 

der 80er Jahre, dass man endlich mit einem Fahrschein 

von Wien, vom Stephansplatz bis nach Wiener Neustadt 

fahren kann und den auch schon vorher kaufen kann, 

Monate vorher, und dann einfach nur markiert, dass 

genau das abgeschafft wird.  

Das heißt, dieser Verkehrsverbund hat eine großarti-

ge Tat vollbracht, und die Stadt Wien, der ja ein erhebli-

cher Teil dieses Verkehrsverbundes gehört, hat mitge-

spielt bei diesem ganzen Spiel. Das finde ich jetzt weni-

ger sensationell erfreulich, und deswegen wird es offen-

sichtlich auch nur selektiv wahrgenommen. So viel zu 

diesem Thema.  

Aber beim Verkehrsverbund gibt es ja auch noch ei-

ne ganze Reihe anderer Dinge festzustellen. Also gene-

rell: Zu den Strukturen und den Grund- und Finanzie-

rungsverträgen sagt der Rechnungshof, das ist eigentlich 

sehr kompliziert, veraltet und gehört endlich einmal re-

formiert.  

Dann - Kollegin Emmerling hat auch schon ein biss-

chen darauf Bezug genommen - gibt es natürlich speziell 

in Wien mit dem hauptbetroffenen Verkehrsmittel, der S-

Bahn, auch noch eine ganze Reihe von Problemen. 

Eines davon zeigt sich in einem anderen Bericht, nämlich 
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die Frage der Koordination der Planung mit der U-Bahn-

Planung. Auch hier gibt es dann einige Unstimmigkeiten.  

Wir haben uns hier ja schon einige Male darüber un-

terhalten, dass es auffällig ist, dass zwischen S-Bahn 

und U-Bahn eigentlich nur widerwillig eine Verknüpfung 

hergestellt wird. Dass man zum Beispiel jetzt die U5 

genau so plant, dass sie in Steinwurfweite von der Voror-

telinie aufhören wird, aber halt gerade kein Umsteigen 

möglich ist. Alle diese Dinge sind durchaus kritisch ver-

merkt worden. Nicht konkret diese Planung, aber dass 

die U-Bahn U5 in dieser Rumpfform nicht maßlos sinn-

voll ist, das können Sie unter anderem hier nachlesen.  

Meine Damen und Herren! Um noch einmal bei der 

S-Bahn zu bleiben: Sie haben allerdings, das gebe ich 

zu, in der allerletzten Zeit einige Maßnahmen gesetzt. 

Sie haben im Sommer zum Beispiel die bislang blaue 

Kennfarbe der Schnellbahn auf der Stammstrecke durch 

ein Hellrot und auf der S45 durch ein Hellgrün ersetzt. 

Ich finde das irgendwie amüsant, da ja die Farben von U-

Bahnen und S-Bahnen eine besondere Rolle in der Stadt 

zu spielen scheinen und Sie eine eigene Volksbefragung 

vorgenommen haben, um die U5 türkis machen zu kön-

nen - (in Richtung ÖVP) was immer das jetzt im Hinblick 

auf eure Farben bedeutet. Aber jedenfalls entbehrt das 

nicht einer gewissen Symbolik.  

Weniger geglückt ist zum Beispiel das nächste Pro-

jekt, das dieser Tage gerade begonnen hat: die Reform 

der Anzeigen auf den Bahnsteigen. Sie haben da eine 

unglaubliche Lachnummer fabriziert. Ich weiß nicht, auf 

wessen Mist das Ganze gewachsen ist. Tatsache ist, 

dass jetzt die Leute eher ratlos dort stehen, weil die Ziele 

der Züge nicht mehr draufstehen, sondern stattdessen 

nur mehr Meidling und Floridsdorf, und wenn der Zug 

nach Wiener Neustadt fährt, dann muss man eine Zeit 

lang zuschauen, was dort für eine kleine Laufschrift läuft.  

Sie haben Hohn und Spott dafür geerntet, aber nicht 

wirklich das erreicht, was Sinn und Zweck der Sache 

wäre. Da gibt es noch viel nachzuschärfen! 

Ich möchte mich aber wieder mit dem, was unmittel-

bar … (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Herr 

Kollege! Ihr Zwischenruf muss lauter sein, damit ich ihn 

verstehe! (GR Christian Oxonitsch: Darum wird sich 

dann der Herr Infrastrukturminister kümmern, etwa um 

Laufschriften, et cetera!) Nein, nein, das ist schon Unter-

nehmenssache! Aber man kann sich ja mit den Unter-

nehmen im Rahmen der Verkehrsdiensteverträge - 

gleich im nächsten! - etwas ausmachen. (GR Christian 

Oxonitsch: Das ist ja absurd!) Das ist zum Beispiel eine 

Angelegenheit, die eh - da haben Sie völlig recht! - ein 

Zusammenspiel zwischen Bund und Land erfordert! 

Gehen wir gleich zum nächsten Thema, nämlich zur 

U-Bahn-Finanzierung. Dazu lese ich in dem Rechnungs-

hofbericht, dass es seit 1980 eigentlich keine saubere 

Finanzierungsgrundlage für die Wiener U-Bahn mehr 

gibt, weil dabei immer noch auf eine alte 15a-

Vereinbarung Bezug genommen wird und das Ganze 

eine Umgehung des Finanzverfassungsgesetzes dar-

stellt. (Zwischenruf von Amtsf. StRin Mag. Renate Brau-

ner.) Entschuldigen Sie, Frau Stadträtin, lesen Sie den 

Bericht, darin steht das klipp und klar! Fragen Sie die 

Frau Präsidentin, sie wird es Ihnen bestätigen! 

Das ist auch so, und da kann man natürlich sagen: 

Solange das Geld kommt, passt es eh. Aber ich wünsche 

Ihnen viel Glück, wenn einmal ein anderes Bundesland 

auf die Idee kommt, sich von dem Kuchen etwas abzu-

schneiden, wenn das nicht in rechtlich klarer Form fest-

gelegt ist, so wie das alles gelaufen ist. 

So geht es weiter, und so geht es fort, und der Wie-

ner Stadtregierung fällt nur ein, dass eh alles super und 

bestens ist. Man bedankt sich, dass der Rechnungshof 

Verschiedenes aufzeigt, aber dass man nachschaut und 

sich daran hält, was er vorschlägt, geschieht nur im 

Ausnahmefall. Auch das hat ja Kollege Stürzenbecher 

schon angesprochen, dass es nämlich durchaus Dinge 

gibt, an die man sich nicht halten will! 

Genau das sollte aber nicht geschehen, denn dann 

ist es schade um die viele Arbeit, die sich die Beamten 

im Rechnungshof machen. Ich empfehle Ihnen daher, 

mehr von dem umzusetzen, was in den Berichten steht! - 

Danke schön. 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet beziehungsweise gelangt jetzt 

Frau Rechnungshofpräsidentin Dr. Margit Kraker zu 

Wort. - Bitte. 

Präsidentin des Rechnungshofes Dr. Margit Kraker: 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Landtagspräsi-

dent! Frau Vizebürgermeisterin! Frau Stadträtin! Ge-

schätzte Mitglieder des Gemeinderates! Sehr geehrte 

Damen und Herren!  

Ich danke zunächst für die inhaltliche Auseinander-

setzung mit den Berichten des Rechnungshofes. - Es 

standen zwölf Berichte auf der Tagesordnung, es gab elf 

Wortmeldungen, und ich bedanke mich auch dafür, dass 

ich hierher eingeladen werde und zu Ihnen sprechen 

kann und dass ich Ihnen auch einiges über die aktuelle 

Arbeit des Rechnungshofes berichten kann. 

Ehe ich auf einzelne Berichte zu sprechen komme, 

die hier auf der Tagesordnung stehen, möchte ich fest-

stellen: Ich bin hier in einem Gemeinderat, und ich glau-

be, dass gerade auf dieser Ebene die Interessen der 

Bürgerinnen und Bürger eine besondere Rolle spielen, 

denn Sie wollen gute Leistungen für die Bürgerinnen und 

Bürger erbringen. Und auch der Rechnungshof hat sich 

entschieden, die Interessen der Bürgerinnen und Bürger 

in den Mittelpunkt seiner Betrachtungen zu stellen, denn 

was ist Kontrolle? - Eine entsprechende funktionierende 

Kontrolle soll dazu beitragen, dass das Vertrauen in die 

öffentliche Hand gestärkt wird. 

Wir haben im Jahr 2017 einen Prüfschwerpunkt ent-

wickelt, den wir erstmals auf drei Jahre angelegt haben, 

und dieser beschäftigt sich mit Fragen der Qualität der 

Leistungserbringung des öffentlichen Sektors, und dabei 

werden der Bürgernutzen, die Kostenoptimierung und die 

zeitgemäße Aufgabenerfüllung durch die staatlichen 

Stellen in das Zentrum unserer Betrachtungen gerückt. 

Welche Fragen stellen wir uns? - Wir behandeln die 

Frage, ob die Qualität der durch Steuermittel finanzierten 

öffentlichen Leistungen stimmt, ob die Leistungen tat-

sächlich bei den Bürgerinnen und Bürgern ankommen, 
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ob die Leistungen in zeitgemäßer Form erbracht werden, 

und wir stellen uns die Frage, wie innovativ der öffentli-

che Sektor im Zeichen neuer gesellschaftlicher Heraus-

forderungen ist. Warum legen wir darauf besondere 

Aufmerksamkeit? - Wir wollen die Funktionsfähigkeit der 

bestehenden Systeme insgesamt überprüfen. Deshalb 

habe ich auch Bürgerinnen und Bürger eingeladen, uns 

zu dieser Thematik Prüfungsideen zu übermitteln: Wir 

haben 100 interessante Vorschläge für Prüfungen erhal-

ten und werden diese entweder teilweise in einzelne 

Prüfungen einfließen lassen oder bei entsprechenden 

Prüfungen mit berücksichtigen, denn wir arbeiten für das 

Allgemeininteresse. 

Zweiter Punkt: Es geht um die Zusammenarbeit der 

Rechnungshöfe. Ich habe Ihnen voriges Jahr schon 

berichtet, dass es mir - auch auf Grund meiner Herkunft - 

um eine gute, funktionierende Zusammenarbeit auch mit 

den Landesrechnungshöfen und mit dem Stadtrech-

nungshof Wien geht. Und ich kann Ihnen berichten: Es 

gibt eine ausgezeichnete Zusammenarbeit! 

Unser Ziel ist es, dass wir thematische Überschnei-

dungen in der Planung vermeiden und uns in unserer 

Arbeit gut abstimmen. Mit Herrn Direktor Pollak arbeite 

ich ausgezeichnet zusammen, und ich glaube, sagen zu 

können, dass es unser gemeinsames Ziel ist, dass durch 

die verbesserte Zusammenarbeit zwischen den Instituti-

onen die Finanzkontrolle natürlich insgesamt gestärkt 

werden soll und dass wir dabei auch auf unseren Res-

sourceneinsatz ordentlich achten, nämlich: Jeder prüft 

das Richtige.  

Dieses neue Miteinander der Rechnungshöfe äußert 

sich auch in der Ausbildung der Prüferinnen und Prüfer. 

Wir haben einen neuen Universitätslehrgang, nämlich 

„Public Auditing“ in Kooperation mit der Wirtschaftsuni-

versität Wien entwickelt: Das ist eine gemeinsame 

dreisemestrige Grundausbildung für alle Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der Rechnungshöfe österreichweit. Das 

ist nur möglich, wenn die handelnden Akteure in ihrer 

Zielsetzung übereinstimmen, nämlich der Rechnungshof, 

die Landesrechnungshöfe und der Wiener Stadtrech-

nungshof. Es nehmen auch zwei Mitarbeiter des Wiener 

Stadtrechnungshofs am ersten Lehrgang teil. 

Als Präsidentin des Rechnungshofes habe ich mir er-

laubt, heuer im Oktober zehn wichtige Reformfelder als 

Handlungsfelder für die neue Bundesregierung aufzuzei-

gen, hinsichtlich welcher wir dringenden Reformbedarf 

zu sehen glauben. Warum? - Wir brauchen Vorausset-

zungen für nachhaltige öffentliche Finanzen und einen 

leistungsfähigen Staat. Der zentrale Punkt dieser zehn 

Reformfelder ist der Wunsch nach einer gemeinsamen 

Reformstrategie als Basis. In allen Berichten des Rech-

nungshofes kommt nämlich immer wieder die Forderung 

nach einer Strategie, ehe man handelt, und ich bin über-

zeugt davon, dass Österreich eine koordinierte Strategie 

zwischen allen staatlichen Akteuren, zwischen Bund, 

Ländern und Gemeinden, braucht, damit Reformen tat-

sächlich gelingen können. Das war auch heute ein The-

ma, als wir über den Verkehrsbereich gesprochen ha-

ben, denn Ländergrenzen reichen natürlich nicht aus, 

wenn wir von moderner Mobilität sprechen.  

Im vergangenen Jahr habe ich auch darüber berich-

tet, dass ich eine Befragung über die Zufriedenheit der 

Abgeordneten, der Mitglieder der allgemeinen Vertre-

tungskörper und auch bei Ihnen als Mitglieder des Ge-

meinderates vorgenommen habe, und ich kann Ihnen 

sagen, dass wir eine hohe Zustimmungsrate haben, 

nämlich eine Zustimmungsrate von 89,8 Prozent. Neun 

von zehn Abgeordneten sind mit der Arbeit des Rech-

nungshofes zufrieden, und ich danke Ihnen für das 

Feedback, und ich danke Ihnen auch für die anerken-

nenden Worte, die ich heute hier im Zuge der Debatte 

gehört habe! Das freut uns sehr! Das freut vor allem die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rechnungshofes 

sehr, die somit wissen, dass ihre Arbeit wertgeschätzt 

wird und dass sozusagen unsere Leistungen bei Ihnen 

auch ankommen.  

Wir sind der Forderung, dass es nicht Sammelberich-

te, sondern Einzelberichte geben soll, weil Sie damit 

besser arbeiten können, umgehend nachgekommen. 

Dieser Wunsch wurde vor allem auch seitens des Natio-

nalrats geäußert. Wir legen jetzt Einzelberichte vor. 

Dadurch hat man den Eindruck, dass es sehr viele Be-

richte gibt. Diese waren auch gebündelt. Es sind nicht 

mehr Berichte geworden, aber wir machen ständig Be-

richte, denn wir nehmen unsere Arbeit ernst. Außerdem 

legen wir die Berichte elektronisch und in barrierefreier 

Form vor, denn wir sind auch dazu verpflichtet, so zu 

arbeiten, dass uns sozusagen alle Menschen verstehen 

können. 

Ich möchte noch kurz auf zwei Punkte eingehen, 

wenn Sie mir das gestatten, weil das auch aktuell ist. Wir 

haben einen Prüfbericht zur Transparenzdatenbank 

vorgelegt. Dieser ist erst heuer erschienen. Dabei geht 

es natürlich auch um die Frage der Befüllung dieser 

Transparenzdatenbank, und ich wage zu behaupten, 

dass auch auf Grund des Berichts des Rechnungshofes 

Bewegung in die Szene gekommen ist. Es gab ja zur Zeit 

der Überprüfung noch keine entsprechenden Daten, die 

Länder haben sich aber schon dazu geäußert, dass sie 

diese Transparenzdatenbank befüllen werden, und ich 

begrüße es ausdrücklich, dass auch in Aussicht gestellt 

wurde, dass auch kommunale Förderungen in diese 

Transparenzdatenbank eingespeist werden, denn es 

geht um Transparenz im Interesse der Bürgerinnen und 

Bürger. 

Damit komme ich zu einem weiteren Punkt, der auch 

eine gewisse Aktualität hat. Ich habe in der Debatte 

vernommen, dass es zumindest beim Stadtrechnungshof 

um die Frage geht, wie es mit der Prüfzuständigkeit bei 

Minderheitsbeteiligungen ausschaut. - Dazu ein Beispiel: 

Sie als Land Wien sind am Flughafen Wien mit 20 Pro-

zent beteiligt ebenso wie das Land Niederösterreich. 

Außerdem gibt es noch eine Mitarbeiterstiftung. - Im 

Hinblick darauf möchte der Rechnungshof, dass geklärt 

wird, ob er auch in Zukunft weiterhin für die Flughafen 

AG prüfzuständig ist.  

Diese Frage mussten wir an den Verfassungsge-

richtshof richten, weil es eine Änderung im Streubesitz 

gegeben hat, nicht im öffentlichen Anteil, aber im Streu-

besitz. Der Verfassungsgerichtshof hat diesbezüglich 
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noch keine inhaltliche Entscheidung getroffen. Er hat uns 

gestern in einem Schreiben mitgeteilt, dass wir von Sei-

ten des Rechnungshofs den Prüfungszeitraum noch 

näher konkretisieren müssen, denn darum geht es im 

Wesentlichen, weil es eine Veränderung im Streubesitz 

und am Prüfungsgegenstand gab. Es erfolgte aus forma-

len Gründen eine Zurückweisung. Die Klärung der Frage, 

ob wir für derartige Unternehmen prüfzuständig sind oder 

nicht, ist für uns aber wichtig. Das hat auch weitreichen-

de andere Folgen. Daher werden wir diesen Antrag, 

unter Berücksichtigung der Anregungen des Verfas-

sungsgerichtshofs, erneut einbringen und um eine inhalt-

liche Entscheidung ersuchen.  

Wenn die Sache letztlich offen bleibt und nicht ent-

schieden wird, dann wird es Aufgabe des Verfassungs-

gesetzgebers sein, unter Umständen doch noch einmal 

darüber zu beraten, was man unter einer „tatsächlichen 

Beherrschung“ versteht, denn der Nachweis der „tat-

sächlichen Beherrschung“ ist sehr schwierig und auch 

aufwändig. Außerdem sollte man auch betreffend Prü-

fungen bei Unter-50-Prozent-Beteiligungen konkreter 

werden.  

Ich möchte jetzt auf die vorliegenden Berichte einge-

hen, die auf der Tagesordnung standen und die auch 

hier in der Debatte wirklich umfassend behandelt wur-

den.  

Wir haben eine Reihe von Berichten auf der Tages-

ordnung, und ich darf gleich am Beginn auf die Frage der 

Bedarfsorientierten Mindestsicherung in Wien eingehen. 

Wir haben diese Prüfung im Gefolge der Prüfung in Tirol 

und Vorarlberg gemacht. Der Prüfbericht wurde schon 

diskutiert, und wir haben auch eine ausführliche Stel-

lungnahme zur Reform der Wiener Mindestsicherung 

gemacht. Darin haben wir aufgelistet, in welchen Berei-

chen unseres Erachtens die Empfehlungen des Rech-

nungshofes umgesetzt wurden, beispielsweise im Be-

reich der Erweiterung und Präzisierung der Ziele der 

Mindestsicherung, bei der Veranlassung gegensteuern-

der Maßnahmen in den Bereichen Integration, Bildung, 

Beschäftigungsanreize, bei der Berücksichtigung ruhen-

der AMS-Ansprüche als fiktives Einkommen und bei der 

Erweiterung der Auskunftspflichten auf den Wiener 

Stadtschulrat. 

Wir sehen das an sich positiv. Einige Feststellungen 

blieben aber unberücksichtigt. - Ich gestehe Ihnen zu, 

dass Sie eine politische Entscheidung treffen, aber dem 

Rechnungshof geht es immer um die Frage, welche 

Empfehlungen umgesetzt wurden. Daher füge ich jetzt 

noch hinzu, welche nicht umgesetzt wurden: Der Le-

bensunterhalt für Personen in Wohn- und Lebensge-

meinschaften bleibt unterschiedlich. Die Besserstellung 

von DauerleistungsbezieherInnen bleibt aufrecht. Die 

Vereinfachung im Bereich der Beihilfen für Wohnen ist 

offen. Der Mindeststandard für Minderjährige bleibt un-

verändert. Und auch die Einleitung für Reform- und Ein-

sparungsmaßnahmen bleibt weitgehend offen. 

Wir haben im Bericht eine Prognose skizziert. Diese 

Prognose beruht auf Schätzungen der Stadt Wien, und 

wir haben die Prognoserechnung als kritisch eingestuft. 

Im Hinblick auf den Gesetzesentwurf haben wir auch 

wieder bekrittelt, dass es keine neue Einschätzung be-

treffend die zukünftige Zahl der Mindestsicherungsbezie-

her gibt. Wir glauben doch, dass man auch auf die Fi-

nanzierbarkeit achten muss, und dazu braucht man 

gesicherte Prognosen und eine Folgekostenabschät-

zung. 

Eine wesentliche Empfehlung im Zusammenhang mit 

der Mindestsicherung bezog sich natürlich auf die ver-

säumte Harmonisierung der Mindestsicherung, die öster-

reichweit gelingen muss. Eine weitere Empfehlung betraf 

funktionierende Kontrolltätigkeiten. Darauf gehe ich jetzt 

nicht ein, ich gehe davon aus, dass man das verbes-

sert. - Zur österreichweit harmonisierten Mindestsiche-

rung: Es kam nicht zur Verlängerung der Art. 15a-

Vereinbarung, und somit gab es keine gleichen Stan-

dards und keine gleiche Behandlung von Mindestsiche-

rungsbeziehern im Hinblick auf Lebensunterhalt, Voraus-

setzungen, Verfahren, und so weiter. 

Es geht natürlich auch um die Frage: Was ist das Ziel 

der Mindestsicherung? - Ziele der Mindestsicherung sind 

Armutsbekämpfung und eine Wiedereingliederung in den 

Arbeitsmarkt. Und wir haben uns erlaubt, darauf hinzu-

weisen, dass es eben eine Grundsatzgesetzgebungs-

kompetenz auch auf Bundesebene gibt. Diese hat man 

bisher nicht in Anspruch genommen. Man hat das schon 

einmal Ende der 60er Jahre versucht, doch die Länder 

hatten Widerstand geleistet und der Bund war dagegen, 

weil er Angst hatte, mitzahlen zu müssen. 

Ich möchte sagen, dass ich die verschiedenen Inte-

ressen anerkenne, dass wir diese Entwicklung mit gro-

ßem Interesse betrachten und natürlich die Auswirkun-

gen weiter verfolgen werden. 

Ich komme zum nächsten Bericht betreffend die Or-

ganisation der Generaldirektion des Wiener Krankenan-

staltenverbundes: Dabei ging es um Aufgaben und Or-

ganisation der Generaldirektion, um die Steuerungsfunk-

tion und um die externe Aufsicht durch das Aufsichts-

gremium. - Sie alle wissen das besser als ich: Es geht 

um den KAV-Teil des Magistrats Wien mit 27.000 Be-

diensteten und ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Es 

gab seit Ende der 80er Jahre immer wieder Bemühun-

gen zur Verselbstständigung, es bestand aber nicht die 

Möglichkeit, diesbezüglich unabhängig, sozusagen ohne 

Gemeinderat und ohne Stadträtin, zu handeln. 

Wir haben empfohlen, die Herauslösung des KAV 

aus der Magistratsverwaltung bei Beibehaltung der 100-

prozentigen Eigentümerschaft zu prüfen. Eine klare 

Entscheidung zur Verbesserung der Organisations- und 

Steuerungsfunktion und -fähigkeit schien uns wichtig, 

weil ja auch das Aufsichtsgremium keine vollen Kompe-

tenzen besaß. Wir anerkennen, dass 2012 erstmals 

strategische Ziele beschlossen wurden. Daraus wurden 

aber keine messbaren, operativ umsetzbaren Ziele abge-

leitet, und organisationsweite Management- und Steue-

rungsinstrumente waren nicht im ausreichenden Maße 

implementiert. Gemeint sind die gesamthafte Risikostra-

tegie, ein gesamtheitliches Risikomanagementsystem 

und ein KAV-weites internes Kontrollsystem. Obwohl 

wesentliche Schritte in Richtung eines KAV-weiten Pro-
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zessmanagements gesetzt wurden, war noch keine 

eindeutig verantwortliche Stelle in der Generaldirektion 

eingesetzt worden, und es war beispielsweise nicht klar, 

wer im KAV für die Projektorganisation für große Baupro-

jekte zuständig war. 

Wir sind auf das Beschaffungsvolumen eingegangen, 

das bei rund 1 Milliarde EUR pro Jahr liegt und damit 

natürlich äußerst relevant ist. Auch in diesem Bereich ist 

eine zentrale Steuerung und Übersicht notwendig. 

Wir haben daher Empfehlungen ausgesprochen, und 

es gibt einen Plan betreffend die zur Umsetzung unserer 

Empfehlungen geplanten Maßnahmen. Wir haben ver-

nommen, dass die Überführung in eine Anstalt öffentli-

chen Rechts mit Aufsichtsrat und Vorstand geplant ist. 

Wir sehen dem mit Interesse entgegen und sind ge-

spannt auf das Nachfrageverfahren. 

Eine Follow-up-Überprüfung haben wir auch in der 

Reihe unserer Berichte, und zwar betreffend die techni-

sche Betriebsführung und bauliche Erhaltungsmaßnah-

men des AKH. Follow-up-Überprüfungen sind ein In-

strument des Wirkungscontrollings, und wir haben schon 

über die Umsetzungsquote gesprochen. Bei dieser Prü-

fung konnten wir feststellen, dass 78 Prozent der Emp-

fehlungen umgesetzt wurden, 4 der insgesamt 18 über-

prüften Empfehlungen waren offen. 

Der Rechnungshof wurde im Zuge der Debatte we-

gen der ausgesprochenen Empfehlung hinsichtlich der 

Aufsichtsratsfunktion kritisiert. Worum geht es? - Es geht 

uns einfach darum, dass es eine Trennung zwischen 

Auftraggeber- und Auftragnehmersphäre und um die 

Vermeidung von Interessenkollisionen geben soll. 

Der nächste Punkt betrifft die Berichte zum öffentli-

chen Verkehr. Ich denke, Mobilität ist für die Stadt Wien 

ein ganz besonders wichtiges Thema. Wir befinden uns 

im urbanen Raum in einer globalen Region, in der der 

Anteil des öffentlichen Verkehrs hoch ist.  

Bei der Prüfung des Verkehrsverbundes Ost-Region 

sind wir wieder an Ländergrenzen gestoßen: Die Lan-

desverkehrskonzepte der Länder Burgenland, Niederös-

terreich und Wien haben keine gemeinsam quantifizier-

ten Verlagerungsziele in Bezug auf Pendlerinnen und 

Pendler von und nach Wien. Es gab keine Analysen, wie 

die Auswirkungen durch die Preissenkung der Jahreskar-

te in der Kernzone 100 auf die Nachfrage für den öffent-

lichen Verkehr in Wien waren und was tatsächlich be-

wirkt wurde. Die VOR-GmbH erhielt von der Stadt Wien 

keine entsprechenden Informationen. - Da muss der 

Informationsfluss einfach besser funktionieren!  

Das Thema der Verlagerungswirkungen unter Be-

rücksichtigung von Effekten, also Planung, war auch ein 

Thema im Prüfbericht zur Erweiterung der Parkraumbe-

wirtschaftung. 

Was den Wiener U-Bahn-Ausbau betrifft, so glauben 

wir, dass die Regelungen zwischen Bund und Land nicht 

präzise genug sind. Es gibt keine genauen Definitionen 

hinsichtlich der Unterscheidung zwischen Investitionen 

im Bereich Neubau und Investitionen in Bezug auf In-

standhaltung und Sanierung. Deshalb wurden beispiels-

weise Arbeiten der baulichen Erhaltung auf der U6-

Strecke aus dem Neubaubudget bezahlt.  

Wir treten für klare Regelungen und für entsprechen-

de Kostentragungsschlüssel ein, um dem Prinzip der 

unterschiedlichen Finanzierungstöpfe zu entsprechen, 

und es hat auch eine Zusage gegeben, dass man im 

Lenkungsgremium darauf achten wird. 

Was die Liegenschaftsverkäufe der Stadt Wien durch 

die MA 69 betrifft, so haben wir die Angemessenheit der 

Verkaufspreise, das Liegenschaftsmanagement und die 

Immobilienstrategie der Stadt Wien beurteilt: Die Immobi-

lienstrategie gibt es seit 2014, es änderte sich einiges 

zum Positiven, die Umsetzung verläuft zu langsam. Au-

ßerdem haben wir natürlich einige Verkäufe aus den 

Jahren 2005 bis 2014 in dem Bericht überprüft und 

mussten feststellen, dass das Einnahmenpotenzial nicht 

ausgeschöpft wurde. Vorzugsweise müssen natürlich die 

Grundsätze des öffentlichen Bieterverfahrens zur An-

wendung kommen.  

Ich möchte betonen: Wir verstehen das Spannungs-

verhältnis zwischen Ertragserzielung und Förderung des 

sozialen Wohnbaus. Für den Rechnungshof ist es aber 

wichtig, dass, wenn es Förderungen gibt, diese dann 

transparent gemacht werden, nämlich dass Mindererlö-

se, die aus einer Veräußerung zum Zwecke des geför-

derten Wohnbaus im Sinne des Gesetzes resultieren, im 

Antrag an den Gemeinderat - also an Sie - ausgewiesen 

und nachvollziehbar dargestellt werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich konnte nicht 

auf alle Berichte eingehen, aber ich möchte festhalten: 

Zu vorzeitig veröffentlichten Prüfungsergebnissen nimmt 

der Rechnungshof nicht Stellung. Das gilt auch für den 

Bericht über das Krankenhaus Nord. 

Ich kann allerdings ankündigen: Wir machen einen 

Leitfaden zum Projektmanagement Bau, um zukünftig 

auch die öffentliche Hand bei der Abwicklung von Groß-

bauvorhaben zu unterstützen. Wir haben nämlich schon 

sehr viele Prüfungen im Baubereich durchgeführt, und 

daher wird der Rechnungshof an einem solchen Leitfa-

den arbeiten, um diesen allen Gebietskörperschaften zur 

Verfügung zu stellen.  

Ich komme zum Schluss und bedanke mich sehr 

herzlich für Ihre Aufmerksamkeit, für die Geduld mit dem 

Rechnungshof und wünsche mir eine hohe Umsetzungs-

quote im Jahr 2018 und weiterhin eine gute Zusammen-

arbeit. Schöne Weihnachten! - Danke. (Allgemeiner 

Beifall) 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Zu Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.  

Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt durch-

führen.  

Wir kommen zur Abstimmung zur Postnummer 134, 

und ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnum-

mer 134 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zei-

chen mit der Hand. - Das ist einstimmig. 

Es liegt ein Beschlussantrag zur Postnummer 34 von 

den NEOS betreffend Sicherstellung der Prüfbefugnis 

des Stadtrechnungshofes Wien bei Minderheitsbeteili-

gungen vor. In formeller Hinsicht wird die sofortige Ab-

stimmung verlangt. Wer diesem Beschlussantrag die 

Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen 
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mit der Hand. - Das sind NEOS, ÖVP und FPÖ, und das 

ist damit nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 

135. Wer der Postnummer 135 seine Zustimmung geben 

kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das 

ist ebenfalls einstimmig.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 

136. Wer hier seine Zustimmung geben kann, den bitte 

ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls 

einstimmig. 

Die Abstimmung über Postnummer 137 erfolgt eben-

falls einstimmig. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Post-

nummer 138. Wer die Zustimmung geben kann, den bitte 

ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls 

einstimmig. 

Bezüglich dieser Postnummer liegt ein Beschlussan-

trag von den NEOS betreffend S-Bahn-Verbindung mit 

Vorortelinie und Verbindungsbahn vor. Hier wird eben-

falls die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dem seine 

Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen 

mit der Hand. - Das wird von FPÖ, NEOS und ÖVP 

unterstützt und hat damit nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 

139. Wer dem Aktenstück seine Zustimmung geben 

kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist 

wieder einstimmig. 

Auch die Abstimmung über Postnummer 140 erfolgt 

einstimmig. 

Die Abstimmung über Postnummer 141 erfolgt eben-

falls einstimmig. 

Bei Postnummer 141 liegen mehrere Beschlussan-

träge vor.  

Ich bringe den Beschlussantrag der NEOS betreffend 

generelles Rauchverbot in der Gastronomie zur Abstim-

mung. Wer dem seine Zustimmung geben kann, den 

bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die 

NEOS, und das ist somit nicht die erforderliche Mehrheit. 

Ich komme zur Abstimmung über den Beschlussan-

trag der NEOS betreffend Fortschrittsbericht Kranken-

haus Nord. Formelle Abstimmung wird verlangt. Wer 

dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der FPÖ, 

ÖVP und NEOS, und das ist nicht die erforderliche 

Mehrheit. 

Beschlussantrag der NEOS betreffend Einrichtung 

einer Taskforce für Kinder- und Jugendgesundheit. Hier 

wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Aus-

schuss für Soziales, Gesundheit und Frauen verlangt. 

Wer dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 

um ein Zeichen mit der Hand. - Gleiches Stimmverhal-

ten: FPÖ, NEOS, ÖVP, somit nicht die erforderliche 

Mehrheit. 

Ich komme zum Beschlussantrag von SPÖ und 

GRÜNEN betreffend Rauchverbot in der Gastronomie. 

Wer dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 

um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Zustimmung 

der SPÖ und der GRÜNEN angenommen.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 

142. Wer der Postnummer 142 seine Zustimmung geben 

kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das 

ist einstimmig. 

Auch die Abstimmung über Postnummer 143 erfolgt 

einstimmig. 

Auch bei der Abstimmung über Postnummer 144 

stelle ich Einstimmigkeit fest.  

Die Abstimmung über Postnummer 145 erfolgt eben-

falls einstimmig. 

Damit hätten wir diesen Tagesordnungspunkt abge-

schlossen. 

Es bleibt mir nur mehr, mich auch persönlich im Na-

men der Mitglieder des Wiener Gemeinderates bei der 

Frau Rechnungshofpräsidentin und ihren Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern für die wichtige Arbeit und die gute 

Zusammenarbeit zu bedanken und Ihnen allen geruhsa-

me Weihnachtsfeiertage zu wünschen. (Allgemeiner 

Beifall.) 

Es gelangt nun Postnummer 132 der Tagesordnung 

zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss einer Ver-

einbarung mit der Wohnservice Wien Ges.m.b.H. zwecks 

Übernahme der „mobilen Gebietsbetreuung“ in die „Mo-

bile Mieterhilfe“. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau 

GRin Karner-Kremser, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Waltraud Karner-Kremser, 

MAS: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Ich eröffne 

die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Niegl. 

GR Michael Niegl (FPÖ): Sehr geehrter Vorsitzen-

der! Werter Berichterstatter! Werter Herr Stadtrat! Werte 

Kollegen und Kolleginnen! Werte Zuseher am Li-

vestream!  

Wir haben hier einen Antrag auf Ermächtigung der 

MA 25 zum Abschluss einer Vereinbarung mit dem 

Wohnservice Wien zwecks Übernahme der „mobilen 

Gebietsbetreuung“, und das Ganze soll dann jährlich 

431.000 EUR kosten. Dabei möchte ich anmerken, dass 

die Wiener Gebietsbetreuung derzeit offenbar kräftig mit 

Geldmitteln versorgt wird. Wir haben erst vor Kurzem für 

sogenannte „geistige Leistungen“ 3,256.956,72 EUR 

beschlossen. - Ja! Sie haben richtig gehört! Diese „geis-

tige Leistung“ ist bis auf den Centbetrag ausgerechnet! 

Vermutlich, weil sie so geistig ist, hat man sich bemüht, 

da ganz genau zu sein!  

Wie auch immer. - Dabei soll diese Gebietsbetreuung 

Mieterbetreuung, Mieterberatung, aber auch Beratung 

von Anrainern beinhalten, welche in Stadtentwicklungs-

gebieten ihre Aufgaben finden soll. Das funktioniert aber 

leider nicht, wie wir laufend an Beschwerden von Anrai-

nern beziehungsweise Menschen hören, die in diesen 

Gebieten leben. Bei jedem Bauprojekt hört man überall, 

dass die Anraineranliegen nicht angehört oder nur zu 

gering berücksichtigt werden. - Das ist auch der Grund, 

warum wir diesen Antrag ablehnen werden. 

Das führt mich gleich auch ein bisschen weiter. Las-

sen Sie mich meine Gedanken dazu ein wenig ausfüh-

ren: Vielleicht sollen durch diese neue mobile Gebietsbe-

treuung die Mieter aufgesucht werden und vielleicht soll 

dann kontrolliert werden, ob Weihnachtsdekoration an 

den Wohnungstüren angebracht wird. - Das ist unter 

Umständen die Aufgabe der mobilen Gebietsbetreuung! 
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Ja. Manchmal muss man halt etwas rundherum greifen! 

Aber es ist das eben leider eine Sache, die die Leute 

betrifft! So hat Wiener Wohnen offenbar nichts Besseres 

zu tun, als den Mietern ihr kulturell geprägtes Bedürfnis 

nach Weihnachtsdekoration zu verbieten und zu unter-

sagen. Daher frage ich Sie, sehr geehrter Herr StR Lud-

wig: Haben wir allen Ernstes nichts Besseres zu tun, als 

den Mietern mit diesen Spitzfindigkeiten das Weih-

nachtsfest zu vermiesen? Wie viele Großbrände und 

Feuerbrünste sind denn wegen Weihnachtsdekorationen 

ausgebrochen? - Wir werden das natürlich erheben! 

Erlauben Sie mir daher, an dieser Stelle einen Antrag 

dazu einzubringen, der darauf abzielt, dass der Herr 

Bürgermeister eine genaue Beurteilung des von an 

Wohnungstüren angebrachten Dekorationsgegenstän-

den ausgehenden Gefahrenpotenzials veranlasst. Dies-

bezüglich sollen dann Brandklassen bestimmt werden, 

und ich glaube, auf Basis dieser Beurteilung werden wir 

dann relativ rasch erkennen, dass das Gefahrenpotenzial 

gering ist! Wir sprechen in diesem Zusammenhang näm-

lich von § 6 Abs. 3 des Feuerpolizeigesetzes, in dem es 

um Lagerung von brandgefährlichen Gegenständen auf 

Gängen geht. Darum geht es an und für sich. Ich möchte 

diesen Antrag deswegen an dieser Stelle einbringen. 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Ich weiß schon: Viele fühlen sich jetzt etwas überfah-

ren, weil das offenbar überraschend kommt, aber es gab 

halt leider keine andere Möglichkeit, und deswegen 

haben wir das jetzt hier angehängt. - Ich glaube trotz-

dem, dass das ein ernstes Thema ist. Wenn wir uns 

nämlich schon wegen Sicherheit, feuerpolizeilicher Ge-

setze und Katastrophen Sorgen machen, dann sollten 

wir vielleicht in Zukunft auch Wohnbauprojekte nicht 

unbedingt an Gasanlagen bauen, wie zum Beispiel das 

Projekt Neu Leopoldau. 

Das möchte ich nur kurz anmerken, denn wie sich in 

jüngster Vergangenheit gezeigt hat, kann es leider zu 

tragischen Unfällen kommen, und daher gibt es entspre-

chende Sicherheitsabstände. Es geht nur darum, die 

Verbindung zu finden, was jetzt Priorität hat. Was hat 

Priorität? Der Weihnachtsschmuck oder vielleicht doch 

ein zu nahes Heranbauen an Seveso-Betriebe? 

Wie auch immer: Ich fordere auf alle Fälle den Herrn 

Stadtrat auf, Vernunft walten zu lassen und in diesem 

Punkt noch einmal in sich zu gehen. (Der Redner stellt 

ein Bild des Grinch auf das Pult.) Herr Stadtrat! Seien 

Sie bitte nicht der Grinch und vernichten Sie nicht die 

Weihnacht der Mieter! (Zwischenruf von GRin Mag. (FH) 

Tanja Wehsely.) Haben Sie etwas mehr Gefühl für die 

Situation, und schauen wir, ob nicht vielleicht Sicher-

heitsbestimmungen oder ähnliche Angelegenheiten doch 

in Einklang mit Bedürfnissen der Menschen gebracht 

werden können! 

Ich meine das wirklich positiv! Geben Sie uns allen 

die Chance: Stimmen Sie dem Antrag zu, dass unter 

Umständen eine neue Beurteilung dieser Gefahrenlage 

getroffen werden kann, denn vielleicht ist es dann doch 

möglich, dass die Wienerinnen und Wiener ihre Weih-

nachtsdeko behalten! - In diesem Sinne wünsche ich ein 

frohes Weihnachtsfest. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger (unterbre-

chend): Herr Kollege Niegl! Darf ich das Bild sehen? - 

Okay. Ich muss ja beurteilen können, ob das des Hohen 

Hauses würdig ist! Aber nachdem der Herr Stadtrat 

schon gelacht hat, nehme ich an, dass das der Fall ist.  

GR Michael Niegl (fortsetzend): Zur Erklärung: Ich 

habe den Herrn Stadtrat nicht mit dem Grinch verglichen, 

sondern ich habe gesagt: Seien Sie nicht der Grinch, 

Herr Stadtrat! (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Zu Wort ge-

meldet ist Herr GR Mag. Kasal. 

GR Mag. Günter Kasal (FPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender!  

Es sind nach mir noch ein paar Plätze frei, falls sich 

irgendjemand zu Wort melden mag! (Beifall bei der 

FPÖ. - Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr 

Stadtrat! Frau Berichterstatterin! 

Ich habe noch etwas von Wiener Wohnen hereinbe-

kommen, woran man wirklich erkennen kann, dass Wie-

ner Wohnen eigentlich selbst seine Hausaufgaben nicht 

macht.  

Ich gebe Ihnen nachher gerne die Bilder mit, die ich 

Ihnen jetzt zeige. Dieses eine Foto zeigt zum Beispiel 

einen Gemeindebau aus dem 17. Bezirk in der Vollbad-

gasse/Ecke Alszeile. So schaut es zum Beispiel betref-

fend die Leitungen aus! Wenn man sich das genau an-

schaut, sieht man, dass das in mehreren Geschoßen der 

Fall ist, und das entspricht sicherlich auch nicht allen 

feuerpolizeilichen Sicherheitsbestimmungen, die vorlie-

gen, et cetera, et cetera! Dort liegen wirklich die Leitun-

gen blank herum! Sie sind nicht einmal notdürftig abge-

deckt!  

Das heißt, man sollte diesfalls gegenüber den Miete-

rinnen und Mietern wirklich ein bisschen die Kirche im 

Dorf lassen! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Zu Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Waltraud Karner-Kremser, 

MAS: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte das jetzt so formulieren: Es gibt zu die-

sem Thema eine eindeutige Stellungnahme der Feuer-

wehr, und ich denke, dem ist Rechnung zu tragen. Ich 

ersuche deshalb, dem Aktenstück zuzustimmen und den 

Antrag abzulehnen. - Danke. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Wir kommen 

jetzt zur Abstimmung über Postnummer 132, und ich 

bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die 

dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, um 

ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig gegen 

die Stimmen der FPÖ so angenommen.  

Es liegt ein Beschlussantrag der FPÖ betreffend Be-

urteilung des Gefahrenpotenzials von Weihnachts-

schmuck an Wohnungstüren vor. In formeller Hinsicht 

wird die sofortige Abstimmung verlangt. Ich bitte jene 

Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag ihre 

Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das sind die Stimmen von NEOS, ÖVP und 
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FPÖ, und der Antrag erhält somit nicht die erforderliche 

Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 48 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft die Genehmigung 

diverserer Förderaktionen. Ich bitte die Berichterstatterin, 

Frau GRin Mag. Straubinger, die Verhandlung einzulei-

ten. - Bitte, Frau Berichterstatterin. 

Berichterstatterin GRin Mag. Sybille Straubinger, 

MBA: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich 

bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Ich eröffne 

die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ornig. - Bitte.  

GR Markus Ornig, MBA (NEOS): Vielen Dank, Herr 

Vorsitzender. - Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr 

geehrte Frau Berichterstatterin!  

Die Förderaktionen der Wiener Wirtschaftsagentur 

bieten zwar ein breites Spektrum an Maßnahmen, diese 

sind aber im Gegensatz beispielsweise zu EU-

Förderungen nicht in eine wirkungsorientierte Ge-

samtstrategie eingebettet, die es erlaubt, deren Auswir-

kungen ausreichend zu messen und zu beurteilen. Das 

sehen nicht nur wir NEOS so, sondern das sieht etwa 

auch die „Arbeitsgruppe Verwaltung neu“ so. Diese hat ja 

im Arbeitspaket 5 „Effizientes Förderungswesen“ zahlrei-

che Empfehlungen für ein effizienteres und wirkungsori-

entiertes Förderwesen abgegeben, die in der Begrün-

dung zu unserem Antrag, den ich später einbringen 

werde, angeführt sind. Ich lese hier allerdings nicht alle 

vor, denn das würde wahrscheinlich 20 Minuten dauern. 

Wir haben dieses Thema im Rahmen des Finanz-

ausschusses ja bereits diskutiert, und da habe ich die 

Antwort bekommen, dass dies aus vielerlei Gründen 

nicht möglich sei. Man hat hier schon einmal einen Ver-

such gestartet, aber das Ergebnis war nicht zufrieden-

stellend, und deswegen versucht man es jetzt eigentlich 

gar nicht mehr. Weiters wurde im Ausschuss angeführt, 

dass man aus Gesprächen mit anderen europäischen 

Förderstellen weiß, dass diese das auch nicht schaffen. 

Punkt. 

Diese Antwort kann ich leider so nicht stehen lassen, 

weil gerade bei den EU-Förderprogrammen dieser wir-

kungsorientierte Ansatz sehr wohl vorhanden ist, und die 

Stadt Wien hat ja entsprechende Erfahrungen mit EU-

Förderprogrammen im Wirkungsbereich der Stadt Wien 

und sollte eigentlich genau wissen, wie es geht. Vor 

allem im Hinblick auf die budgetären Zwänge in Wien 

sollte es ein wirkungsorientierter Ansatz erlauben, die 

vorhandenen Mittel effizienter als derzeit einzusetzen. 

Deswegen bringe ich folgenden Antrag ein:  

„Der Gemeinderat beauftragt die zuständigen Stellen 

der Stadt Wien damit, ein strategisches, wirkungsorien-

tiertes Rahmenförderungsprogramm für alle Förderaktio-

nen der Wirtschaftsagentur Wien sowie Wirtschaftsförde-

rung anderer relevanter Dienststellen der Stadt Wien zu 

erstellen. Elemente dieses zeitgemäßen Rahmenförde-

rungsprogramms sollten insbesondere sein: Eine umfas-

sende Bestandsanalyse der Wiener Wirtschaft, am bes-

ten durch eine Analyse der Stärken und Schwächen 

sowie Chancen und Risiken, eine klare, nachvollziehbar 

aus den Stärken und Schwächen sowie Chancen und 

Risiken abgeleitete Strategie für eine Wiener Wirtschafts-

förderung, aus der Strategie eindeutig abgeleitete opera-

tive Ziele und Förderprioritäten, aus den Programmzielen 

und Förderprioritäten eindeutig abgeleitete Maßnahmen 

und Förderaktionen, ein mit den Programmzielen und 

Förderprioritäten kohärenter Finanzplan, klare Regelun-

gen für Monitoring und Evaluierung einschließlich einer 

Festlegung geeigneter Indikatoren für die Erfolgsmes-

sung, so wie es bei EU-Förderungen auch der Fall ist.“ - 

Ich bitte natürlich um Zustimmung. (Beifall bei den 

NEOS.) 

Da wir hier schon über Maßnahmen der Wiener Wirt-

schaftspolitik diskutieren können, erlaube ich mir, auch 

noch zahlreiche andere Anträge zur Verbesserung der 

Wirtschaftssituation in Wien einzubringen. 

Zuerst komme ich einmal zum ersten meiner beiden - 

wie ich sie einmal nenne - „Jubiläumsanträge“: Ich habe 

nämlich genau vor einem Jahr in diesem Haus und in 

diesem Gremium das erste Mal die Bitte geäußert, dass 

sich die Stadt Wien einmal ein bisschen mit der Wiener 

Nachtwirtschaft beschäftigen und eine Studie zur Ge-

samtsituation der Wiener Nachtwirtschaft in Auftrag 

geben sollte. Solche Studien gibt es in 80 Prozent der 

europäischen Großstädte teilweise schon seit Jahrzehn-

ten, der einzige weiße Fleck auf dieser Landkarte ist 

nach wie vor die Stadt Wien.  

Bereits seit einem Jahr höre ich von den Regie-

rungspartnern oder eigentlich von allen hier im Haus 

immer dasselbe: Ja. Das ist eine gute Idee. Darüber 

sollte man nachdenken! - Jetzt haben wir diesen Antrag 

auch im Wiener Wirtschaftsparlament eingebracht und 

haben die GRÜNEN sogar gebeten, sich auch an diesem 

Antrag zu beteiligen, und nach meiner Information wurde 

dieser Antrag auch von Seiten der Wirtschaftskammer im 

Wiener Wirtschaftsparlament - ohne die Stimmen des 

SWV, welche Überraschung! - angenommen. Und ich 

möchte noch einmal betonen: Die GRÜNEN sind mit auf 

dem Antrag! 

Alle sagen eigentlich, dass das eine gute Idee ist. In 

diesem Zusammenhang muss man sich auch die Wien-

Werbung anschauen: Da habe ich zu diesem Thema 

gesprochen. Und auch mit der Wirtschaftsagentur habe 

ich zu dem Thema gesprochen. - Im Hinblick darauf 

frage ich ehrlich: Warum tun wir es nicht einfach? Warum 

geschieht das nicht? Wir diskutieren seit einem Jahr 

darüber! Ich habe der Frau Berichterstatterin schon meh-

rere Studien aus anderen Städten zukommen lassen. Ich 

habe bereits geschildert, wie gering die Kosten dafür 

wären. Das wäre nur sinnvoll, und es ist tatsächlich skur-

ril, dass ich hier im Haus noch kein einziges Gegenar-

gument gehört habe!  

Deswegen bringe ich den Antrag betreffend eine 

Studie zur Wiener Nachtwirtschaft heute natürlich noch 

einmal ein und bitte um Zuweisung an den Ausschuss, 

damit wir hier auch klar definieren können, wer genau 

das jetzt macht. Es ist nämlich nicht so einfach, zu sa-

gen, dass das etwa die Wirtschaftsagentur oder Stadt 

Wien-Marketing machen soll. Man muss jemanden fin-

den, der das gemeinsam mit den universitären Partnern 
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umsetzen kann. - Ich bitte auch diesfalls um Zustim-

mung. (Beifall bei den NEOS.)  

Der zweite „Jubiläumsantrag“ ist leider schon zwei 

Jahre alt, nämlich unser Antrag auf Liberalisierung der 

Öffnungszeiten in ganz Wien. Er ist sozusagen ein Dau-

erbrenner hier in diesem Haus. Ich könnte mich jetzt 

darüber freuen, dass die Kolleginnen und Kollegen von 

der ÖVP ihre entsprechenden Anträge mittlerweile auch 

so formuliert haben, dass es um flächendeckende Tou-

rismuszonen geht. Ganz am Anfang waren wir diesbe-

züglich noch nicht dieser Meinung, mittlerweile ist es 

aber so. Eigentlich freue ich mich aber nicht, weil ich mir 

ja erhoffe, dass die Regierungsparteien zur Vernunft 

kommen!  

Vielleicht wird aber jetzt auch in der Bundesregierung 

dieses Thema genauer betrachtet werden! Vielleicht 

schafft man da eine Lösung. Es wäre aber jedenfalls 

sehr wichtig, dass hier in Wien zumindest Rot-Grün 

Verantwortung übernimmt, einen wichtigen Impuls für 

den Arbeitsmarkt setzt und Wien tatsächlich zu einer 

Weltstadt macht, und deswegen bringe ich auch diesen 

Antrag erneut hier im Haus ein. (Beifall bei den NEOS.)  

Last but not least noch einmal zur wichtigsten bezie-

hungsweise einer sehr, sehr wichtigen Initiative, der wir 

NEOS uns jetzt schon seit geraumer Zeit widmen, näm-

lich der Rettung der Wiener Märkte. - StRin Sima hat in 

der letzten Fragestunde eindrucksvoll bewiesen, dass sie 

unsere Anträge für eine Modernisierung des Wiener 

Marktwesens nicht einmal durchgelesen hat! Sie hat ja 

behauptet, dass sie nicht weiß, was wir NEOS wollen, 

obwohl wir ganz klare Anträge vorgelegt haben.  

Diese Anträge werden wir heute noch einmal einbrin-

gen, und ich hoffe, dass sich das ändert, und die Stadträ-

tin sich unseren Fünf-Punkte-Plan zur Rettung der Wie-

ner Märkte genau anschaut! Die Weihnachtsfeiertage 

geben ihr vielleicht Gelegenheit dazu! Dazu sage ich: 

Steter Tropfen höhlt den Stein. Irgendwann findet man 

immer die Zeit. - Es wäre wichtig, sich mit unseren Ideen, 

aber vor allem auch mit dem wichtigen Feedback, das 

wir aus einer Umfrage bei den Wienerinnen und Wienern 

kennen, intensiv zu beschäftigen.  

Bewusst gesondert bringe ich heute wieder einen An-

trag zum Thema Märkte ein, den ich aus dem Fünf-

Punkte-Plan herausgenommen habe, weil auch diesbe-

züglich eigentlich Konsens besteht. Ich spreche jetzt 

über die „Lange Nacht der Märkte“ und ziele bewusst 

wieder auf Zuweisung an den Finanzausschuss ab, und 

zwar deswegen bewusst, weil es sich bei der „Langen 

Nacht der Märkte“ um eine kommunikative Maßnahme 

zur Rettung der Märkte, also ein wirtschaftspolitisches 

Thema, handelt. Deshalb wäre hier eine Kooperation von 

Wirtschaftsagentur und Wien Marketing anzustreben, die 

diese Initiative bewusst steuern und in Abstimmung mit 

den Wiener Linien und der MA 59 dieses Projekt realisie-

ren sollen. 

Ich bitte um Zuweisung an den Ausschuss, um hier 

zu einer Lösung zu kommen. Eigentlich geht es ja nur 

mehr darum, wer es macht, denn aus den Protokollen 

der letzten Sitzungen ist ganz klar zu ersehen, dass es in 

den Wortmeldungen ausschließlich Zustimmung zu die-

ser Idee gab. - Das heißt, man muss eigentlich nur mehr 

zustimmen, und somit freue ich mich auf eine Lösung im 

Rahmen der Diskussionen im Ausschuss und überreiche 

auch noch diese letzten beiden Anträge. Vielen Dank. 

(Beifall bei den NEOS.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist GR Mag. Juraczka. 

Bevor ich die Zeit laufen lasse, möchte ich bekannt 

geben, dass GRin Hebein bis 16 Uhr entschuldigt ist.  

Bitte, Herr Kollege Juraczka. 

GR Mag. Manfred Juraczka (ÖVP): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist in der Tat schön, dass es in der Vorweih-

nachtszeit noch eine umfangreiche Debatte über Wirt-

schaftsförderung in dieser Stadt gibt! Wenn man in den 

letzten Tagen - beispielsweise am vergangenen Wo-

chenende - in der Innenstadt unserer wunderbaren Stadt 

Wien unterwegs war, konnte man sehen, wie viele Men-

schen - auch aus dem Ausland nach Wien kommend - 

mit Begeisterung samstags in Wien shoppen, wie viele 

Menschen aber auch am Sonntag mit Begeisterung 

durch die Innenstadt ziehen.  

Darunter sind, wie gesagt, sehr viele Touristen, und 

wir haben das zum Anlass genommen, im Rahmen der 

Diskussion um Tourismuszonen erneut einen Antrag 

einzubringen. Wir führen diese Diskussion ja schon lan-

ge. Ich will jetzt keinen Urheberstreit mit meinem Vorred-

ner ausrufen, aber wir haben diese Tourismuszonen 

jedenfalls schon in der vorigen Legislaturperiode thema-

tisiert. Es ist aber schön, wenn mehrere das Gleiche 

wollen! Wir werden jedenfalls unseren Antrag auf Tou-

rismuszonen zum wiederholten Male einbringen. 

Wir werden unterstützend durchaus auch vielen 

NEOS-Anträgen unter dem Motto „Lieber ungefähr richtig 

als komplett falsch!“ die Zustimmung geben.  

Wir haben lange über den NEOS-Antrag zur Liberali-

sierung der Öffnungszeiten diskutiert, wie dessen Betreff 

lautet. Warum haben wir darüber lang diskutiert? - Weil 

von einer flächendeckenden Tourismuszone die Rede ist 

und Kollege Ornig gemeint hat, dass es schön ist, dass 

wir das jetzt auch so sehen. 

Diesbezüglich muss ich ihm aber ein bisschen wider-

sprechen: Ich glaube, das ist ein Etikettenschwindel! 

(Zwischenruf von GR Markus Ornig, MBA.) Tourismus-

zonen kann man in Wahrheit eigentlich nur dort wahr-

nehmen, wo es wirklich Touristen gibt. Die Innenstadt ist 

ein großartiges Beispiel dafür. Wenn es darum geht, 

dass das Knopfgeschäft auf der Simmeringer Haide - um 

jetzt irgendein beliebiges Beispiel zu nennen - auch am 

Sonntag offen hat, dann kann man im Zuge einer Flexibi-

lisierung der Ladenöffnung darüber reden, ob man das 

nun will oder nicht will. Da sollte man alle Beteiligten an 

einen Tisch holen und das endlich einmal angehen und 

Strukturen niederreißen. Wenn in diesem Zusammen-

hang aber über eine „flächendeckende Tourismuszone“ 

geredet wird - Sie lächeln, Sie wissen es auch! -, dann 

halten wir das für einen gewissen Etikettenschwindel! 

Wir werden Ihrem Antrag dennoch zustimmen, ers-

tens weil wir das Thema Tourismuszonen für wichtig 
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erachten und zweitens wegen der Formulierung, dass 

man doch über Maßnahmen nachdenken soll, „Laden-

öffnung so flexibel wie möglich zu gestalten“. - Denken 

wir gemeinsam darüber nach, bringen wir in dieser ver-

krusteten Stadt endlich etwas in Bewegung! - Vielen 

herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. 

GR Friedrich Strobl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Vor-

sitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! 

Lassen Sie mich zu ein paar Punkten, die jetzt ange-

sprochen wurden, doch - irgendwie der Reihe nach - 

Stellung nehmen. 

Ich beginne mit den Wirtschaftsförderungen, die den 

eigentlichen Inhalt des Akts unter dieser Postnummer 

bilden, und sage vielleicht das eine oder andere zu dem, 

was Kollege Ornig hier angemerkt hat: Ja. Wir haben im 

Finanzausschuss darüber diskutiert, aber ich meine, 

dass die Aussagen seitens des Geschäftsführers der 

Wirtschaftsagentur jetzt doch sehr verkürzt dargestellt 

wurden. - Die Neuausrichtung beziehungsweise Neuauf-

stellung der Wirtschaftsförderungen hat natürlich auch 

auf Grund einer Analyse und Evaluierung stattgefunden, 

und das ist nicht das erste Mal, sondern das haben wir 

auch in den vergangenen Legislaturperioden getan. Es 

gibt aber immer wieder Situationen, im Hinblick auf wel-

che man sich wieder zusammensetzen, sich das an-

schauen und sich fragen muss: Erreichen wir noch die 

Wirkung, die wir mit Förderungen erreichen wollen? 

Ich denke, wir sind uns darüber einig, dass die Wirt-

schaftsförderung nicht so ausgestaltet sein soll, dass sie 

quasi eine Förderung mit der Gießkanne über alle ist, 

sondern dass man damit auch eine bestimmte Steuerung 

erreicht, und das ist jetzt wiederum geschehen. Es gibt 

hier also sehr wohl auch eine strategische Ausrichtung 

der Förderungen, und vieles, was hier angemerkt wurde, 

ist in diesem neuen Konzept bereits enthalten.  

Ich habe mir das natürlich sehr genau angeschaut, 

das ist ganz klar, und ich glaube wirklich, dass es sehr 

gut gelungen ist, die unterschiedlichen Bedürfnisse der 

Wiener Wirtschaft auch bei den Förderungen abzubilden 

und quasi das zu unterstützen, wovon wir meinen, dass 

wir das in der Stadt brauchen und dass das für diese 

Stadt gut ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Mein zweiter Punkt - und da bin ich jetzt bei den „Ju-

biläumsanträgen“ -: Ich weiß nicht, wer jetzt ein mehrjäh-

riges Jubiläum hier feiert. Ich habe aber, ehrlich gesagt, 

den Verdacht, dass Herr Kollege Juraczka diesfalls die 

Nase wirklich weiter vorne hat! (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Allerweil!) Er spricht dieses Thema hier wirklich 

immer wieder sehr hartnäckig an. Wenn dieser Gegen-

stand aber noch so oft eingebracht wird: Ein bisschen 

enttäuschend finde ich schon, dass immer die gleichen 

Argumente kommen, die durch das ständige Wiederho-

len auch nicht richtiger werden. 

All das klingt recht gut! Auch der Ansatz der NEOS 

klingt recht gut. Die Erklärung, dass ganz Wien flächen-

deckend Tourismuszone ist und somit jedes Unterneh-

men und jeder Selbstständige im Handel entscheiden 

kann, ob er oder sie aufsperren will oder nicht, klingt in 

der Theorie gut, in der Praxis ist es aber ganz anders! Es 

gibt dazu sehr wohl auch Vergleichszahlen aus Groß-

städten, und zwar nicht nur aus Europa, sondern aus der 

ganzen Welt, und daher weiß man ganz genau, was 

geschieht, wenn diese sozusagen zu Tourismuszonen 

erklärt werden.  

Schauen Sie sich zum Beispiel Rom an! In der Stadt 

ist am Sonntag alles offen. Aber schauen Sie in Rom 

einmal, ob Sie in den Außenbezirken noch tatsächlich 

funktionierende Geschäftsstraßen vorfinden: Der diesbe-

zügliche Befund wird eher negativ ausfallen! Das ist über 

Jahre und Jahrzehnte so geschehen, weil … (GR Mag. 

Manfred Juraczka: Die Geschäftsstraßen in unserer 

Peripherie sind auch …)  

Lasst mich doch bitte ausreden! Das ist über Jahre 

und Jahrzehnte ganz einfach deshalb geschehen, weil 

natürlich in den Tourismuszonen nicht nur die Touristen 

einkaufen, sondern diese Möglichkeit natürlich auch von 

den BewohnerInnen aus den Außenbezirken genützt 

wird. Diese fahren am Sonntag auch in die Stadt, neh-

men dieses Angebot durchaus auch an und geben dort 

ihr Geld aus. Wir wissen aber, dass Geld nicht beliebig 

vermehrbar ist, und wenn jemand sein Geld einmal am 

Sonntag in der Innenstadt ausgegeben hat, dann kann er 

es unter der Woche nicht noch einmal in den Außenbe-

zirken ausgeben.  

Diese Variante klingt also zwar theoretisch gut, in der 

Praxis führt das aber dazu, dass wir mehr Handelsbe-

triebe verlieren, als wir vielleicht dazugewinnen würden. 

Außerdem wäre das ausschließlich beziehungsweise 

vorwiegend eine Unterstützung der großen Handelskon-

zerne und der Filialisten und gegen die Interessen der 

Klein- und Mittelbetriebe, die wir ja, wie ich immer ge-

glaubt habe, alle miteinander unterstützen wollen! 

Daher sage ich noch einmal: Die Argumente, die hier 

immer wieder vorgebracht werden, werden nicht richti-

ger, und auch die Umfragen, die hier immer wieder zitiert 

werden, belegen quasi keinen Bedarf zur Liberalisierung 

der Öffnungszeiten. Wenn die Wirtschaftskammer Wien 

eine Umfrage betreffend Öffnungszeiten macht und nicht 

nur die betroffenen Handelsbetriebe befragt, sondern 

auch die Gewerbebetriebe, die Kommunikationsberater, 

und so weiter, dann ist es relativ logisch, dass dann ein 

Ergebnis über 70 Prozent herauskommt! Bei den Han-

delsbetrieben und im Übrigen auch bei den Handelsan-

gestellten schaut das Ergebnis aber ganz anders aus: 

Dort belaufen sich nämlich die Gegenstimmen auf einen 

Wert von über 80 Prozent bei den Betrieben und auf 

deutlich über 90 Prozent bei den Handelsangestellten! 

Nächster Punkt zu diesem Thema: Sie bringen ja 

selbst als Begründung in Ihren Anträgen immer wieder 

vor, wie gut Wien als Tourismusstandort funktioniert, wie 

gut gebucht Wien ist und wie wohl sich die Gäste in Wien 

fühlen. Zu diesem Ergebnis gelangen wir alle Jahre 

wieder, und das trotz der aktuellen Regelung der Laden-

öffnungszeiten. Daher glaube ich, dass wir keinen Bedarf 

haben, etwas zu verändern! 

Letzter Punkt in diesem Bereich - wiewohl ich be-

stimmt das eine oder andere vergessen habe - sind die 
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Wiener Märkte. Lassen Sie mich dazu nur eine Anmer-

kung machen. Das wurde ja, wie ich glaube, auch im 

Ausschuss ganz klar angesprochen: Es wird im nächsten 

Jahr eine neue Marktordnung geben, derzeit wird an 

einem Entwurf dafür gearbeitet, und wenn es so weit ist, 

werden wir darüber sowohl im Ausschuss als auch hier 

in diesem Gremium gemeinsam diskutieren.  

Ich denke, dass es da zu sehr positiven Veränderun-

gen kommen wird. Betreffend bestimmte Aktionen muss 

man sich halt auch anschauen, was möglich ist und was 

das Bundesgesetz zum Beispiel während der „Langen 

Nacht der Märkte“ erlaubt. Reden wir daher über all 

diese Punkte, wenn die neue Marktordnung auf dem 

Tisch liegt und wir ganz konkret über einzelne Märkte 

oder Angelegenheiten sprechen können! - Danke schön. 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Zu Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Berichterstatterin verzichtet 

auf das Schlusswort.  

Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 48. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag der 

Berichterstatterin folgen wollen, um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das ist einstimmig.  

Es liegen zu diesem Tagesordnungspunkt mehrere 

Beschlussanträge oder, wie der Kollege Ornig gesagt 

hat, Jubiläumsanträge vor.  

Ich bringe den Beschlussantrag der NEOS betreffend 

Einführung eines strategischen und wirkungsorientierten 

Rahmenförderprogramms für die Wirtschaftsförderung 

der Stadt Wien zur Abstimmung. In formeller Hinsicht 

wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für 

Finanzen, Wirtschaft und Internationales beantragt. Ich 

bitte jene Damen und Herren, die dem ihre Zustimmung 

geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind 

FPÖ, ÖVP und NEOS, und das ist somit nicht die erfor-

derliche Mehrheit. 

Beschlussantrag der NEOS betreffend Studie zur 

Nachtwirtschaft. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung 

an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaft 

und Internationales beantragt. Ich bitte jene Damen und 

Herren, die diesem Antrag ihre Zustimmung geben wol-

len, um ein Zeichen. - Das ist das gleiche Stimmverhal-

ten, Zustimmung von NEOS, ÖVP; FPÖ und hat nicht die 

erforderliche Mehrheit.  

Der nächste Antrag der NEOS betrifft die Liberalisie-

rung der Ladenöffnungszeiten. Hier wird die sofortige 

Abstimmung verlangt. Wer dem seine Zustimmung ge-

ben kann, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind 

die Stimmen von NEOS und ÖVP und hat damit nicht die 

erforderliche Mehrheit.  

Der nächste Jubiläumsantrag der NEOS betrifft die 

Einführung einer „Langen Nacht der Märkte“. Hier wird 

die Zuweisung an den Ausschuss für Finanzen, Wirt-

schaft und Internationales verlangt. Wer dem seine Zu-

stimmung geben kann, bitte um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das sind wieder NEOS, ÖVP und FPÖ und hat 

trotzdem nicht die erforderliche Mehrheit.  

Antrag der NEOS betreffend Umsetzung eines Fünf-

Punkte-Paketes zur Rettung der Wiener Märkte. Die 

sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dem seine 

Zustimmung geben kann, bitte um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das sind die Stimmen von NEOS, ÖVP und ist 

damit nicht die erforderliche Mehrheit.  

Schlussendlich der Antrag der ÖVP betreffend Sonn-

tagsöffnung in Wien, Tourismuszone. Die sofortige Ab-

stimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag seine Zu-

stimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das wird von der ÖVP und von den NEOS un-

terstützt und hat nicht die erforderliche Mehrheit.  

Es gelangt nunmehr Postnummer 55 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft die 8. Gemeinderats-

subventionsliste 2017. Zu Wort ist niemand gemeldet.Wir 

kommen zur Abstimmung. Die getrennte Abstimmung 

wurde verlangt. 

Ich bringe zuerst die Subvention für das Lois Wein-

berger-Institut für christlich-soziale Politik in Wien zur 

Abstimmung und bitte jene Damen und Herren, die dem 

ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - 

Das ist gegen die Stimmen von NEOS und FPÖ und hat 

damit die erforderliche Mehrheit.  

Ich bringe die Subvention für den Wiener Familien-

bund zur Abstimmung. Wer dem seine Zustimmung 

geben kann, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist 

gegen die Stimmen der NEOS und hat die erforderliche 

Mehrheit. 

Ich bringe die Subvention an den Wiener Senioren-

bund zur Abstimmung - wahrscheinlich gleiches Stimm-

verhalten. - Jawohl, das hat gegen die Stimmen der 

NEOS die erforderliche Mehrheit. 

Nun bringe ich den Rest der Liste zur Abstimmung, 

Subventionen für GAMED, Notruf für Tiere und die Israe-

litische Kultusgemeinde, und bitte jene Damen und Her-

ren, die diesem Akt zustimmen, um ein Zeichen. - Das ist 

einstimmig.  

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Ver-

handlung über die Geschäftsstücke 109, 112, 113, 115 

bis 119, 121 und 122 der Tagesordnung, sie betreffen 

Subventionen und die Genehmigung eines Rahmenbe-

trages für Projektsubventionen im Bereich Frauenförde-

rung, zusammenzulegen, die Abstimmung jedoch ge-

trennt durchzuführen. Wird dagegen ein Einwand erho-

ben? - Das ist nicht der Fall.  

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag. Weh-

sely, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely: 

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Ich eröffnet 

die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Em-

merling. 

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Sehr 

geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen!  

Wir haben in der heutigen Sitzung ja mehrere Frau-

envereine, für die wir heute Förderungen vergeben. Ich 

bin als Frauensprecherin jetzt relativ neu auch in diesem 

Ausschuss. Wir sind davon überzeugt, dass all diese 

Vereine sehr wertvolle Arbeit leisten, in den unterschied-

lichsten Gebieten: bei der Stärkung von Frauen im All-

gemeinen, der Beratung bei sozialen, gesundheitlichen 

Problemen, für spezielle Frauengruppen mit Migrations-
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hintergrund, mit Kindern oder Jugendlichen, bei der 

Beratung in sozialen Belangen, bei der Hilfestellung bei 

der Integration, vor allem in den Arbeitsmarkt, bei der 

Prävention vor sexuellem Missbrauch, auch bei der Be-

ratung, Begleitung, Betreuung von Opfern von Gewalt, 

sexuellem Missbrauch, et cetera.  

Sehr verwunderlich war für uns schon, dass vor allem 

die FPÖ - neuerdings ja Frauenschutzpartei - den meis-

ten Anträgen ihre Zustimmung verweigert hat. Wir haben 

allen zugestimmt, bis auf einem, und ich habe das da-

mals in der Ausschusssitzung auch begründet. Wir ha-

ben dann auch noch darüber gesprochen, da konnten 

sich unsere Kritikpunkte leider nicht auflösen. Ich möchte 

daher jetzt noch einmal kurz darlegen, warum wir glau-

ben, dass das vielleicht nicht ganz sinnvoll ist. Es geht 

um die Bibliothek STICHWORT, nach eigenen Angaben 

mittlerweile das umfangreichste Archiv in Österreich, das 

sich mit Frauengeschichte beschäftigt und die Geschich-

te sozialer Bewegungen im Allgemeinen archiviert, das 

professionell betreibt und einer interessierten Öffentlich-

keit zugänglich macht. Und da ist der Haken, denn die 

interessierte Öffentlichkeit betrifft dann nur Frauen. Ich 

habe es im Ausschuss angesprochen, die Dame hat mir 

dort gesagt, nein, es sei ja alles mit Binnen-I geschrie-

ben, es betreffe beide und Männer könnten sich anmel-

den. Wir haben das noch einmal nachgeprüft, es ist nicht 

so. Es ist wirklich so, dass hier explizit Frauen eingela-

den sind, und im Fall einer Bibliothek sehen wir das als 

nicht mehr zeitgemäß. Es war vielleicht damals bei Er-

richtung dieses Vereines eine notwendige Sache, aber 

wir sehen heute einfach keine Notwendigkeit, eine Biblio-

thek als Frauenraum zu schaffen. Das ist sicher anders 

bei Beratungseinrichtungen, bei Gewaltschutzzentren, 

aber sicher nicht richtig bei einer Bibliothek, vor allem 

auch, wenn ich öffentliche Fördergelder bekomme, eine 

Bevölkerungsgruppe ohne erkenntlichen Grund auszu-

schließen. Diese Beschränkung macht nämlich auch das 

Errichten von Paralleleinrichtungen notwendig. Wir ha-

ben zum Beispiel die Fachbibliothek Genderforschung, 

die ja eigentlich das gleiche Angebot hat, und dann ha-

ben wir noch bei Poststück 4 auch eine ähnliche Einrich-

tung, auch mit öffentlichen Fördergeldern, um das Ange-

bot auszugleichen. Man sollte sich hier zumindest einen 

Zusammenschluss, gemeinsame Räumlichkeiten, wie 

auch immer überlegen.  

Jetzt zum Allgemeinen und worauf ich dann eigent-

lich hinaus will, auch mit einem Antrag, den ich einbrin-

gen werde, denn ich glaube, das ist eigentlich eine sehr 

gute Geschichte: Man sieht schon prinzipiell den öster-

reichischen Spendierföderalismus, den ich jetzt in die-

sem Kontext kritisiere - aber natürlich nicht die Vereine. 

Dieser verhindert schon viele zielgerichtete und einheitli-

che Vergaben von Fördermitteln. Sieht man sich Förder-

ansuchen an, die wir da im Ausschuss vorliegen haben, 

sind das 13 Förderansuchen, und die bekommen För-

dermittel von insgesamt 75 Förderstellen. Da sind die 

meisten wohl auf Ebene des Bundes, da haben wir jetzt 

nicht so den Einflussbereich, aber auch auf Wiener Ebe-

ne müssen sie zu mehreren Magistratsabteilungen ge-

hen, sich dort und da ihre Förderung abholen. Die För-

deransuchen sind in diesem Bereich alle sehr korrekt, 

sehr genau, sehr umfangreich gestaltet, und ich kann mir 

vorstellen, dass eine Person, die sich mit diesen Förder-

ansuchen beschäftigt, ein erhebliches Zeitpotenzial hin-

eininvestiert, das sicher bei der Betreuung, Beratung von 

Betroffenen oder was auch immer besser aufgehoben 

wäre.  

Das ist, wie gesagt, ein sehr hoher administrativer 

Aufwand, erfordert zeitliche und personelle Ressourcen. 

Ich denke, man könnt hier etwas vereinfachen, natürlich 

ohne dass man sagt, man spart bei dem, was ausgege-

ben wird. Aber ein Zusammenlegen, um effizient zu sein, 

muss eigentlich im Interesse aller Beteiligten sein. Daher 

bringe ich heute einen Antrag ein, einen Landestopf für 

Frauenförderungen einzurichten, wo man diese Förde-

rungen sehr gebündelt ausbezahlt. Das Konzept soll 

auch zur Vereinfachung von Förderansuchen führen, zur 

Verringerung des administrativen Aufwandes, und er-

laubt so einem Fördertopf auch eine grundsätzliche 

strategische Ausrichtung für einen bestimmten Zeitraum, 

indem man sagt, wir vergeben auf Grund dieser und 

jener Herausforderungen derzeit vermehrt Frauenförde-

rung in diesem oder jenem Bereich. Diesen Antrag brin-

ge ich gerne ein und weise ihn dem Ausschuss für So-

ziales, Gesundheit und Frauen zu. Ich würde mich sehr 

freuen, wenn wir darüber noch diskutieren können. - 

Vielen Dank. (Beifall bei den NEOS.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

langt Frau GRin Mag. Huemer. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag. Barbara Huemer (GRÜNE): Sehr geehr-

ter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Herren - in dem Fall - auf der 

Tribüne! Sehr geehrte ZuseherInnen via Livestream! 

Wir haben hier eine Debatte zu Frauenförderungen in 

der Stadt Wien. Es sind neun oder zehn Akte. Jedenfalls 

neun davon beschäftigen sich damit, die Frauenvereine 

in dieser Stadt zu fördern, Frauenvereine mit Dreijahres-

verträgen zu fördern. Frauenvereine, die seit vielen, 

vielen Jahren in dieser Stadt ihre Expertise, ihre exzel-

lente Arbeitsweise, ihr Engagement investieren, um 

Gleichstellung voranzutreiben. Wir brauchen diese Ver-

eine ganz, ganz dringend - das ist eigentlich den meisten 

hier klar, aber leider Gottes nicht allen. Gleichstellung ist 

leider faktisch noch nicht verankert und es gibt Gruppen 

in unserer Gesellschaft, die es schwieriger haben als 

andere. Und diese brauchen Anlaufstellen, die brauchen 

Beratung, die brauchen Unterstützung, die brauchen 

einen Raum, wo man zusammenkommen und sich aus-

tauschen kann.  

Diese Vereine bedenken wir heute mit einer Förde-

rung. Diese Förderungen sind sehr unterschiedlicher 

Natur und auch sehr unterschiedlicher Höhe, denn die 

Vereine arbeiten auch sehr unterschiedlich. Sie sind - 

was auffällig ist aus meiner Sicht - sehr, sehr häufig mit 

Teilzeitbeschäftigten aktiv, sie arbeiten also sehr res-

sourcenorientiert, möchte man sagen. Viele dieser Ver-

eine sind langjährig bekannt. Alle diese Vereine leisten 

exzellente Arbeit, fördern die Gleichstellung, fördern die 

Teilhabe, fördern Partizipation und, wie auch die Kollegin 

Emmerling schon gesagt hat, sie arbeiten im Gewalt-
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schutzbereich, sie arbeiten arbeitsmarktpolitisch, sie 

bieten Workshops, Beratung, sie bilden selbst aus, sie 

bilden Multiplikatorinnen aus, sie arbeiten im bildungspo-

litischen Bereich - ganz viele Querschnittsthemen, die 

sowohl in den Vereinen selbst drinnen sind, als auch in 

der Unterschiedlichkeit. 

Beispielsweise bieten nicht alle eine gratis psychoso-

ziale Beratung an, aber umso wichtiger ist es, dass es 

beispielsweise mit Peregrina so etwas gibt. Der Verein 

Check ART gibt das feministische Magazin „Anschläge“ 

heraus, das einzigartig ist. Es werden also mit der Frau-

enförderstrategie der Stadt Wien sehr wohl sehr viele 

unterschiedliche Vereine gefördert. Der Verein EfEU zum 

Beispiel ist ein bildungspolitischer Verein, der sich zum 

Ziel gesetzt hat, in der Schule, wo wir wirklich noch viel 

zu tun haben, zum Thema Gleichstellung und zum Auf-

brechen der Geschlechterrollen aktiv zu sein. 

Ich nenne gar nicht alle diese Vereine, sie arbeiten 

jedenfalls exzellent, und das wird über die MA 57, jedes 

Mal, wenn es um den Fördervertrag geht, überprüft. Es 

wird jedes Mal genau geschaut, passt das Angebot noch, 

ist es das noch, wo wir als Stadt hin wollen, ist es das 

noch, was die Zielgruppen brauchen. Aber das wissen 

zum Teil die Vereine ja sowieso am besten, was ge-

braucht wird. All diese Vereine leisten hier ganz wertvolle 

Arbeit (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.), in multiprofessi-

onellen Teams und mit hoher Sprachkompetenz. Die 

Mehrsprachigkeit, die in den Vereinen angeboten wird, 

ist wirklich erstaunlich, und ich bin jedes Mal, wenn ich 

die Akten studiere, baff, was hier geleistet wird. 

Umso mehr, muss ich sagen, irritiert es mich nach 

wie vor - obwohl ich es schon besser wissen sollte -, 

dass in dieser Frage keine einhellige Meinung und Zu-

stimmung in diesem Hause herrscht. Die FPÖ macht 

wirklich Fundamentaloppositionspolitik, was Frauen 

betrifft. Sie sagt immer, Gewaltschutz ist ihr wichtig. 

Trotzdem stimmt sie gegen die Vereine, die die meiste 

Arbeit im Gewaltschutz leisten. Diese Vereine machen 

Gewaltschutz, Prävention, Beratung, Aufklärung und 

betreuen betroffene Frauen. Wenn ich zum Beispiel an 

den Verein Orient Express denke, der einzigartig im 

Bereich FGM, weibliche Genitalverstümmelung, ist, oder 

was Zwangsheirat betrifft. Solche Vereine braucht man. 

Dass hier von Seite der FPÖ die Förderung nicht ge-

währt werden sollte, kann ich wirklich nicht nachvollzie-

hen. Und ich will es auch überhaupt nicht verstehen, es 

ist einfach ein Schlag ins Gesicht all jener betroffenen 

Frauen. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Ich möchte noch kurz auf den Antrag von der Frau 

Kollegin Emmerling eingehen, was diesen Frauentopf 

betrifft. Ich kann ihn, ehrlich gesagt, nicht ganz verste-

hen. Denn aus meiner Sicht haben wir das eigentlich. 

Die MA 57 hat eine Kostenstelle und diese Kostenstelle 

heißt - ich habe mir das aufgeschrieben: laufende Trans-

ferzahlungen an private Organisationen ohne Erwerbs-

zweck. Dieses Geld geht praktisch eins zu eins an die 

Vereine. Großteils geht es in Dreijahresförderungen für 

Vereine, dann gibt es noch ganz wenige, die Jahresför-

derung bekommen. Das ist also im Grunde ganz klar und 

es ist ganz klar geregelt, was wir als Stadt Wien brau-

chen. Wir brauchen Beratung und Unterstützung für 

Frauen in spezifischen Lebenslagen. Ob sie jetzt von 

Gewalt betroffen sind, ob sie jetzt von Scheidung betrof-

fen sind, ob sie von Geldmangel betroffen sind, oder von 

einer Bildungsarmut, sie brauchen jeweils ganz spezifi-

sche Expertinnen. Da gibt es schon eine sehr bewährte 

Struktur, die wird unterstützt, und wir haben sogar 2018 

1 Million EUR mehr für diese Unterstützung. Daher kann 

ich dieses Bedürfnis in der Hinsicht nicht ganz nachvoll-

ziehen. 

Die Frage der Schwierigkeit der Antragsstellung ist 

mir auch bekannt. Es wird auch mir immer wieder zuge-

tragen, dass das zu schwierig sei, aber gleichzeitig ver-

stehe ich auch das Bedürfnis der MA 57, hier wirklich 

wasserdicht das Geld zu vergeben. Es geht ja um öffent-

liche Gelder und dass man diese wirklich gut vergibt und 

die Leistung, die dann der Verein zu bringen hat, tat-

sächlich auch bekommt. Die MA 57 unterstützt alle An-

tragstellerinnen beim Durchführen durch diesen Antrags-

fragebogen. Dass manche aufgeben, ist vielleicht scha-

de, vielleicht ist es dann doch nicht so dringend, das 

Geld, aber wie gesagt, hier wird alles dafür getan, dass 

die, die das Geld brauchen, tatsächlich auch diesen 

Antrag stellen können. Und ich bin der vollen Überzeu-

gung, dass die MitarbeiterInnen der MA 57 hier alles 

Erdenkliche an Unterstützung leisten. 

Enttäuscht - das muss ich auch sagen - bin ich von 

der ÖVP, die auch nicht allen Frauenfördervereinen 

zustimmen kann. Das verstehe ich auch nicht, dass Sie 

sich von Gewaltschutz derartig distanzieren. Zumindest 

war die Ablehnung der ÖVP im Ausschuss gegeben, 

vielleicht ändern Sie jetzt Ihre Meinung. Gehen Sie noch 

einmal in sich. Mir ist nicht klar, warum Sie hier von ei-

nem bislang recht hohen Konsens in diesem Haus abge-

hen, was Frauenförderung betrifft, was Unterstützung 

von Frauen betrifft, was den Gewaltschutz betrifft, was 

emanzipatorische Frauenarbeit betrifft. Ich würde mir 

wirklich wünschen, dass Sie hier wieder Ihre Linie än-

dern und sich weniger dem rückwärtsgewandten FPÖ-

Frauenbild zuwenden, sondern sich stärker wieder in 

eine vorwärtsgewandte, emanzipatorische, eine auch 

liberale Haltung begeben.  

Warum ich das sage? Sie bringen ja später einen An-

trag ein, in dem Sie ganz besorgt sind, dass das biologi-

sche Geschlecht möglicherweise in Gefahr ist. Ich kann 

Sie beruhigen, das ist sicher nicht der Fall. Ich kann Sie 

auch beruhigen, dass in der Stadt Wien Gendermedizin 

einen ganz großen Stellenwert hat, sofern wir hier über-

haupt Einfluss nehmen können. Und ich kann Sie auch 

beruhigen, dass dekonstruktivistische Ansätze - all das 

steckt nämlich auch in der queeren Forschung, in der 

queeren Politik drinnen - in der Stadt gefördert bezie-

hungsweise auch genau geprüft werden. Es sind einfach 

ganz normale, dem heutigen Stand der Dinge entspre-

chende Zugänge, die Platz haben und gefördert werden. 

Und Gender ist einfach nichts anderes, als zu schauen, 

dass das soziale Geschlecht sehr wohl berücksichtigt 

wird, denn die Zeit, in der Frauen oder Männer irgendet-

was nicht tun können oder irgendein Verhalten haben, 

weil sie Männer sind, ist einfach wirklich längstens über-
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holt. Das entspricht … (GR Mag. Dietbert Kowarik: Bei 

Ihnen vielleicht!) - Na, bei Ihnen offenbar nicht, da müs-

sen wir noch weiter Aufklärungsarbeit leisten. (Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ. - GR Mag. Dietbert Kowarik: Das 

würde ich umgekehrt sehen!) 

Also, um Ihnen ein Beispiel zu geben: Ich weiß nicht, 

ob Sie ein Kind haben oder nicht, Sie werden trotzdem 

ein Mann sein, ob Sie Windeln wechseln oder nicht. (GR 

Mag. Dietbert Kowarik: Das eine hat mit dem anderen 

nichts zu tun!) - Ja, das meine ich ja, das eine hat mit 

dem anderen nichts zu tun. Das biologische Geschlecht 

bleibt Ihr biologisches Geschlecht, ob das jetzt eins, zwei 

oder drei sind. In Deutschland hat man sich mittlerweile 

vernünftigerweise darauf geeinigt, dass es mindestens 

drei oder sogar mehrere sind und dem auch Anerken-

nung gezollt, indem das dritte Geschlecht auch ange-

kreuzt beziehungsweise auch im Pass vermerkt werden 

kann. Es gibt dort also auch mehr als nur das Zweiersys-

tem, das wir noch haben. Aber um das biologische Ge-

schlecht geht es gar nicht, sondern es geht darum, was 

Simone de Beauvoir gesagt hat: „Wir werden nicht als 

Frau geboren, sondern wir werden zur Frau gemacht.“ 

Man kann das auch umgekehrt sehen, als Männer näm-

lich, nämlich, dass weder Verhalten noch irgendwelche 

Geschlechterrollen noch irgendwelche Denkmuster bio-

logisch determiniert sind. (GR Mag. Dietbert Kowarik: 

Das glauben Sie!) - Das ist keine Glaubensfrage. Lesen 

Sie die Forschungsergebnisse dazu, denn glauben kön-

nen Sie in der Kirche. Sie leben offenbar in einer Glau-

bensgemeinschaft, hier geht es um Fakten, hier geht es 

um Forschungsergebnisse, und hier geht es auch um 

gelebte Erfahrungen von Menschen, die Sie negieren, 

die Sie ganz bewusst negieren. (Anhaltende Zwischenru-

fe von GR Mag. Dietbert Kowarik.) 

Ich komme zum Schluss, denn hier ist ja nicht die 

Lehrstunde für die, die irgendetwas nicht lernen wollen, 

und es ist hier auch nicht der sakrale Raum der Glau-

bensbekenner zum „Ich glaube nur das, was ich will.“, 

egal jeglicher Fakten. Wir haben heute schon eine De-

batte gehabt, wo die Freiheitlichen sich wieder einmal 

hervorgetan haben, dass sie jenseits aller Fakten han-

deln. Hier geht es um Frauenförderung, hier geht es um 

Unterstützung für Frauen. Es sind Vereine, die wir gerne 

unterstützen, für deren Arbeit wir sehr dankbar sind, 

dass sie sie leisten, weil sie die Gleichstellung in der 

Stadt vorantreiben. - Und ich ersuche um Zustimmung zu 

den Förderakten. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist Frau GRin Frühmesser. Ich erteile es ihr. 

GRin Lisa Frühmesser (FPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Meine Damen und Herren!  

Sehr geehrte Frau Kollegin Huemer, ich kann Sie be-

ruhigen. Ich möchte es heute noch einmal definitiv hier 

klar feststellen: Wir lehnen jegliche Gewalt und Unter-

drückung von Frauen und Kindern ab. Worum es uns 

aber hier geht, ist, dass das natürlich der beste Beweis 

für eine fehlgeschlagene Integrationspolitik ist, die ganze 

Vielzahl an Vereinen für Migranten, die wir in Wien ha-

ben. Wir diskutieren hier über verschiedene Vereinssub-

ventionen, die alle eine mehrjährige Finanzierung haben 

und sich in weiten Bereichen mit den gleichen Zielen und 

mit den gleichen Aufgaben beschäftigen. Und die brin-

gen natürlich unglaubliche Bürokratie mit sich. Man 

braucht Büros, man braucht Personal, und so weiter. 

Und all diese Vereine suchen auch noch finanzielle Un-

terstützung aus Mitteln des Landes, des Bundes, der EU 

und diverser anderer Quellen, auch in den Bezirken. Und 

hier ist uns eindeutig zu wenig Transparenz.  

Wie schon gesagt, in weiten Bereichen gibt es glei-

che Zielsetzungen und viele Punkte überschneiden sich, 

wie zum Beispiel beim Verein Peregrina, Orient Express 

und LEFÖ, und auch bei den Vereinen NACHBARINNEN 

und Piramidops gibt es deutlich Überschneidungen. Es 

sind die üblichen Beratungs- und Bildungsangebote, 

Telefon-, Online-Dienst und persönliche Beratung. Wir 

fordern hier schon seit Jahren, dass gerade im Bereich 

der Förderungen der Stadt Wien eben zweckmäßig, 

sparsam und vor allem wirtschaftlich vorgegangen wird.  

Trotz dieser vielen Überschneidungen und Vereine, 

die es gibt, ist zu wenig Datenmaterial gesammelt wor-

den. Es wird immer besser, gerade beim Verein Orient 

Express kann man das bezüglich Genitalverstümmelung 

und Zwangsheirat im Tätigkeitsbericht - auf den ich dann 

später noch eingehen werde -, lesen, aber trotzdem ist 

die Dunkelziffer hier noch sehr hoch. Ich kann nicht ver-

stehen, warum man da nicht bemüht ist. Auch im Akt 

schlägt der Verein vor, mehr Daten zu sammeln. 

Um das auch intensiver zu betreiben, muss man na-

türlich, sei es jetzt auch bei den Deutschkursen, die 

angeboten werden - die nahezu jeder Verein drinnen 

hat -, eruieren, wie viele nehmen daran wirklich teil, wie 

viele nehmen dieses Angebot in Anspruch und wie viele 

schließen auch diese Module erfolgreich ab. Vor allem 

was die Deutschkurse betrifft, die ja in nahezu allen 

Vereinen vorkommen, frage ich mich schon, warum es 

hier nicht zu einer Konzentration kommt. Wir haben ja 

ein sehr gutes System an den Volkshochschulen. Da gibt 

es viele Angebote, viele Möglichkeiten und viele Zusatz-

angebote, und da braucht man nicht jeden einzelnen 

Verein extra gründen, der dieses Angebot auch hat.  

Und noch zu guter Letzt (GRin Dr. Jennifer Kickert: 

Beschneidungen sollen die VHS auch machen - weil Sie 

gesagt haben, das sollen die Volkshochschulen ma-

chen? Oder habe ich das falsch verstanden!) - Nein, ich 

habe gesagt, dass viele Vereine unter anderem auch 

Deutschkurse anbieten, und daraufhin bin ich dann auf 

die Volkshochschulen eingegangen. Das wäre natürlich 

zu viel verlangt, das ist logisch.  

Und es ist eben schon zu beobachten, dass es hier in 

den letzten Jahren leider eine Entwicklung gibt, die eben 

entgegengesetzt zu den Bestrebungen dieser Vereine 

läuft, und daher werden wir diesen Subventionsanträgen 

nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist Frau GRin Novak. Ich erteile es ihr. 

GRin Barbara Novak, BA (SPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! - Verzeihen Sie mir meine 

Stimme, ich habe ein bisschen Schnupfen. 
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Die vorliegenden Poststücke beschäftigen sich alle 

mit sehr wichtigen Maßnahmen und Subventionen und 

Unterstützungen für Vereine, die in der Frauenpolitik und 

in der Frauenunterstützung, -beratung und -hilfestellung 

angesiedelt sind. Es sind insgesamt 13 Vereine, die die 

Stadt Wien unterstützt, mit 1,32 Millionen EUR, und ein 

ganz besonders wichtiger Beitrag liegt auch in der Mehr-

jahresvertraglichkeit, die auch in den Akten zugrunde 

liegt. Drei Jahre, um hier auch den Vereinen eine Pla-

nungssicherheit und eine Zukunftsarbeit zu ermöglichen. 

Das halten wir gerade auch im Bereich der Frauenarbeit 

für ganz besonders wichtig.  

Um was geht es denn inhaltlich konkret? Es geht da-

rum, dass wir immer noch in vielen unterschiedlichen 

gesellschaftlichen Bereichen Benachteiligungen und 

Diskriminierungen von Frauen erleben und wahrnehmen 

können. Die Stadt Wien, wie auch Einrichtungen des 

Bundes oder auch der Europäischen Union nehmen 

diese Diskriminierungen nicht nur wahr und können sie 

beobachten, sondern wollen eben auch gemeinsam mit 

vielen Partnerinnen ganz konkrete Maßnahmen setzen.  

Und wenn man sich die einzelnen Vereine genauer 

ansieht, dann sieht man, dass es natürlich da oder dort 

Überschneidungen gibt, sie sich aber im Grunde unter-

schiedlichen Phänomenen der Diskriminierung von 

Frauen in der Gesellschaft annehmen und sich damit 

beschäftigen. Die Bandbreite beginnt einerseits bei sozi-

oökomischen Faktoren, die insbesondere in der Bil-

dungsarmut liegen. Sehr viele Frauen kommen noch aus 

gesellschaftlichen Verhältnissen, die es eben nicht mög-

lich machen oder auch nicht gekannt haben, dass Frau-

en eine sehr gute und ausreichende Bildung bekommen. 

Um diesen Bereich auszugleichen und diese Diskriminie-

rung abzubauen, gibt es eben zum Beispiel Vereine, die 

sich der Beratung, der Unterstützung und Schulung von 

Frauen ganz besonders annehmen.  

Eine weitere ganz wichtige Sache in der Frauenpolitik 

und auch in der Frauenförderung ist natürlich der Ge-

waltschutz. Einerseits die Prävention, aber, und darauf 

legen wir auch ganz besonders viel Wert, auch die Un-

terstützung von Frauen, die physischer Gewalt, struktu-

reller Gewalt ausgesetzt sind, und natürlich körperlicher 

Gewalt. Es gibt hier zum Beispiel auch einen Verein, der 

sich ganz besonders auf die Gewalterfahrungen von 

Frauen auf der Flucht spezialisiert hat, da das noch 

einmal ein ganz besonders Trauma ist. Und auch wenn 

es um eine Gewalterfahrung geht und sich andere Verei-

ne auch mit Gewalterfahrungen auseinandersetzen, so 

liegt hier halt die Spezifikation bei der Gewalterfahrung 

auf der Flucht und wie man diesen Frauen, die natürlich 

auch mit psychischen Problemen zu kämpfen haben, 

helfen kann, welche Hilfemaßnahmen sie auch im Ge-

sundheitssystem bekommen können, welche Unterstüt-

zung, welche Therapien, und wie man ihnen eine men-

schenwürdige Zukunft auch ermöglichen kann.  

Eine besondere Diskriminierung und Problemlage 

beschäftigt sich ja mit der Frage von der Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie, wobei es bei Familie nicht nur um 

die Frage der Kinderbetreuung geht, sondern ganz be-

sonders auch um die Frage der Pflege von Angehörigen, 

nicht nur von alten Angehörigen, sondern - ganz, ganz 

besonders herausfordernd - zum Beispiel das Familien-

hospiz oder die Pflege von mehrfach behinderten Kin-

dern. Das kann man sich ungefähr vorstellen, diese 

Frauen sind ganz besonderem Druck und ganz besonde-

ren Herausforderungen ausgesetzt.  

Es geht aber auch um die Frage der Diskriminierung 

von Frauen im Bereich von Machtbeziehungen. Und das 

ist natürlich ein Thema, das in den letzten Wochen und 

Monaten durch die „#MeToo“-Initiative auch besonders 

wieder in den Vordergrund gestellt wird. Aber Machtbe-

ziehungen können ganz unterschiedlicher Natur sein, 

nicht nur innerhalb eines Arbeitsplatzes, sondern zum 

Beispiel auch Machtbeziehungen und Sexualdelikte an 

Frauen, die Lernschwierigkeiten oder Mehrfachbeein-

trächtigen haben, wie es im Verein Ninlil zum Beispiel 

der Fall ist - ein ganz wichtiges Angebot, wie man sich 

vorstellen kann.  

Also das sind in Summe viele, viele Vereine, die sich 

unterschiedlichen - und das ist, glaube ich, auch wichtig -

, speziellen Benachteiligungen von Frauen angenommen 

haben, versuchen, Frauen mit ganz vielen Maßnahmen - 

Beratung, Intervention, Information, Therapie, Beglei-

tung - zu helfen, zu unterstützen und die Diskriminierung 

schlussendlich auch gesellschaftlich, gesellschaftspoli-

tisch abzubauen. Und dazu gehört, und das ist, glaube 

ich, ganz wichtig, ein sehr niederschwelliger, sehr ziel-

gruppendirekter Zugang, den halt diese Vereine, die sich 

sehr stark auch aus der jeweiligen Community speisen, 

ganz besonders haben. Man kann sich vorstellen, dass 

vielleicht nicht jede schon bestehende Institution geeig-

net ist, um hier Ansprechpartnerin für diese Frauen zu 

sein, und deshalb schafft man eigene Räume und eigene 

Vereine und unterstützt sie auch, weil sie diesen nieder-

schwelligen Zugang zu den betroffenen Frauen haben. 

Und wenn dann in diesen Vereinen, weil man den Zu-

gang schon hat, auch noch Deutschkurse angeboten 

werden, dann halte ich das nicht für kritikwürdig, sondern 

für unterstützenswürdig, und finde, das ist eine eher 

smarte Zugangsweise. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Ich finde auch nicht, dass man den Vereinen vorwer-

fen kann, dass sie dafür zuständig wären, die allgemeine 

statistische Datenlage, also quantitative und qualitative 

Erkenntnisse in den jeweiligen Bereichen dieser Vereine 

irgendwie zu erheben. Ich glaube, das ist vollkommen 

illusorisch. Das kann man ihnen auch nicht vorwerfen. 

Woher der Verein LEFÖ wissen soll, wie die Dunkelziffer 

im Bereich von Zwangsverheiratungen oder Genitalver-

stümmelungen liegen soll, ist mir schleierhaft. Das kann 

der Verein auch gar nicht leisten. Das sollten meiner 

Ansicht nach eigentlich jene Behörden leisten können, 

die dafür zuständig sind, nämlich das Innenministerium 

oder auch die Gewaltstatistiken der Polizei und des In-

nenministeriums.  

Also bleiben wir dort, wo wir auch hingehören, näm-

lich bei der direkten Arbeit mit den Frauen und der direk-

ten Unterstützung der Frauen. Ich bin sehr stolz, dass wir 

in einer Stadt leben und in einer Stadt politisch aktiv sein 

dürfen, wo Frauen in ganz unterschiedlichen Lebensla-

gen und mit ihren ganz unterschiedlichen sozioökomi-
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schen und sozialen Herkunften und Hintergründen jede 

Form von Unterstützung bekommen, um ein menschen-

würdiges, gutes, liebens- und lebenswertes Leben in 

dieser Stadt führen zu können. - Danke schön. (Beifall 

bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist Frau GRin Dr. Kickert. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr. Jennifer Kickert (GRÜNE): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Und auch sehr 

geehrte Damen und Herren Zuhörerinnen und Zuhörer 

auf der Zuschauergalerie, die gerade eingetroffen sind! 

Wir sind gerade beim Tagesordnungspunkt Förde-

rungen für Frauenvereine, wie Sie wahrscheinlich mitge-

kriegt haben, und ich gehöre zu denen, die niemals die 

Hoffnung aufgeben, Wissen zu verbreiten und Unwissen 

bekämpfen zu können. Deswegen habe ich mich kurz zu 

Wort gemeldet. Hauptsächlich den Kollegen Kowarik, der 

sich zwar jetzt gerade mit seinem Handy beschäftigt, 

aber wahrscheinlich trotzdem zuhört: Zur Frage drittes 

Geschlecht wollte ich ihn nur darauf aufmerksam ma-

chen, es gibt tatsächlich die - zwar prozentuell geringe - 

Ausformung der Intersexualität, und alleine dafür braucht 

es, weil wir Menschen ja dazu neigen, kategorisieren zu 

müssen, eine eigene Kategorie. Und das ist gut so. 

Sprechen Sie einmal mit intersexuellen Menschen, spre-

chen Sie einmal mit Betroffenen, diese Menschen wollen 

die Möglichkeit haben, sich sozusagen in ihrer Undefi-

niertheit zu entwickeln, erwachsen zu werden und dann 

zu sehen, wie sie selber leben möchten. Und all das, 

was an diesen Menschen in den letzten ungefähr 19 

Jahren an medizinischen Korrekturmaßnahmen verbro-

chen wurde, ist eine Verletzung des Menschenrechtes. 

Und alleine deswegen braucht es die Kategorie des 

dritten Geschlechtes, damit Menschen, die sich als Kin-

der, als Säuglinge, als Heranwachsende noch nicht als 

eindeutig männlich oder eindeutig weiblich definieren 

können, eine Chance haben, sich zu entwickeln und eine 

eigene Definition zu finden. Und ich gehe davon aus, 

dass Sie das auch wissen, aber für 0,2 Prozent der Men-

schen haben Sie offensichtlich kein Interesse. Wir schon. 

(Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Als Nächste 

zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. El-Nagashi. Ich 

erteile es ihr. 

GRin Mag. Faika El-Nagashi (GRÜNE): Sehr geehr-

te Damen und Herren!  

Es wäre schon ein bisschen ehrlicher - an die FPÖ 

und an die Frau Frühmesser -, wenn Sie hier sagen 

würden, was Sie einfach nicht wollen, dass Ihnen nichts 

an der Förderung dieser Vereine liegt. Das ist so. Sie 

haben einen entsprechenden Track-Record, man kann 

das nach hinten zurückverfolgen, man kann sich das 

anschauen: Haben Sie eigentlich seit Beginn dieser 

Legislaturperiode irgendeinen dieser Vereine schon 

einmal gefördert, einer Förderung zugestimmt? Nein. 

Gehen wir zurück in die davorliegende Legislaturperiode, 

ebenfalls dasselbe, davor auch nicht. Also Sie wollen 

nicht. Entweder Sie stoßen sich an den Vereinen an sich 

oder an dem Thema, nämlich eine Integrationsarbeit zu 

leisten, eine Integrationsförderung, die Arbeit der Frau-

envereine, die auch gleichzeitig Migrantinnenvereine 

sind. Also entweder liegt Ihnen am Schutz von Frauen 

nichts, denn das ist das, was viele der Vereine machen - 

und ich komme dann im Detail noch darauf zurück -, 

oder es liegt Ihnen an Migrantinnen und an der Förde-

rung von Migrantinnen nichts. Und es ist beides bedenk-

lich, es ist beides problematisch. Sie sind damit die Par-

tei, die sich hier im Gemeinderat dadurch auszeichnet, 

dass Sie gegen die Integration arbeiten und gegen die 

Integrationsarbeit, die wir gemeinsam mit den Menschen 

in dieser Stadt machen.  

Das, was Sie kritisiert haben, ist zum Beispiel eine 

große Anzahl an Vereinen, die es in diesem Bereich gibt. 

Diese Vereine sind ja nicht plötzlich entstanden, die gibt 

es schon seit Langem und die gibt es deswegen, weil 

viele Menschen selbst initiativ zusammengekommen 

sind und gesagt haben, dass es einen Bedarf gibt und 

dass sie sich hier engagieren wollen, tätig werden und 

etwas machen. Manche dieser Vereine gibt es seit vielen 

Jahren oder schon seit Jahrzehnten, manche der Verei-

ne seit über 30 Jahren. Da sind Menschen aus der Be-

völkerung zusammengekommen, haben sich ehrenamt-

lich engagiert, unbezahlterweise, und viel der Arbeit, die 

heute geleistet wird, ist nach wie vor unbezahlt bezie-

hungsweise unterbezahlt. Es ist ja nicht so, dass die 

Arbeit der Vereine ausfinanziert wäre oder dass hier jetzt 

alles abgedeckt wäre oder wir Fördermittel in großen 

Höhen ausschütten würden, um alles Mögliche damit zu 

finanzieren. Es ist ja nur ein Bruchteil der Arbeit, die die 

Vereine leisten, auch tatsächlich bezahlt. Das heißt, die 

große Anzahl an Vereinen verweist auf ein großes En-

gagement der Bevölkerung, von Menschen in dieser 

Stadt, und gleichzeitig auf ein großes Engagement der 

Stadt Wien in diesem Bereich. Das ist der eine Punkt.  

Der andere Punkt, den Sie hier diskutiert oder kriti-

siert haben, ist der, dass Förderungen aus verschiede-

nen Bereichen an die Vereine fließen. Es gibt unter-

schiedliche Kompetenzen, es gibt unterschiedliche Ebe-

nen, es gibt unterschiedliche Schwerpunkte, die die 

Vereine setzen. Wenn ein Verein bundesweit arbeitet 

und den Sitz in Wien hat, dann ist natürlich eine Bundes-

stelle die Ansprechpartnerin, hier Förderungen zu be-

kommen. Als Beispiel gebe ich Ihnen den Verein LEFÖ. 

Der Verein LEFÖ betreibt unter anderem eine Interventi-

onsstelle für Betroffene des Frauenhandels und arbeitet 

damit bundesweit. Natürlich ist die Bundesebene eine 

ganz relevante Ebene, und hier gibt es eine Zusammen-

arbeit mit dem Innenministerium und mit anderen Bun-

desstellen und Bundesbehörden. Aber natürlich hat auch 

die Stadt Wien hier eine Verantwortung. Es ist also kein 

Widerspruch, es ist eine Ergänzung. Und in Bezug auf 

Förderungen durch die EU und auf der EU-Ebene: Es ist 

eine Vorgabe von EU-Förderungen auf nationaler Ebene, 

eine Co-Finanzierung zu haben. Das heißt, es gibt gar 

keine EU-Förderung ohne eine weitere Förderungsebe-

ne. Und das ist das, worum sich die Vereine in harter 

Arbeit bemühen, und es ist im Übrigen auch nicht so 

einfach, die Bedingungen zu erfüllen, die Antragstellung, 

die formalen Ebenen dieser Bürokratie, die Sie zu Recht 
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ansprechen. Es ist natürlich hoch bürokratisch, am meis-

ten leiden darunter die Vereine und die Arbeit der Verei-

ne, die nur in einem sehr strengen Rahmen stattfinden 

kann.  

In Bezug auf die inhaltliche Differenzierung haben 

Sie es zum Teil ja selbst angesprochen, es gibt unter-

schiedliche Schwerpunktsetzungen: der Verein Orient 

Express, der einen Schwerpunkt zum Thema Zwangs-

verheiratung hat. Ich dachte eigentlich bis vor Kurzen, 

dass Ihnen das Thema sehr wichtig wäre. Sie haben das 

hier immer wieder debattiert, aber wenn es darum geht, 

tatsächlich eine Anlaufstelle dafür zu haben und zu fi-

nanzieren, dann machen Sie einen Rückzieher und dann 

ist Ihnen Ihre politische Symbolpolitik, die Sie heute in 

der Früh schon angesprochen haben, wichtiger, als 

tatsächlich eine Unterstützung zu geben und den Schutz 

der betroffenen Personen zu gewährleisten.  

Und wenn Sie jetzt ansprechen, es gibt eine Dunkel-

ziffer, die höher ist und über die es keine Datenlage gibt: 

Ja, das macht ja eine Dunkelziffer aus, das macht ja 

einen Graubereich aus, dass er sehr schwierig zu erfas-

sen ist, sowohl für eine NGO, aber auch für eine Behör-

de, für die Polizei, die auch in dem Bereich tätig ist, da 

bleibt immer ein Bereich von einer Dunkelziffer über. Und 

wie nähern wir uns diesem Bereich an? In dem viel mehr 

Einblick in den Bereich möglich ist, mehr Vertrauen da 

ist, eine Zusammenarbeit mit den betroffenen Personen. 

Und das ist etwas, was eine langjährige Arbeit ist und 

was wirklich viel braucht, viel Engagement, zum einen 

eine Niederschwelligkeit und zum anderen einen ganz-

heitlichen Zugang. Deswegen liegen so viele ähnliche 

Angebote bei diesen Vereinen. Sie haben ja kritisiert, 

dass die Vereine ähnliche Angebote haben, alle würden 

Beratungen anbieten, alle würden telefonische Beratung 

anbieten, alle würden persönliche Beratung anbieten. Ja, 

ich verstehe schon, dass es vielleicht ein wenig eintönig 

sein mag, in den Berichten dann immer wieder Zahlen zu 

finden, Statistiken, wie viele persönliche Beratungen 

stattgefunden haben, wie viele telefonische, und so wei-

ter. Aber das ist ja nur das Mittel, das ist ja ein Werk-

zeug. Worum ginge es? Bei einem Verein geht es um 

Zwangsverheiratung, bei einem anderen Verein geht es 

um etwas anderes, geht es um FGM oder geht es um 

eine psychosoziale Beratung, eine Scheidungsberatung, 

Obsorgefragen, Gewaltschutz und Ähnliches. Also, die 

Frage, ob jetzt telefonische Beratung ein Mittel ist, das 

nur bei einem Verein zur Anwendung kommen soll oder 

sich eigentlich in all diesen Vereinen wiederfindet, ist 

wirklich auf einer anderen Ebene, hat nichts mit der 

Förderwürdigkeit zu tun oder mit der inhaltlichen Bedeu-

tung und Wichtigkeit dieses Themas.  

Ich möchte kurz zum Verein NACHBARINNEN etwas 

sagen, da Sie den auch angesprochen haben. Dieser 

leistet eine ganz besonders wichtige Arbeit und ist ganz 

ausdifferenziert, denn der macht sehr viel aufsuchende 

Arbeit. Das heißt, es gibt hier Frauen, die als Nachbarin-

nen - das ist tatsächlich so eine Art der Berufsbezeich-

nung - tätig sind und mit ihren Nachbarinnen tatsächlich 

in einem übertragenen Sinn auch arbeiten und hier Un-

terstützung anbieten, und damit sehr niederschwellig 

agieren können, sehr viel in die Communities hineinwir-

ken und gleichzeitig auch sehr viel Vertrauen herstellen 

können. Das ist der Zugang, der es dann tatsächlich 

ermöglicht, bildungsferne, bildungsbenachteiligte, margi-

nalisierte Frauen, Familien und junge Menschen zu er-

reichen und zu unterstützen. Und das ist einer der 

Schwerpunkte, den wir als Stadt in diesem Bereich auch 

setzen, und deswegen ist uns Zusammenarbeit mit den 

Frauenvereinen und mit den Migrantinnenvereinen ganz 

besonders wichtig. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)  

Die Frage danach, wie viele Personen eigentlich ei-

nen Deutschkurs erfolgreich abschließen, ist eine Mög-

lichkeit der Betrachtung. Aber es ist nur ein Element und 

es lässt ganz viele andere begleitende Faktoren außer 

Beachtung, nämlich: Wie gestaltet sich die Lebenssitua-

tion von Personen, die einen Deutschkurs besuchen? 

Was sind die begleitenden Faktoren dieser Frauen? Wie 

sieht es aus mit Kinderbetreuungspflichten, wie sieht es 

aus mit der Gesundheit, wie sieht es aus mit Traumati-

sierungen? Wenn eine Frau von FGM betroffen ist, wie 

belastend ist diese Situation, wie möglich ist es ihr, dar-

über zu sprechen und sich auch Unterstützung zu su-

chen, vom medizinischen Bereich angefangen hinein in 

einen langfristigen psychologischen Unterstützungsbe-

reich? Wie relevant ist dann der Punkt, ob eine Prüfung 

erfolgreich abgeschlossen wird, beziehungsweise wie 

sehr verweist das dann darauf, wie viel Handlungsbedarf 

in anderen Bereichen eigentlich besteht? Also was kön-

nen wir daraus herauslesen, wenn einige Menschen 

Deutschkurse nicht positiv abschließen können? Dass 

nämlich genau die begleitende Arbeit, die die Vereine 

anbieten, umso wichtiger ist, um die Frauen so weit zu 

unterstützen und zu ermächtigen, dass sie nicht nur 

Deutschkurse abschließen können, sondern dass sie 

auch eine gute Gesundheitsversorgung haben, dass sie 

einen guten Bildungszugang haben, für sich selbst und 

auch für ihre Familien, und zwar langfristig.  

Das heißt, die Arbeit, die diese Vereine machen, ist 

auch nicht nur eine Notarbeit, eine punktuelle Arbeit, 

sondern ist tatsächlich eine langjährige Arbeit, die ganz 

viel Vertrauen erfordert, Vertrauensaufbau und insge-

samt den Aufbau dieser Arbeit. Das ist schon über eine 

lange Zeit von diesen Vereinen geleistet worden, mit 

Unterstützung auch von der Stadt Wien, worauf ich sehr 

stolz bin, und auch auf die Arbeit dieser Vereine. Ich 

hoffe, dass sie diese noch lange fortführen können, denn 

tatsächlich sind das alles Puzzlestücke, die dazu beitra-

gen, dass die Integrationsarbeit in Wien umfangreich ist, 

verschiedene Personengruppen auch mitbedenkt, und 

auch die besondere Rolle, die Frauen in der Integration 

zukommt, hier in den Fokus nimmt. Und in diesem Sinne 

hoffe ich doch auf Ihre Unterstützung und bedanke mich 

bei denen, die die Projekte unterstützen. (Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Bevor ich 

dem nächsten Redner das Wort erteile, freue ich mich, 

eine Delegation von Sozialdemokraten aus Bosnien bei 

uns im Gemeinderatssitzungssaal begrüßen zu dürfen, 

an der Spitze Generalsekretär Irfan Cengic. Recht herz-
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lich willkommen im Wiener Gemeinderat! (Allgemeiner 

Beifall.)  

Nächster Redner ist Herr GR Haslinger. Ich weise 

darauf hin, dass ich in 11 Minuten mit dem Dringlichen 

Antrag beginne.  

GR Gerhard Haslinger (FPÖ): Herr Vorsitzender, so 

lange wird es nicht dauern! 

Ich möchte nur noch kurz zur Kollegin El-Nagashi 

Stellung nehmen. Alle Jahre wieder dasselbe Match 

zwischen der FPÖ und den GRÜNEN. Sie erklären, wie 

wichtig und notwendig diese Vereine für Frauenunter-

stützung und -förderung sind, dass man ihnen hilft, 

durchs Leben zu kommen, und wir sind eben gegen 

diese Fördermaßnahmen, dass hier mit Steuergeld diese 

Unterstützung, die Ihnen ein besonderes Anliegen ist, 

auch gewährt wird. Wir möchten eben nicht, dass hier 

mit Steuergeld unüberprüft … Welche Maßnahmen hat 

die Allgemeinheit, die es finanziert, davon? Sie wissen, 

dass viele Frauen unterdrückt sind, von Zwangsehen 

betroffen sind, und, und, und. Sie sind aber genau jene, 

die alle Menschen zu uns holen, die von Armut betroffen 

sind, marginalisiert sind und Ähnliches, und dann kom-

men Sie und wollen mit Steuergeld diese Menschen 

unterstützen und wollen sie auch in Ihren Sog der Welt-

anschauung ziehen, indem Sie sie unterstützen. Und 

gegen das sind wir und deswegen unterstützen wir die 

Förderung dieser Vereine nicht.  

Sie haben es selbst angesprochen. Es gibt noch im-

mer genügend ehrenamtliche Arbeit oder auch schlecht 

finanzierte Arbeit: Warum muss man sie überhaupt fi-

nanzieren? Ein Verein gründet sich, weil sich Menschen 

mit denselben Interessen zu einem Verband zusammen-

schließen und ein gewisses Ziel verfolgen. Das kann 

man. Wenn man diese Menschen unterstützen will, dann 

sollen sie es ehrenamtlich machen. Aber wenn ich dann 

einen Berufszweig daraus machen möchte, den die 

Allgemeinheit finanziert, dann müssen Sie es deklarie-

ren, aber nicht scheinheilig mit Vereinsstrukturen hier 

arbeiten und ganz einfach uns erklären, warum wir da 

dagegen sind und dass das schlecht ist, weil es wäre so 

wichtig und notwendig. Sie können es ruhig uns überlas-

sen, wie wir den Blick auf die Dinge sehen wollen und 

auch tun. Und das ist es.  

Mit den Vereinsstrukturen nehmen Sie Einfluss auf 

eine Gesellschaft, die vielleicht noch nicht imstande ist, 

sich bei uns selbst zu organisieren, und dann kommen 

Sie und erklären ihnen das Zusammenleben der bikultu-

rellen Lebensformen, Sie kommen und erklären ihnen, 

wie ein Afrikaner mit einem Mexikaner in Wien zusam-

menlebt und wie sie sich darauf einzustellen haben, wie 

die Lebensformen … Lesen Sie sich die Vereinsförde-

rungen durch, was dort angeboten wird. Und dagegen 

sind wir. Wir sind nicht dagegen, dass es die Vereine gibt 

und Sie diese Menschen unterstützen wollen, wir sind 

nur gegen die Finanzierung. Da machen wir alle Jahre 

dasselbe Match. Wir sagen nicht, dass die Vereine 

schlechte Arbeit machen, wir wollen es nur nicht finan-

zieren. Und das sollten Sie zur Kenntnis nehmen und 

brauchen niemand kritisieren oder schlechtreden. (Beifall 

bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-

meldet ist Frau GRin Mag. Berger-Krotsch. Auch Sie 

weise ich darauf hin, in acht Minuten beginne ich mit 

dem Dringlichen Antrag. 

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (SPÖ): Sehr ge-

ehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Einmal grundsätzlich: Wir überlassen Ihnen von der 

FPÖ in dieser Stadt einmal rein gar nichts, und das wird 

auch noch für viele Jahre so sein. (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) - Genau so ist es!  

Dann möchte ich gleich mit der unerhörten Unterstel-

lung aufräumen, dass hier alles völlig ungeprüft über die 

Stadt hereinbricht. Die MA 57 prüft nach ganz genauen 

und strengen Richtlinien und es wird hier alles durchge-

screent. Kollegin Huemer, aber auch Kollegin El-Nagashi 

und GR Novak haben es sehr genau gesagt, es sind die 

verschiedensten Bereiche, die ein Frauenleben betref-

fen, die mit diesen Vereinen abgedeckt sind, die in den 

verschiedensten Grätzeln wirken, also viele verschiede-

ne Frauen erreichen und eben die wichtigsten Themen 

berühren, die Frauen in dieser Stadt betreffen, auch 

beraten und Hilfestellungen leisten.  

Zu der Unterstellung, dass wir von Rot-Grün Frauen 

in eine dubiose Richtung zerren wollen: Nein, es ist so, 

dass wir in dieser Stadt ein Credo haben (GR Gerhard 

Haslinger: Ihr Credo!), das unsere Frauenstadträtin aus-

gerufen hat: Wir wollen, dass jede Frau in dieser Stadt 

sicher, selbstbestimmt und unabhängig leben kann, und 

dafür arbeiten wir, und das müsste unser aller Ziel in 

diesem Raum sein. - Danke. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Frau GRin 

Mag. El-Nagashi, zum zweiten Mal. Die Restredezeit ist 

10 Minuten und 27 Sekunden. Ich betone, nach 7 Minu-

ten beginne ich mit dem Dringlichen Antrag. 

GRin Mag. Faika El-Nagashi (GRÜNE): Sie wissen 

schon, Herr Haslinger, dass Ihre Fraktion vor ein paar 

Monaten oder vor fast einem Jahr - Ihre Inputs ver-

schwimmen ja hier immer alle miteinander - einen Antrag 

eingebracht hat, zu der Zeit, als Frauenrechte Ihnen 

noch ganz wichtig erschienen, aber wahrscheinlich nicht 

von allen Frauen, sondern von bestimmten Frauen. (Zwi-

schenruf von GR Gerhard Haslinger.) - Sie haben einen 

Antrag eingebracht, vielleicht erinnern Sie sich noch 

daran? Da ging es um all die Sachen, die diese Vereine 

machen, psychosoziale Beratung und Begleitung und 

Unterstützung, all das, was Sie kritisiert haben, dass alle 

Vereine dasselbe machen würden, Prozessbegleitung, 

Gewaltschutz. In diesem ganzen Bereich haben Sie sich 

das sehr gut zusammengeschrieben. Erinnern Sie sich 

daran? (GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Sie haben 

dagegen gestimmt!) - Wir haben die Vereine schon, die 

das machen, wir fördern die Vereine, wir machen das in 

der Stadt. Aber erinnern Sie sich an diesen Antrag, erin-

nern Sie sich daran! (GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc: 

Sie haben dagegen gestimmt!) Was glauben Sie, wer 

setzt das um, wer wird denn das dann machen? Wer soll 

das machen? Wenn wir das als Stadt selbst machen, 

sind Sie nicht damit einverstanden. Wenn wir das ausla-
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gern und Vereine das machen, sind Sie nicht damit ein-

verstanden. Also, Sie wünschen es sich theoretisch, aber 

in der Praxis sollte es lieber doch nicht passieren, denn 

dann wäre es vielleicht etwas Gutes und dann würde 

sich vielleicht etwas verändern. Also daran liegt Ihnen 

überhaupt nichts. Sie bringen einen Antrag ein, der ge-

nau das fordert, was die Vereine, die wir jetzt diskutieren, 

machen, als ihre tägliche Arbeit, und sind dann dagegen, 

wenn es nicht von Ihrem Antrag kommt und wenn es für 

alle Frauen ist, beziehungsweise, wenn es insbesondere 

für Migrantinnen ist.  

Das ist die Situation, die wir haben. Die Vereine, die 

das machen, machen das zu einem Großteil im Ehren-

amt. Die Überprüfungen, die stattfinden, sind so … (Zwi-

schenruf von GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc.) Sie 

kennen das Konzept nicht, dass eine soziale Arbeit über 

Vereine stattfindet. Das kennen Sie nicht, das mag sein. 

Es ist aber so, dass wir eine Struktur haben, dass wir seit 

Jahrzehnten Vereine haben, das ist die Organisations-

form. Sie können ja auch anders dazu sagen, vielleicht 

fällt es Ihnen dann leichter, das anzunehmen. Aber das 

sind ganz professionell agierende Einrichtungen, mit 

ganz professionellen Mitarbeiterinnen mit einer professi-

onellen Ausbildung, die eine hochprofessionelle Arbeit in 

diesem Bereich leisten. Bitte konfrontieren Sie sich ein-

mal damit. Eine Unterstützungsarbeit zum Thema 

Zwangsverheiratung zu leisten, zum Thema Frauenhan-

del zu leisten, zum Thema FGM zu leisten, das ist nicht 

ohne, das ist eine hochprofessionelle Arbeit, die in dieser 

Stadt stattfindet und die wir unterstützen und fördern und 

die wir brauchen und die wir alle brauchen. 

Die Prüfungen, die für die Vereine stattfinden, sind so 

mannigfaltig wie die Förderstellen, die sie haben. Also, 

wenn Sie sich dessen bewusst sind, wie viele Förderstel-

len es gibt, dann können Sie sich ja auch vorstellen, wie 

viele Prüfungen es gibt: Der Bund prüft, wir als Stadt 

Wien prüfen, die EU prüft. (Anhaltende Zwischenrufe bei 

der FPÖ.) Das sind keine Kleinigkeiten. Das ist auch 

nichts, um es ins Lächerliche zu ziehen oder dies zu 

versuchen. (GR Mag. Wolfgang Jung: Sie fördern Verei-

ne, die drei Jahre keine Rechenschaft abgeben!) - Das 

sind ganz strenge Prüfungen, die dort stattfinden, wo 

jedes Detail geprüft wird. Alles andere zu insinuieren, ist 

eine Unverschämtheit den Vereinen und ihrer Arbeit 

gegenüber, und vor allem den Klientinnen dieser Vereine 

gegenüber. Und das sind am Ende des Tages die Bürge-

rinnen dieser Stadt Wien. (Beifall bei GRÜNEN und 

SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Die Debatte 

ist geschlossen. Die Berichterstatterin verzichtet auf das 

Schlusswort. 

Wir kommen nun zu den Abstimmungen, die wir ge-

trennt durchführen werden.  

Wer der Postnummer 109 zustimmt, bitte um ein Zei-

chen mit der Hand. - Die Zustimmung ist durch NEOS, 

SPÖ und GRÜNE gegen die Stimmen der ÖVP und der 

FPÖ, und daher mehrstimmig angenommen.  

Es liegt zu dieser Postnummer ein Beschlussantrag 

vor betreffend Förderung für Frauenvereine, Einrichtung 

eines Landestopfes. Der Antrag wurde von NEOS einge-

bracht, es wurde die Zuweisung an den Ausschuss für 

Soziales, Gesundheit und Frauen verlangt. Wer der 

Zuweisung zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der 

Hand. - Die Zuweisung wird unterstützt von ÖVP und 

NEOS, das ist die Minderheit, der Zuweisung wird nicht 

zugestimmt.  

Wer der Post 112 die Zustimmung erteilt, bitte ich um 

ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, NEOS, SPÖ und 

GRÜNE, mehrstimmig angenommen. 

Post 113. Wer hier die Zustimmung gibt, bitte ich um 

ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, NEOS, SPÖ und 

GRÜNE, mehrstimmig angenommen. 

Wer 115 zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - SPÖ und GRÜNE gegen die Stimmen von FPÖ, 

ÖVP und NEOS, daher mehrstimmig angenommen. 

116. Zustimmung, bitte um ein Zeichen mit der 

Hand. - Wird angenommen von NEOS, SPÖ und GRÜ-

NEN, mehrstimmig angenommen. 

117. Bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Wird ange-

nommen von ÖVP, NEOS, SPÖ und GRÜNEN, daher 

mehrstimmig angenommen. 

118. Bitte um Zustimmung. - ÖVP, NEOS, SPÖ und 

GRÜNE, daher auch mehrstimmig angenommen. 

119. Bitte um Zustimmung. - ÖVP, NEOS, SPÖ und 

GRÜNE, daher auch mehrstimmig angenommen. 

121. Bitte um Zustimmung. - ÖVP, NEOS, SPÖ und 

GRÜNE, mehrstimmig angenommen. 

122. Wer dieser Post zustimmt, bitte ich um ein Zei-

chen mit der Hand. - NEOS, GRÜNE und SPÖ, mehr-

stimmig angenommen.  

Es ist 16 Uhr, ich unterbreche daher die Gemeinde-

ratssitzung, um zum Dringlichen Antrag überzuleiten. 

Wir kommen nun zum Verlangen, das von den Ge-

meinderäten Mag. Pawkowicz, Unger, Mag. Dr. Wansch, 

Ricarda Bianca Berger, Hofbauer und Kohlbauer einge-

bracht wurde, dass der an den Herrn Bürgermeister 

gerichtete Dringliche Antrag betreffend keine Bauführun-

gen und Befestigungen sowie gewerbliche Nutzungen in 

Schutzgebieten gemäß §38 Abs. 2 der Geschäftsord-

nung verlesen und hierauf mündlich begründet werde. 

Auf die Verlesung wurde verzichtet. Für die nun folgende 

Begründung des Verlangens auf dringliche Behandlung 

dieses Antrags sieht die Geschäftsordnung gemäß § 38 

Abs. 3 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Für diese erteile ich nun Herrn GR Mag. Pawkowicz 

das Wort. Bitte schön. 

GR Mag. (FH) Alexander Pawkowicz (FPÖ): Sehr 

geehrter Herr Gemeinderatsvorsitzender! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! 

Ich darf Ihnen eingangs, bevor wir hier zu dem ei-

gentlichen Anlassfall dieses heutigen Dringlichen Antra-

ges kommen, ein Beispiel erzählen, das sich vor insge-

samt drei Jahren hier in dieser Stadt abgespielt hat. Im 

13. Bezirk am Roten Berg hat eine Großmutter, die dort 

ein Gartenhaus und ein Gartengrundstück besitzt, für 

ihre Enkel einen Spielturm mit einer Rutsche und mit 

einer Schaukel im Garten aufgestellt, so wie man die 

Dinge ganz normal auch in den verschiedenen Baumärk-

ten zu kaufen bekommt. Es hat den Kindern gut gefallen, 

wie mir später berichtet wurde. 
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Faktum ist, eines Tages flatterten der Dame völlig 

verdutzt ein Strafbescheid und ein Abbruchbescheid ins 

Haus, dieses Bauwerk sei zu entfernen. Sie fällt aus 

allen Wolken und sagt: Dort vorne steht also mein Gar-

tenhaus, ich wohne da. Da hinten sind eine Rutsche und 

eine Kinderschaukel, so wie wir sie kennen. Dafür Strafe 

zahlen, dazu einen Abbruchbescheid, hochamtlich und 

ohne mit der Wimper zu zucken? Des Rätsels Lösung 

war allerdings rasch geklärt, die Baubehörde sagte die-

ser verdutzten Dame: Ja, gnädige Frau, das kann schon 

sein, dass Sie da seit vielen Jahrzehnten wohnen und 

dass Sie hier ein Einfamilienhaus haben. Es kann auch 

sein, dass das Ihr Garten ist. Ja, der Garten ist einge-

zäunt, er ist auch nicht einsehbar, aber, meine Liebe, 

durch die letzten paar Meter dieses Grundstücks, das 

Sie hier besitzen, läuft eine Widmungslinie durch, eine 

Grenzlinie durch, die letzten paar Meter sind schon eine 

Schutzzone, nämlich konkret ein Schutzgebiet Wald- und 

Wiesengürtel und daher darf dort nichts errichtet werden. 

Sie müssen es abreißen, auch wenn es niemand sieht, 

es stört auch keinen, weg mit dem Ding und Strafe müs-

sen Sie obendrein zahlen. Die Enkel unglücklich, der 

Abbruchbescheid vollzogen - im Endeffekt eine Ge-

schichte, die sich vor drei Jahren tatsächlich abgespielt 

hat. In der Zwischenzeit steht die Schaukel wieder, nur 

halt ein paar Meter versetzt. (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Sind die Enkel nicht jetzt schon groß?) 

Wir gehen jetzt drei Jahre weiter, wieder ein Schutz-

gebiet, also haargenau die gleiche Widmungskategorie, 

wieder im Grünland. Dieses Mal geht es nicht um eine 

Schaukel, ein Kinderspielzeug, auf dem drei Kinder ge-

legentlich einmal spielen können, dieses Mal geht es um 

hunderte Ausschankplätze, WC-Anlagen, Ausschankan-

lagen, also die Hütten, wo das Bier dann auch entspre-

chend ausgeschenkt wird, und das Ganze Tag ein Tag 

aus, mit Betriebszeiten, die von 6 Uhr Früh bis 0.30 Uhr 

beantragt sind, so steht es im Betriebsanlagengenehmi-

gungsverfahren drinnen, und die Baubehörde sagt, das 

haben wir heute schon vom StR Ludwig erfahren: Das ist 

überhaupt kein Problem, denn es geht ja hier um kein 

Bauwerk, ich komme nachher noch darauf zu sprechen. 

Also: Rutsche und Schaukel geht gar nicht, hunderte 

Ausschankplätze, Häusel samt Abfluss, dazu noch die 

Ausschankplätze, das ist überhaupt kein Problem. 

Worum geht es also ganz genau in dem gegenständ-

lichen Verfahren, dem wir auch diesen Antrag hier zu-

grunde gelegt haben? Es geht hier darum, dass im 3. 

Bezirk, genau genommen an der Bezirksgrenze zum 4. 

Bezirk, in der Prinz-Eugen-Straße, dort ist der Schloss-

park Belvedere, und in diesem Schlosspark soll zukünftig 

eine große Brauerei errichtet werden. Damit verbunden 

ist ein großes Bierlokal. Jetzt muss man dazusagen, 

historisch gab es das dort schon, und dagegen ist auch 

grundsätzlich nichts einzuwenden. Das ist mir ein wirkli-

ches Anliegen, weil wir das heute am Beginn im Rahmen 

der mündlichen Anfrage auch schon einmal hatten: Kein 

Mensch hat irgendetwas gegen ein Lokal, gegen die 

Errichtung einer Betriebsanlage dort, die ist auch im 

eingeschränkten Rahmen erlaubt, aber es geht um die 

Dimension innerhalb dieses Parkschutzgebietes. 

Es werden ja zusätzlich zu dieser Ausschankanlage 

insgesamt Außenterrassen für mehr als 500 Personen 

angelegt, das Ding ist ungefähr halb so groß wie das, 

was man aus dem Schweizerhaus kennt, und das Ganze 

mitten in einem Grünland, darüber hinaus in einem 

Schutzgebiet, darüber hinaus in der Kernzone des Welt-

kulturerbes, die nämlich auch durch jenes Areal läuft, wo 

jetzt diese Liegenschaft verbaut werden soll. 

Spulen wir die Zeitleiste noch einmal zurück, ein an-

derer Fall, auch vor einigen Jahren schon, wieder ist es 

ein Gastronom, der im Grünland, in diesem Fall in einem 

Erholungsgebiet, eine Baueinreichung macht. 300 m² 

sind dort erlaubt, er möchte mehr als 1.000 m² verbauen. 

Die Widmung gibt das nicht her, und wieder erteilt nach 

entsprechenden Anrainerprotesten, nach großartigen 

Beschwerden, am Ende des Tages die Baubehörde eine 

Ausnahmegenehmigung, und tatsächlich sind es jetzt 

1.100 m², wo eigentlich nur 300 m² verbaute Fläche 

erlaubt sind. Sie kennen diesen Fall, es handelt sich um 

ein Restaurant direkt an der alten Donau, das Strandca-

fé. Es ist auch damals durch alle Zeitungen gegangen, 

ich habe es leider erst jetzt erfahren. 

Wenn Sie sich die beiden Fälle ansehen, wenn Sie 

sie nebeneinanderlegen, dann können Sie am Ende des 

Tages die Adresse austauschen, es sind haargenau 

dasselbe Verfahren und dieselbe Art und Weise. wie es 

gelaufen ist, auch dort ein Anrainer, der nicht informiert 

wurde, wo die Zustellung aus irgendeinem eigenartigen 

Grund nicht funktioniert hat, der dann anschließend vor 

dem Verwaltungsgericht dagegen geklagt hat, recht 

bekommen hat, im Endeffekt in das Verfahren eingebun-

den wurde. Das Betriebsanlagengenehmigungsverfahren 

läuft dort noch, auch schon seit einigen Jahren mittler-

weile, weil hier in einem Grünland, Erholungsgebiet in 

dem Fall, etwas gemacht wurde, was eigentlich nicht 

geht. Aber Hauptsache, die Großmutter, die für ihre 

Enkel die Rutsche und die Schaukel abmontieren muss. 

Die Zeitung „Die Presse“ hat zu diesen und zu ähnli-

chen Fällen, da sind auch das Thema Heumarkt und 

einige andere Geschichten vorgekommen, bis hin zu 

Widmungsthemen, die dann, wie es scheint, teilweise zu 

ganz erstaunlichen großzügigen Spenden an anderer 

Stelle führen, geschrieben. Hier schreibt die Zeitung „Die 

Presse“ am 2. Dezember in der Printausgabe, ich zitiere 

hier einen Auszug daraus: 

„Gerade einflussreiche Bauwerber oder Berater ver-

suchen gerne, den Weg im Vorfeld der Umsetzung des 

Projektes politisch zu ebnen, um später auf Umsichtig-

keiten verzichten zu können.“ Gemeint mit diesen Um-

sichtigkeiten sind die Umsichtigkeiten, die man sonst 

gegenüber den Nachbarn und den Anrainern machen 

müsste. Ich zitiere weiter: „Solch ignorante Projektab-

wicklungen haben jedoch einen fauligen Bei-, allenfalls 

aber einen bitteren Nachgeschmack. Die Projekte leiden 

nämlich durch das Fehlen wertvoller Fachbeteiligungen 

unter Qualitätsverlusten und bewirken angesichts der 

Machtlosigkeit gegenüber intransparenten Machenschaf-

ten Frustration und Verärgerung.“ Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Soweit die Zeitung „Die Presse“ 

unter anderem auch über dieses ganz konkrete Projekt. 
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Das Projekt, von dem wir hier reden, hat weitere Wel-

len geschlagen. Es ist im Endeffekt auch im 4. Bezirk in 

dem Fall, der von der Auswirkung betroffen ist, zu einer 

Sondersitzung gekommen. Es gab zahlreiche Medienbe-

richte, es gibt eine Bürgerinitiative zu diesem Thema. Es 

gab auf Grund des medialen Drucks am Ende des Tages 

tatsächlich auch ein Eingeständnis des Bauwerbers, 

dieses Projekt zu verkleinern. Das ist auch medial trans-

portiert worden und wurde auch in deutlich kleinerer 

Form als ursprünglich projektiert vor drei Wochen im 

Amtshaus des 4. Bezirkes vorgestellt. 

An dieser Stelle, jetzt bitte noch einmal ganz wichtig, 

nicht dass das nachher ein Missverständnis bringt: Wirt-

schaft ist wichtig, und ich verwehre mich auch ausdrück-

lich dagegen, prinzipiell gegen Lokale oder Gastrono-

miebetriebe zu sein. Es ist die Dimension, um die es hier 

geht. Wir reden hier von einer Grünlandwidmung, das 

Gebäude selbst ist gestattet, aber die ganzen Terrassen-

flächen sind im Grünland. Wir reden hier von einem 

Schutzgebiet, nämlich namentlich von einem Park-

schutzgebiet, und da darf ich Ihnen an dieser Stelle auch 

ganz kurz zitieren, was die Bauordnung dazu sagt, keine 

Sorge, es ist nur ein Halbsatz, es heißt im § 6 Abs. 4: 

„Parkschutzgebiete sind bestimmt für das Anlegen von 

Gartenanlagen“ - nicht von Bauwerken, sondern von 

Gartenanlagen. (GR Gerhard Kubik: Schanigärten!) 

Darüber hinaus gibt es dort eine Schutzzone. Das heißt, 

darüber hinaus gilt sozusagen eine Art Ensembleschutz 

für dieses Gebiet, und dieses Gebiet liegt - ich habe es 

eingangs schon gesagt - in der Kernzone des Weltkul-

turerbes. Trotzdem liegen eigenartigerweise zu dem 

entsprechenden Akt auch keine Gutachten zum Thema 

Parkschutz oder zum Thema Weltkulturerbe vor. 

Wie sieht die Verkleinerung aus? - Sie ist nicht mehr 

vorhanden, sie ist Schall und Rauch. Denn das, was die 

Medien berichtet haben und tatsächlich der Öffentlichkeit 

vorgestellt wurde, so wissen wir spätestens seit dem 27. 

November, hat sich in Luft aufgelöst, weil seit dem 27. 

November hat das Magistratische Bezirksamt für den 1. 

und 8. Bezirk die öffentliche Bekanntmachung einer 

mündlichen Verhandlung verschickt. Dort steht der Ver-

handlungsgegenstand drinnen. Da steht drinnen, was 

nun letztlich beantragt wurde, und da entnehmen wir 

diesem Akt, dass von einer Verkleinerung keine Rede 

mehr ist, sondern ganz im Gegenteil, der Bauträger 

nunmehr in die Vollen greift. Das Bauverfahren ist ja 

grundsätzlich abgeschlossen, abgesehen davon, dass 

ein Anrainer hier noch versucht, eine Wiedereinsetzung 

in den vorherigen Stand zu erwirken. 

Jetzt geht es um das Betriebsanlagengenehmi-

gungsverfahren, und hier sollen außerhalb dieser ge-

widmeten Fläche, das ist der Bereich, auf den ich mich 

hier im Speziellen beziehe, im sogenannten Gastgarten 

224 Plätze und auf der sogenannten Teichterrasse 260 

Plätze, in Summe also rund 500 Plätze errichtet werden, 

zusätzliche Ausschankplätze zu dem, was nach der 

Bauordnung genehmigt worden ist. 

Die Betriebszeiten, so heißt es hier, sind auch nicht 

kürzer, als sie ursprünglich vom Bauwerber angekündigt 

wurden, sind auch nicht kürzer als das, was der Bauwer-

ber gegenüber der Bezirksöffentlichkeit vorgestellt hat, 

sondern die Betriebszeiten sind jetzt hier laut diesem 

Gegenstand der Genehmigung von 6 Uhr Früh bis 0.30 

Uhr, im Parkschutzgebiet wohlgemerkt. Vöglein zwit-

schern, Eichkatzerl springen rauf und runter, und dazwi-

schen rattern die Klimageräte dieser Betriebsanlage von 

6 Uhr Früh bis 0.30 Uhr. Wozu braucht es da noch ir-

gendwelche Schutzwidmungen? 

StR Ludwig hat heute im Rahmen der mündlichen 

Anfrage auch schon zu diesem Thema Außenterrasse 

etwas gesagt. Da war nämlich die Frage gestellt, wie es 

sein kann - ich glaube, Kollegin Meinl-Reisinger hat sie 

mir nachher auch noch einmal gestellt -, dass die Ter-

rassenflächen, um die es geht, nämlich die sogenannte 

Teichterrasse, keine Baugenehmigung haben oder brau-

chen. StR Ludwig sagt dazu wie folgt: „Beim Bauverfah-

ren selbst sehe ich jetzt keine unmittelbaren zusätzlich 

notwendigen Schritte, denn die Anrainer sind vom Bau-

verfahren zeitgerecht entsprechend informiert worden 

und hätten auch die Möglichkeit gehabt, gegen das Bau-

verfahren Einsprüche zu erheben. Es ist ein nachträgli-

cher Einspruch einer Anrainerin eingebracht worden, der 

allerdings nicht für das Verfahren verwendet worden ist. 

Die Beschwerde liegt jetzt beim Verwaltungsgericht.“ 

Er führt dann weiter aus, dass das ja vielleicht schon 

sein mag, dass man da einen Einspruch hätte machen 

können, allein, man hat halt keinen Einspruch gemacht 

und das alleine sei daher ein Indiz für die Rechtswirk-

samkeit und vor allem für die Rechtlichkeit all dessen, 

was hier passiert. Das ist der entsprechende Unter-

schied.  

Tatsächlich ist es so, wenn man dann bei der Nach-

barin anfragt: Die Dame war zum Zeitpunkt der Zustel-

lung nicht da, behauptet, es wurde kein Zettel hinterlegt. 

Die Behörde sagt, selbstverständlich ist die Zustellung 

erfolgt, es wurde so ein gelber Zettel hinterlegt. Nun ist 

es so, dass die Behörde nicht wusste, dass die Dame 

extra die Hausverwaltung beauftragt hat, täglich ihr Post-

kastel zu entleeren. Das ist auch so erfolgt, sagt die 

Hausverwaltung dieses Gebäudes. Allein, vom gelben 

Zettel kann keine Rede sein. Nun, man wird sehen, wie 

das Verwaltungsgericht zu dieser Thematik entscheidet. 

Es ist nicht ganz unüblich, so etwas soll schon einmal bei 

schwierigen Projekten vorgekommen sein, dass gelbe 

Zettel gerade aus den neuen Postkasteln, bei diesen EU-

Postkasteln, wo man ja leider reingreifen kann, dann 

auch wieder verschwunden sind. (GR Gerhard Kubik: 

Was ist das jetzt für eine Unterstellung?) Wir werden 

sehen, wie das Verwaltungsgericht entscheidet. Zum 

Glück haben wir hier ein rechtsstaatliches Verfahren und 

der Rechtsstaat wird eine entsprechende Antwort darauf 

finden. (GR Gerhard Kubik: Sie haben gesagt, es wurden 

die Postkastel ausgeräumt! - GR Dietbert Kowarik: Das 

hat er nicht gesagt! Zuhören!) In einem ähnlich gelager-

ten Fall, habe ich vorher schon zitiert, beim Strandcafé 

Alte Donau, wurde immerhin zugunsten der Anrainerin 

entschieden. Das nur zu Ihrem Zwischenruf.  

Wenn wir hier weitergehen, dann sagt StR Ludwig 

auch noch zusätzlich zu dieser Frage, warum es dort 

ohnehin völlig irrelevant ist, ob eine Baubewilligung not-
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wendig ist oder nicht. Hier sagt StR Ludwig heute in der 

Früh im Rahmen der mündlichen Anfrage, ich zitiere: 

„Meines Wissens ist auch nicht vorgesehen, die Fläche 

der von Ihnen angesprochenen Terrasse zu asphaltie-

ren, sondern das ist dort eine temporäre Nutzung, soviel 

ich weiß, mit einer Holzausstattung, also nicht eine As-

phaltierung des Bodens, sondern mit einem Holzboden, 

der natürlich auch temporär nutzbar sein wird.“ - Zitat 

Ende. Das ist ein Zitat aus dem vorläufigen Redeproto-

koll. 

Die Bauordnung sagt hier etwas anderes. Die Bau-

ordnung sagt, da gibt es auf der einen Seite die Gebäu-

de und dann gibt es sonstige Bauwerke. Bauwerke sind 

vereinfacht gesagt alle jene errichtete Gegenstände, für 

die man einerseits ein technisches Maß an Wissen 

braucht, ein gewisses Grunderfordernis an zusätzlichem 

technischen Wissen und die kraftschlüssig mit der Erde 

verbunden sind.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn die 

Holzterrasse, um die es hier geht, auch noch so tempo-

rär wäre, wenn sie nicht kraftschlüssig mit dem Boden 

verbunden ist, sondern zum Beispiel bei fast 250 Leuten 

nur mit irgendwelchen Steinchen oben beschwert, dann 

wird sie einerseits wohl mutmaßlich nicht die Fluchtweg-

bedingungen erfüllen und andererseits, insbesondere 

dann, wenn der starke Wind drüberbläst, schlichtweg wie 

eine Tragfläche abheben. Es ist daher davon auszuge-

hen, dass sie natürlich kraftschlüssig an irgendeiner 

Stelle wenigstens mit dem Boden verankert sein wird. 

Damit sind wir bei derselben Regelung, die ich eingangs 

schon zitiert habe, mit der Schaukel von der Großmutter. 

Die kann sich nämlich nicht wehren und kriegt daher 

einen entsprechenden Abbruchbescheid.  

Vielleicht noch ganz kurz ein Wort zu den Nachbar-

rechten: Warum sich hier an sich so verhältnismäßig 

wenige Nachbarn gemeldet haben, liegt darin begründet, 

wir haben es heute auch schon einmal gehört, dass die 

Nachbarrechte in Wien relativ stark beschränkt sind. 

Wien ist jenes Bundesland mit den knappsten oder 

kleinsten Nachbarrechten. Es sind 20 m, die man maxi-

mal von einem zu errichtenden Bauwerk entfernt sein 

darf, um noch Parteienrechte geltend zu machen.  

Darin liegt begründet, warum beispielsweise der 

Heumarkt so glatt durchgegangen ist. Es gibt keinen 

einzigen Einspruch gegen die Flächenwidmung Heu-

markt. Das geht nicht, weil nur ein betroffener Anrainer 

das geltend machen könnte, allein der Heumarkt ist an 

seiner schmalsten Stelle 27 m breit, daher gibt es dort 

schlichtweg keinen aktiv legitimierten potenziellen Nach-

barn.  

Am Ende bleibt, dass das alles miteinander, für mich 

zumindest, einen sehr schalen Beigeschmack hat. Wer, 

so wie bei dem Beispiel der Großmutter, sich nicht weh-

ren kann, wer vermeintlich in guter Absicht seinen En-

kerln eine Rutsche, eine Schaukel als Spielzeug in den 

Garten stellt, kriegt eine auf den Deckel, weil er nicht 

weiß, dass die letzten paar Meter seines Gartens verse-

hentlich eine andere Widmung haben, was man im eige-

nen Garten nicht sieht. Wenn hier aber ein großes Pro-

jekt geplant ist, wie wir es in vielen Fällen schon gehabt 

haben, zuletzt auch bei der Alten Donau, wenn man die 

richtigen Kontakte hat, kann man es sich richten. 

Der nächste Fall in dieser Richtung steht schon vor 

der Tür, diesmal hat ihn die StRin Vassilakou aufge-

bracht. Es geht um die eigentlich sehr ähnliche Thematik 

jener Betriebsstätten, die jetzt am Donaukanal errichtet 

werden sollen. Auch das geht ein bisschen in diese Rich-

tung, auch hier mit entsprechender Erholungsgebiet-

Widmung, auch hier ganz plötzlich über die Betriebsan-

lagengenehmigung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich komme 

zum Schluss und darf abschließend den Antragstext, 

nicht die ganze Begründung, die habe ich ja mündlich 

vorgetragen, nochmals verlesen. Lassen Sie sich bitte 

nicht von der Überschrift täuschen, die da lautet „keine 

Bauführungen und Befestigungen sowie gewerbliche 

Nutzungen in Schutzgebieten“. Die Überschrift soll einen 

Grundsatz darstellen, von diesem Grundsatz soll selbst-

verständlich im Einzelfall abgewichen werden können.  

Der Antrag lautet daher: Der Bürgermeister wird auf-

gefordert, dafür zu sorgen, dass der Magistrat in Angele-

genheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Gemein-

de dafür Sorge trägt, dass die intendierte Schutzwirkung 

von Grünlandwidmungen und hier insbesondere von 

Schutzgebieten nicht durch Ausnahmegenehmigungen, 

freie Auslegungen der Rechtsmaterie oder großzügige 

Interpretationen des Gesetzestextes und dergleichen 

unterwandert wird und alle Arten von Bauführungen, 

Befestigungen und dergleichen sowie gewerbliche und 

sonstige Nutzungen in Schutzgebieten im Sinne des 

Schutzes der Umwelt und der Wohnbevölkerung nur 

nach einem strengen, objektiven und transparent nach-

vollziehbaren Maßstab genehmigt werden. In formeller 

Hinsicht wird hier für den gleichlautenden Beschlussan-

trag die sofortige Abstimmung verlangt.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, 

dass der Antrag so formuliert ist, dass man ihm problem-

los zustimmen kann. Ich hoffe, dass auch die Kollegen 

der Sozialdemokratischen Fraktion hier jetzt keinen 

schlimmen Anschlag auf ihr sonstiges Bauwesen sehen. 

Es geht hier um Transparenz, es geht um Rechtssicher-

heit. In diesem Sinne bitte ich um entsprechende Zu-

stimmung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich danke 

dem Herrn Gemeinderat für die Begründung. 

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass hier 

die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Besprechung des Dringlichen Antrags hat sich Herr 

GR Unger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei 

ich aufmerksam mache, dass seine Redezeit mit 20 

Minuten begrenzt ist. Ausgenommen von dieser Rede-

zeitbegrenzung sind der Herr Bürgermeister und die 

zuständigen Stadträte. Außerdem darf ich noch fürs 

Protokoll bekannt geben, dass GR Stark ab 17 Uhr ent-

schuldigt ist. 

Bitte, Herr GR Unger. 

GR Christian Unger (FPÖ): Sehr geehrter Herr Vor-

sitzender! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte 

Zuseher hier im Haus als auch im Internet! 
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Keine Sorge, Herr Vorsitzender, ich glaube nicht, 

dass sich der Herr Bürgermeister an irgendeine Rede-

zeitbeschränkung wird halten müssen. Ich begrüße ihn 

sehr herzlich, ich hoffe, er folgt der Debatte zumindest 

übers Internet, denn hier im Haus ist er ja leider, wie so 

oft, nicht zu sehen, obwohl dieser Antrag natürlich an ihn 

gerichtet ist. Aber bitte. (GR Gerhard Kubik: Mehr als der 

StR Mahdalik! - Ruf bei der FPÖ: An den ist keine Frage 

gestellt!) - Ja, der Antrag geht ja nicht an den Herrn 

Mahdalik, sondern der geht an den Herrn Bürgermeister, 

der nicht da ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir beschäftigen uns im heutigen Dringlichen Antrag 

mit „keine Bauführungen und Befestigungen in Schutz-

gebieten“. Herr Kollege Pawkowicz hat schon den aktuel-

len Fall mit dem Umbau des Belvedere-Stöckls ausge-

führt. Die Größenordnung haben wir auch schon gehört, 

zirka 880 Verabreichungsplätze, eine Teichterrasse soll 

gebaut werden, 22 Bäume sollen dafür gefällt werden. 

Kollege Pawkowicz hat auch schon gesagt, dass das in 

der Kernzone des Weltkulturerbe-Gebietes Wien Innere 

Stadt, in der Schutzzone nach § 7 der Bauordnung und 

in dem Parkschutzgebiet nach § 4 geschieht. So, wie es 

geplant ist, wären all diese Schutzzonen eigentlich nicht 

notwendig, denn beim jetzigen Bauplan hält man sich 

nicht daran. 

Auch ich möchte betonen: Der Unternehmer hat kei-

ne Schuld, der Unternehmer versucht natürlich, für sein 

Projekt die bestmöglichen Bedingungen herauszuholen 

und für sein Betriebsobjekt das Bestmögliche zu errei-

chen. Er muss auf seinen Umsatz schauen und er will 

Mitarbeiter anstellen, das ist alles sehr löblich. Verant-

wortungslos ist es aber von den rot-grünen Stadtpoliti-

kern, dass sie nicht eingreifen. Sofort, nachdem solche 

Pläne kommen, sobald ein Unternehmer sagt, ich will 

das bauen, da wird es Probleme geben, muss sich die 

Stadt mit dem Bewilligungswerber zusammensetzen und 

die rechtlichen Rahmenbedingungen abklären. Dann 

hätte der Unternehmer Sicherheit, und die Anrainer wer-

den nicht verunsichert. 

Was machen Sie von der rot-grünen Stadtregie-

rung? - Sie warten ab. Sie schauen einmal zu, und dann 

setzen Sie die Bauverhandlung durch Zufall mitten in den 

Sommerferien an, denn da könnte es ja vielleicht den 

geringsten Widerstand geben. Das ist verantwortungslos, 

bösartig gegenüber der Bevölkerung, aber auch gegen-

über dem Bauwerber, der jetzt natürlich in der Rolle des 

Buhmannes dasteht. Aber, meine Damen und Herren 

von Rot-Grün, der Buhmann in dieser Geschichte, durch 

diese Vorgangsweise sind schon Sie, das muss man 

Ihnen sagen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber das hat ja System, und das möchte ich jetzt an-

hand von ein paar Beispielen zeigen, wie mit Bauprojek-

ten in Schutzzonen umgegangen wird. Auch wenn Sie es 

nicht gerne hören wollen, ja, es geht kurz auch um den 

Hochhausbau in der Kernzone Wien Innere Stadt, um 

den Eislaufverein. Ich möchte dazu bewusst noch einmal 

ein paar Details beleuchten. Warum, sage ich Ihnen 

dann nachher.  

Wir erinnern uns, 2008 wurde das Grundstück von 

9.700 m² um 4,2 Millionen EUR, das sind 433 EUR/m², 

vom Stadterweiterungsfonds ohne Genehmigung der 

Fondsbehörde verkauft. Angebote von 9 Millionen EUR, 

das hat der Rechnungshof schon kritisiert, wurden abge-

lehnt. Buntes Wohnen hat das Grundstück dann in eine 

Gesellschaft ausgelagert, und danach hat Herr Tojner 

von der Firma WertInvest all das aufgekauft. So gut, so 

schön, nur hat das Grundstück damals keine Bauwid-

mung gehabt, war unbebaubar. Das heißt, man hat na-

türlich als Investor - keine Frage, das darf er - darauf 

spekuliert, dass er einen Gewinn macht. Wie sich her-

ausgestellt hat, werden es ein paar Hundert Millionen 

Euro sein. Frau Vassilakou hat dann natürlich zuge-

schaut und sich zum Erfüllungsgehilfen gemacht. 2012 

hat es nämlich dann Experten-Hearings gegeben, die 

„Presse“ hat dazu Operation Goldesel gesagt, Projekt-

vorstellungen hat es gegeben, 2 Mal mit 73 m hohen 

Türmen, sogar die Frau StRin Vassilakou hat zu Recht 

gesagt, da könnte es Schwierigkeiten mit der UNESCO 

geben, also warten wir eine Entscheidung ab, und erst 

dann gibt es einen Architektenwettbewerb. Okay, auf die 

UNESCO hat man, auf gut Wienerisch gesagt, verges-

sen, man hat den Architektenwettbewerb gemacht, und 

dann hat es Vorgaben für dieses Gebiet gegeben, aber 

nicht von der Stadt Wien, Vorgaben hat es vom Projekt-

betreiber gegeben. Er braucht bei Abriss zusätzlich min-

destens 18.000 m² mehr Nutzfläche, denn sonst kann es 

sich für ihn nicht rentieren. 

Die UNESCO hat dann natürlich gesagt, Moment, ro-

te Taste, es geht ja nicht nur um die Höhe, es geht um 

die Stadtmorphologie, weil Sie immer nur von der Höhe 

reden, es geht auch um den Canaletto-Blick. Das war 

Ihnen alles wurscht, jetzt droht der Verlust von etwas, wo 

der Herr Bgm Häupl vor 16 Jahren gesagt hat, super, wir 

sind Weltkulturerbe. In Wirklichkeit sind wir auf der Roten 

Liste, und ich danke Rot-Grün sehr dafür, dass Sie es 

geschafft haben, dass wir uns international lächerlich 

gemacht haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Jetzt komme ich dazu, warum ich das Ganze noch 

einmal kurz aufgerollt habe, denn es hat die Volksan-

waltschaft dazu einen Bericht erstellt und sie sagt: „Mit 

der Änderung des Flächenwidmungsplanes wurde sei-

tens der Stadt eine Entscheidung getroffen, die ihren 

eigenen Grundsätzen, nämlich dem Fachkonzept Hoch-

häuser STEP 2025 beziehungsweise dem eigentlich für 

dieses Projekt gültigen Hochhauskonzept 2002 wider-

spricht.“ 

Es hätten auf diesem Areal nur Hochhäuser gebaut 

werden dürfen, wenn es einen außerordentlichen Mehr-

wert für die Allgemeinheit schafft und diesen mit der 

Errichtung des Wohnturmes begründeten Mehrwert kann 

eben die Volksanwaltschaft nicht erkennen, denn es gibt 

keinen Hinweis darauf, dass für die breite Öffentlichkeit 

großzügiger, leistbarer Wohnraum entsteht. Ganz im 

Gegenteil.  

Dann wird immer der Mehrwert der unterirdischen 

Turnhalle sowohl für den privaten als auch für den öffent-

lichen Sport angeführt. Erstens steht im Fachkonzept 

Hochhaus ganz klar drinnen, dass das Hochhaus selbst 

der Mehrwert sein soll und nicht irgendwelche unterirdi-

schen Einbauten, zweitens muss man dazusagen, dass 
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für diese besagte Turnhalle die Republik Österreich 

einen jährlichen Mietzins von 73.000 EUR zu bezahlen 

hat. Das heißt, dass der Projektwerber mit diesem an-

geblichen Mehrwert sogar noch ein Körberlgeld macht. 

Was sagt die Volksanwaltschaft weiters? - Die Erfül-

lung öffentlicher Aufgaben darf grundsätzlich nicht von 

wirtschaftlichen Gegenleistungen Privater abhängig 

gemacht werden. Hier wurden falsche Hoffnung geweckt 

und unweigerlich der Unmut der Bevölkerung ausgelöst. 

Ja, die rot-grüne Stadtregierung hat geantwortet: Alles 

nur politisch motiviert von der Frau Volksanwältin. Na, 

ich bin gespannt, ob Sie das beim nächsten Bericht der 

Volksanwaltschaft auch so sagen, dass sie einfach eine 

politisch motivierte Auftragstäterin ist, denn dann können 

Sie nicht immer gleichzeitig hingehen und Hand schüt-

teln und sich freuen, dass sie da ist. 

Was hat die Volksanwältin noch kritisiert? - Den Ver-

trag zwischen der Stadt Wien, der WertInvest Hotelbe-

trieb GmbH und der Lothringerstraße 22 Projektentwick-

lungs GmbH über die Infrastrukturmaßnahmen. Der 

Vertrag wurde zwar vom Gemeinderat beschlossen, 

entspricht aber nicht der Wiener Bauordnung, denn dass 

in dem Vertrag der Grundeigentümer zusätzlich an den 

Infrastrukturkosten beteiligt werden soll, das stimmt ja so 

nicht. Sogar im Plandokument selbst wird beschrieben, 

dass bereits vorhandene Infrastruktur wie Kanal, Was-

ser, Strom, Gas, Fernwärme und die Anbindung an das 

öffentliche Verkehrsnetz vorhanden ist. Bei der Neufest-

setzung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes 

für das Heumarkt-Areal handelt es sich um eine anlass-

bezogene Flächenwidmung. Genau das, was wir Frei-

heitliche immer gesagt haben. Das ist auch das einzige 

Schöne an diesem Bericht der Volksanwaltschaft, man 

hätte sich nur diesen traurigen Bericht erspart, hätte man 

schon damals auf die Befürchtungen der FPÖ geachtet. 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Aber das ist ja nicht das einzige Beispiel, das ist jetzt 

das Beispiel, wo man sich am meisten drunter vorstellen 

kann. Ich möchte aber schon sagen, dass es da sehr, 

sehr viele andere Skandale gegeben hat, die leider Got-

tes schon in Vergessenheit geraten sind. Ich nenne jetzt 

das Haus Bauernmarkt Nr. 21, das ist in jenem Teil des 

Fleischmarktes zwischen Rotenturmstraße und Bauern-

markt ein einzigartiges Gründerzeitensemble über drei 

Häuser. Das hat man verkauft, der aktuelle Eigentümer, 

der stadtbekannte Investor Lenikus, manche in diesem 

Haus kennen ihn wahrscheinlich näher, hat es erworben, 

gewartet, bis die Mieter draußen sind, und dann einen 

Abbruchbescheid bekommen. Einen Abbruchbescheid 

hat er nach Intervention Faymanns bekommen, das kann 

man im Behördenakt auch nachlesen. So bekommt man 

einen Abbruchbescheid in einem Gründerzeitensemble. 

Was ist passiert? - Die Abrissbirne ist gekommen, das 

Gründerzeitensemble ist weg. 

Bleiben wir in derselben Gegend, bleiben wir am 

Bauernmarkt, schauen wir uns den Bauernmarkt 1 an, 

ein unter Denkmalschutz und Schutzzone stehendes 

barockes Bürgerhaus mit einem sogar noch mittelalterli-

chen Kern. Das Wohnhaus wurde der Stadt Wien gestif-

tet. 21 Wohnungen wurden von der Gemeinde Wien, von 

Wiener Wohnen zu einem günstigen Preis vermietet. 

Das hat dann der Rechnungshof auch kritisiert. Was hat 

die Stadt Wien gemacht? - Nicht die Mieten an den 

Richtwert angepasst, wie es der Rechnungshof haben 

wollte, sondern nein, da können wir ja das Gebäude 

verkaufen und können damit einem, sagen wir einmal, 

Günstling ein bisschen zu Profit verhelfen. Ich möchte 

nur sagen, das sind 9 Lokale, 3 Magazine, 2 Werkstät-

ten, 2 Büros und 21 Wohnungen, insgesamt 3.116,82 m² 

Nutzfläche, verkauft um 3,778.987,38 EUR, Quadratme-

terpreis 1.212, also schon 2001 eine Mezzie, wie man im 

Wienerischen sagt. Wer war der Käufer? - Oh, Bauern-

markt haben wir schon gehört, wieder Herr Lenikus. Klar, 

geringe Mieteinnahmen, das Haus rechnet sich nicht 

zum Vermieten, also muss man schauen, dass man die 

Mieter rausbringt, und da gibt es den Unternehmens-

sprecher der Lenikus Baufirma, einen gewisser Herr Pius 

Strobl, auch den kennt eine gewisse Fraktion in diesem 

Haus besser, der hat gesagt: Natürlich ist es einfacher, 

dass man ein Haus verwerten kann, wenn die Mieter 

ausgezogen sind - aber nein, natürlich nur auf ganz 

legalem Weg. Die Mieter sind dann mehr oder weniger 

freiwillig ausgezogen. 

Es hat auch einen zweiten Punkt gegeben, warum 

das Haus nicht lukrativ war, den Denkmalschutz. Auch 

hier ist Lenikus gekommen und hat gesagt, okay, er 

ersucht um eine Entlassung aus dem Denkmalschutz. 

Das wurde abgewiesen, aber das Denkmalamt hat eben 

gesagt, okay, von mir aus bau halt den Dachboden aus. 

Gut, das hat er nicht gemacht, sogar zehn Jahre lang 

nicht. Aber er hat dann gesagt, er möchte den Dachbo-

den abreißen und das historische Gebäude aufstocken. 

Da hat die UNESCO gesagt, nein, das geht nicht. Sogar 

das Bundesdenkmalamt hat gesagt, na, um Gottes Wil-

len, keine Chance. Gut, Lenikus hat das beeinsprucht. 

Wer muss das dann also entscheiden? - Das Kulturmi-

nisterium. Die Leiterin des Kulturministeriums war da-

mals im Kabinett Faymann I die Ministerin Schmied, die 

hat das Bundesdenkmalamt überstimmt und hat die 

Aufstockung genehmigt. Was haben wir jetzt? - Der 

Bauernmarkt 1 ist eine Baustelle mitten in der Sichtachse 

des Riesentors des Wiener Stephansdoms. Gut und 

gerne ist das danach 35 Millionen wert, um 4 Millionen 

hat er es gekauft. Na, ein schöner Gewinn, die Stadt 

Wien hat natürlich wieder durch die Finger geschaut. Es 

gibt dort keine günstigen Wohnungen mehr. Das ist die 

Wohnpolitik der Stadt Wien. Weil ich immer die Namen 

Lenikus und Pius Strobl erwähne, möchte ich noch da-

zusagen: Pius Strobl ist aus der grünen Partei bekannt, 

Herr Martin Lenikus war Kandidat der Grünen Wirtschaft, 

er weiß wahrscheinlich, wie man in Wien Wirtschaft 

betreibt. 

Noch ganz kurz zurück zum Belvedere-Stöckl: Ich bin 

sehr gespannt auf die vom Vorredner angesprochene 

Augenscheinsverhandlung am Montag. Ich bin gespannt, 

da wir ohnehin schon auf der Roten Liste der UNESCO 

sind, ob es hier ein Einlenken von Rot und Grün gibt 

oder ob Sie sagen werden, wie man auf Wienerisch sagt: 

Eh schon wurscht. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FPÖ.) 
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Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächs-

ter Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr. Gara. Ich 

erteile ihm das Wort. 

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen!  

Ich könnte die Gemeinderäte von SPÖ und GRÜNEN 

fast namentlich nennen, aber das tue ich jetzt nicht. Da 

sind nicht wahnsinnig viele da. (GRin Birgit Hebein: Von 

den NEOS ist auch niemand da!) - Na ja, wir sind ja 

doch … Ich stehe ja heraußen. (Zwischenrufe bei der 

SPÖ. - GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Eigen-

tor!) Wenn ich Richtung SPÖ schaue, sind nicht wahn-

sinnig viele hier. (Ruf bei der FPÖ: Im Parlament ist es 

jetzt einfacher!) 

Lassen Sie mich auch meine Ausführungen zum 

Stöckl im Belvedere machen. Ich möchte da an Kollegen 

Pawkowicz anschließen, der die Basis, würde ich sagen, 

schon sehr gut erklärt hat. Ich möchte das nicht alles 

wiederholen, aber doch auf ein paar Aspekte eingehen, 

die uns sehr wichtig sind. Ich würde sagen, es ist auch 

ein Beispiel, wo sowohl die BürgerInnen als auch die 

Wirtschaft irgendwie zum Spielball werden, weil man 

eben nicht genau weiß, an wen man sich wendet. Es gibt 

unterschiedliche Verfahren von der Bauordnung über 

das Gewerberecht. Der eine ist für Verkehr zuständig, 

der andere ist nicht für Verkehr zuständig, und das Gan-

ze zusätzlich noch an einer Bezirksgrenze, nämlich zwi-

schen dem 3. Bezirk und dem 4. Bezirk. Das ganze 

Bauvorhaben steht auf der Seite des 3. Bezirkes, aber all 

das, worum es eigentlich hier geht und was auch den 

BürgerInnen hier ein sehr großes Anliegen ist, den 

NachbarInnen ein großes Anliegen ist, ist das Thema der 

Immissionen, das Thema des Lärms. Das ist alles auf 

der Seite des 4. Bezirkes, also die Auswirkungen des 

Bauvorhabens. Das macht das Ganze noch zusätzlich 

kompliziert. 

Dadurch gibt es auch auf der Ebene der Bezirksver-

tretungen natürlich unterschiedliche Sichtweisen. Erst 

durch die Bürgerinitiative wurde da einmal die Basis 

geschaffen. Wir waren ja beide bei der sozusagen Inau-

guration, der ersten Veranstaltung der Bürgerinitiative 

anwesend, um einmal gesamthaft dieses Projekt zu 

betrachten. Ich denke, eine gesamthafte Betrachtung ist 

ein wichtiger Punkt bei solchen Vorhaben, sodass man 

eben nicht zum Spielball verschiedenster Behörden, 

verschiedener Meinungen und verschiedener Nichtzu-

ständigkeiten wird. 

Für uns ist hier wirklich wichtig, dass es Fairness gibt 

und auch eine faire Abschätzung zwischen den Nach-

barschaftsrechten auf der einen Seite und natürlich auch 

den Belangen eines Gastronomen, der Interesse hat, 

hier eine Gastwirtschaft und eine Brauerei zu errichten. 

Das ist etwas, was wir auch für sehr gut erachten und, so 

wie ich es auch verstanden habe, auch von der Bürger-

initiative als gut erachtet wird, dass aus dem Belvedere-

Stöckl, das dort seit 20 Jahren verwaist, jetzt wieder eine 

Gastwirtschaft entsteht, die letztendlich für alle auch 

sinnvoll ist. Das finden wir also gut. 

Kollege Pawkowicz hat das schon angesprochen, 

hinsichtlich der Rechtsstaatlichkeit haben wir aber schon 

auch noch ein bisschen Aufholbedarf und auch, was die 

Transparenz betrifft, weil es bei einem nicht unkomple-

xen Projekt in dieser Größe schon sehr verwunderlich ist. 

Herr Pawkowicz hat zuerst erwähnt, dass die 608 Au-

ßenplätze in etwa der halbe Schweizerhaus-Garten sind, 

das ist also nicht unerheblich. 

Jetzt wird in dieser ganzen Diskussion rund um das 

Projekt erklärt, dass das Thema Lärm eigentlich gar kein 

Problem darstellt, weil letztendlich das quasi nur eine 

Nutzung wie auch sonst in einem Wohngebiet ist und 

letztendlich ohnehin davon ausgegangen wird, dass alle 

Personen mit den öffentlichen Verkehrsmitteln kommen, 

auch die immerhin 60 Mitarbeiter. Das ist nicht wenig, es 

ist hier also schon eine Betriebsgröße, die nicht unbe-

trächtlich ist. Von einer kleinen Gastwirtschaft, die hier 

wieder aufsperrt, kann man da nicht reden. Es verblüfft 

uns schon sehr, dass hinsichtlich des Themas Lärm hier 

alles bis dato nicht berücksichtigt wurde, auch nicht, was 

das Thema Parkplätze betrifft. Das heißt, die gesamte 

Thematik rund um den Verkehr in der Prinz-Eugen-

Straße ist hier nicht bedacht. 

Wir haben uns hier das Lärmgutachten, also die 

Lärmkarte Straßenverkehr ausgehoben. (Der Redner 

hält eine Graphik in die Höhe.) Hier sehen Sie das Violet-

te, das ist die Prinz-Eugen-Straße. Hier haben wir mit 

über 75 dB eigentlich schon Grenzwertüberschreitungen, 

das ist der Ist-Zustand. Man darf nicht vergessen, dass 

auf Grund der ganzen Bauvorhaben rund um den Haupt-

bahnhof, der Umsiedlung der Zentrale der Ersten dorthin, 

der Verkehr nicht unerheblich ist. 

Wir wissen auf der anderen Seite, dass die Betriebs-

genehmigung für dieses neue Stöckl im Belvedere doch 

von 8 bis 24 Uhr geht. Das heißt, wir haben hier sehr 

wohl eine massive Beeinträchtigung. Ich würde einmal 

sagen, von temporärer Nutzung, wie es hier gerne dar-

gestellt wird, kann man nicht reden.  

Wenn ich jetzt schon eine massive zusätzliche Belas-

tung durch Lärm habe, die über den Grenzwerten liegt, 

wird sie durch das Stöckl im Belvedere sicherlich nicht 

weniger werden, sondern deutlich mehr werden. Das ist 

eine Thematik, die aus unserer Sicht, auch aus der Sicht 

der Anrainer schon stärker zu betrachten ist, als sie bis 

dato betrachtet wurde, weil man von Seiten der Bauord-

nung sagt, das geht uns eigentlich nichts an, obwohl das 

nicht stimmt. Auch im Zuge der Bauordnung sollte man 

sich hinsichtlich der Emissionsbelastungen Gedanken 

machen und auch hier das Projekt eben gesamthaft 

betrachten und nicht nur von Seite des 4. Bezirks, wo 

letztendlich die Auswirkungen sind. 

Auch die vorhandene Mauer zur Straße ist keine 

Lärmschutzwand, die wird den Lärm, der vom Gastgar-

ten kommen wird, auch nicht abhalten. Dann darf man 

auch nicht vergessen, dass sich, ganz unabhängig da-

von, wie die Gäste jetzt zu diesem Lokal kommen, si-

cherlich sehr viele Gäste auch vor dem Lokal befinden. 

Die kommen und gehen, stehen draußen, reden, warten, 

das heißt, wir haben noch eine zusätzliche Lärmbelas-

tung. Das muss man schon auch berücksichtigen.  

Was für uns sehr wichtig ist, ich habe es erwähnt: Es 

geht uns nicht um die Tatsache, dass hier ein Unterneh-
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mer ein Gastgewerbe noch zusätzlich zum Salm Bräu 

am Rennweg errichten möchte, das ist ja auch gut so, es 

geht uns um die Dimension. Die Dimension ist der we-

sentliche Punkt, und darüber müssen wir reden. (Beifall 

bei den NEOS.)  

Es verwundert mich schon sehr, dass bei der Dimen-

sion eines solchen Projektes das offensichtlich so ein-

fach geht. Kollege Pawkowicz hat das mit der Rutsche 

im Garten der Großmutter erklärt, dass das ein Problem 

darstellt. Ich denke, da gibt es noch viele, viele andere 

Beispiele, das ist nicht nur in den Kleingärten der Fall, 

sondern das sind viele andere Beispiele, wo es darum 

geht, ein bestehendes Gebäude zu renovieren, wo dann 

plötzlich die Baupolizei sagt: Geht nicht! Da müssen Sie 

das und das noch bringen, und so weiter - bei sehr vielen 

kleinen Veränderungen. Das meine ich mit Fairness und 

Rechtsstaatlichkeit, dass das zwischen den BürgerInnen, 

der Wirtschaft und der Politik ausgeglichen sein muss, 

die letztendlich dafür Sorge tragen muss, hier einen 

Interessensausgleich zu schaffen. Ich habe bei diesem 

Projekt das Gefühl, dass dieser Interessensausgleich 

nicht entsprechend geschaffen wird. Deswegen ist es 

von unserer Seite her hier auch sehr wichtig - die Bau-

verhandlung vor Ort, die ja am Montag stattfindet, wird 

spannend sein -, dass man gerade das Thema des 

Lärms, gerade auch das Thema notwendiger Parkplätze 

einfach genauer in Betracht zieht und nicht nur drüber-

fährt und sagt, das ist eigentlich kein Problem. 

Wir haben hier nur kurz eine Abschätzung gemacht. 

Im Moment weist das Projekt 4 Pflichtstellplätze aus, die 

im Umkreis von 500 m in einer Garage angemietet wer-

den. Das ist ein interessanter Punkt, denn so einfach ist 

es ja auch nicht. Jetzt kommt ein Gast. Wie kommt er 

quasi zu dem Schlüssel oder zur Einfahrt? Da bin ich 

gespannt, das entspricht ja nicht der Realität. Wenn nur 

10 Prozent der Gäste bei einem 3,5-fachen täglichen 

Sitzplatzwechsel mit dem PKW kommen, dann wären 

eigentlich in etwa 35 permanente Stellplätze erforderlich, 

und dass 10 Prozent der Gäste dort mit dem Auto hinfah-

ren, ist jetzt einmal nicht ganz so unwahrscheinlich. 

Selbiges gilt auch für die MitarbeiterInnen. Das heißt, 

wenn ich sowohl den Bedarf der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter und den Bedarf der Gäste mit diesen 10 

Prozent ansetze, komme ich auf nahezu 40 Stellplätze, 

nicht 4. Das ist schon ein erheblicher Unterschied, und 

darüber gilt es auch entsprechend zu reden, ebenso, 

was das Thema der Gesamtlärmbelastung betrifft, denn 

die Prinz-Eugen-Straße ist in der jetzigen Form, auch auf 

Grund dieses sehr viel stärker aufkommenden Verkehrs, 

einfach über den höchstzulässigen Grenzwerten. Daher 

fordere ich Sie auf, hier in diesem Projekt wirklich Aus-

gewogenheit, Fairness, Transparenz und Rechtsstaat-

lichkeit gelten zu lassen. - Danke. (Beifall bei den 

NEOS.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächste 

Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. O-

lischar. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Vie-

len herzlichen Dank, Herr Vorsitzender! 

Wieder einmal haben wir in Wien ein Projekt eines 

Unternehmers, das Mehrwirtschaft, das Arbeitsplätze 

schafft, und auch prinzipiell zu begrüßen ist, das haben 

meine Vorredner auch schon betont, das aber auf Grund 

seiner Auswirkungen und Emissionen als größere Gast-

stätte natürlich auch Fragen aufwirft und Bedenken bei 

den Anrainern und Anrainerinnen auslöst. Ein Projekt - 

das ist ja gerade das Relevante -, das eigentlich gar kein 

Problem an sich darstellen sollte, wäre da nicht das 

Unvermögen der Stadtpolitik aber auch von den SPÖ-

geführten Bezirken Wieden und Landstraße. Es wäre 

ihre Aufgabe gewesen, rechtzeitig alle Betroffenen an 

einen Tisch zu holen, rechtzeitig mit allen offen zu kom-

munizieren, rechtzeitig und klar zu sagen, was geht und 

was nicht geht. Wieder einmal ist es dazu nicht gekom-

men, weil es zwei SPÖ-geführte Bezirke nicht geschafft 

haben, einen Interessensausgleich im Sinne der be-

troffenen Bewohner, des betroffenen Unternehmers, der 

Wirtschaft insgesamt, dem Umwelt- und dem Denkmal-

schutz herzustellen. 

Man hat sich offenbar darauf verlassen, dass die 

Verwaltung alles regelt, sich hinter dieser verschanzt, 

gehofft, als Politiker außen vor zu bleiben, nur hat das 

nicht funktioniert. Nun ist keiner zufrieden, die Bedenken 

und Ängste der Anrainer bleiben, ebenso der Unmut des 

Wirtschaftstreibenden, weil man eben von Anbeginn 

keine klaren und vermittelnden Regeln geschaffen hat. 

Kollege Pawkowicz hat es kurz angesprochen, es 

gibt ja durchaus bei vielen Projekten immer wieder Paral-

lelen, auf die man auch immer wieder hinweisen muss. 

Es ist wieder ein Projektablauf ohne Konsens. Statt Ein-

zelkonzepte wie den Masterplan zur Partizipation für 

neue Stadtteile zu entwickeln, wäre es auch einmal wich-

tig, sich vielleicht ein grundsätzliches Programm zu über-

legen, wie man Partizipation in der Stadt gerade auch bei 

den Projekten sinnvoll umsetzen möchte. Wir sehen, es 

wurde hier anstatt auf Transparenz und Bürgerbeteili-

gung eher wieder auf Intransparenz, auf Verheimlichung 

gesetzt. Es geht ja auch nicht darum, ein Projekt zu 

verhindern, sondern darum, es mit den Betroffenen zu 

erarbeiten und so zu dimensionieren, dass es für alle ein 

guter Kompromiss ist. 

Die stadtplanerischen Fehlgriffe in Wieden und der 

nächsten Umgebung häufen sich, ob das die Heumarkt-

Thematik ist, ob es das Winterthur-Gebäude am Karls-

platz ist, die Radwege am Getreidemarkt, am Karlsplatz. 

Die Gegend verliert durch viele Fehlentscheidungen der 

Stadtplanung und Stadtplanungspolitik immer mehr an 

Lebensqualität. Es gibt ja auch Beispiele, die auch Kolle-

ge Pawkowicz schon angesprochen hat, die jetzt nicht 

den Innenstadtbereich betreffen, aber ebenfalls einen 

sehr guten Einblick in diese Praxis, die hier seitens der 

Stadtplanungspolitik gelebt wird, bieten und die auch 

Kritik vertragen müssen. 

Es handelt sich hier um den Parallelfall des an der Al-

ten Donau angesiedelten Strandcafés. Es wurde mit 

Ausnahmegenehmigungen immer mehr erweitert, diese 

Erweiterungen wurden immer ermöglicht. Zuletzt wurde 

auf dem Areal, auf dem eine Widmung mit ungefähr 

300 m² Nutzfläche möglich wäre, eine solche von 
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1.000 m² genehmigt, schön mit der Salamitaktik immer 

weiter vergrößert und mittlerweile umfasst es auch 840 

Plätze, also um 179 mehr als zuvor. Natürlich sind auch 

hier die AnrainerInnen empört. - Jetzt habe ich den Fa-

den verloren. 

Zu kritisieren ist, dass wir das Gefühl haben, dass 

der Stadtregierung auch in dieser Hinsicht diese Sache 

anscheinend egal war. Genauso ist es zu beobachten, 

wie es auch beim Belvedere-Stöckl der Fall ist. Es ist 

eben nicht der böse Investor, der hier Schuld hat, es 

handelt sich hier aus unserer Sicht um ein Versagen der 

Stadtplanung, die nicht die richtigen Vorgaben macht 

oder sie auch nicht nachvollziehbar auslegt. Es werden 

keine Auflagen betreffend Verkehrsverträglichkeit des 

Projektes gemacht, Lärmschutz wurde erst nach Protes-

ten der BürgerInnen ein Thema, nachdem allgemein 

eingelenkt wurde und das Projekt adaptiert wurde. 

Erschwerend kommt natürlich hinzu, dass beide be-

troffenen Bezirksvorsteher sich nicht wirklich um die 

Anliegen der Betroffenen kümmern. Ob das jetzt aus 

Desinteresse passiert, sei dahingestellt. Was wir sehen, 

ist, dass sich durch diesen Kompetenzwirrwarr mit den 

beiden Bezirken und den Bezirksgrenzen dieses Prob-

lem leider noch mehr verschärft hat. 

Dieselbe Baubehörde, die sonst jedes Klofenster in 

einer Schutzzone prüft, macht hier bei einem der schöns-

ten historischen Gärten Wiens großzügig Ausnahmen 

und macht sich den Umstand zunutze, dass zwar das 

Belvedere-Stöckl historisch wertvoll wirkt, aber, aus den 

20er Jahren stammend, vielleicht zu jung für den Denk-

malschutz ist und offenbar auch nicht unter Denkmal-

schutz steht. 

Das Projekt hat wieder gezeigt, dass es in Wien an 

einem BürgerInnenbeteiligungsmechanismus fehlt, der 

automatisch funktioniert und derartige Konflikte von 

vornherein ausschließt. Die BürgerInnenbeteiligung, die 

von der Stadt Wien mehr schlecht als recht praktiziert 

wird, hat wieder einmal versagt, wie auch zuletzt beim 

Heumarkt und beim Winterthur-Gebäude. 

Die Stadtverwaltung spekuliert hier eher einfach im 

Vorfeld solcher Projekte, dass die Bürgerinnen und Bür-

ger nicht rechtzeitig von den Plänen erfahren und die 

kritische Zahl von Gegnern nicht erreicht wird. Wenn 

doch, dann schiebt man die Sache auf den Projektbe-

treiber und verweist auf die gesetzliche Situation, die so 

abgefasst ist, dass Gummiparagraphen und Gefällig-

keitswidmungen praktisch alles möglich machen, wenn 

es sich die Bürgerinnen und Bürger gefallen lassen. 

Anstatt dass sich die zuständige Behörde um den Natur-

schutz kümmert, nützt man die Gelegenheit aus, lang 

nötige Rodungen der Bäume zu verordnen, sodass dem 

Unternehmer der Schwarze Peter zugeschoben wird. 

Das ist ein Beispiel für die Unredlichkeit in dieser 

Stadt, wie mit Bauprojekten umgegangen wird. Für uns 

ist klar: Es ist höchste Zeit, dass in Wien endlich eine 

nachvollziehbare transparente Bürgerbeteiligung erfolgt, 

die einen Umgang mit diesen Projekten zulässt, der auch 

würdig ist. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächs-

ter Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Maresch. 

Ich erteile ihm das Wort.  

GR Mag. Rüdiger Maresch (GRÜNE): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich denke mir, gleich einmal vorweggenommen: Eine 

alte Geschichte, 880 Plätze, ein sehr, sehr groß dimen-

sioniertes Lokal an einer Stelle, wo, wie Kollege Gara 

sagt, schon viel Lärm auf der Straße existiert. Das Prob-

lem ist nur, er hat uns die Umgebungslärmschutzkarte 

gezeigt, und diese beruht auf dem Umgebungslärm-

schutzgesetz und da steht leider Gottes gegen unseren 

Widerstand auch im Parlament nicht drinnen, dass An-

rainerInnen da die Möglichkeit haben, ihren Gesund-

heitsschutz einzufordern. Jetzt sehe ich den Kollegen 

Gara gerade nicht, aber das ist eine Sache, die dort nicht 

passiert. Einfordern kann man den Lärmschutz allerdings 

beim Betriebsanlagenverfahren, da geht das schon, oder 

beim Gewerberecht, da kann man das machen, das ist 

die einzige Möglichkeit. 

Heute sind ganz viele Dinge zum Staatsversagen 

oder dem Versagen der Koalition gekommen. Ich möchte 

Sie nur daran erinnern: Vor nicht allzu langer Zeit ist hier 

immer wieder eine 3. Piste diskutiert worden, unter ande-

rem auch von der FPÖ, wie sehr sie die BürgerInnen vor 

dem Lärm, der da von oben kommt, schützen will, eben-

so von den Emissionen, die da kommen. Vor Kurzem 

habe ich aber gelesen, dass der kleinere Koalitions-

partner dem größeren Koalitionspartner in der Bundes-

regierung zumindest zustimmt, dass wir die 3. Piste 

brauchen. Die ÖVP hat übrigens heute einen Antrag, wo 

Länge mal Breite drinnensteht, warum man diese 

braucht. Ich kann mich noch gut an Herrn Kollegen Mah-

dalik erinnern, der heute nicht da ist, wie sehr er sich da 

ins Zeug geworfen hat und jetzt hört man einfach nichts 

mehr dazu. Es kommt also schon darauf an, wo das Ding 

ist. 

Das Gleiche gilt auch bei der Lobau-Autobahn, da 

geht es zum Beispiel um Rechtsstaatlichkeit, da kämpfen 

BürgerInneninitiativen gegen diesen Bau der Autobahn. 

Was ernten sie? - Es ist ganz schlecht, weil es so lange 

Verfahren gibt, und ein Wahnsinn, wie die das aufhalten. 

Das heißt also, dass wir als Politiker insgesamt aufpas-

sen müssen, und da meine ich alle Parteien. Auf der 

einen Seite sind solche Dinge gut, auf der anderen Seite 

sind solche Dinge schlecht, und man muss aufpassen. 

(Zwischenruf von GR Dkfm. Dr. Fritz Aichinger.) - Nein, 

nein! Entweder gilt die Rechtsstaatlichkeit für alle, dann 

gilt sie auch für alle, oder man macht einen Fehler.  

Noch einmal, bei der Geschichte ist es so: Wir haben 

es hier mit einer relativ alten Widmung, liebe Frau Kolle-

gin, zu tun, und die Wurzel dieser Geschichte liegt im 3. 

Bezirk, da hätte man das damals in den Griff bekommen 

können. Das ist so nicht passiert. 

Jetzt hat uns der Herr Stadtrat zu Recht erzählt, wie 

das mit der Baupolizei funktioniert hat, alles hundertpro-

zentig in Ordnung. Jetzt gibt es eine Betriebsanlagenge-

nehmigung, und für mich gibt es da eben ein paar Fra-

gen. Das erste ist in Wirklichkeit, wie das mit dem Lärm 

ist, und damit meine ich zwei Varianten, erstens den 
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sozialen Lärm, der aus der Gaststätte nach außen drin-

gen wird. Da muss man sich in dieser Betriebsanlagen-

genehmigung etwas überlegen. Das Zweite ist in Wirk-

lichkeit, da hat Kollege Gara völlig recht, der Verkehr. 

880 Plätze sind ein gewaltiger Verkehrsmagnet, man 

muss sich überlegen, wie sich das dort überhaupt aus-

geht. Kann da jeder mit dem Auto hineinfahren? - 40 

Stellplätze im Grünland, hat es geheißen, das geht sich 

aber eigentlich nicht aus, also kann man dort nicht mit 

dem Auto hinfahren. Man kann dort nicht parken, immer-

hin, das ist ja ein Parkschutzgebiet, und damit meint man 

nicht, das Auto zu parken, sondern den Park. 

Die zweite Geschichte, die dann natürlich damit ver-

bunden ist, ist, wie das dann mit den Parkplätzen ist, wo 

die sind. Die vier Stellplätze in der Garage werden sich 

wohl nicht ausgehen. Das ist also Aufgabe des MBA und 

der BürgerInnen, dort das irgendwie zu regeln. 

Der dritte Punkt ist, warum denn das so groß sein 

muss. 880 Plätze sind schon ganz schön viel, es könnten 

auch weniger sein. Dann höre ich immer wieder zum 

Beispiel von der ÖVP: Der arme Wirtschaftstreibende. 

Dem armen Wirtschaftstreibenden hat nicht irgendein 

höheres Wesen mitgeteilt, dass 880 Plätze sein müssen, 

sondern das hat er sich schon selber ausgesucht. Er will 

das haben, egal, wie. Jetzt kommt es darauf an, ob sich 

das an diesem Standort in dieser Größe überhaupt aus-

geht. Das heißt, für mich ist es so, dass Redimensionie-

rungen zu überlegen sind, zweitens ein Verkehrskon-

zept, das habe ich noch nicht gesehen, drittens ein 

Lärmschutz, der sowohl den Verkehr als auch den Sozi-

allärm betrifft, der aus der Gasse dringt. 

Und der vierte Punkt - der ist bis jetzt immer nur so 

nebenbei durchgeschwungen - sind die Bäume. Ich habe 

in der Zeitung gelesen und habe auch mit Menschen 

gesprochen, die dort wohnen - in erster Linie im 4. Be-

zirk, denn im 3. Bezirk sind die nächsten BürgerInnen 

relativ weit weg. Da geht es einfach darum, dass man 

sagt, es handelt sich um einen Altbaumbestand, und da 

habe ich immer das Gefühl, die physiologische Alters-

grenze bei so manchen Bäumen kann gar schnell er-

reicht werden, wenn sie einem im Weg stehen. Ich würde 

einmal sagen, es wird bei diesem Betriebsanlagenge-

nehmigungsverfahren wahrscheinlich einfach ein unab-

hängiges Baumgutachten brauchen, das feststellt, ob 

das so ist oder nicht, dass dieser Baum gefällt werden 

muss. Der zukünftige Betreiber hat in einem Interview 

gesagt: „Ich will ja eh nicht, dass die Bäume gefällt wer-

den, denn die sind ja ein wichtiges Asset hier bei mir!“ 

Also, noch einmal, für uns GRÜNE ist wichtig: Man 

muss sich die Dimension ansehen. Und es ist nicht so, 

dass wir da angerufen haben und gesagt haben, bitte 

macht 880 Plätze! - Nein, das muss man sich ansehen, 

und da ist schon der Betreiber in die Pflicht zu nehmen.  

Das Zweite ist - noch einmal -, ein Verkehrsgutachten 

zu haben: Wie ist der Verkehr? Was bewirkt das? Wo 

sind die Parkplätze, sofern es überhaupt welche gibt? 

Und die dritte Geschichte: Ein ordentliches Baumgut-

achten, das auch den Namen wert ist, muss her. - Danke 

schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächs-

ter Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Kubik. Ich 

erteile ihm das Wort. 

GR Gerhard Kubik (SPÖ): Zu versuchen, hier nicht 

allzu viel zu wiederholen, ist schwierig, weil heute ja in 

der Fragestunde schon einiges gesagt wurde. Es wird 

aber notwendig sein, nochmals darauf einzugehen. Ich 

würde es auch dem Kollegen Gara noch einmal sagen, 

aber: Wenn man austeilt und kritisiert, wer alles nicht da 

ist, dann sollte man halt … (Zwischenruf bei den NEOS.) 

Aber an sich haben wir jetzt Sitzung. (Weiterer Zwi-

schenruf bei den NEOS.) Ja, aber ich sage nur, wenn 

man austeilt, dann sollte man auch selber ein Beispiel 

geben. 

Hinsichtlich der diversen Wortmeldungen auch von 

Frau Olischar, die jetzt nur von Fehlentscheidungen der 

Stadtregierung und von Unredlichkeiten der Stadtregie-

rung gesprochen hat - Kollege Pawkowicz hat sogar 

davon gesprochen, dass die gelben Zettel, die zu Bau-

verhandlungen einladen, also die amtlichen Schriftstü-

cke, aus dem Postkasten herausgenommen werden, weil 

das bei den neuen Postkästen möglich ist -, denke ich 

mir, das sollte man alles hintanstehen lassen. Es wurde - 

das möchte ich schon wiederholen - am 29. Mai eine 

ordentliche mündliche Bauverhandlung abgehalten, zu 

der alle Grundeigentümer - jene, denen gemäß Bauord-

nung Nachbarrechte zukommen - auch eingeladen wur-

den. Und da es keine Einwendungen gegeben hat, wur-

de das Bauvorhaben mit Bescheid vom 29. Mai rechts-

kräftig bewilligt. Wie auch schon gesagt, gab es nach-

trägliche Einwendungen. Dies wurde zwar mit Bescheid 

zurückgewiesen, liegt aber derzeit beim Verwaltungsge-

richtshof. 

Und zu den Verhandlungen, zu denen die Einladun-

gen mitten im Sommer gekommen sind: Wenn das wirk-

lich stimmen würde, hätte man im Sommer 2016 für die 

Bauverhandlung Ende Mai 2017 einladen müssen. Also 

ich weiß nicht genau, wann jetzt der Sommer anfängt. 

Am 29. Mai war sicher noch nicht Hochsommer, und es 

kann nicht davon ausgegangen werden, dass alle Leute 

auf Urlaub waren.  

Aber man wird sehen, wie das Verfahren vor dem 

Verwaltungsgericht ausgeht. Und auch wenn man jetzt 

annimmt, dass die Einwendungen angenommen werden, 

muss man sagen, es war eine Bauverhandlung, wo es 

dann eine Einwendung gegeben hat, wie auch Herr StR 

Michael Ludwig heute schon ausgeführt hat, weil ganz 

einfach alle Vorschriften der Bauordnung eingehalten 

wurden, es wurden die Parkschutzbestimmungen im 

Sinne des Denkmalschutzes eingehalten, es wurde die 

MA 19 involviert, die darüber zu befinden hat, ob alles 

rechtens ist, ob es auch mit dem Stadtbild einer Schutz-

zone vereinbar ist. Es wurde alles gemacht, und somit ist 

die Bauverhandlung ordentlich abgelaufen.  

Das Nächste ist dann das Verfahren zur Betriebsan-

lage, das offensichtlich am Montag stattfinden wird, wo 

dann über diverse Einsprüche der Anrainer verhandelt 

werden kann. Vieles wurde schon öffentlich transportiert. 

Es hat auch der Bezirksvorsteher des 4. Bezirks eine 

Versammlung der dortigen Bewohner abgehalten und 
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dazu eingeladen, obwohl das Ganze im 3. Bezirk liegt. 

Also es wurde schon versucht, auch zu reagieren und 

Informationen zu bieten. Aber es ist offensichtlich ein von 

der Betriebsanlage her schwieriges Grundstück bezie-

hungsweise ein schwieriges Lokal, und das wird sich in 

der Bauverhandlung auch zeigen. Ob es dann die 880 

Plätze oder ob es weniger Plätze sein werden, ist noch 

offen. Die Frage, ob ausreichend Stellplätze vorhanden 

sind, auch unter Berücksichtigung des Umstands, dass 

es in der Nähe einige Parkgaragen gibt, die man durch-

aus auch anmieten könnte, all das wird bei der gewerbe-

rechtlichen Verhandlung auch auf die Tagesordnung 

kommen und sicher auch diskutiert. Das wird sicher auch 

keine Verhandlung sein, die mit einem Mal abgeschlos-

sen wird, sondern da wird dann versucht zu reagieren. 

Also ich denke, es ist schon in dem Sinne, wie es die 

Stadt vorsieht: Es gibt ganz einfach gewisse Zuständig-

keiten für die Bauordnung und für das Gewerbe, und das 

wird nacheinander gemacht. 

Dass es in der Kernzone des Weltkulturerbes liegt, ist 

mir neu - außer das mit diesem Canaletto-Blick, den man 

vom Belvedere hat. Aber dass alles, was von dort gese-

hen wird, Kernzone ist, habe ich noch nicht gehört. 

Ich möchte, da, wie gesagt, inhaltlich schon sehr viel 

gesagt wurde, zum Abschluss auch eine Geschichte aus 

dem Kleingarten erzählen - denn das war ja vorher auch 

irgendwie so: Man erzählt eine Geschichte von der Rut-

sche, die weggeräumt werden soll, weil sie im Sww 

steht. Also ich kenne folgende Geschichte:  

Da hat jemand im Garten einen Griller aufgestellt - 

vom Bauhaus oder vom Baumarkt, wie auch immer - und 

hat einen Abtragungsbescheid bekommen. Da haben 

alle gesagt: Das gibt es ja nicht! Jeder stellt im Garten 

einen Griller auf. Was soll da sein? - Die Verantwortli-

chen seitens der Stadt, damals auch der Kleingartenbei-

rat, wurden damit konfrontiert, und dann hat sich heraus-

gestellt: Ja, das stimmt! Der Griller selber wäre kein 

Bauwerk, das abzutragen ist, aber der gute Mann hat in 

seinem Kleingarten unten im Keller einen offenen Kamin 

gemacht und darüber hat er halt den Griller gestellt, 

damit die Abluft über dem Griller weggeht. 

Also solche Geschichten gibt es immer. Was ich da-

mit sagen will, ist: Wenn man die Details solcher Ent-

scheidungen nicht kennt und wenn man die betroffenen 

Personen nicht kennt, kann man leicht sagen, dass es so 

war, aber es muss nicht sein, dass es wirklich so ist. 

Um zum Belvedere-Stöckl zurückzukommen: Ich 

glaube, dass alles, was rechtlich geboten ist, eingehalten 

wurde und dass bei den zukünftigen gewerberechtlichen 

Verhandlungen auch entsprechende Vorgaben gemacht 

werden, sodass auch die Anrainer - sofern es sich nicht 

um jene handelt, die wollen, dass es das Lokal gar nicht 

gibt, aber um jene, die sagen, okay, ein Lokal, aber unter 

gewissen Rahmenbedingungen - damit leben können. - 

Danke schön. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächs-

ter Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Fürnkranz. Ich 

erteile ihm das Wort. 

GR Georg Fürnkranz (FPÖ): Herr Vorsitzender! 

Meine Damen und Herren! Liebe Zuseher auf der Gale-

rie!  

Zuallererst darf ich dem Kollegen Kubik, der hier ge-

meint hat, er höre zum ersten Mal, dass das zum Welt-

kulturerbe gehört (Rufe bei der SPÖ: Zur Kernzone! - GR 

Heinz Vettermann: Das ist was anderes!), das hier zei-

gen. (Der Redner hält einen Ausdruck in die Höhe, auf 

dem ein Ausschnitt aus einem Stadtplan von Wien, auf 

dem bestimmte Zonen markiert sind, zu sehen ist.) Das 

finden Sie auf „wien.gv.at“. Da sehen Sie es haarklein: 

Bis zur Prinz-Eugen-Straße geht die Kernzone! - Damit 

Sie sich an den Anblick gewöhnen, lege ich das einmal 

hier her. (Der Redner legt den Ausdruck auf das Pult. - 

Beifall bei der FPÖ.)  

Und weil Sie sich über die Kinderrutsche lustig ge-

macht haben, muss ich Ihnen schon sagen: Es geht nicht 

um die Frage der Kinderrutsche - die werden wir heute 

hier nicht ausverhandeln -, sondern es geht darum, dass 

die Baubehörde sehr restriktiv mit allen möglichen Din-

gen, die in irgendwelchen Privatgärten stehen, umgeht, 

während hier eine riesige Plattform errichtet wird, die 

natürlich nicht nur dort hingelegt werden kann, sondern 

mit dem Boden verbunden wird. Und alles, was mit dem 

Boden verbunden ist, ist ein Bauwerk. Und sobald es ein 

solches ist, kann man nicht einfach sagen, so, hurra, das 

geht uns alles nichts an! - Da wird einfach mit zweierlei 

Maß gemessen. Normalerweise wird bei solchen Dingen 

sehr streng vorgegangen, in diesem Fall ist man hinge-

gen sehr großzügig. Das finden wir nicht in Ordnung, 

meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Nun aber noch einmal zurück zur Kernzone und zum 

Weltkulturerbe. Meine Damen und Herren, als ich das 

erste Mal von diesem Projekt gehört habe - ich bin auch 

schon öfters im Salm Bräu gesessen und habe das Bier, 

das man dort trinken kann, durchaus genossen -, habe 

ich mir gedacht, okay, die richten dort das Belvedere-

Stöckl wieder her und machen einen kleinen Schanigar-

ten. Eigentlich ist das ja erfreulich. Warum regen sich die 

Leute darüber auf? - Dann aber habe ich diese Fotomon-

tage gesehen (diese in die Höhe haltend), und da fragt 

man sich dann schon, wie so etwas im Weltkulturerbe 

genehmigungsfähig sein sollte.  

Wir wissen alle, es fehlt an klaren Umsetzungen, wie 

das Weltkulturerbe in der Bauordnung administriert wer-

den soll, in der Planung administriert werden soll. Das 

fordern wir seit Langem, das fordert seit gestern auch die 

Volksanwaltschaft, aber wie auch immer, es ist bisher 

nicht geschehen. Und die ganze Problematik mit diesem 

Belvedere-Stöckl-Skandal ist daher gekommen, dass die 

Stadtpolitik es verabsäumt hat - 15 Jahre lang verab-

säumt hat! -, endlich Spielregeln, wie das Weltkulturerbe 

ins Baurecht zu integrieren ist, zu schaffen. Das ist ein 

Versäumnis, das Sie ganz alleine zu verantworten ha-

ben, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich habe schon den Brief von Frau Volksanwältin Bri-

nek erwähnt, die ja in ihren ausführlichen Stellungnah-

men zu dem Schluss gekommen ist, dass es bei diesen 

Vorgängen - das betrifft jetzt noch nicht das Belvedere-

Stöckl, sondern da geht es um den Eislaufverein, aber es 
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ist sehr vieles parallel an dieser Sache - eigentlich ver-

fassungswidrig zugegangen ist und dass sie das auch in 

entsprechender Form in einem Bericht monieren wird. 

Ich bin schon gespannt auf diesen Bericht. Ich persönlich 

wundere mich ja ein bisschen, warum sie - da bin ich zur 

Abwechslung einmal der gleichen Meinung wie die Stadt-

regierung -, wenn sie es für verfassungswidrig hält, nicht 

auch wirklich den Verfassungsgerichtshof damit befasst 

hat. Aber das werden wir sie dann im Ausschuss fragen. 

Ich sage nur eines: Sie hat in wesentlichen Punkten 

genau das gesagt, was wir Ihnen seit Jahr und Tag hier 

vom Rednerpult erzählen. Vielleicht glauben Sie es jetzt 

der Volksanwältin, wenn Sie es uns schon nicht geglaubt 

haben.  

Es geht im Wesentlichen darum, dass das Weltkul-

turerbe nicht klar im Wiener Recht verankert ist. Es geht 

darum, dass die § 1a-Verträge eigentlich seit Jahr und 

Tag contra legem exekutiert werden. Wir haben heute 

wieder einen § 1a-Vertrag auf der Tagesordnung, aller-

dings zu später Stunde, und wir Freiheitlichen werden 

diesen ablehnen, weil es immer das gleiche Spiel ist: Sie 

verkaufen die Widmungen im Endeffekt für irgendwelche 

Gegenleistungen, wobei kein Mensch hinterfragt, was 

eigentlich der Geldwert dieser Leistungen ist. Das ist 

intransparent, und es ist aus diesem Grund, auch auf 

Grund des Koppelungsverbots, eigentlich verfassungs-

widrig, was Sie hier machen. Wir stellen daher heute 

einen Antrag, um das abzustellen.  

Besonders ungut - Kollege Pawkowicz hat schon da-

rauf hingewiesen - erscheinen natürlich alle diese Vor-

gänge und diese Koppelungen von verschiedenen 

Rechtsakten vor dem Hintergrund, dass es eben auffällig 

hohe Spenden gibt.  

Ich wäre deswegen im Interesse aller ganz dringend 

dafür, dass man endlich einmal klarstellt, welche Gegen-

leistungen wie bewertet gegebenenfalls zu erbringen 

sind. Denn das, was Sie gemacht haben, ist, diesen § 1a 

so zu vollziehen, als gäbe es quasi eine Umwidmungs-

gewinnsteuer oder so etwas Ähnliches, nur wird von Fall 

zu Fall der Steuersatz anders festgelegt. Und dafür bin 

ich nicht zu haben. Ich meine, man kann durchaus dar-

über diskutieren, ob diese Gewinne in irgendeiner Form 

zu berücksichtigen sind - das fällt durchaus in den Be-

reich des moralisch Denkbaren -, aber einfach quasi eine 

Steuer einzuheben, aber nicht zu sagen, wie hoch der 

Tarif ist, das geht nicht, meine Damen und Herren. Da 

sind wir ganz strikt dagegen. 

Weil wir versuchen, proaktiv die nächsten derartigen 

Probleme zu vermeiden, bringe ich jetzt folgenden An-

trag ein: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, im Baurecht 

künftig zur Vermeidung von Fehlentwicklungen wie der 

Errichtung von Hochhäusern, aber auch anderen inkom-

patiblen Bauwerken in der sensiblen Kernzone des UN-

ESCO-Weltkulturerbes folgende Punkte zu verankern: 

1. Die uneingeschränkte Erhaltung des mit dem Prä-

dikat Weltkulturerbe geschützten Bereichs beziehungs-

weise Objekts ist jedenfalls nach den Kriterien der UNE-

SCO und im Konsens mit deren Organen sowie dem 

Bund als Vertragspartner der UNO sicherzustellen. 

2. Die Rechte der Nachbarn im Sinne der Parteistel-

lung im baurechtlichen Verfahren sind räumlich großzü-

giger als die derzeitigen 20 m zu fassen. 

3. Die Regelungen für sogenannte städtebauliche 

Verträge gemäß § 1a Bauordnung sind so zu präzisie-

ren, dass die laut Gesetz schon jetzt verbotene Gepflo-

genheit, Widmungen von oft nur sehr entfernt inhaltlich 

zusammenhängenden geldwerten Gegenleistungen 

abhängig zu machen, tatsächlich unterbunden wird.“  

Meine Damen und Herren! Dieser Antrag deckt im 

Grunde genau das ab, was die Volksanwaltschaft emp-

fiehlt. Bitte stimmen Sie dem zu. Es ist nichts Böses drin, 

es ist etwas drin, was überfällig ist, was Sie längst hätten 

erledigen sollen.  

Meine Damen und Herren! Stimmen Sie diesem An-

trag, aber auch dem Antrag von Kollegen Pawkowicz zu! 

- Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Be-

sprechung des Dringlichen Antrags ist somit beendet. 

Diesen Antrag weise ich zur weiteren Behandlung 

dem Herrn Bürgermeister zu. 

Es liegen zwei Beschlussanträge vor, über die wir 

noch abstimmen.  

Es ist dies erstens der Beschlussantrag der FPÖ-

Gemeinderäte Pawkowicz, Unger, Wansch, Berger, 

Hofbauer, Kohlbauer betreffend keine Bauführungen und 

Befestigungen sowie gewerblichen Nutzungen in 

Schutzgebieten. Wer diesem Antrag seine Zustimmung 

erteilen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - 

Das ist Zustimmung bei den NEOS, bei der ÖVP und bei 

der FPÖ gegen die Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN. 

Somit keine Mehrheit. 

Der zweite Beschlussantrag ist jener der FPÖ-

Gemeinderäte Fürnkranz, Pawkowicz, Baron, Unger 

betreffend Rettung des Weltkulturerbes und Stärkung 

von Anrainerrechten im Baurecht. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung erteilen will, 

den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle 

fest: Zustimmung bei NEOS, ÖVP und FPÖ gegen die 

Stimmen von SPÖ und GRÜNEN. Somit keine Mehrheit. 

Damit kommen wir zurück zur Erledigung der Tages-

ordnung. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich Kultur. Ich 

schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlung über 

die Geschäftsstücke 60 und 65 der Tagesordnung - sie 

betreffen Subventionen an WUK - Verein zur Schaffung 

offener Kultur- und Werkstättenhäuser - zusammenzu-

ziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Ich sehe keinen 

Einwand. Das heißt, wir können so fortfahren.  

Ich bitte den Berichterstatter, die Verhandlungen ein-

zuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um 

Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing. Gug-

genbichler. Ich erteile ihm das Wort. 
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GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! 

Wir haben in diesem Haus schon einmal über dieses 

Thema gesprochen. Beim Verein WUK haben wir ein 

kleines Problem, nämlich das Problem: Wem gehört 

dieses Haus? - Das Haus gehört eigentlich der Stadt 

Wien. Seit über zehn Jahren versucht die Stadt Wien, mit 

dem Verein einen Mietvertrag abzuschließen, und wir 

haben hinsichtlich dieser Liegenschaft relativ große 

Probleme. Ich habe hier die Berichte der MA 34 der 

letzten sieben Jahre, die einfach belegen, dass dort ganz 

gravierende Brandschutzmängel vorhanden sind, dass 

die Fluchtwege nicht freigeräumt sind. Wir haben heute 

in der Geschäftsgruppe von StR Ludwig ja darüber gere-

det, dass keine Weihnachtsdekoration auf den Türen in 

den Gemeindebauten angebracht werden darf, aber 

wenn beim WUK über fünf Jahre lang belegterweise ein 

Fluchtweg oder ein Fluchtstiegenhaus mit brandfördern-

den Mitteln verstellt ist, ist es einfach wurscht. Was Sie 

da an den Tag legen, ist ein bisschen eine Scheinmoral, 

muss ich sagen, und ist eher peinlich und genant. (Beifall 

bei der FPÖ.) 

Das WUK prahlt ja selbst damit, dass sie 200.000 

Gäste im Jahr haben. Das heißt, dort finden schon auch 

einige größere Veranstaltungen statt. Über die dortige 

Problematik hat es Medienberichte gegeben, und es 

handelt sich dabei um eine mehrfache. 

Das WUK selber kann nicht renovieren - zum Bei-

spiel die Brandmelder installieren -, weil die Liegenschaft 

der Stadt gehört. Die Stadt kann nicht darauf zugreifen, 

weil sie keine Möglichkeit hat, weil das WUK dort die 

Geschäftsführung innehat. Die MA 34 putzt sich ab durch 

Verweis auf die Veranstaltungsbehörde und sagt, na ja, 

wir haben zwar festgestellt, aber die Veranstaltungen 

wurden genehmigt.  

Ich kann mir nicht vorstellen, wie das unterm Strich 

bei diesen Zuständen, die hier über Jahre festgestellt 

wurden - ich rede ja jetzt nicht von einer einmaligen 

Maßnahme, die getroffen werden muss, sondern es wird 

über Jahre immer das Gleiche festgestellt -, der Fall sein 

kann. 

Zum Beispiel - ich komme ja selber aus dieser Bran-

che - wurde die nicht erfolgte Erstellung eines Brand-

schutzplanes drei Jahre hindurch bemängelt. (GR Dr. 

Kurt Stürzenbecher: … Feuerwehr…) Ja, Sicherheitsin-

genieur, Brandschutzbeauftragter - ich kenne mich aus, 

ich weiß in diesem Fall, wovon ich rede. 

Das ist eine unmögliche Situation, denn Brandschutz- 

und Evakuierungspläne - der Herr Professor weiß das 

auch ganz genau - sind gerade in Veranstaltungsstätten 

eine Notwendigkeit. Da spreche ich jetzt aber nicht von 

baulichen Problemen, sondern von Ignoranz, von Igno-

ranz der Geschäftsführung, die auch die Sicherheit ihrer 

eigenen Arbeitnehmer gefährdet, denn das ist in der 

Arbeitsstättenverordnung und auch im Bereich des Ver-

anstaltungsstättengesetzes vorgeschrieben. 

Ich bin der Meinung, dass ein Kulturverein, der sagt, 

dass er einer der besten Kulturvereine Europas ist - und 

ich will auch gar nicht kritisch auf die Kulturschaffenden 

dort eingehen, das soll so sein, aber Anarchie kann im 

Kulturbereich herrschen, nicht jedoch im Veranstaltungs-

stättenbereich -, dort nicht einfach eine gesetzesfreie 

Zone schaffen kann. Das ist zwar ein romantischer 

Traum von Linkslinken, aber am Ende des Tages sollte 

man sich dort an Regeln halten.  

Aus diesen Gründen stelle ich zwei Anträge. Der ers-

te Antrag:  

„Der Wiener Gemeinderat fordert den zuständigen 

Amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur, 

Wissenschaft und Sport auf, für eine Evaluierung der 

Verwendung der Förderungen, die dem WUK in den 

letzten fünf Jahren zugeflossen sind, zu sorgen und die 

Ergebnisse den Mitgliedern des Wiener Gemeinderates 

zur Verfügung zu stellen.“ 

Dies aus einem besonderen Grund, nämlich weil der 

dortige Geschäftsführer auch in Medienartikeln sehr 

dreist sagt, er sieht überhaupt nicht ein, dass er diese 

Förderungen, die er von der Stadt Wien bekommt, für 

Instandhaltungsmaßnahmen einsetzen soll. Er hat ge-

sagt, die gehören rein seinem kulturschaffenden Betrieb. 

- Ganz ehrlich: Dort werden Menschenleben gefährdet, 

und ich bin nicht bereit, dass wir hier … (GRin Birgit 

Hebein: … Menschenleben!? - Geh bitte!) - Schau dir die 

Berichte an! Schau sie dir an! Ich zeige sie dir dann 

später. Das kannst du gerne machen, überhaupt kein 

Problem. Da wird all das Abstreiten nicht helfen. - Wenn 

sie schon Geld haben, dann sollen sie wenigstens die 

Veranstaltungsstätten so herrichten, dass man sie am 

Ende des Tages auch sicher benützen kann. Es sind 

200.000 Menschen, die nach eigenen Angaben dort sind. 

Der zweite Beschlussantrag lautet: „Der Wiener Ge-

meinderat fordert den zuständigen Amtsführenden Stadt-

rat der Geschäftsgruppe Kultur, Wissenschaft und Sport 

auf, Förderungen an das WUK einzustellen, bis die offe-

nen Mietschulden bezahlt sind“ - denn sie zahlen offen-

sichtlich auch keine Miete - „und ein schriftlicher Mietver-

trag abgeschlossen wird“, der seit über zehn Jahren 

eingefordert wird. 

Das WUK weigert sich nämlich einfach, einen abzu-

schließen, und das ist für uns inakzeptabel. Auch hiezu 

kann ich Ihnen den diesbezüglichen Schriftverkehr des 

Magistrats mit der Geschäftsleitung des WUK zeigen - 

überhaupt kein Problem. Man braucht das nicht herun-

terzuspielen. Man kann Kultur machen, aber man muss 

sich an Regeln halten. - Danke sehr. (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Die Anträge 

brauche ich noch. - Danke. - Als nächste Rednerin zu 

Wort gemeldet ist Frau GRin Bluma. Ich erteile ihr das 

Wort. 

GRin Susanne Bluma (SPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen!  

Wir haben im letzten Ausschuss - und wir werden 

das auch heute in dieser Gemeinderatssitzung tun - eine 

Zahl von Theaterförderungen beschlossen. Diese Thea-

terförderungen repräsentieren die ganze Bandbreite des 

freien Theaterschaffens, das wir in Wien haben, und eine 

der Institutionen in diesem Bereich ist das WUK. Zu den 

Ausführungen meines Vorredners kann ich nicht Stellung 
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nehmen, ich kenne die Unterlagen nicht. Es würde mich 

sehr wundern, wenn die Behörden da nicht aktiv gewe-

sen wären, wenn nicht Überprüfungen stattfinden wür-

den. Und wenn etwas zu bemängeln ist, und zwar so zu 

bemängeln ist, dass es eine Bedrohung für die Besuche-

rinnen und Besucher und für die Menschen, die dort 

arbeiten, ist, dann wäre man sicher seitens der Behörde 

eingeschritten. Aber wie gesagt, ich möchte und kann 

dazu keine weiteren Aussagen machen - nur so viel, 

dass es insofern eine Themenverfehlung ist, weil du das, 

und das weißt du auch, hier in der falschen Geschäfts-

gruppe vorgebracht hast. Wir sind hier zuständig für 

Kulturförderungen, und ich nehme an, der Grund dafür, 

dass ihr jetzt diese Mängel ins Treffen führt, ist, dass ihr 

diesen Förderungen auch heuer wieder nicht zustimmen 

werdet. Gehe ich richtig in meiner Annahme? Es war 

jedes Jahr ein anderer Grund, diesmal haben wir diesen 

Grund. Das ist zu akzeptieren. Das heißt aber, dass ich 

mir jetzt auch eine Darstellung des künstlerischen Schaf-

fens und des Beitrags, den das WUK auch für die Kultur 

in unserer Stadt leistet, sparen kann. Ist das richtig? - 

Das tue ich hiermit auch. (GR Mag. Wolfgang Jung: 

Nein, dort sammeln sich die Demonstranten für die Vor-

besprechungen! Deswegen sind Sie dafür! Nichts ande-

res!) 

Ich kann Ihnen nur sagen, dass ich mit einem sehr 

guten Gefühl dem WUK diese Förderung zuspreche. - 

Danke sehr. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort 

gemeldet ist Herr GR Dipl.-Ing. Margulies. - Ich erteile 

Ihnen das Wort. 

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies (GRÜNE): Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! 

Meine Vorrednerin hat es schon angesprochen: 

Tanz, Performance, Theater, Werkstätten, bildende 

Kunst (GR Mag. Wolfgang Jung: Demo-Vorbereitung, 

Demo-Ausbildung! Das ist es!) - etwas, was das WUK 

international auszeichnet, nicht nur in Österreich, nicht 

nur in Wien, sondern international. Und ich verstehe die 

Freiheitliche Partei in einem Punkt nicht: Warum sagen 

Sie nicht ehrlich, es ist Ihnen ein Dorn im Auge? Dann 

können wir tatsächlich darüber diskutieren und werden 

sehen, dass es eben ein unterschiedlicher politischer 

Zugang ist: unser Zugang für eine freie Entfaltung von 

Kunst und Kultur - Ihr Zugang eng und eingeschränkt. 

Sie wollen das nicht. Dann können wir auch darüber 

diskutieren, insbesondere in der Geschäftsgruppe Kunst 

und Kultur.  

Was aber machen Sie? - Sie schieben Argumente 

vor, die sich, unabhängig davon, ob es jetzt hier dazu-

passt oder nicht, auf einen Teil beziehen, den Sie an-

sonsten gerne kritisieren: die Regelungswut des Gesetz-

gebers. Ich kenne das WUK jetzt lange genug, seit Be-

stehen eigentlich, und selbstverständlich weiß auch ich, 

dass im WUK Teile renovierungs- und sanierungsbedürf-

tig sind. Aber - und jetzt kommt das große Aber - wenn 

es darum geht, dass jemand, der Ihnen möglicherweise 

etwas näher steht, wie der Besitzer der Bettelalm, 

Schwierigkeiten wegen Lärmbelästigung hat, dann er-

greifen Sie sofort Partei für den Besitzer und sagen, das 

kann nicht sein, dass ein einziger Bewohner irgendwie 

Lärmerregung, et cetera geltend macht. (GR Dominik 

Nepp, MA: Der hat ja nicht einmal dort gewohnt!) 

Und ich gebe Ihnen ja recht, gerade in der Frage des 

Lärms, in der Frage der Betriebsstätten-, Betriebsanla-

gengenehmigung, des Veranstaltungsstättengesetzes, 

legen wir ja Veranstaltern oft unglaublich viele Hürden, 

zum Teil, im Rahmen der gesamten Gesetzgebung der 

letzten Jahre - auf Bundes- und auf Landesebene - in 

den Weg, und die Zeichen der Zeit deuten eigentlich 

irgendwie sehr stark darauf hin, dass wir uns überlegen 

müssen: Was können wir in diesem Punkt vereinfachen? 

- Ich will den Brandschutz nicht kleinreden, aber wir alle 

waren der Meinung oder sind der Meinung, dass es 

gerade der Brandschutz ist, der viele Gebäude, öffentli-

che wie private, verteuert, weil der Brandschutz überbor-

dend ist. Und wir waren uns in diesem Punkt einig, bis 

letztendlich traurigerweise in London ein Hochhaus ge-

brannt hat, wo sich tatsächlich niemand irgendwie um 

den Brandschutz gekümmert hat. Und seither geht es in 

Gesprächen um die Frage: Wie können wir in dieser 

Richtung günstiger für uns alle arbeiten? Und: Was ist 

wirklich notwendig und was ist nicht notwendig? - Und 

das geht dann weiter beim Veranstaltungsgesetz, beim 

Veranstaltungsstättengesetz, bei der Betriebsanlagen-

genehmigung, et cetera: Wo könnten wir es leichter 

machen für Menschen, die aktiv Veranstaltungen abhal-

ten, Kulturschaffende, et cetera? - Wenn es Ihnen aber 

politisch passt, dann greifen Sie das überhaupt nicht auf, 

sondern nehmen genau diese Punkte und machen Vor-

würfe.  

Und den zweiten Punkt erlaube ich mir auch anzu-

sprechen, bei dem es nämlich um die Fragen des Mie-

tens geht: 

Sie wissen so wie wir und auch das WUK und auch 

die Stadt Wien: Will man das WUK als Kunst- und Kul-

turhaus erhalten - das wollen wir (GR Ing. Udo Guggen-

bichler, MSc: Wer haftet, wenn was passiert?) -, dann 

können wir - das können wir uns tatsächlich überlegen - 

als Stadt Wien sagen, das, was die Miete kostet, egal, 

wie wir sie uns ausmachen, legen wir als Subvention 

drauf - würden Sie das für richtig oder für falsch halten? -

, und gleichzeitig wird vorher selbstverständlich das 

Haus hergerichtet. - Unabhängig davon muss das Haus 

hergerichtet werden! 

Einigen wir uns einmal alle miteinander darauf: Das 

Haus gehört der Stadt Wien und das Haus gehört auch 

auf Kosten der Stadt Wien hergerichtet. Und wir müssen 

als Kulturverantwortliche für diese Stadt Sorge dafür 

tragen, dass das, was jetzt im WUK gemacht wird, auch 

weiterhin erhalten bleibt. - Das ist uns wichtig, und dafür 

werden wir auch in den kommenden Jahren Sorge tra-

gen.  

Aber wenn Sie das WUK nicht wollen, dann sagen 

Sie es einfach! Dann diskutieren wir darüber politisch. 

Aber schieben Sie nicht immer irgendwelche anderen 

Dinge vor! Wir sind uns der Probleme bewusst, und wir 

werden diese Probleme auch lösen. - Ich danke sehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN.) 



Gemeinderat, 20. WP 15. Dezember 2017 31. Sitzung / 78 

 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

gemeldet ist Herr GR Mag. Jung. Ich erteile ihm das 

Wort. 

GR Mag. Wolfgang Jung (FPÖ): Herr Vorsitzender! 

Meine Damen und Herren! 

WUK, Kunst und Kultur - ich sage es Ihnen ganz of-

fen, Herr Kollege Margulies, was ich davon halte. Ich 

lese Ihnen einen Aufruf, der zu einer Veranstaltung im 

WUK 2015 gemacht wurde, vor: 

„Wir stellen uns quer - aber wie? 

Für den 30.1. ruft eine ganze Menge linker Gruppen 

zur Verhinderung des Balls in der Hofburg auf. Mittels 

Massenblockaden soll der Weg versperrt werden. Aber 

was heißt das eigentlich? Wen und was soll ich auf eine 

Blockadeaktion mitnehmen? Wie verhalte ich mich, wenn 

die Polizei kommt? Wie komme ich zum Blockadepunkt? 

Alles das und noch viel mehr wollen wir gemeinsam 

mit euch besprechen und auch praktisch trainieren. So 

können wir Befürchtungen abbauen und dafür sorgen, 

dass der zivile Ungehorsam von allen aufgenommen 

wird, die Lust dazu haben. Kommt vorbei, bringt ein 

bisschen Zeit und eure Lieblingsbezugsgruppe mit! Wir 

sehen uns auf der Blockade!  

Und wichtig: Bringt ausreichend Zeit für den gesam-

ten Workshop mit! Später kommen oder früher gehen, ist 

nicht sinnvoll. - WUK, Stiege 5, Initiativenraum.“ 

Das sind die Kunst- und Kulturveranstaltungen, die 

dort stattfinden und die Sie demnächst dort wieder 

durchziehen wollen. Und da wundern Sie sich, wenn wir 

keine Freude damit haben?! Sie verbieten Adventkränze 

an den Türen wegen Brandgefahr. Wissen Sie, was 

brandgefährlich ist? - Die Veranstaltungen, die dort ge-

plant wurden und werden und auch in Zukunft stattfinden 

werden. (Beifall bei der FPÖ.)  

Wir haben in diesem Land schon einen Gewerkschaf-

ter, der einmal gesagt hat: „Dann wird die Republik bren-

nen!“, und damit gedroht hat. Genau diese Methoden 

sind es, die jetzt wieder kommen werden. Da sind wir 

natürlich nicht einverstanden, dass Sie hier noch ein 

Initiativzentrum für solche Leute subventionieren und mit 

Kunst und Kultur verbrämen. Nein! (Beifall und Bravo-

Ruf bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

gemeldet ist Herr GR Guggenbichler. Es ist seine zweite 

Wortmeldung. 15 Minuten stehen zur Verfügung. - Bitte. 

GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Nur ganz 

kurz, weil es mir auch vorher bei der Kollegin El-Nagashi 

schon aufgefallen ist: 

Herr Margulies, was wir hier sagen, das entscheiden 

wir selber (Ruf bei den GRÜNEN: Was wir sagen, auch!), 

und das ist unser Recht. Sie brauchen als GRÜNE nicht 

hier herauszugehen und zu sagen, ihr sagt das, aber 

eigentlich solltet ihr etwas anderes sagen! - Das ist ein 

parlamentarisches Recht, und da müssen Sie schon 

schauen, dass Sie vernünftig mit der Demokratie umge-

hen können. Denn in Zukunft stellen Sie sich womöglich 

hier heraus und halten auch noch unsere Reden! - Nein, 

Herr Margulies, so geht das nicht! Aber ich nehme es zur 

Kenntnis. Sie können sich später mit mir zusammenset-

zen. (Zwischenruf von GR Dipl.-Ing. Martin Margulies.) 

Ich habe die Berichte seit 2010. Sie haben gesagt, Sie 

wollen das WUK herrichten, wollen das alles in Ordnung 

bringen. Ich freue mich darüber, dass das spätestens im 

nächsten Jahr so sein wird. Dann können wir vielleicht 

auch einer Subvention zustimmen - oder auch nicht -, 

wenn das einmal in Ordnung ist.  

Und, Herr Margulies, eines noch (GR Dipl.-Ing. Mar-

tin Margulies: Herr Lehrer!) Es geht wirklich um Men-

schenleben, wenn das ignoriert wird - und Sie spielen 

das einfach aus ideologischen Gründen herunter, wi-

schen das weg. (GR Dipl.-Ing. Martin Margulies: … ist 

Ihnen wurscht! Dort geht es nämlich nachweislich um 

Menschenleben! - Beim WUK ist das nicht …) - Nach-

weislich gibt es die Berichte der MA 34 seit dem Jahr 

2010, und das wird einfach ignoriert. Ich hoffe, dass Sie 

gerade auf jene Menschen, die dort auf Veranstaltungen 

sind, schauen und das in irgendeiner Art und Weise 

machen.  

Und das Nächste ist: Wenn etwas passiert, wer hat 

die Haftung? - Stellen Sie das bitte fest! - Hat die Haf-

tung der Verein WUK? Hat die Haftung das Frauenzent-

rum? Hat die Haftung der Veranstalter, also derjenige, 

der dort veranstaltet? Oder hat sie die Stadt? - Das ist 

nicht geklärt, weil es keinen Vertrag gibt. (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

ist - zumindest laut meiner Liste - niemand mehr gemel-

det. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstat-

ter hat das Schlusswort. (Berichterstatter GR Ernst Wol-

ler: Ich verzichte!) - Er verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt 

durchführen. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über die 

Postnummer 60. Ich bitte jene Damen und Herren des 

Gemeinderates, die der Postnummer 60 ihre Zustim-

mung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - 

Zustimmung bei ÖVP, NEOS, SPÖ und GRÜNEN. Dies 

ist gegen die Stimmen der FPÖ mehrstimmig angenom-

men.  

Es liegen zwei Beschlussanträge vor: 

Der erste Beschlussantrag ist jener der FPÖ-

Gemeinderäte Guggenbichler und Ebinger betreffend 

Evaluierung der Verwendung der Förderungen an das 

WUK - Verein zur Schaffung offener Kultur- und Werk-

stättenhäuser. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, 

den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist 

Zustimmung bei der ÖVP und bei der FPÖ gegen die 

Stimmen von NEOS, SPÖ und GRÜNEN. Keine Mehr-

heit. 

Nun kommen wir zur Abstimmung des Beschlussan-

trages der Gemeinderäte Guggenbichler und Ebinger 

betreffend Einstellung der Förderung an das WUK - 

Verein zur Schaffung offener Kultur- und Werkstätten-

häuser. Wer diesem zweiten Antrag zustimmen möchte, 

den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist 

Zustimmung der FPÖ, gegen die Stimmen von ÖVP, 

NEOS, SPÖ und GRÜNEN, und somit keine Mehrheit. 

Damit kommen wir zur Abstimmung über die Post-

nummer 65. Ich bitte jene Damen und Herren des Ge-

meinderates, die der Postnummer 65 ihre Zustimmung 
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erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist 

Zustimmung bei NEOS, ÖVP, SPÖ und GRÜNEN gegen 

die Stimmen der FPÖ. Dies ist somit mehrstimmig ange-

nommen.  

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Ver-

handlung über die Geschäftsstücke 66 und 67 der Ta-

gesordnung - sie betreffen Subventionen an den Verein 

Basis.Kultur.Wien - Wiener Volksbildungswerk - zusam-

menzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzu-

führen.  

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht 

der Fall. Daher können wir so vorgehen. Ich bitte die 

Berichterstatterin, Frau GRin Bluma, die Verhandlungen 

einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Ich ersuche 

um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. 

Hungerländer. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag. Caroline Hungerländer (ÖVP): Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! 

Bei der Postnummer 67 geht es um die Subvention 

für den Verein Basis.Kultur.Wien, einen Verein, der sich 

für den niederschwelligen Zugang zur kulturellen Weiter-

bildung einsetzt. Ebenso einen niederschwelligen Zu-

gang zur kulturellen Weiterbildung hat einst die Krippen-

ausstellung in den Arkaden des Wiener Rathauses dar-

gestellt. Der Gemeinderat hat sich ja schon einmal mit 

diesem Thema beschäftigt. Leider mussten wir auch 

dieses Jahr feststellen, dass es wieder keine Krippen-

ausstellung gibt. Jetzt weiß ich, es gibt einen Rechts-

streit, es geht um ein Urheberrecht, aber es ist ja nicht 

gesagt, dass diese Krippenausstellung in der ewig glei-

chen Form unter den Arkaden stattfinden muss.  

Wir haben daher erneut einen Antrag gestellt - wir 

beantragen die Zuweisung an den zuständigen Aus-

schuss -, und zwar, dass eine Krippenausstellung im 

Rahmen des Wiener Weihnachtstraums wieder stattfin-

det; in welcher Form auch immer, ist zu klären.  

Ich möchte persönlich auch anmerken, dass es mich 

jedes Jahr sehr, sehr traurig macht, zu sehen, wie die 

Weihnachtszeit, die Adventzeit, die eigentlich eine Zeit 

der Besinnung und der Vorbereitung sein sollte, immer 

mehr einem Konsumwahn und dem Punschtrinken und 

Glanz und Glamour zum Opfer fällt. Ich glaube, eine 

Krippenausstellung würde dem sehr, sehr gut entgegen-

wirken und wieder ein wenig Tradition zurückbringen.  

Ich ersuche daher um Zustimmung zu unserem An-

trag. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

gemeldet ist Frau GRin Ludwig-Faymann. Ich erteile ihr 

das Wort. 

GRin Martina Ludwig-Faymann (SPÖ): Eigentlich 

geht es um die Basis.Kultur.Wien. Ich glaube, wir sind 

uns alle einig darüber, dass dort hervorragende Arbeit 

geleistet wird.  

Ich möchte, da meine Vorrednerin ja jetzt nur zu ei-

nem Antrag gesprochen hat, noch ganz kurz die Gele-

genheit nutzen, um all jenen, die im Rahmen von Ba-

sis.Kultur.Wien - und das sind derzeit immerhin fast 370 

angeschlossene Vereine - vor allem ehrenamtlich tätig 

sind und einen ganz, ganz wesentlichen Beitrag für das 

Kulturleben, für die Vielfalt, für die Lebendigkeit in dieser 

Stadt leisten, ein herzliches Dankeschön - ich glaube, 

von uns allen - auszusprechen. Was wäre Wien ohne 

sie? (Beifall bei der SPÖ und von GR Mag. Manfred 

Juraczka.)  

Zur Krippenausstellung: Ich habe mich auch kurz in-

formiert. Mir persönlich tut es auch leid, ich habe die 

Krippenausstellung auch schön gefunden. Aber ich höre, 

die Stadt ist in Gesprächen - ich glaube, in Gesprächen, 

die positiv verlaufen. Ich bitte auch um Zustimmung zur 

Zuweisung des Antrages und freue mich schon, dann 

hoffentlich vielleicht nächstes Jahr schon wieder ge-

meinsam mit Ihnen die Krippenausstellung zu besuchen.  

Nichtsdestotrotz möchte ich, nachdem es ja letztes 

Jahr doch einiges an Kritik gab, schon auch gratulieren: 

Von vielen Seiten wurde mir gesagt, wie wunderschön 

eigentlich heuer auch der Rathausplatz gestaltet ist. Und 

ja, ich finde es auch sehr schön. Und ja, es wird auch 

Punsch getrunken, aber das gehört auch ein Stück weit 

dazu. Ich denke, der Rathausplatz erstrahlt heuer wieder 

sehr, sehr schön, und wir freuen uns gemeinsam auf die 

Krippenausstellung - hoffentlich! (Beifall bei der SPÖ und 

von GR Mag. Manfred Juraczka.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin 

verzichtet auf das Schlusswort.  

Wir kommen daher zur Abstimmung, die wir getrennt 

durchführen. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über die Post-

nummer 66. Ich bitte jene Damen und Herren des Ge-

meinderates, die der Postnummer 66 ihre Zustimmung 

erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist 

Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN gegen die 

Stimmen von NEOS und FPÖ. Mehrstimmig angenom-

men.  

Nun kommen wir zur Abstimmung über die Post-

nummer 67. Ich bitte jene Damen und Herren des Ge-

meinderates, die der Postnummer 67 ihre Zustimmung 

erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Zustim-

mung erfolgt bei ÖVP, FPÖ, SPÖ und GRÜNEN gegen 

die Stimmen der NEOS. Mehrstimmig angenommen.  

Es wurde ein Beschlussantrag der ÖVP-

Gemeinderäte Hungerländer, Aichinger, Olischar und 

Schwarz betreffend Krippenausstellung eingebracht. Es 

wird die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss be-

antragt. Wer dieser Zuweisung zustimmen will, den bitte 

ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle fest, das ist 

einstimmig beschlossen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 70 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die 

Gloria Theater Betriebs GesmbH. Ich bitte den Berichter-

statter, Herrn GR Woller, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um 

Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Meinl-

Reisinger. Ich erteile ihr das Wort.  
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GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES (NEOS): 

Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich weiß, über die Qualität von Theater oder von ein-

zelnen Theaterhäusern und -produktionen lässt sich 

bekanntlich streiten - das tun wir ja auch hin und wieder 

hier -, jeder hat da seinen eigenen Geschmack, und ich 

habe an dieser Stelle schon oft gesagt, dass mein per-

sönlicher Geschmack auch nicht ausschlaggebend ist für 

meine Entscheidungen, welches Haus Subventionen 

bekommen soll und welches nicht. Das ist nämlich auch 

nicht mein Verständnis der Rolle von Politik, wenn es um 

Kunst und Kultur geht.  

Ich möchte an dieser Stelle auch sagen, dass es uns 

völlig klar ist, dass wir ein niederschwelliges Kunst- und 

Kulturangebot wie das Gloria Theater gerade auch in 

Flächenbezirken, gerade auch in Transdanubien brau-

chen, weil es ja dort auch kaum alternative Angebote 

gibt, dass es dort also einen gewissen Stellenwert auch 

für die Identifikation hat. Das ist mir alles sehr bewusst.  

Dennoch muss ich an dieser Stelle schon Folgendes 

sagen - denn wir sind ja, glaube ich, die Einzigen, die 

dagegen stimmen, und ich möchte das kurz begründen -: 

Die Stadt Wien fördert hier seit Jahren - mittlerweile, 

muss man sagen, natürlich in Millionenhöhe - ein eigent-

lich finanziell komplett marodes Theater, denn, und das 

wissen wir, das Gloria Theater ist hochverschuldet. Es 

sind an die 700.000 EUR, die an Schulden vorhanden 

sind, und so wird es wohl auch noch eine Weile bleiben. 

Im Ausschuss haben wir darüber diskutiert, dass der 

MA 7 auch ein Entschuldungspfad oder ein Finanzie-

rungsplan vorgelegt wurde, der da lautet, dass es offen-

sichtlich bis zum Jahr 2023 zu einer Rückzahlung dieser 

Schulden, also zum Abbau der Schulden kommen soll, 

2024 soll das Theater schuldenfrei sein. Dieser hohe 

Schuldenberg, der da vom Geschäftsführer und Inhaber 

dieses Theaters angehäuft wurde, wird offensichtlich 

ausschließlich mit Steuergeld abbezahlt, und da stellt 

sich schon die Frage, ob es eigentlich die Verantwortung 

einer Kulturförderung ist, das zu tun.  

Ein Punkt, der mir aber besonders aufgestoßen ist, 

ist, dass man bis jetzt bei der Förderung von knapp einer 

halben Million Euro festgelegt hat, welcher Betrag davon 

der Entschuldung dient. Jetzt ist mir schon klar, ein The-

ater braucht eine gewisse Flexibilität, denn nicht immer 

sind Erfolge von Produktionen und auch Einnahmen, und 

so weiter planbar, es braucht da sicherlich auch einen 

gewissen Spielraum, um Entscheidungen treffen zu 

können. Aber dass man es diesmal völlig frei lässt, wel-

chen Betrag dieses Theater heranzieht, um sich zu ent-

schulden, und damit ja eigentlich auch der Glaubwürdig-

keit dieses Finanzierungsplans jede Basis entzogen ist, 

das passt mir ganz und gar nicht und das ist für mich 

auch nicht nachvollziehbar. Es gibt keinen fixen Schul-

denabbau pro Jahr, und ich muss schon sagen, meines 

Erachtens sitzt da das Geld der MA 7 ein bisschen zu 

locker.  

Einen zweiten Aspekt möchte ich auch noch hinein-

bringen: Zu Recht, wie ich finde, verweisen wir oder 

verweist gerade auch die MA 7 oder die Stadtregierung 

bei Theaterförderungen auf unabhängige Gremien. Ich 

halte das auch für eine sehr wichtige und richtige Einrich-

tung, dass man hier Jurys hat, die dann Empfehlungen 

aussprechen, und diesen Empfehlungen folgt man dann. 

Mir ist schon bewusst, dass man durchaus vielleicht 

auch andere, politische Entscheidungen treffen kann, 

aber wenn man sich das Volumen anschaut, das dann 

tatsächlich aus den Empfehlungen sozusagen heraus-

hüpft, dann sieht man, dass nur ein Drittel der Off-

Theater-Förderung von diesen Jurys vergeben wird, der 

Rest wird eigentlich mehr oder weniger - „willkürlich“ ist 

vielleicht ein bisschen übertrieben, aber eben: verteilt auf 

die Spielstätten von lokaler Bedeutung.  

Das heißt, man hält hier eigentlich schon ganz be-

wusst eine schützende Hand über jene Theater, die die 

Gremien wahrscheinlich nicht als förderungswürdig ein-

stufen würden und die sich aber auch mit dem, was sie 

dort leisten - und, wie gesagt, ich weise darauf hin, dass 

der Schuldenstand so hoch ist -, dieser Diskussion in 

den Gremien gar nicht aussetzen müssen. Damit werden 

eigentlich Förderungen einfach weitergeschrieben, und 

das ist in meinen Augen schon ein Schlag ins Gesicht für 

all jene, die irgendwie neue Produktionen tätigen oder 

etwas Neues aufbauen wollen oder Innovationen herein-

bringen wollen, auch gerade in die Theaterlandschaft, 

denn wir wissen, für die ist dann teilweise - und davon 

gibt es genug - das Geld nicht vorhanden, während hier 

ganz offensichtlich diese lokale Bedeutung so ausge-

sprochen hochgehängt wird, dass da jedes Jahr eine 

halbe Million Euro locker sitzt. (Beifall bei den NEOS.)  

Für mich ist völlig klar, dass wir uns gemeinsam 

überlegen müssen, wie wir sehr niederschwellige, aber 

auf jeden Fall gut regional zugängliche Kunst- und Kul-

turangebote in ganz Wien und insbesondere auch über 

der Donau schaffen - dafür möchte ich mich hier auch 

klar aussprechen -, denn das sind sehr stark wachsende 

Gebiete, und nicht jeder fährt halt in die Stadt hinein, 

obwohl das natürlich schon viele auch tun. Ich möchte 

Sie da auch an Ihr eigenes Regierungsübereinkommen 

erinnern, wo Sie zu diesem Thema auch Folgendes 

geschrieben haben: „Lokale Vernetzung: In Bezirken mit 

geringem kulturellen Angebot werden der Ausbau beste-

hender kultureller Infrastruktur vorangetrieben, lokale 

Initiativen sichtbar gemacht und vernetzt und allen Men-

schen die Teilhabe am Kulturleben ermöglicht.“ 

Aber sehen Sie, solche Maßnahmen sind eben dann 

nicht möglich, wenn die Budgettöpfe leer sind, wenn sich 

solche Institutionen wie das Gloria Theater sicher sein 

können, dass sie Jahr für Jahr trotz dieses Finanzdeba-

kels eine halbe Million Euro bekommen. Da machen wir 

nicht mit, und da stimmen wir nicht zu. (Beifall bei den 

NEOS.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

gemeldet ist Frau GRin Bluma. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Susanne Bluma (SPÖ): Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! 

Wir sprechen nun über das Gloria Theater. Das Glo-

ria Theater liegt in Floridsdorf, in einem der beiden Be-

zirke links der Donau - und nicht in „Transdanubien“ und 

nicht in einem „Flächenbezirk“. Ich möchte Sie ersuchen, 

solche Begriffe aus Rücksicht auf die DonaustädterInnen 
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und FloridsdorferInnen nicht zu verwenden. (GRin Mag. 

Beate Meinl-Reisinger, MES: Meine Mutter, die selber 

dort lebt, sagt selbst …) Ja, Ihre Mutter vielleicht. Flo-

ridsdorf liegt nicht in „Transdanubien“, sondern links der 

Donau, und Floridsdorf ist kein „Flächenbezirk“, sondern 

ein großer, stolzer Bezirk! (Beifall bei der SPÖ und von 

GRin Birgit Hebein. - GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, 

MES: Zu Recht!) Ja, bravo! 

Nachdem ich jetzt Übereinstimmung mit Kollegin 

Meinl-Reisinger hergestellt habe, können wir uns wieder 

dem Gloria Theater widmen. Das Gloria Theater ist ein 

Publikumsmagnet in Floridsdorf, Frau Kollegin - Sie 

haben Floridsdorfer Wurzeln, das finde ich super (GRin 

Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Meine Großmutter ist 

Floridsdorferin!), toll, ja -, hier wird Unterhaltungstheater 

geboten. Das ist ein Genre, das in Wien sehr, sehr gut 

ankommt und eine gute Wiener Theatertradition auf-

rechterhält. Es ist ein wichtiger Ort des Theaterschaffens 

in einem Bezirk, der mittlerweile mehr Einwohnerinnen 

und Einwohner hat als die Stadt Salzburg. - Ich halte 

diese Reden ja seit neun Jahren, und jedes Jahr rede ich 

zum Gloria Theater, und mittlerweile habe ich eines 

erreicht: Wir haben mehr Einwohnerinnen und Einwoh-

ner als die Stadt Salzburg. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Wissen Sie, wie viele Theater die Stadt Salzburg 

hat? - Sieben Sprechtheater. Floridsdorf mit mehr Ein-

wohnerinnen und Einwohnern hat ein Theater. Wir ge-

währen in Floridsdorf eine Standortförderung, und ich 

kann mich erinnern, dass wir die Entschuldung im Aus-

schuss sehr ausführlich diskutiert haben, dass wir das 

von der Leiterin der MA 7 genau erklärt bekommen ha-

ben. Und ich denke, eine Entschuldung kann eben nur 

so festgesetzt werden, dass das Theater mit den Sub-

ventionen, die es bekommt, überleben kann. Man kann 

nicht verlangen, dass mit der ganzen Subvention Schul-

den zurückgezahlt werden, denn dann gibt es kein Thea-

ter, und das wollen wir nicht.  

Und auch in Ihre Richtung, Frau Kollegin Meinl-

Reisinger: Das Theater ist in Floridsdorf nicht nur wichtig 

als Kunst- und Kulturstätte, das Theater ist auch ein 

Wirtschaftsfaktor in Floridsdorf, in einem Bezirk, wo man 

nicht so eine blühende Gastronomieszene hat wie viel-

leicht anderswo. Die Lokale leben auch vom Gloria 

Theater. Am Abend besuchen die Theaterbesucherinnen 

und Theaterbesucher, wie Sie sich sicher vorstellen 

können, die Gastronomie im Umfeld. Das ist ein weiterer 

Grund. Und da Sie ja auch immer auf die Wirtschaft 

schauen, vielleicht kann ich Sie damit überzeugen, dass 

es da auch eine Art Umwegrentabilität gibt. (Ironische 

Heiterkeit bei GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES.)  

Das Gloria Theater ist ein Theater - das noch zu er-

wähnen, ist mir wichtig -, das auch Kindertheater anbie-

tet, und das nicht nur in der Vorweihnachtszeit. Es ist 

auch ein Theater, das von den Floridsdorfer Kindergär-

ten und Schulen besucht wird, ein Theater, dessen Be-

such für die Kinder in Floridsdorf den ersten Kontakt mit 

Theater darstellt. Das ist uns sehr wichtig. Gäbe es das 

Gloria Theater nicht, dann hätten wir keine einzige Kul-

turstätte für die Kinder in Floridsdorf.  

Aus diesem Grund werde ich nicht müde und werde 

auch nächstes Jahr wieder hier stehen und sagen: Wir 

brauchen die Subvention für das Gloria Theater! Wir 

schauen, dass die Entschuldung vorangeht, aber wir 

stehen zu einer Förderung eines Theaters in einem Au-

ßenbezirk links der Donau, in Floridsdorf. (Beifall bei 

SPÖ, GRÜNEN und FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Post-

nummer 70. Ich bitte jene Damen und Herren des Ge-

meinderates, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters 

zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist Zu-

stimmung bei ÖVP, FPÖ, SPÖ und GRÜNEN gegen die 

Stimmen der NEOS. Mehrstimmig angenommen.  

Es gelangt nunmehr Postnummer 73 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an 

LINK - Verein für weiblichen Spielraum. Dazu gibt es 

keine Wortmeldung. Daher kommen wir sofort zur Ab-

stimmung über die Postnummer 73. Ich bitte jene Damen 

und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 73 

ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das ist Zustimmung bei ÖVP, NEOS, SPÖ und 

GRÜNEN gegen die Stimmen der FPÖ. Mehrstimmig 

angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 81 der Tagesordnung. 

Sie betrifft eine Subvention an die Theater am Peters-

platz GmbH. Auch hiezu ist keine Wortmeldung einge-

tragen. Das heißt, wir kommen sofort zur Abstimmung 

über die Postnummer 81. Ich bitte jene Damen und Her-

ren des Gemeinderates, die dieser Postnummer zustim-

men wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit 

Zustimmung von ÖVP, NEOS, SPÖ und GRÜNEN ge-

gen die Stimmen der FPÖ mehrstimmig angenommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Ver-

handlung über die Geschäftsstücke 82 und 86 der Ta-

gesordnung - sie betreffen Subventionen an die Vereinig-

te Bühnen Wien GesmbH - zusammenzuziehen, die 

Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. Wird dage-

gen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich 

bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Bluma, die Ver-

handlung einzuleiten.  

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Ich ersuche 

auch hier um Zustimmung.  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. 

Meinl-Reisinger. Ich erteile ihr das Wort.  

GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES (NEOS): 

Erlauben Sie mir, ganz kurz noch einmal zu betonen: 

Das war keinesfalls abwertend gemeint. Vielleicht sollte 

man da hin und wieder hinterfragen, wie das eigene 

Selbstbewusstsein ist. Meine Großmutter ist Florids-

dorferin, meine Mutter hat ihr ganzes Leben lang in der 

Donaustadt gearbeitet. Beide Großmütter von mir haben 

im Gymnasium in Floridsdorf unterrichtet, sie sind auch 

dort am Friedhof begraben. Ich bin dort sehr oft, und es 

war in keiner Weise so gemeint. Und wenn Sie meinen 

Worten, bitte, gelauscht hätten, hätten Sie gesehen, wie 

viel Liebe ich genau diesen Bezirken zuteil werden lasse 
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und genau deswegen sage, die haben sich etwas Besse-

res verdient. (Beifall bei den NEOS und von GR Dkfm. 

Dr. Fritz Aichinger. - Ruf bei den GRÜNEN: Na ja!)  

Na ja, ehrlich wahr! Ich meine, das ist ja unglaublich. 

Dort könnten wir ja wirklich etwas Gescheites zusam-

menbringen, und das hätte wahrscheinlich dann noch 

mehr Umwegrentabilität.  

Aber kommen wir jetzt zu den Vereinigten Bühnen. 

Denen möchte ich auch meine ungeteilte Liebe immer 

wieder zuteilwerden lassen. Wir haben hier schon sehr 

oft zum Thema Vereinigte Bühnen diskutiert, trotzdem 

möchte ich hier wieder stehen und sagen, dass es sich 

bei dieser Jahresförderung an die Vereinigten Bühnen 

Wien in der Höhe von 39 Millionen EUR um rund die 

Hälfte des gesamten Budgets für die darstellende Kunst 

in Wien handelt.  

Und über diesen Vereinigten Bühnen Wien gibt es 

mehr als nur ein Fragezeichen: Wir wissen nicht, ob es 

Zielvereinbarungen zwischen der MA 7 und den Verei-

nigten Bühnen Wien gibt beziehungsweise welche Ziel-

vereinbarungen es gibt, und ich habe hierzu auch immer 

wieder Diskussionen mit der MA 7, wo mir gesagt wird, 

dass es ja gar nicht möglich wäre, in diesem Fall Zielver-

einbarungen zu schließen, denn das wäre ja dann eine 

Art Beauftragung. Ich möchte an dieser Stelle sagen, 

dass Zielvereinbarungen, was die Theater angeht, zu-

mindest auf Bundesebene natürlich existieren - bei den 

Bundestheatern wurde das auf jeden Fall beschlossen - 

und dass es auch ganz wichtig ist, solche Zielvereinba-

rungen zu schließen. Ich bin der Meinung, wenn man 39 

Millionen EUR pro Jahr für die Vereinigten Bühnen Wien 

in die Hand nimmt, dann hat man auch das Recht, dafür 

etwas zu verlangen und gewisse Ziele zu vereinbaren. - 

Dies war Punkt 1. 

Punkt 2: Ich weiß nicht, vor wie vielen Jahren ein Zu-

kunftskonzept versprochen wurde und wie oft das disku-

tiert wurde. Ich habe es nicht auf dem Tisch. Wenn Sie 

eines haben, dann würde ich es gerne sehen. Einfach zu 

sagen, wir wissen eigentlich nicht, wie es weitergeht, wir 

schreiben das weiter fort und machen uns keine Gedan-

ken, wie wir das irgendwie auf neue Beine stellen, das 

halte ich für nicht richtig.  

Nächster Punkt: Die neue künstlerische Leitung hätte 

im Herbst entschieden werden sollen. Ich habe es jetzt in 

der letzten Stunde nicht verfolgt, vielleicht ist gerade 

aktuell etwas herausgekommen, aber meines Wissens 

ist nichts entschieden worden. Das heißt, wir wissen 

auch nicht, wie es in der künstlerischen Leitung bei den 

Vereinigten Bühnen Wien weitergeht. Und das ist durch-

aus relevant, wie ich dann später auch noch ausführen 

werde.  

Wir wissen auch nicht genau - ein bisschen was ha-

ben wir im Ausschuss diskutiert -, wie das mit den Sanie-

rungsarbeiten im Raimund Theater vonstattengehen 

wird. Insbesondere kann ich nicht nachvollziehen, wieso 

man eigentlich die gleiche Höhe an Subvention gibt, 

wenn man eine gewisse Zeit dieses Haus gar nicht be-

spielen kann. Es ist natürlich schlüssig, zu argumentie-

ren, wir können ja nicht einfach Personal freisetzen, aber 

trotzdem: Wenn man sich die Zahlen der Vereinigten 

Bühnen anschaut - und es ist nicht nur dort so -, dann 

kostet jede Produktion, jedes Spiel einer Produktion 

Geld. Wenn ich nicht spiele, kostet es weniger Geld. - 

Das heißt, das ist für mich nicht ganz nachvollziehbar.  

Jetzt komme ich aber zu der Frage, wieso es so 

wichtig ist, darüber zu entscheiden, wie es künstlerisch 

weitergeht, und wieso es so wichtig wäre, auch Zielver-

einbarungen zu schließen: Weil es bei den Vereinigten 

Bühnen Wien, insbesondere in der Sparte Musical, einen 

krassen Abwärtstrend gibt, der meines Erachtens be-

sorgniserregend ist. Es sind einfach Produktionen ge-

spielt worden, die nicht gut genug angenommen wurden 

und beim Publikum nicht gut genug angekommen sind. 

Bei den Kartenerlösen war ein Rückgang von 1,77 Milli-

onen EUR zu verzeichnen. Die Besucherauslastung ist 

von 90,4 Prozent im Jahr 2014 auf 83,8 Prozent im Jahr 

2015 und schließlich auf 80,3 Prozent im Jahr 2016 

gesunken. Und das Ganze, muss ich aber sagen, in 

einem Bereich, der jetzt nicht gerade experimentelles 

Musiktheater ist, sondern Musical, wo man sehr wohl 

davon ausgeht, dass es eigentlich schon möglich sein 

muss - und es gab ja auch schon einmal solche Zeiten in 

Wien -, dass man dort wirkliche Publikumshits hat.  

Derartige Entwicklungen müssen ganz dringend um-

fassend analysiert werden und natürlich auch mit dem 

Subventionsnehmer angesprochen werden. Ich habe 

davon nichts erfahren. Wenn man die Vereinigten Büh-

nen mittel- bis langfristig stabil aufstellen möchte, dann 

muss man sich auch einer quantitativen wie auch qualita-

tiven Evaluierung des gesamten Betriebs der Vereinigten 

Bühnen Wien stellen. Ich habe hierzu im Zuge der 

Budgetdebatte einen Antrag gestellt - dieser wurde abge-

lehnt. Ich bedauere das zutiefst, denn so schicken wir 

einfach wieder 39 Millionen EUR da hinüber und wissen 

eigentlich nicht - oder können nur hoffen -, was da 

nächstes Jahr dann herauskommt.  

Es ist immer sehr schwer, unterschiedliche Häuser 

zu vergleichen, das ist mir völlig klar. Ich möchte ein 

Haus herausgreifen, das jetzt auch nicht gerade die 

niederschwelligsten Publikumshits - auch, aber nicht nur 

- macht, sondern ein breit gefächertes Programm für 

verschiedenste Bevölkerungsgruppen, verschiedene 

Altersgruppen, für verschiedene Genreliebhaber bietet 

und eine vergleichsweise läppische Subvention be-

kommt, das ist das Konzerthaus. Ich glaube, es war 

gestern oder vorgestern in der „Presse“ zu lesen - ich 

habe jetzt leider, weil ich zu langsam war, diesen Artikel 

nicht mit; ich wollte ihn noch heraussuchen, weil ich die 

Zahlen jetzt nicht mehr im Gedächtnis habe -, dass die 

wirklich hervorragende Zahlen mit einem ganz enormen 

Eigendeckungsgrad geliefert haben.  

Das kann man natürlich nicht vergleichen, aber ein 

Grund, warum ich das Konzerthaus schon auch heraus-

greife, ist, weil das Konzerthaus - ich glaube, vor zwei 

oder drei Jahren - etwas gemacht hat, was in der öster-

reichischen Kulturlandschaft einzigartig ist und was mei-

nes Erachtens für die Vereinigten Bühnen Wien ganz 

dringend zu empfehlen wäre. Die haben sich nämlich 

ISO-zertifizieren lassen. Sie haben sich, wie auch diver-

se andere privatwirtschaftliche Unternehmen das übli-
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cherweise tun, der ISO-9001:2015-Zertifizierung unter-

zogen und damit auch ihr gesamtes Qualitätsmanage-

mentsystem, ihre Prozessabläufe und die strategische 

Führung des Unternehmens und auch die Gesamtleis-

tung der Organisation evaluiert und auch optimiert. Das 

machen die natürlich auch aus einer gewissen Notwen-

digkeit heraus, möglichst effizienten Mitteleinsatz zu 

fahren, weil sie einfach vergleichsweise wenig Subventi-

on bekommen. Ich finde das Konzerthaus auch deshalb 

so bemerkenswert, weil man es dort meines Erachtens 

tatsächlich schafft, niederschwelligen Zugang zu bieten.  

Wenn Sie im Konzerthaus sind und die unterschiedli-

chen Genres und Sparten sehen, dann sehen Sie, dass 

das Publikum ganz verschieden ist und dass dort wirklich 

von jung bis alt, aus allen Bezirken Wiens, aus allen 

gesellschaftlichen Schichten Menschen angezogen wer-

den. Die müssen wahrscheinlich wirklich sehr oft jeden 

Cent umdrehen und haben sich dieser Zertifizierung 

gestellt. Diese Zertifizierung des Wiener Konzerthauses 

ist eine Premiere in der österreichischen Kunst- und 

Kulturlandschaft gewesen, weil sich meines Wissens 

nach das Konzerthaus als erste österreichische Kulturin-

stitution dem überhaupt gestellt hat. 

Ich bin der Meinung, die Vereinigten Bühnen Wien, 

immerhin nächstes Jahr ja 39 Millionen EUR schwer, 

sollten dem Beispiel des Konzerthauses folgen und alle 

nötigen Maßnahmen ergreifen, um sich zertifizieren zu 

lassen und sich damit auch einer externen Evaluierung 

zu stellen, was ihre Effizienz angeht, was ihre gesamte 

Organisation angeht, was ihr Qualitätsmanagementsys-

tem angeht und so auch unter Beweis stellen, dass sie 

bereit sind, tatsächlich effizient und wirtschaftlich zu 

arbeiten. Deshalb bringe ich folgenden Beschlussantrag 

ein:  

„Der Wiener Gemeinderat fordert die zuständige 

Stadträtin Renate Brauner sowie den zuständigen Stadt-

rat Andreas Mailath-Pokorny auf, sich in ihrer Vertreter-

funktion in den Gremien der Vereinigten Bühnen Wien 

dafür einzusetzen, dass die Vereinigten Bühnen Wien 

Maßnahmen tätigen, um Zertifizierung nach ISO 

9001:2015 zu erhalten.“ - Vielen herzlichen Dank! (Beifall 

bei den NEOS.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm. Dr. Aichinger. Ich ertei-

le es ihm.  

GR Dkfm. Dr. Fritz Aichinger (ÖVP): Sehr geehrte 

Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr 

geehrte Frau Berichterstatterin! 

Gestatten Sie mir noch einmal zwei Sätze zum WUK. 

Sehr geehrte Frau Kollegin Bluma und Kollege Margu-

lies, also die Augen so zu verschließen im WUK, dass 

dort bauliche Maßnahmen beziehungsweise Brand-

schutz gemacht werden müssen, sollte man schon nicht 

wegschieben. (GR Dipl.-Ing. Martin Margulies: Das habe 

ich nicht gesagt!) - Das sollte man nicht wegschieben, 

sondern eigentlich versuchen, dass die Geschäftsgruppe 

Mailath-Pokorny mit der Geschäftsgruppe Ludwig einmal 

spricht, damit dort klare Verhältnisse herrschen. Die 

Geschäftsführung ist sehr unglücklich mit dem Zustand, 

und es wäre im Sinne aller wichtig, dass man dort ganz 

einfach etwas unternimmt. (Beifall bei der ÖVP und von 

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies.) 

Kommen wir aber zu unserem Dauerbrenner, meine 

Damen und Herren, den Vereinigte Bühnen Wien. Es ist 

jetzt von meiner Vorrednerin natürlich schon vieles ge-

sagt worden, ich will vielleicht noch ganz kurz einige 

Dinge ergänzen. Wenn man sich die Bilanz, die im Un-

ternehmensbuch drinnenliegt, ansieht, kann man einige 

Zahlen herauslesen. Da sieht man, dass natürlich hier 

gerade in einigen Bereichen Rückgänge stattfinden. Zum 

Beispiel gibt es bei den VBW ein Minus von 7 Prozent 

bei den Kartenerlösen, das heißt, die Auslastung kann im 

Prinzip in der letzten Zeit nicht sehr toll gewesen sein. 

Ein wesentlicher Punkt vielleicht, den man noch dazusa-

gen soll: Die Eigendeckung im Theater an der Wien ist 

laut Unternehmensbuch ganz einfach nur mehr 26,9 

Prozent. Ein Vergleich dazu, meine Damen und Herren: 

Der Eigendeckungsgrad in der Staatsoper ist 43 Prozent, 

also 26 Prozent und 43 Prozent ist, glaube ich, schon 

eine große Differenz. Ich habe schon einmal erzählt, mit 

wie viel eine Karte subventioniert wird, in der Staatsoper 

mit zirka 100 EUR und im Theater an der Wien wird eine 

Karte mit rund 250 bis fast 300 EUR subventioniert, 

wenn man genau wüsste, wie die Abrechnung ist, denn 

auch das kann man ja leider aus dem Unternehmens-

buch nicht herauslesen, wie viel sozusagen in die Sparte 

Oper beziehungsweise in die Sparte Musical kommt. 

Beim Musical ist es sicherlich derzeit viel schlechter, weil 

die Auslastungen extrem zurückgegangen sind. 

Ich darf Ihnen daher zwei Zitate direkt aus dem Be-

richt vorlesen, das ist nicht die böse Opposition, sondern 

das wird ganz einfach in der Bilanz klargestellt. Es gibt 

hier den Punkt Risikoberichterstattung, und da möchte 

ich Ihnen Folgendes vorlesen, ich zitiere: „Die Konkur-

renz im Musicalbereich in Wien ist in den letzten Jahren 

stark angewachsen. Waren zunächst die Theater der 

VBW die einzigen großen Musicalbühnen Wiens, werden 

nun neben der Volksoper, dem MuseumsQuartier, den 

Kammerspielen und der Stadthalle“ - auch das ist sehr 

wesentlich, die Stadthalle in Wien ist ein Holdingbetrieb - 

„publikumswirksame Musical gespielt. Auf Grund des 

verstärkten Wettbewerbs und der Vielzahl an Alternati-

ven im Entertainmentbereich sind in der Musicalsparte 

längere Laufzeiten der Stücke zunehmend als schwierig 

zu erachten.“ - Das schreibt die BDO-

Wirtschaftstreuhänderkanzlei und nicht irgendwer, son-

dern das ist im offiziellen Bericht drinnen, bestätigt bei 

der Hauptversammlung am 28. März. Es geht weiter: 

„Zusätzlich ist die kostenseitige Reaktionsfähigkeit auf 

das zunehmend veränderte Umfeld auf Grund der beste-

henden Kollektivverträge stark beeinträchtigt, wodurch 

Kostensteigerungen beziehungsweise Einnahmenminde-

rungen nur durch Abbau des Personalstandes aufgefan-

gen werden könnten.“ 

Wenn man jetzt international ein bisschen herum-

schaut und sich in vergleichbaren Städten, vor allem in 

Deutschland, umsieht, dann werden dort Musical 14 

Tage, 3 Wochen, 4 Wochen gespielt und nicht so wie bei 

uns, wo eben die Reaktionsfähigkeit … (Amtsf. StR Dr. 

Andreas Mailath-Pokorny: „König der Löwen“ spielen sie 
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dort schon seit Jahren!) - Ja, es gibt schon einige Dinge, 

die man länger spielen kann, da komme ich auch noch 

dazu zurück. 

Ganz klar wird hier noch in einem letzten Satz ge-

sagt: Für das Jahr 2018 - das beschließen wir ja heute - 

gibt es derzeit keine Förderungszusage - jetzt gibt es 

anscheinend eine -, ein neuerlicher Subventionspfad ist 

noch zu verhandeln. Das heißt, auch hier fragt man sich, 

wie es weitergeht. 

Ich komme aber zu einem sehr, sehr erfolgreichen 

Musical, meine Damen und Herren, das war „Elisabeth“ - 

es war vor Kurzem jetzt in den Medien, was das Musical 

in 25 Jahren eingespielt hat. Da möchte ich auch einen 

Teil herausnehmen, der vielleicht nicht uninteressant ist. 

Das Musical wird in die ganze Welt geschickt und damit 

bekommt man natürlich Tantiemen herein. Es gibt aber 

eine 100-prozentige Tochter, die VBW International, die 

die Tantiemen sozusagen einnimmt, und es gibt im Be-

richt der VBW einen Passus drinnen, dass kein Ergeb-

nisabfuhrbetrag besteht. Das heißt, in der VBW Interna-

tional werden die Tantiemen, die im Ausland durch er-

folgreiche Musicals erwirtschaftet werden, wo die Aus-

gaben vorher in der VBW Österreich sozusagen waren, 

gebunkert, und da wird man einmal sehen, was damit 

passiert. 

Es gibt also Gründe genug, meine Damen und Her-

ren, dass man wirklich der Subvention jetzt nicht zu-

stimmt. Wir wollen und wir brauchen ein Konzept, wie es 

dort weitergeht, und ich glaube, wir brauchen auch drin-

gend - das ist auch gerade angesprochen worden - die 

Intendanzfrage. 2020 laufen die Verträge bei den beiden 

Intendanzen aus. Wenn man das wieder mit Oper und 

Burgtheater vergleicht, dort gibt es bereits Nachfolger, 

und hier gibt es noch immer keine Nachfolger, die sich 

natürlich längerfristig auf das vorbereiten müssen. In 

dem Sinne, meine Damen und Herren, können wir der 

Subvention nicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei 

der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Unger. Ich erteile es ihm. 

GR Christian Unger (FPÖ): Sehr geehrte Frau Vor-

sitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Ich möchte es wirklich nur ganz kurz machen. Wir 

werden der Postnummer 82, der Subvention bezüglich 

der Zusammenarbeit mit den Symphonikern, unsere 

Zustimmung erteilen. 

Zu Post 86 auch nur ganz kurz: Prof. Dr. Patay, der 

ja Chef ist, hat, wie heute bekannt geworden ist, mehr 

oder weniger vor, das halbe Führungspersonal auszu-

tauschen. Ich meine, Herr Patay weiß, wovon er spricht, 

denn er ist ja Rektor der Privatuniversität Musik der Stadt 

Wien, also ein Manager für alles, ein guter Mann. Nur, 

was bedeutet das jetzt? - Wir wissen nicht, wie es wei-

tergeht. Es steht eine Verlängerung für „I am from Aus-

tria“ ins Haus, weil es so gut geht. Heißt das jetzt, dass 

ab Sommer 2018 das Raimund Theater saniert wird oder 

nicht? Wird der Vertrag vom Intendanten Struppeck 

verlängert oder nicht? Es hat ursprünglich geheißen, 

dass die Bewerbungsfrist bis 31. Mai war, dann hat es 

geheißen, nach den Sommerferien gibt es ein Ergebnis. 

Vielleicht sind wir noch im August, und ich habe es nicht 

mitgenommen. Wo ist das Ergebnis? Wir wissen nicht, 

ob der Vertrag verlängert worden ist oder nicht. Der 

Vertrag der Chefin der Rechtsabteilung endet Ende 

2017. Wer wird Nachfolger? - Wir wissen es nicht. Fi-

nanzen und Controlling, man hört, die Dame wird ausge-

tauscht. Wann, wer wird Nachfolger? - Wir wissen es 

nicht. Wir haben zum Beispiel auch immer wieder gefor-

dert, dass es eine Möglichkeit für eine Operettenbespie-

lung für die Vereinigten Bühnen geben soll. - Keine Ant-

wort dazu, ist augenscheinlich nicht erwünscht. Wir wer-

den dieser Subvention also nicht zustimmen. 

Ganz kurz noch zum Antrag von Kollegin Meinl-

Reisinger: Wir haben uns ursprünglich ja eigentlich ge-

dacht, dass wir dem nicht zustimmen werden, wenn es 

eine sofortige Abstimmung gewesen wäre, weil doch die 

Kostenfrage nicht geklärt ist, et cetera. Da es jetzt eine 

Zuweisung gibt, werden wir diesem Antrag zustimmen. - 

Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm. 

GR Ernst Woller (SPÖ): Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrte Berichterstatterin! Sehr geehrte 

Damen und Herren! 

Die Debatte entbehrt nicht einer gewissen Skurrilität. 

Dass hier im Gemeinderat diskutiert wird, wenn in einem 

Unternehmen der Stadt Wien eine Person in der Rechts-

abteilung oder in der Finanzabteilung ausgetauscht 

wird - ich kann Ihnen sagen, auch in der Technischen 

Direktion gibt es einen Wechsel -, ist das das Normalste 

in jedem Theater und in jedem Kulturbetrieb, aber auch 

in anderen Betrieben. Wir kämen überhaupt nie auf die 

Idee, solche Fragen hier zu diskutieren, das passiert nur 

bei den Vereinigten Bühnen Wien. Sie können sich si-

cher sein, wenn irgendjemand aus einer zweiten Ebene, 

dritten Ebene in einem Unternehmen ausscheidet, dann 

ist es sicher nicht Angelegenheit des Subventionsgebers, 

sich hier darüber Gedanken zu machen. Das wird sicher 

schon ganz gut geregelt werden. 

Die Vereinigten Bühnen Wien sind so etwas wie eine 

Bank. Man kann ganz sicher sein, dass die Opposition 

seit ich hier im Gemeinderat bin, das sind jetzt 28 Jahre, 

immer gegen alle Anträge der Vereinigten Bühnen Wien 

gestimmt hat. Ich wüsste eigentlich gar nicht, wie ein 

Förderungsantrag der Vereinigten Bühnen Wien aus-

schauen müsste, damit die Oppositionsparteien zustim-

men würden.  

Es gibt nur ein Spezifikum: Wenn eine Oppositions-

partei mit uns erfreulicherweise in eine Koalition einge-

treten ist, hat sich diese Meinung dann ziemlich rasch 

und radikal geändert. Man kann ja auch klüger werden. 

Die ÖVP war immer der Meinung, dass die Vereinigten 

Bühnen Wien nicht gefördert werden sollen und insbe-

sondere das Musical nicht gefördert werden soll. Interes-

santerweise war es genau in den fünf Jahren, als Dr. 

Peter Marboe von der ÖVP Kulturstadtrat war, anders. 

Damals sind selbstverständlich auch Musicals gefördert 

worden, ich sage Ihnen, unter uns gesagt, mit so viel 

Geld wie noch nie zuvor und auch seither nicht mehr. So 

gesehen ist das also alles nicht ganz wirklich ernst zu 
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nehmen, was wir hier von der ÖVP und von den Opposi-

tionsparteien hören. 

Ich kann nur sagen, die Subvention ist nächstes Jahr 

mit 39 Millionen EUR so niedrig, wie in den letzten 10 

Jahren nicht. Wir haben schon wesentlich höhere Sub-

ventionen für die VBW gehabt, und das ist eher ein Zei-

chen, dass es in den Vereinigten Bühnen Wien gut läuft, 

denn sonst könnten wir nicht die Subvention im kom-

menden Jahr um eine halbe Million Euro zurücknehmen. 

Übrigens müssen dort kollektivvertragliche Erhöhungen 

von insgesamt 800 Beschäftigten bezahlt werden. Das 

heißt, die brauchen mehr Geld, nehmen aber offensicht-

lich deutlich mehr ein. 

Wenn heute hier die Kollegin Meinl-Reisinger gesagt 

hat, das mit der Auslastung im Musical 2014, 2015 und 

2016 ist alles eine Katastrophe, dann muss ich leider 

sagen, dass es die Rede aus den Vorjahren war, die du 

heute hier gehalten hast. Heuer müsste man eine andere 

Rede über die Auslastung der Vereinigten Bühnen Wien 

im Bereich Musical halten. (Zwischenruf von GRin Mag. 

Beate Meinl-Reisinger, MES.) Wenn du derzeit ins 

Raimund Theater oder ins Ronacher gehst und ver-

suchst, eine Karte für „I am from Austria“ oder für „Tanz 

der Vampire“ zu kaufen, dann wird es leider nichts mit 

dem Weihnachtsgeschenk, denn es gibt keine Karten, 

die beiden Musicals sind bis in den März hinein ausver-

kauft, sie haben eine Auslastung von 99 bis 100 Prozent. 

Mehr ist im Theater eigentlich nicht erzielbar. (GR Domi-

nik Nepp, MA: Und wie viel bezahlt man?) Daher kann 

ich nur sagen: Es stimmt alles nicht, was Sie da sagen, 

dass das alles eine Katastrophe ist, dass das Musical 

schlecht läuft.  

So gesehen muss ich sagen: Wir haben schon Ziel-

vereinbarungen, es gibt Vereinbarungen, die die MA 7 

vierteljährlich mit den Vereinigten Bühnen bespricht. Es 

gibt einen Aufsichtsrat, der regelmäßig tagt. Das wird 

alles gemacht. Wir haben keine Zielvereinbarung, wie 

Sie sich das vielleicht vorstellen, aber es ist ja das Er-

gebnis insgesamt ein besonders gutes.  

Das Theater an der Wien spielt in der Weltliga des 

Opernbetriebs mit, ist eines der besten Opernhäuser der 

Welt, und das schon seit der Eröffnung 2006. Das heißt, 

da gibt es eigentlich überhaupt nichts daran herumzukri-

tisieren. 

Weil man immer übers Musical spricht: Nun, mehr als 

99 Prozent Auslastung kann man tatsächlich nicht erzie-

len, und das ist momentan der Fall. Das ist eher der 

Beweis, dass es dort gut läuft. Daher gibt es eigentlich 

auch keinen Grund, dieser Subvention nicht zuzustim-

men. Sie können auch beruhigt sein, dass das auch in 

Zukunft gut weiterlaufen wird. Es werden sehr wohl noch 

rechtzeitig die Intendantenentscheidungen bekannt ge-

geben werden. Jedenfalls ist es so, dass die Vereinigten 

Bühnen Wien auf einem guten Weg sind und die Sub-

vention, die wir heute hier beschließen, wird diesen gu-

ten Weg weiter absichern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Dipl.-Ing. Margulies. Ich ertei-

le es ihm. 

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies (GRÜNE): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! 

Selten genug passiert es ja, dass ein Vertreter des 

Koalitionspartners jemand dazu ermutigt, doch noch ein 

paar kurze Worte zum Geschäftsstück zu sagen. Dies-

mal war es aber tatsächlich so. 

Lieber Kollege Ernst Woller! Selbstverständlich, wenn 

man in eine gemeinsame Koalition eintritt, überlegt man 

sich, was man verbessern kann, was schiefgelaufen ist, 

et cetera. Gerade bei den Vereinigten Bühnen glaube ich 

wirklich, dass uns in den letzten paar Jahren einiges 

gelungen ist, wo wir gemeinsam in der Koalition sind. 

(GR Dkfm. Dr. Fritz Aichinger: Was?) Du hast einen der 

wesentlichen Punkte erwähnt: Es gelingt nunmehr, in-

nerhalb der Vereinigten Bühnen mit einer deutlich gerin-

geren Subvention auszukommen als früher, mit einer 

höheren Auslastung. Du hast es angesprochen, die 

Auslastung jetzt bei „Tanz der Vampire“ oder „I am from 

Austria“ ist nach ein paar Jahren davor, wo es etwas 

magerer war, wieder de facto an der Grenze angesto-

ßen. (Zwischenruf von Mag. Beate Meinl-Reisinger, 

MES.) 

Über das qualitativ hochwertige Programm des Thea-

ter an der Wien, glaube ich, müssen wir alle miteinander 

hier nicht lange diskutieren. Dieses aufrechtzuerhalten, 

ist wahrscheinlich auch einer der Hintergründe, warum 

es noch nicht zu einer Neubestellung gekommen ist. Ich 

gehe davon aus, dass es tatsächlich innerhalb der 

nächsten ein, zwei Monate passieren sollte. Ja, es ist 

notwendig, Vorlaufzeiten einzuhalten. Wenn man aber 

das Theater an der Wien als hochwertiges Opernhaus 

erhalten will, dann macht es selbstverständlich Sinn, 

auch die Subvention für das Theater an der Wien zur 

Verfügung zu stellen. Ich glaube, darum muss es gehen, 

darum muss es auch bei der zukünftigen Intendanz ge-

hen, es abzusichern.  

In diesem Sinne würde ich Sie alle ersuchen, der 

Subvention für die Vereinigten Bühnen zuzustimmen. - 

Ich danke sehr. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zu Wort ist nie-

mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die 

Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die getrennt 

durchgeführt wird. 

Wer der Postnummer 82 seine Zustimmung gibt, den 

darf ich um ein Zeichen mit der Hand ersuchen. - Das ist 

mit Stimmen von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN mehrstimmig 

angenommen gegen die Stimmen von ÖVP und NEOS. 

Wir kommen zur Abstimmung zu Postnummer 86. 

Wer der Postnummer 86 seine Zustimmung gibt, den 

darf ich um ein Zeichen mit der Hand ersuchen. - Das 

sind SPÖ und GRÜNE gegen FPÖ, ÖVP und NEOS, ist 

somit mehrstimmig angenommen. 

Bei dieser Postnummer liegt uns ein Beschlussantrag 

von den NEOS vor betreffend ISO-Zertifizierung der 

Vereinigten Bühnen Wien GmbH. Es wird die Zuweisung 

an den Ausschuss für Kultur, Wissenschaft und Sport 

sowie an den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Internationales verlangt. Wer dieser Zuweisung die Zu-

stimmung gibt, darf ich um ein Zeichen mit der Hand 
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ersuchen. - Der Antrag wird von ÖVP, NEOS, FPÖ un-

terstützt gegen SPÖ und GRÜNE und hat damit nicht die 

ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 83 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die 

Theater an der Gumpendorfer Straße GmbH. Ich darf 

den Berichterstatter, Herrn GR Woller, bitten, die Ver-

handlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um 

Zustimmung für die Subvention des TAG, Theater an der 

Gumpendorfer Straße. 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Ich eröffne die De-

batte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kohlbauer. Ich 

erteile es ihm. 

GR Leo Kohlbauer (FPÖ): Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! 

Ich werde jetzt ganz kurz erläutern, warum wir dieser 

Subvention zum Theater auf der Gumpendorfer Straße in 

Wien Mariahilf nicht zustimmen können. Warum werde 

ich mich kurz halten? - Es ist so, dass dort nicht viel 

passiert, dass es dort nicht viele Besucher gibt. Das 

Einzige, was dort viel vorhanden ist, ist Förderung, näm-

lich 770.000 EUR Subvention, das schon die letzten 

Jahre. Ich möchte jetzt aber hier nicht die Qualität des 

Ensembles in Frage stellen, sondern ich möchte viel-

mehr darauf hinweisen, dass die Leitung dieses Ensem-

bles in den letzten Monaten in die Medien gegangen ist 

und gesagt hat, dass sie noch mehr Subvention brau-

chen. Sie brauchen 800.000 EUR Subvention und am 

liebsten hätten sie noch gerne vom Bund eine Subventi-

on. Ich sage Ihnen für meine Fraktion, das ist schon eine 

Chuzpe, wenn man schon mit so großzügigen Geldge-

schenken begütert ist, hier noch mehr verlangt und nicht 

einmal sagt, dass man noch weitermacht, wenn man 

weniger bekommt. Das wird nämlich so über die Medien 

kolportiert. 

Ich würde diese Subventionen viel lieber bei notlei-

denden Wienern sehen. Es leben 400.000 Wiener an 

oder unter der Armutsgrenze. Dort wäre dieses Geld gut 

aufgehoben und nicht im TAG auf der Gumpendorfer 

Straße. 

Für all jene, die sich gefragt haben, wo die übliche 

rot-grüne Politprominenz in so einem Verein ist, der mit 

so großzügigen Spenden und Subventionen bedacht 

wird: Ja, auch hier gibt es die Politprominenz, es ist die 

Bezirksvorsteher-Stellvertreterin vom 7. Bezirk, Frau 

Isabelle Uhl, die dort in leitender Funktion tätig ist. Ich 

kann für meine Fraktion sagen, dass das alles zusam-

men ein Bild ergibt, das wir nicht wollen. Wir wollen nicht 

Subventionen bei rot-grünen Günstlingen, wir wollen 

Subventionen bei den notleidenden Wienern. - Besten 

Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau GRin Bluma. Ich erteile es ihr. 

GRin Susanne Bluma (SPÖ): Herr Kollege! Gestat-

ten Sie mir eine Frage: Waren Sie schon einmal im 

TAG? Waren Sie überhaupt schon einmal in einem The-

ater in Wien? (Heiterkeit. - Zwischenrufe bei der FPÖ. - 

GR Mag. Wolfgang Jung: Der war gut!) Ich habe Sie 

noch nie gesehen. Ich bin regelmäßig im TAG, ich habe 

Sie noch nie gesehen. Das mit dem Geld in der Kultur 

einsparen, um es den armen Wienerinnen und Wienern 

zu geben, ist also wirklich unterste Lade. (Zwischenrufe 

bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, widmen wir 

uns einem weiteren Kulturbetrieb, einer weiteren Berei-

cherung unserer Theaterlandschaft. Das TAG ist eine 

Bühne im Eigentum des Theatervereins Wien, es ist aus 

dem Zusammenschluss mehrerer freier Gruppen ent-

standen und ist heute vor allem Heimstätte zeitgenössi-

scher Auseinandersetzung mit der klassischen Theaterli-

teratur. Vielleicht haben Sie damit Probleme, Herr Kolle-

ge, keine Ritterspiele dort, aber so etwas Ähnliches. 

(Heiterkeit bei GR Mag. Wolfgang Jung.) 

Es ist ein Haus, in dem mit einem Ensemble gearbei-

tet wird, das ist eine große Besonderheit in der freien 

Szene, und es ist auch ein Haus, das sich über regen 

Publikumszuspruch freut. Das ist für mich ein Kriterium, 

ob das Theater von den Besucherinnen und Besuchern, 

von den Wienerinnen und Wienern auch angenommen 

wird. 

Ich habe schon eingangs gesagt, unsere Theater-

landschaft hier in Wien ist sehr vielfältig und ist sehr 

unterschiedlich. Das Wichtigste ist aber, dass das alles 

gleichzeitig in Wien stattfindet. Wir haben vom Gloria 

Theater gesprochen, wir haben von den Vereinigten 

Bühnen gesprochen, von vielen anderen Theaterinstituti-

onen, und all das hat Platz in dieser Stadt und all das 

floriert wunderbar nebeneinander.  

Dafür, meine sehr geehrten Damen und Herren (GR 

Mag. Wolfgang Jung: Alles subventioniert!), auch Sie, 

hören Sie mir zu, dafür steht Wien, unser Wien, Sie halt 

nicht, aber unser Wien, dafür steht die Kulturpolitik in 

dieser Stadt. (Ruf bei der FPÖ: Das wird sich ändern!) 

Wir halten die Unterschiedlichkeit der Menschen nicht 

nur aus, wir geben Raum, wir verleihen ihr künstleri-

schen Ausdruck und wir bieten Kunst für jeden Mann, für 

jede Frau, für jede Wienerin, für jeden Wiener, für uns 

alle. - Danke sehr. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN. - GR 

Mag. Wolfgang Jung: Sie haben das dritte Geschlecht 

vergessen!) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Chorherr. Ich erteile es 

ihm. 

GR Mag. Christoph Chorherr (GRÜNE): Ich habe mir 

von meinem Klubobmann trotz der langen Redeliste, die 

wir haben, die Erlaubnis geholt, eine Minute zum TAG 

etwas sagen zu dürfen. Nicht, weil ich in der Gumpen-

dorfer Straße wohne, sondern weil ich dort sehr oft ins 

Theater gehe, will ich jetzt zur Ehre dieses Theaters 

einige der Highlights sagen, die in allen Medien groß 

gebracht wurden, ich habe einige Male keine Karten 

dafür gekriegt. Einer der Kernbereiche der letzten Jahre 

waren Klassiker. Das war der „Hamlet“, das waren 

Shakespeare-Geschichten, das war der Schiller, die vom 

TAG, die vom Autor und Regisseur nicht neu übersetzt 

wurden, sondern die unglaublich rüde Sprache des 

Shakespeare, zwar im Taktmaß, aber in eine moderne 

Sprache gebracht wurde, und ich würde mir jetzt 10 
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Ordnungsrufe einfangen, wenn ich jene Sprache von 

Shakespeare, der quasi in das 21. Jahrhundert gebracht 

wird, hier aufführen würde. 

Das waren derartig grandiose Theatererlebnisse, den 

spröden Shakespeare in der Sprache zu hören, wie er 

zeitgenössisch empfunden wurde, mit einem Tempo, mit 

einer Leidenschaft, in einem ausverkauften Theater, 

dass das grandios ist, dass wir das in dieser Stadt ha-

ben. Das war einer der schönsten und aufregendsten 

Theaterabende, die ich in den letzten Jahren erlebt habe. 

Das wollte ich sagen, weil wir auch dafür sind, dass 

Arme unterstützt werden, aber das gegen Theater aus-

zuspielen, finden wir falsch, sage ich ganz nüchtern. 

Dem TAG deswegen vielen Dank. Auf viele tolle Shake-

speare-, Schiller- und Goethe-Abende. Das Gretchen 

war übrigens grandios dargestellt, das hätte auch Ihnen 

gefallen. Gehen Sie einmal dort hin. - Danke schön. 

(Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zu Wort ist nie-

mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 

Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 

83. Wer dieser seine Zustimmung gibt, darf ich um ein 

Zeichen mit der Hand ersuchen. - Das wird unterstützt 

von NEOS, ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, ist gegen die 

Stimmen der FPÖ mehrstimmig so angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 92 der Tages-

ordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Umsetzung des 

Rahmenkommunikationsplanes für das Jahr 2018. Ich 

bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Woller, die 

Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um 

Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Danke schön. Ich 

eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ornig. 

Ich erteile es ihm.  

GR Markus Ornig, MBA (NEOS): Vielen Dank, Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! 

Wie es mit dem Umgang von Werbegeldern bezie-

hungsweise Steuergeldern in der Stadt Wien aussieht, 

hat ja meine Kollegin Beate Meinl-Reisinger bereits am 

Vormittag im Rahmen der Rechnungshofberichte durch-

aus schon sehr intensiv, würde ich einmal sagen, thema-

tisiert. Im Kern sind uns NEOS und auch mir aber zwei 

Dinge besonders wichtig, auf die ich jetzt hier noch ein-

mal kurz eingehen möchte. Punkt 1 ist die Transparenz 

bei den Werbeausgaben und Punkt 2 sind vor allem die 

hohen Ausgaben in diesem Bereich. 

Ich fange einmal mit dem Thema Transparenz an. 

Hier gibt es ja bereits Anforderungen im Medienkoopera-

tions- und förderungs-Transparenzgesetz für die an die 

RTR gemeldeten und von dieser quartalsweise publizier-

ten Daten über Werbeausgaben öffentlicher Stellen. Die 

geben einen Einblick in das Ausmaß der Aufwendungen 

der Stadt Wien im Bereich Öffentlichkeitsarbeit. In die-

sem Zusammenhang aber immer von den Werbekosten 

der Stadt Wien zu sprechen, ist leider nicht zulässig, 

vielmehr handelt es sich bei den RTR-Daten nur um die 

Spitze des Eisberges. Deshalb muss man nach wie vor 

in dem Bereich durchaus von einer fürchterlichen In-

transparenz sprechen, und Transparenz ist ja diesem 

Haus sehr wichtig, deswegen sollte man hier darüber 

diskutieren. 

Sehr viele Aspekte von Öffentlichkeitsarbeit sind lei-

der von der gesetzlich verpflichtenden Meldung nämlich 

nicht umfasst, und ich nehme mir die Zeit, hier kurz eini-

ge Beispiele zu nennen. Das Transparenzgesetz legt 

eine Bagatellgrenze von einem kumulierten Auftragswert 

von 5.000 EUR pro Quartal und Auftragnehmer fest. 

Einschaltungen unterhalb dieser Schwelle sind nicht an 

die KommAustria zu melden. Das Transparenzgesetz 

umfasst keine Werbeeinschaltungen an nichtperiodische 

Medien. Außerdem nicht vom Transparenzgesetz erfasst 

sind Ausgaben für Außenwerbung, also Plakate, City 

Lights, und dergleichen. Eine gesamthafte Bewertung 

der Ausgaben der Stadt Wien für Öffentlichkeitsarbeit ist 

ohne Kenntnis dieser Ausgaben allerdings nicht möglich. 

Werbung sind außerdem eine Reihe von indirekten 

Kosten für Werbung, zum Beispiel für Medienagenturen 

oder Kreativleistungen, die von der Stadt Wien häufig 

extern zugekauft werden. Des Weiteren kaufen öffentli-

che Stellen immer wieder sonstige Dienstleistungen von 

Medienunternehmen, wie zum Beispiel die Herstellung 

von Bewegtbildern von Veranstaltungen der Stadt Wien, 

oder die Bereitstellung von redaktionellen Berichten zu. 

Schlussendlich werden im Magistrat interne Personal-

ressourcen gebunden, die ausschließlich oder vorwie-

gend mit Öffentlichkeitsarbeit oder Pressearbeit befasst 

werden. Zu guter Letzt - jetzt bin ich dann mit der Auf-

zählung Gott sei Dank fertig - kommen die Ausgaben der 

Stadt Wien für Imagemaßnahmen in Eigenmedien hinzu. 

Diese werden ja zu einem Großteil über den mit knapp 

17 Millionen EUR pro Jahr dotieren Rahmenvertrag mit 

dem Bohmann Verlag abgedeckt. Jüngste Recherchen 

der Plattform Dossier belegen, dass ein nicht unerhebli-

cher Teil der städtischen Werbeausgaben unter dem 

Radar der Öffentlichkeit bleibt, indem nämlich Einschal-

tungen in nichtperiodisch erscheinenden Beilagen ge-

schaltet werden und somit von der Meldepflicht ausge-

nommen sind. Als Profiteure dieser Praxis identifiziert 

zumindest das Dossier unter anderem Unternehmen der 

Dietrich-Medien-Holding GmbH - in Klammer: Holzmann 

Holzhausen. Sie kennen sich aus, was ich meine. Die 

Optik, die entsteht, um es einmal freundlich zu formulie-

ren, ist tatsächlich sehr, sehr unschön. 

Hier gilt es tatsächlich, Transparenz herzustellen. 

Sollten Sie, liebe Stadtregierung, künftig einen jährlichen 

Bericht über die Aktivitäten im Bereich der Öffentlich-

keitsarbeit erstellen, würden wir uns darüber sehr freuen. 

Dieser soll eine gesamte Beurteilung ermöglichen und 

schließlich diese Lücke schließen, die vom Bundesge-

setzgeber leider noch offengelassen wurde. Ich denke, 

Wien kann, wie so oft, hier natürlich eine Vorreiterrolle 

übernehmen. Deswegen bringe ich folgenden Antrag ein:  

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Wiener Stadtre-

gierung und insbesondere den zuständigen Stadtrat für 

Kultur, Wissenschaft und Sport dazu auf, künftig einen 

jährlichen Bericht über die Aktivitäten der Stadt Wien im 

Bereich der Öffentlichkeitsarbeit zu erstellen und zu 
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veröffentlichen. Der Bericht soll in qualitativer Hinsicht 

einen Überblick über Einzelaktivitäten und Gesamtstra-

tegie in diesem Bereich geben und in quantitativer Hin-

sicht jedenfalls auch eine Gesamtrechnung über die 

Ausgaben der Öffentlichkeitsarbeit der Stadt enthalten. 

Der Bericht soll neben den nach Medienkooperations- 

und -förderungs-Transparenzgesetz meldepflichtigen 

Werbemaßnahmen auch folgende Bereiche abdecken: 

Einschaltungen unterhalb von 5.000 EUR pro Quartal 

und Medium, Werbung in nichtperiodisch erscheinenden 

Medien, Ausgaben für Außenwerbung, indirekte Kosten 

wie zum Beispiel zugekaufte Kreativleistungen und Bu-

chungskosten, Öffentlichkeitsarbeit durch die Eigenme-

dien der Stadt Wien, sonstige Dienstleistungen von Me-

dienunternehmen, Verwendung von internen Personal-

ressourcen für Öffentlichkeitsarbeit.  

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Ab-

stimmung.“ (Beifall bei den NEOS.) 

Jetzt bin ich bei Punkt 2, da möchte ich neben der 

Transparenz noch darauf eingehen, dass wir hier in dem 

Haus schon sehr oft über potenzielle Werbekostenredu-

zierung der Stadt Wien diskutiert haben. Bei den Ausga-

ben für die Regierungswerbung für die Stadt Wien oder 

allgemein auf Bundebene ist ja die Stadt Wien nach wie 

vor alleiniger Spitzenreiter. Die Bundeshauptstadt gibt ja 

nach wie vor mehr für Eigenwerbung aus als alle ande-

ren Bundesländer zusammen. Den Höchstwert erzielten 

die Werbeausgaben im Wahljahr 2015 mit unglaublichen 

28,2 Millionen EUR, exklusive ausgelagerter Gesell-

schaften und exklusive Ausgaben unterhalb der Baga-

tellgrenze von 5.000 EUR pro Medium und Quartal. 

Zu Beginn der laufenden Wahlperiode wurden meh-

rere PolitikerInnen der rot-grünen Regierungskoalition 

mit dem Vorhaben zitiert, die Werbeausgaben der Stadt 

um ein Drittel senken zu wollen. Ich zitiere hier zum 

Beispiel Frau Maria Vassilakou, die sagt: „Angepeilt ist 

ein Kürzung des Inseratenvolumens um ein Drittel. Wir 

werden uns darüber hinaus anschauen, wie die Stadt 

sonst bei Werbeausgaben sparen kann.“ Herr StR Mai-

lath-Pokorny sagt am 15.12. der „Wiener Zeitung“: „Es 

wurde vereinbart, dass das Inseratenaufkommen um ein 

Drittel reduziert wird. Das ist so zu machen, und sobald 

ich alle Zahlen gesichtet habe, wird das auch umgesetzt 

werden.“ Herr Chorherr sagt im „Falter“ am 1.6.2016: 

„Wir haben in einem ersten Schritt vereinbart, die Insera-

te in Summe um eine Drittel zu kürzen. Überproportional 

soll dies bei Boulevardmedien passieren. Da die Stadt 

besonders sparen muss, sollten wir über das Drittel 

hinausgehen und beim Boulevard noch mehr einsparen. 

Wenn der Kulturstadtrat vor der Wahl steht, ob man bei 

Theater und Kulturförderung, bei Jugendsportvereinen 

oder bei der Boulevardpresse kürzt, dann ist für mich die 

Antwort klar. Nicht nur die Stadt, sondern auch die 

Stadtwerke und der Krankenanstaltenverbund sollen 

kürzen.“  

Trotz dieser Bekenntnisse, die ja ganz klar am Tisch 

liegen, wurde ein meiner Meinung nach dringend not-

wendiger Kurswechsel in dem Bereich der Regierungs-

förderung der Stadt Wien noch nicht im Regierungs-

übereinkommen von Rot-Grün festgeschrieben und 

sonst gibt es auch kein verbindliches Bekenntnis. Ver-

bindlichkeit sollte uns in der Politik ja wichtig sein, näm-

lich genau bei den Bereichen, wo man sich verbindlich 

ein Wahlversprechen gegeben hat, um das auch für 

Bürgerinnen und Bürger umzusetzen. Ein solches Be-

kenntnis könnte ja im Zuge eines Beschlussantrages des 

Wiener Gemeinderates verfasst werden, zu dem ich Sie, 

liebe rot-grüne Stadtregierung, gerne einlade. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch 

kurz anmerken, dass wir NEOS ja die Kürzung um ein 

Drittel gegenüber dem Kostenjahr 2015 zwar begrüßen, 

aber das ist, wie Sie ja wissen, nur ein Schritt in die 

richtige Richtung einer wirklich sparsamen Verwendung 

öffentlicher Mittel in der Öffentlichkeitsarbeit. Ich denke, 

dass wir hier eher in die Richtung 50 Prozent gehen 

müssen, aber Sie kennen diese Forderung ja bereits seit 

der Wahl. 

Deswegen hoffen wir auch auf ein tatsächliches Be-

kenntnis der Stadt und bringen folgenden Antrag ein: 

„Der Wiener Gemeinderat bekennt sich ausdrücklich zur 

Senkung der Ausgaben der Stadt Wien für Werbung in 

Fremdmedien um ein Drittel gegenüber den Aufwendun-

gen aus dem Jahr 2015.“ - Vielen Dank. (Beifall bei den 

NEOS.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Neumayer. Ich erteile es ihm. 

GR Jörg Neumayer, MA (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Werte 

Kolleginnen und Kollegen und Zuseherinnen und Zuse-

her auf der Galerie und via Livestream! 

Das Bekenntnis ist da. In der Umsetzung sind wir 

weiter als geplant und dazu stehen wir auch. Das soll 

vorweg einmal ganz klar gesagt sein. Schauen wir uns 

aber auch rundherum die Rahmenbedingungen an. Es 

war noch nie so herausfordernd wie jetzt, die Aufmerk-

samkeit der Bürgerinnen und Bürger zu gewinnen (Zwi-

schenruf von GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES.), 

nicht zuletzt auf Grund der Digitalisierung und auch der 

Diversifizierung unserer Gesellschaft … (GRin Mag. 

Beate Meinl-Reisinger, MES: Mehrere! - GR Mag. Diet-

bert Kowarik: Genau!) - Lassen Sie mich reden? - Danke 

sehr! - … steigt die Informationsflut gerade ins Uner-

messliche. Die Kommunikationskanäle, die wir nutzen, 

haben sich vervielfacht, und die Aufmerksamkeitsspanne 

des Einzelnen wird immer geringer. 

Wir befinden uns also im Kommunikationskampf um 

Aufmerksamkeit. Da unsere Stadt unheimliche Leistun-

gen für unsere Bürgerinnen und Bürger anbietet, können 

und wollen wir uns nicht zurücklehnen, sondern wir wol-

len unsere Bürgerinnen und Bürger informieren und mit 

ihnen in stetigen Dialog treten. Professionelle zielgrup-

penorientierte und Impact-schaffende Kommunikation 

kostet auch Geld. Im Fall der Stadt handelt es sich für 

2018 um 13 Millionen EUR für den Rahmenkommunika-

tionsplan des Presse- und Informationsdienstes, wie im 

vorliegenden Antrag auch ersichtlich ist, Frau Kollegin. 

Absolut gesehen ist das viel, darüber brauchen wir über-

haupt nicht reden. 

Zu dem von Ihnen Kritisierten möchte ich ganz klar 

sagen, dass wir das Transparenzgesetz zu 100 Prozent 
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einhalten. (GR Markus Ornig, MBA: Das Gesetz ist halt 

ein Schaß!) - Dann bitte ich Sie darum, sich genauso im 

Bund darum zu bemühen. (GRin Mag. Beate Meinl-

Reisinger, MES: Das haben wir ja gemacht!) Als Stadt 

Wien halten wir zu 100 Prozent das Gesetz ein. (GRin 

Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Ändern Sie das Ge-

setz!) Darüber hinaus sind in allem Maße in diesen 13 

Millionen sowohl die Konzeption, die Kreation, die Inse-

rate und alles Weitere des Presse- und Informations-

dienstes für 2018 enthalten. Das heißt, auch hier ist 

wieder der Punkt: Wir halten nicht nur das angesagte 

Drittel ein, sondern wir sind schon darüber hinaus. 

Vergleichen wir das mit den Österreichischen Big 

Ten in der Privatwirtschaft. Noch einmal, wir befinden 

uns auch im Kommunikationskampf mit der Privatwirt-

schaft, weil der mündige Bürger, der Rezipient nicht nur 

in einer Politik-Bubble ist, wie wir wissen, sondern auch 

in einem privatwirtschaftlichen Kommunikationskampf. 

Der Lutz gibt 81 Millionen aus, Spar 62 Millionen. (GRin 

Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Entschuldigung, das 

sind private Unternehmen! Da geht es um Steuergeld!) - 

Ja, und wir haben den Rezipienten zu erreichen. Lassen 

Sie mich jetzt bitte ausreden, Frau Kollegin! Zusammen-

gefasst: Die privatwirtschaftlichen Großen 10 geben 

jährlich im Schnitt 50 Millionen für ihre Kommunikations-

maßnahmen aus, Tendenz steigend, und das wissen Sie 

und auch das gilt es zu vergleichen, für die Bewerbung 

von Möbeln, von Heindl, von Schokolade, Handy und 

sonstigen Dingen. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Ist das Ihr 

Ernst, Herr Kollege?) Als Stadt Wien, als einer der größ-

ten kommunalen Dienstleister in Europa, geben wir 13 

Millionen aus … (Zwischenruf von GRin Mag. Beate 

Meinl-Reisinger, MES.) Hören Sie sich die Erklärung 

bitte an, Frau Kollegin - … damit unsere Bürgerinnen und 

Bürger niederschwellig über Leistungen informiert wer-

den, davon wissen, was es in dieser Stadt gibt und wie 

diese Leistungen auch genutzt werden können, im Kri-

senfall rasch relevante Infos bekommen, auch in der 

Krisenkommunikation haben wir in den letzten Jahren 

massiv ausgebaut, oder einfach zeitnah über Ereignisse 

in unserer Stadt informiert werden. Ich überlasse es 

Ihnen, ob das Themen sind, die Sie als weniger relevant 

empfinden als Schokolade oder Handys. 

Kommen wir aber wieder zum Antrag selbst, denn 

auch Sie haben rund um diesen Antrag gesprochen und 

nicht zum Antrag. Der PID machte bereits in den letzten 

Jahren sehr, sehr viel, um in diesem steten Kommunika-

tionskampf um die Aufmerksamkeit der BürgerInnen 

auch am Ball zu bleiben, im Dialog mit den BürgerInnen 

selbst. Auch zum Grund Ihrer Kritik komme ich: In „Wien 

neu denken“ ist die effiziente Nutzung des Öffentlich-

keitsarbeitsbudgets klar formuliert, und im Koalitionsab-

kommen war klar ausgemacht, dass wir die Mediaaus-

gaben bis 2020 um ein Drittel reduzieren. Ich sage es 

jetzt noch einmal, und es ist auch den unterschiedlichs-

ten Protokollen zu entnehmen: Nach 2 Jahren Koalition 

konnten wir dies bereits um 43 Prozent senken. Das 

alles geht, weil in den letzten Jahren permanent die 

Prozesse angepasst werden, digitale wie auch analoge 

Kanäle auch weiter ausgebaut werden. Ja, es stimmt, 

was Sie vorhin dazwischen eingeworfen haben, hier 

spielt uns die Rolle der Digitalisierung auch wirklich posi-

tiv zu. 

Versuchen wir, uns aber ganz kurz das Jahr 2017 

und auch das Jahr 2018 anzuschauen. Zum einen wer-

den die strategischen Überlegungen in der Kommunika-

tion komplexer, das wissen wir, und zum anderen, so 

sehr ich selbst auch Social-Media-affin bin und auch eine 

„Sag’s Wien“-App nutze und die positiv finde und auch 

einen WienBot nutze und ihn positiv finden, glaube ich 

nicht, dass die Printlandschaft in Österreich sich jetzt 

derartig verändern wird und von heute auf morgen ver-

schwinden wird.  

Mein Zugang und der Zugang der Stadt Wien ist 

ganz klar: Es gilt, einen effizienten und effektiven Kanal-

mix zu schaffen und zu nutzen. Weil das auch immer 

einer der Kritikpunkte ist, sei noch ganz nebenbei ange-

führt, dass die Streupläne im Übrigen schon heute ge-

mäß den Prinzipien der Wirksamkeit, Sparsamkeit und 

Zweckmäßigkeit angelegt werden. (GR Armin Blind: 

Bravo!) 

Zusammengefasst: Genau aus dem Grund haben wir 

auch heute wieder den Rechnungshof hier gehabt, und 

gäbe es hier Probleme, dann wäre nämlich der Rech-

nungshof der Erste, der das ankreiden würde, wenn wir 

hier nicht nach diesen Prinzipien handeln würden. Das 

ist der springende Punkt. (GR Mag. Dietbert Kowarik: 

Das war genau das Thema, das wir beim Rechnungshof 

diskutiert haben! Das können Sie nicht leugnen!) 

Uns wird es immer darum gehen, alle WienerInnen 

zu erreichen, sowohl digital wie auch offline, im Dialog 

und auch per Information. Dazu müssen wir alle Kanäle 

und alle Medien, die die Wienerinnen und Wiener kon-

sumieren, auch bespielen. Uns geht es darum, dass die 

Wienerinnen und Wiener die Leistungen angeboten 

bekommen, die sie dafür benötigen, um ihren Alltag zu 

meistern, dafür, dass ihr Leben besser ist. In diesem 

nächsten Schritt geht es darum, dass auch der PID … 

(GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Den Alltag 

meistern!) Ich darf Ihnen kurz noch skizzieren … (GR 

Armin Blind: Wir brauchen Wien, um den Alltag zu meis-

tern?) Die Bürger haben die Möglichkeit, Dienstleistun-

gen der Stadt Wien anzunehmen, Leistungen und Ser-

vices, die sonst kaum eine andere Stadt bietet. (GR 

Armin Blind: Das ist bizarr! Der Bürger braucht Wien, um 

zu überleben, dass er in die Arbeit findet!)  

Der Rahmenkommunikationsplan der Stadt Wien er-

möglicht, rasch auf aktuelle Themen einzugehen. Der 

Rahmenkommunikationsplan 2018 ermöglicht vor allem 

Konsistenz und minimiert dazu Streuverluste. Er macht 

geschäftsgruppenübergreifende Kampagnen nun mög-

lich, wodurch Themensynergien besser ausgeschöpft 

werden und damit auch das Geld, das dafür eingesetzt 

wird, das wiederum reduziert wird, auch effizienter ge-

nutzt werden kann.  

Sehr geehrte Damen und Herren, der Rahmenkom-

munikationsplan 2018 bringt Planungssicherheit und 

durch Vorausplanung auch die besten Kommunikations-

flächen zu den hoffentlich besten Konditionen. Ich bitte 

Sie, in diesem Sinne für die WienerInnen zuzustimmen, 
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damit Dienstleistungen und Serviceleistungen in der 

Stadt Wien auch in Zukunft an die rund zwei Millionen 

BürgerInnen kommuniziert werden können. - Danke 

sehr. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Dipl.-Ing. Margulies. Ich ertei-

le es ihm. 

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies (GRÜNE): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Her-

ren!  

Ich erlaube mir jetzt doch eine kurze Bemerkung zum 

vorliegenden Geschäftsstück, insbesondere zu den vom 

Kollegen Ornig eingebrachten Anträgen. Ich schicke aber 

vorweg, was ich auch in mehreren Budgetdebatten und 

ähnlichen Debatten schon immer wieder gesagt habe: 

Ich stehe dazu, dass wir als Stadt Wien immer wieder 

auch Bürger und Bürgerinnen in dieser Stadt informieren 

müssen und dass es auch darum geht, die Stadt Wien 

imagemäßig nicht nur wegen des Tourismus, sondern 

selbstverständlich auch wegen des eigenen Selbstver-

ständnisses durchaus in einem positiven Licht darzustel-

len. Ich glaube tatsächlich, dass wir in einer der lebens-

wertesten Städte der Welt leben. 

Aber - und jetzt kommt das große Aber - wir waren 

immer der Meinung, und ich habe schon vor Jahren 

gemerkt, wie Sie meine Blog-Beiträge zitiert und gelesen 

haben, dass man insbesondere dann, wenn man auf der 

einen Seite einsparen muss, selbstverständlich auch im 

Bereich der Öffentlichkeitsarbeit nicht überbordende 

Ausgaben nach sich ziehen sollte und dass man vor 

allem diejenigen Zeitungen, die mit ihrer Art der Bericht-

erstattung im Großen und Ganzen Hetze über das Land 

säen, und da nehme ich bewusst die „Kronen Zeitung“ 

und „Österreich“ einmal heraus, nicht in einer Art und 

Weise mit Inseraten vollstopfen soll, damit sie diese Art 

der Berichterstattung auch noch weiter verbreiten. (GR 

Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Aber Inserate schaltet ihr 

ja trotzdem!) Weil wir das als GRÜNE immer so gesagt 

haben, haben wir auch ganz besonders in diesen beiden 

Blättern eine Berichterstattung über die GRÜNEN, die 

jeder und jede von Ihnen auch nachlesen können. 

Kommen wir nichtsdestoweniger zu den Inseraten, im 

Jahr 2015 als Basisjahr in der Größenordnung von 

knapp 29 Millionen EUR à la RTR. Würden wir Ihren 

Antrag ernst nehmen, bedeutet das für 2018, dass wir 

mehr ausgeben, als wir geplant haben. Sie haben mei-

nes Erachtens in der Budgetdebatte nicht zugehört. Ich 

habe Ihnen gesagt, wir haben uns für das kommende 

Jahr darauf geeinigt, dass RTR maximal 15 Millionen 

ausweisen soll, für alle Geschäftsgruppen und sozusa-

gen auch selbstverständlich mit dem PID zusammen. 15 

Millionen in der RTR-Datenbank ausgewiesen - das ist 

die Hälfte. Wir haben - jetzt komme ich zu den Zahlen - 

2015 knappe 29 Millionen, 2016 waren, glaube ich, 

knappe 22,8 Millionen ausgewiesen, mit heutigem Tag 

ist das 3. Quartal veröffentlicht worden, 2017 12,5 Millio-

nen mit heutigem Tag für die ersten 3 Quartale, wir wer-

den ungefähr in der Größenordnung 17 bis 18 Millionen 

abschließen und nächstes Jahr sind es 15. Das ist eine 

Reduktion um die Hälfte. 

Ich würde mir ganz ehrlich wünschen, dass Sie 

manchmal auch Leistungen, die sich eine Koalitionsre-

gierung selber vorgibt, und die sie dann auch einhält, 

anerkennen, und nicht plötzlich jetzt mit einem Antrag 

daherkommen, der dazu führen würde, dass das Insera-

tenvolumen wieder steigt. Nein, das wollen wir nicht und 

in diesem Sinne werden wir diesem Antrag ganz sicher 

nicht zustimmen. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)  

Jetzt sage ich Ihnen noch etwas: Da ich ja nicht di-

rekt in der Verwaltung sitze, sondern in der Politik, kenne 

ich tatsächlich die Zahlen nicht in der Größenordnung, 

wie sie sich neben den in der RTR-Datenbank dargestell-

ten Zahlen verhalten. Wenn man allerdings die Öffent-

lichkeitsausgaben der einzelnen Budgets plus des PID 

zusammenrechnet, können diese Ausgaben nicht höher 

liegen als maximal 10 Prozent dessen, was in der RTR-

Datenbank ausgewiesen ist. (Zwischenruf von GR Mar-

kus Ornig, MBA.) Ich weiß es nicht, ich lege da die Hand 

natürlich nicht ins Feuer, ich gebe Ihnen recht, dass wir 

über kurz oder lang auch diese reduzieren sollen, und 

wir werden daran arbeiten. Ich würde Sie aber ersuchen, 

zur Kenntnis zu nehmen, dass es unser gemeinsames 

Anliegen ist, insbesondere in Zeiten, wo wir sparen müs-

sen, die Öffentlichkeitsausgaben der Stadt Wien nicht 

überbordend ansteigen zu lassen, sondern zu kürzen, 

und dass es vor allem unser Anliegen sein muss, die 

Inserate in Zeitungen, die mit ihrer Art der Berichterstat-

tung Verhetzung betreiben, zu reduzieren oder am liebs-

ten sogar auf null zu stellen. - Ich danke sehr. (Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Meinl-Reisinger. Ich 

erteile es ihr. 

GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES (NEOS): 

Frau Vorsitzende! 

Ja gut, dann werden wir versuchen, das noch einmal 

zu präzisieren. Schauen Sie, der Punkt ist ja der: Wir 

würden ja gerne die Stadtregierung oder die Koalition für 

die Senkung des Inseratenvolumens oder des Werbevo-

lumens loben, das Thema ist aber - und das hat, glaube 

ich, Markus Ornig deutlich zur Sprache gebracht, und 

das bringt ja auch „dossier.at“ zur Sprache -, dass es 

einfach ein Gesetz gibt, das, höflich gesagt, lückenhaft 

ist. (GR Dipl.-Ing. Martin Margulies: Ja!) Jetzt haben wir 

schon mehrfach den Versuch unternommen, das gesam-

te Volumen an Öffentlichkeitsarbeit, an Werbung sämtli-

cher Dienststellen der ausgegliederten Bereiche, sozu-

sagen des gesamten Bereichs der öffentlichen Hand der 

Stadt Wien im weitesten Sinn zu identifizieren und ein-

mal auf den Tisch zu bekommen. Wir können nicht, wir 

bekommen diese Fragen nicht beantwortet. Niemals! 

Das heißt, Sie können mir jetzt sagen, ja, wir haben 

das ja reduziert - aber das wird immer nur der „Bereich“ 

sein, der offiziell gemeldet ist. (GR Dipl.-Ing. Martin Mar-

gulies: Ja eh!) Was weiß ich, was daneben noch alles 

passiert? Solange diese Situation so ist, dass dieses rot-

grüne Wien so intransparent agiert, kann ich hier keinen 

Applaus spenden, weil ich einfach nicht weiß, ob sie hier 

eigentlich tatsächlich die Wahrheit sagen. (Zwischenruf 

von GR Armin Blind.) Das ist der Punkt 1.  
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Punkt 2: Sehr geehrter Herr Kollege, ich finde es völ-

lig jenseitig, die Ausgaben von privaten Unternehmen für 

Werbung, für die Bewerbung ihrer Produkte mit der Wer-

bung der öffentlichen Hand zu vergleichen. Es ist wirklich 

die Sache des privaten Unternehmens und der dortigen 

Aufsichtsgremien, zu entscheiden, was die mit dem Geld 

machen. Wenn sich die dafür entscheiden, täglich zehn 

Seiten in der „Krone“, „Österreich“ und in „Heute“ und 

„Presse“ zu schalten, dann ist das komplett deren Sache. 

Es geht mich als Politikerin nichts an, es handelt sich 

nicht um Steuergeld. Was Sie hier machen, geht mich 

aber sehr wohl etwas an, denn es ist nämlich das Geld 

der Österreichinnen und Österreicher, das Sie ihnen 

zuerst aus der Tasche ziehen und anschließend über 

Inserate in die diversen Medien pumpen. Das hier zu 

vergleichen, finde ich komplett jenseitig. (Beifall bei den 

NEOS. - Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.)  

Punkt 3: Sie haben hier in geradezu tränenrührender 

Weise dargelegt, dass der durchschnittliche Wiener ja 

gar nicht lebensfähig wäre, wenn er nicht die Inserate 

der Stadt Wien hätte, die ihn wirklich offensichtlich von 

der Früh bis zum Abend durch den Tag begleiten und 

ihm helfen, überhaupt den Tagesablauf bewältigen zu 

können. Wenn es um wesentliche Informationen der 

öffentlichen Hand geht, dann haben wir auch kein Prob-

lem damit. Es gibt aber genügend Beispiele, es ist scha-

de, dass ich es hier nicht bei der Hand habe, aber eines 

findet sich auch in unserem sogenannten Wastebook 

abgedruckt, wo gesagt wird, dass Wien über die Summe 

X an Mistkübeln verfügt. Das ist jetzt ehrlich gesagt nicht 

die Information, die ich meine, wenn es darum geht, 

wirklich ein neues Service, eine neue Gesetzeslage, 

möglicherweise eine neue Möglichkeit, irgendwo Gelder 

zu beantragen oder sonst etwas zu bieten. 

Ich habe heute in der Früh auch ganz klar von einem 

Beispiel gesprochen, nämlich von der Kampagne des 

Herrn Ludwig, der gesagt hat, nicht mit uns, Wohnen 

muss leistbar bleiben, und damit den Bundesrechnungs-

hofbericht vom Tisch gewischt hat. Das ist gesetzeswid-

rig, was hier passiert. (GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc: 

Propaganda ist das!) Das ist nämlich keine Werbung, die 

einem Informationszweck dient, sondern das ist politi-

sche Propaganda. Das können Sie gerne machen, aber 

mit ihrem eigenen Geld, das auch Steuergeld ist, und 

schon gar nicht mit dem Geld der Steuerzahlerinnen und 

Steuerzahler über diese Magistratsgruppe. Wenn es 

wirklich Information ist, dann werden wir uns nicht ver-

wehren, aber de facto auf Steuerzahlerkosten eine sol-

che Propaganda zu fahren, dazu gibt es von uns ein 

klares Nein. (Beifall bei den NEOS.)  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zu Wort ist nie-

mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 

Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 

92. Wer diesem seine Zustimmung gibt, den darf ich um 

ein Zeichen mit der Hand ersuchen. - Das ist mit Stim-

men von SPÖ und GRÜNEN mehrstimmig gegen NEOS, 

ÖVP und FPÖ angenommen. 

Es liegen zwei Beschlussanträge vor. 

Erster Beschlussantrag, eingebracht von NEOS be-

treffend Einführung eines Jahresberichtes über Aktivitä-

ten im Bereich Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Wien. Es 

wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem 

Antrag die Zustimmung gibt, darf ich um ein Zeichen mit 

der Hand ersuchen. - Wird von NEOS, ÖVP, FPÖ gegen 

SPÖ und GRÜNE unterstützt und ist somit abgelehnt.  

Der zweite Beschlussantrag von NEOS betreffend 

Bekenntnis zur nachhaltigen Senkung der Werbungskos-

ten um ein Drittel gegenüber dem Jahr 2015. Auch hier 

wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem 

Antrag die Zustimmung gibt, darf ich um ein Zeichen mit 

der Hand ersuchen. - Der Antrag wird allein von den 

Antragstellern unterstützt gegen ÖVP, FPÖ, SPÖ und 

GRÜNE und ist somit abgelehnt.  

Es gelangt nunmehr die Postnummer 93 der Tages-

ordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an 

Sportorganisationen und sonstige Institutionen aus den 

Sportförderungsmitteln 2017. Zu Wort ist niemand mehr 

gemeldet. Bei dieser Postnummer gibt es eine getrennte 

Abstimmung. 

 Wer der Subvention an den ASKÖ seine Zustim-

mung gibt, darf ich um ein Zeichen mit der Hand ersu-

chen. - Das wird unterstützt von ÖVP, FPÖ, SPÖ und 

GRÜNEN, ist somit mehrstimmig gegen NEOS ange-

nommen. 

Wer der restlichen Subventionsliste seine Zustim-

mung gibt, darf ich um ein Zeichen mit der Hand ersu-

chen. - Hier liegt die Einstimmigkeit vor.  

Es gelangt nunmehr Postnummer 98 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die 

Kulturzentrum Kabelwerk GmbH. Wortmeldung liegt 

keine mehr vor. Wir können gleich zu Abstimmung kom-

men. Wer dieser Postnummer seine Zustimmung gibt, 

den darf ich um ein Zeichen mit der Hand ersuchen. - 

Wird unterstützt von NEOS, ÖVP, SPÖ, GRÜNE gegen 

die FPÖ und ist somit mehrstimmig angenommen.  

Es gelangt nunmehr Postnummer 102 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an 

den Verein Wien Wissen, Verein zur Förderung von 

Bildungs- und Wissenschaftskommunikation. Ich bitte die 

Frau Berichterstatterin, Frau GRin Bluma, die Verhand-

lung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Sehr geehr-

te Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren! Ich ersu-

che um Zustimmung.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Ich eröffne die De-

batte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing. Guggenbichler. 

Ich erteile es ihm. 

GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstat-

terin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Hier geht es um die Förderung von 25.000 EUR für 

den Ball der Wiener Wissenschaften. Wir wissen ja alle, 

dass er als politisches Gegenprojekt zu einer anderen 

Ballveranstaltung gegründet wurde, die in dieser Stadt 

stattfindet. Ich habe mir am Anfang gedacht, weil ja im 

ersten Jahr schon 80.000 EUR Förderung dafür ausge-

schüttet wurden und ab dem dritten, glaube ich, nur mehr 

25.000 EUR, ich schaue mir das schlicht und ergreifend 
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einfach an. Ich muss Sie dafür loben, es ist eine wunder-

schöne stilvolle Veranstaltung mit einer schwarz-weißen 

Eröffnung. Ich habe mir auch dann noch die Tweets von 

der Österreichischen Hochschülerschaft angeschaut, die 

da sagten, eigentlich ist das ja alles der Wahnsinn. Jetzt 

machen wir schon ein ideologisches Gegenprodukt und 

haben eine zusätzliche Spießerveranstaltung in der 

Stadt. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das hat die Österreichi-

sche Hochschülerschaft in einem Tweet von sich gege-

ben. Ich kann Ihnen dazu nur gratulieren. 

Herr StR Mailath-Pokorny hat gesagt, dass dieser 

Ball ein Klima der Weltoffenheit und Toleranz hat. Ich 

kann Ihnen nur kurz berichten. Ich selbst bin ja seit drei 

Jahren Stammgast, heuer das vierte Mal dort. Die Frau 

Spielmann, heißt sie, glaube ich, die ÖH-Vorsitzende, 

hat dann auf Twitter geschrieben: Die Ballveranstaltung 

ist jetzt vollkommen sinnlos, wenn sich ein Herr Guggen-

bichler dort eine Karte kaufen darf. (Heiterkeit bei der 

FPÖ.) Ich nehme das jetzt einmal sehr locker. Erstens 

habe ich nicht gewusst, dass ich dort so wichtig bin, auf 

der anderen Seite sage ich: Kein Ball kann etwas für 

seine Gäste, auch der Wissenschaftsball kann nichts 

dafür, dass ich dort bin und auch dass die Frau Spiel-

mann dort ist und Intoleranz lebt. So weit her wird es mit 

der Toleranz nicht sein, die dort von einigen Gästen 

gelebt wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich war schon fast gewillt, dass ich sage. es ist mir 

lieber, dass als politisches Gegenprojekt ein Ball veran-

staltet und besucht wird, bevor man mit Bomben durch 

die Wiener Straßen läuft, wie wir das auch bei anderen 

Veranstaltungen leider Gottes von der linksextremen 

Szene erleben dürfen. Ich will das aber nicht … (Zwi-

schenruf von GRin Birgit Hebein.) - Ja, das war so.  

Am 27. Jänner 2012 am Holocaust-Gedenktag wurde 

am Minoritenplatz ein Linksextremist nach einer De-

monstration mit einer 1,2 kg-Bombe festgenommen. Das 

ist nachlesbar, können Sie googeln. (GR Mag. Dietbert 

Kowarik: Das verdrängt die Kollegin gerne! - GR Mag. 

Josef Taucher: Wer hat das geschrieben? - Weitere 

Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) Geben Sie nur 

ein: „WKR-Ball Bombe“, dann finden Sie das über 

Google relativ schnell. Das war ein „Kurier“-Artikel, ist 

überhaupt kein Problem, Frau Hebein. (Zwischenruf von 

GRin Birgit Hebein.) - Nein, das ist in mehreren Medien 

gestanden. Ihr könnt euch das ja ansehen, aber man 

kann natürlich die Realität auch wegleugnen.  

Wie gesagt, ich wollte eigentlich den Ball der Wis-

senschaften heute loben. Was mir besonders gefällt, ist 

ein Artikel vom 12. Dezember dieses Jahres, das auch 

ein Interview mit dem Ballorganisator enthält. Er sagt: 

Das Edelweiß wird Ende Jänner der Stargast in der 

Wiener Ballsaison. Es wird eine besondere Rolle am Ball 

der Wiener Wissenschaften spielen. Auch das ist eine 

wunderschöne Geschichte. Ich bin neugierig, ob die 

Medien dann wieder so sehr darauf aufspringen werden 

wegen der ideologischen Bedeutung einer Blume, wie 

das bei Angelobungen von Nationalratsfraktionen ist. 

Aber ich freue mich auch, dass hier in irgendeiner Art 

und Weise ... (GRin Birgit Hebein: Die Corps-Blume!) - 

Das Edelweiß, echt? (Neuerlicher Zwischenruf von GRin 

Birgit Hebein.) Wir werden uns ansehen, ob die Medien-

berichterstattungen ähnlich sind, wie es bei der Angelo-

bung im Nationalrat war.  

Was aber wichtig ist bei der ganzen Geschichte: Es 

kann viele Ballveranstaltungen geben, es kann auch 

politische Projekte geben, aber wenn Sie sagen, Sie 

machen ein politisches Projekt, dann zahlen Sie es bitte 

aus Ihrer eigenen Parteikasse! Das sage ich ganz offen, 

das ist überhaupt kein Problem. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich habe den anderen Ballveranstaltern damals den 

Antrag vom Ball der Wiener Wissenschaften für die För-

derung der damaligen 80.000 EUR zur Verfügung ge-

stellt, und die haben einen Antrag gestellt, der wortident 

ist mit jenem vom Ball der Wiener Wissenschaften. Wis-

sen Sie, was sie für eine Antwort bekommen haben? Der 

Magistrat hat gesagt, er ist nicht zuständig. Die fördernde 

Behörde ist bei den anderen Bällen nicht zuständig ge-

wesen. Ich sage auch: Es gibt zwei Bälle, die in Wien 

unterstützt werden. Das ist der Ball der Wiener Wissen-

schaften, der heuer mit 25.000 EUR unterstützt wird, und 

der Life Ball, der eine noch üppigere Förderung be-

kommt. Ich sehe aber die Notwendigkeit nicht, weil ande-

re, die auch Kulturveranstaltungen in Wien machen, 

diese Möglichkeit nicht haben. Das bestärkt mich beson-

ders in meiner Meinung, dass die 25.000 EUR heuer 

nicht notwendig sind.  

Im letzten Absatz im „Standard“-Artikel vom 12. De-

zember dieses Jahres steht dann, es seien bereits um 48 

Prozent mehr Karten als im Vergleichszeitraum des 

Vorjahres verkauft worden. Man bittet einfach darum, 

schnell zu kaufen, weil sie eigentlich schon fast ausver-

kauft sind. Eigentlich müsste das ein gutes Geschäft 

sein. (GR Mag. Wolfgang Jung: Ist es eh jetzt!) Ich freue 

mich darüber, dass wir laut ÖH-Meinung eine zusätzliche 

Spießerveranstaltung in Wien haben. Es ist eine interna-

tionale Veranstaltung, man könnte fast sagen, ein inter-

nationales Vernetzungstreffen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste ist 

Frau GRin Mag. Straubinger zu Wort gemeldet. Ich ertei-

le es ihr. 

GRin Mag. Sybille Straubinger, MBA (SPÖ): Frau 

Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Da-

men und Herren!  

Wenn die FPÖ zu loben beginnt, kommt das heraus, 

was wir beim Herrn Guggenbichler gerade erlebt haben: 

In Wirklichkeit hat er nicht gelobt, sondern sich darüber 

aufgeregt, dass es Geld dafür gibt, darüber, was andere 

darüber sagen und hat dann noch einmal sozusagen ein 

bisschen hingehaut. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Jetzt 

sind wir wehleidig! - GR Mag. Wolfgang Jung: Nicht 

weinen!) - Nein, ich weine nicht. Vor Ihnen sicher nicht 

und wegen Ihnen schon gar nicht, keine Sorge, wirklich 

nicht, es ist eher zum Lachen.  

Was Sie hier bekritteln, ist, dass der Life Ball und 

dieser Wissenschaftsball gefördert und unterstützt wer-

den. Diese Unterstützung gibt es deshalb, weil es bei 

diesen Bällen um einen übergeordneten Zweck geht. 

Beim Wissenschaftsball geht es darum, dass im Vorfeld 

berichtet wird, dass Wien als Wissenschaftsstadt positio-

niert wird. Da geht es nicht darum, einen Ball zu feiern, 
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sondern darum, klar zu machen, Wien ist nicht nur Kul-

tur, nicht nur Ball, nicht nur Kunst und Theater, sondern 

Wien ist auch Wissenschaft. Das wird auf höchst intensi-

ve Art und Weise kommuniziert, und zwar nicht nur in 

Österreich oder in Wien, sondern wirklich auch internati-

onal, mit Wissenschaftsjournalisten. Das führt dazu, dass 

in Wissenschaftsjournalen über den Ball, über dieses 

Ereignis berichtet wird. 

Dafür gibt es die 25.000 EUR, und nicht quasi für ei-

nen Drink an der Bar, den man gratis ausgibt. Das macht 

den Unterschied aus. Ich glaube, das ist absolut gerecht-

fertigt. Sie hatten 1,4 Millionen Kontakte in den sozialen 

Netzwerken. Es gab eine Erwähnung und einen Artikel 

über diesen Ball im „Nature“, einem der renommiertesten 

Wissenschaftsjournale, die es überhaupt gibt. Insofern ist 

das gerechtfertigt. Ich glaube, diese 25.000 EUR sind ein 

gut investiertes Geld. Sie bringen nicht einen Ball hervor, 

sondern bringen Berichterstattung über die Wissen-

schaftsstadt Wien hervor. - Danke! (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste ist 

Frau GRin Hebein zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Birgit Hebein (GRÜNE): Werte Frau Vorsitzen-

de! Geschätzte Kollegen und Kolleginnen!  

Ich werde es kurz machen. Die Nacht ist, glaube ich, 

noch lang, aber man kann ein paar Dinge nicht stehen 

lassen. Das eine ist: Bei aller Nichtwertschätzung oder 

Wertschätzung, Herr Abg. Guggenbichler, Sie haben 

erstens eine Person hier erwähnt, die ich außerordentlich 

schätze für ihr antifaschistisches Engagement. (GR Mag. 

Wolfgang Jung: Ich habe geglaubt, es geht um die Wis-

senschaft!) Wenn Sie erwähnen, dass die Frau Spiel-

mann beziehungsweise die Spielfrau sich darüber wun-

dert, dass Sie am Wissenschaftsball auftauchen, nämlich 

über Twitter, müssen Sie auch ein bisschen die Zusam-

menhänge erklären. Da geht es nicht um Sie als Abge-

ordneter, sondern Sie sind auch bekannt als Veranstalter 

des sogenannten WKR-Balls (GR Mag. Wolfgang Jung: 

Recht erfolgreich!), eines Balls mit rechtsextremen Ver-

netzungen. Wundern Sie sich also nicht. (Zwischenrufe 

bei der FPÖ.) 

Der Wissenschaftsball ist sehr bekannt, da kann ich 

meiner Vorrednerin nur zustimmen, über Grenzen hin-

weg. Es ist sehr gut, dass er stattfindet. Von all dem, was 

Sie jetzt über Linke und Bomben gesagt haben, war das 

Einzige, das man jetzt auf die Schnelle gefunden hat, auf 

„unzensuriert.at“, welch Überraschung! (GR Mag. Wolf-

gang Jung: Da haben Sie aber nicht lang gesucht!) Das 

war 2013, vor vier, fast fünf Jahren. Bei der letzten De-

monstration im Jänner 2017, wenn Sie nachsehen, war 

alles friedlich. (GR Mag. Wolfgang Jung: Ja, das war ein 

Demonstratiönchen! - Weitere Zwischenrufe bei der 

FPÖ.) - Das sind Informationen von der Polizei.  

Ich würde einfach sagen: Nehmen Sie zur Kenntnis, 

es gibt einen Wissenschaftsball. Sie entscheiden, ob Sie 

ihn unterstützen oder nicht. Wir stehen dazu, wir sind 

stolz darauf, dass er stattfindet. Es gibt auch Ihren soge-

nannten Akademikerball. Wir sind in einer Demokratie, 

wir leben in einem Rechtsstaat, und natürlich wird die 

eine oder der andere auch vom Versammlungsrecht 

Gebrauch machen, um gegen rechtsextreme Vernetzun-

gen aufzutreten. - Vielen Dank! (Beifall bei den GRÜ-

NEN. - Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zu Wort ist nie-

mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die 

Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Post 102. Wer 

der Postnummer 102 die Zustimmung gibt, den darf ich 

um ein Zeichen mit der Hand ersuchen. - Das sind 

NEOS, ÖVP, SPÖ und GRÜNE, somit ist der Antrag 

mehrstimmig gegen die Stimmen der FPÖ angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Post 103 der Tagesordnung 

zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die 

Demokratiezentrum Wien GmbH. Wortmeldung liegt 

keine mehr vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Wer dieser Postnummer die Zustimmung gibt, den darf 

ich um ein Zeichen mit der Hand ersuchen. - Das wird 

unterstützt von NEOS, ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, ist 

somit mehrstimmig gegen die Stimmen der FPÖ ange-

nommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Ver-

handlung über die Geschäftsstücke 104 und 105 der 

Tagesordnung - sie betreffen die Subvention an die 

Stiftung Dokumentationsarchiv des österreichischen 

Widerstandes und an den Verein Dokumentationsarchiv 

des österreichischen Widerstandes - zusammenzuzie-

hen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 

Fall. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag. 

Straubinger, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag. Sybille Straubinger, 

MBA: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Danke schön. Zu 

Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Meinl-Reisinger. - 

Bitte schön. 

GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES (NEOS): 

Danke, Frau Vorsitzende! Werte Kolleginnen und Kolle-

gen! 

Ich möchte diese beiden Förderakte, denen wir 

selbstverständlich die Zustimmung geben, zum Anlass 

nehmen, einen Antrag einzubringen, der meiner Fraktion 

sehr wichtig ist, insbesondere auf Grund aktueller Vor-

kommnisse und Vorfälle in den letzten Tagen, nicht nur, 

aber gerade auch in Wien. Es geht darum, den Kampf 

gegen Antisemitismus wieder verstärkt aufzunehmen. 

Wir beobachten seit geraumer Zeit mit großer Sorge, 

dass - nicht nur, aber auch - von muslimischer Seite 

antisemitische Töne angeschlagen werden und dass 

diese Parolen gerade auch im öffentlichen Raum, etwa 

bei Demonstrationen skandiert werden. So ist es letzte 

Woche im Zuge einer „Kundgebung Jerusalem Haupt-

stadt Palästinas“ passiert. Ich möchte an dieser Stelle 

sagen: Grundsätzlich ist zu unterscheiden zwischen 

politischer Kundgebung und einer Kritik am Staat Israel. 

Im Zuge dieser Demonstration, an der 500 bis 700 Per-

sonen teilgenommen haben, sind aber sehr wohl antise-

mitische Äußerungen gefallen, die auch durch Videoma-

terial belegt sind, wobei auch einige Medien darüber 

berichte haben. Es wurde zu Tod und Vernichtung Isra-

els aufgerufen. Es waren angeblich Parolen wie 
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„Schlachtet die Juden“, et cetera zu hören. Das sind 

Äußerungen, die auch im Zuge von anderen Demonstra-

tionen, zum Beispiel zum al-Quds-Tag am 24. Juni pas-

sieren.  

Ich glaube, wir müssen unsere Anstrengungen hier 

verstärken, ganz entschieden gegen Antisemitismus 

aufzutreten. Aus diesem Grund möchte ich hier gerne als 

Gemeinderat ein politisches Zeichen setzen, dass wir 

uns ganz eindeutig dazu bekennen, diesen Kampf gegen 

Antisemitismus zu führen und dass wir einen baldigen 

Termin der Arbeitsgruppe gegen Antisemitismus wieder 

einberufen werden, um diese aktuellen Vorfälle zu be-

sprechen und dabei auch zu besprechen, welche Maß-

nahmen gesetzt werden können. 

Ich möchte an der Stelle sagen - und es ist mir wirk-

lich eine Herzensangelegenheit, es zu tun -, dass ich es 

außerordentlich bedaure, dass wir es nicht geschafft 

haben, einen All-Parteien-Antrag zu machen. Ich verste-

he, dass man - und ich nehme an, es wird diesbezüglich 

Wortmeldungen geben - durchaus hier manchen Politi-

kern in den Reihen der FPÖ und Aussagen, die getätigt 

worden sind, kritisch gegenüber stehen kann, gerade im 

Zusammenhang mit Antisemitismus. Es gibt immer wie-

der Aussagen von FPÖ-Politikern, die in diese Richtung 

tendieren. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Es gab auch 

immer wieder bildliche Darstellungen, die antisemitisch 

konnotiert waren. Aber ich sehe das so: Wenn hier heute 

alle Parteien ein klar Bekenntnis abgeben wollen, diesen 

Kampf gegen Antisemitismus zu führen, dann finde ich 

es demokratiepolitisch höchst bedenklich, als grüne 

Partei herzugehen und zu sagen, nein, es ist nicht mög-

lich, dass wir auf einem Antrag gemeinsam mit der FPÖ 

stehen. (Anhaltender Beifall bei NEOS, FPÖ und ÖVP.) 

Es erschüttert mich tatsächlich dieses Demokratie-

verständnis, hier zu sagen, die meinen das ja nicht ernst. 

(Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich meine, entschuldi-

gen Sie, es steht Ihnen nicht zu, das zu beurteilen. Es ist 

hier ein politisches Statement, das alle Abgeordneten 

hier treffen. Es ist ein Begründungstext, der wird be-

schlossen. Es steht Ihnen nicht zu, zu beurteilen, was die 

Abgeordneten denken. Wichtig ist, dass hier demokra-

tisch in einem parlamentarischen Prozess ein Beschluss 

gefasst wird. (Beifall bei NEOS, FPÖ und GRÜNEN. - 

Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Sie brauchen hier gar nicht hereinzurufen. Sie kön-

nen das in aller Ruhe hier auch ausführen. Sie können 

hier in aller Ruhe herauskommen und Ihre Beweggründe 

darlegen. Ich halte es für ein zutiefst antidemokratisches 

Verhalten und ich finde es wirklich erschütternd. Mich 

erinnert das an einen Kindergarten und nicht an das, was 

Parlamentarismus eigentlich sein soll. (Beifall bei NEOS, 

FPÖ und ÖVP. - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜ-

NEN.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster ist 

Herr GR Kohlbauer zu Wort gemeldet. - Bitte schön.  

GR Leo Kohlbauer (FPÖ): Werte Vorsitzende! Werte 

Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! 

Ich habe jetzt nicht damit gerechnet, dass von Seiten 

der NEOS fast alles gesagt wird, was ich sagen wollte. 

Herzliche Gratulation noch einmal zu Ihrem Demokratie-

verständnis (Der Redner beendet den Satz mit sehr 

lauter Stimme.), etwas, das die Kollegen der GRÜNEN 

hier auf der linken Seite nicht haben! (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Wir distanzieren uns ganz klar von jeglichem Antise-

mitismus. Antisemitismus ist in Österreich ein Problem, 

das es in allen Gesellschaftsschichten gibt, Antisemitis-

mus ist ein Problem, das es in allen politischen Lagern 

gibt. Das gibt es hier überall, das weiß ich. (Zwischenruf 

von GRin Birgit Hebein.) Genau diejenigen, die am lau-

testen schreien und hier am lautesten uns vorwerfen, 

antisemitisch zu sein, sollten einmal in den eigenen 

Reihen nachschauen, was da nicht alles passiert ist.  

Ich erinnere euch an euren Nationalratsabgeordneten 

Peter Pilz - jetzt hat er sich abgespaltet, aber er ist der 

Einzige, der es mit seiner Fraktion noch ins Parlament 

geschafft hat. Der Herr Pilz war derjenige, der im Internet 

zum Boykott jüdischer Produkte aus dem Westjordan-

land aufgerufen hat, meine sehr verehrten Damen und 

Herren. Das ist Ihr ehemaliger Parteikollege! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei mir in 

Mariahilf gab es eine Bezirksvorsteher-Stellvertreterin, 

die Frau Jerusalem. Sie ist damit aufgefallen, dass sie 

einen Brief an die Kultusgemeinde verfasst hat, in dem 

sie der Kultusgemeinde vorgeworfen hat, den Juden 

vorgeworfen hat, selbst schuld am Antisemitismus zu 

sein. (GRin Birgit Hebein: Geh bitte!) Zugegeben, das ist 

schon ein paar Jahre her, aber das sind einfach die 

Fakten und die Wahrheit.  

Da hinten sitzt Frau El-Nagashi. Sie ist im Vorstand 

des Vereins der Grünen MigrantInnen. Dieser Verein hat 

einen Islamophobie-Bericht herausgegeben, geschrieben 

von Farid Hafez. Diesen Bericht haben die GRÜNEN 

hoch subventioniert, meine sehr verehrten Damen und 

Herren. Der Herr Farid Hafez steht der Muslimbruder-

schaft nahe. Dieser Islamophobie-Begriff ist ein Kampf-

wort der Muslimbruderschaft (Der Redner beendet den 

Satz mit sehr lauter Stimme.), und ich glaube, ich brau-

che Ihnen allen hier nicht zu erklären, was die Muslim-

bruderschaft ist! Sie brauchen nicht den Kopf zu schüt-

teln, Herr Al-Rawi! Sie sind der Nächste, den ich noch 

erwähnen werde, aber nicht heute, dafür werde ich mir 

beim nächsten Mal Zeit nehmen. (Zwischenruf bei den 

GRÜNEN.)  

Die Muslimbruderschaft ist massiv antisemitisch. Die 

Hamas gehört zur Muslimbruderschaft, eine Terrororga-

nisation, die die Juden und den Staat Israel vernichten 

wollen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Und so 

etwas subventionieren Sie? Also bitte, seien Sie nicht 

immer so streng zu uns, sondern schauen Sie einmal in 

Ihre eigenen Reihen! Herzlichen Dank! Wir werden dem 

Zusatzantrag der NEOS selbstverständlich zustimmen. 

(Beifall bei der FPÖ. - GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely: 

Eine Schande sind Sie, eine Schande!) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zu einer tatsächli-

chen Berichtigung ist Frau GRin Mag. El-Nagashi zu 

Wort gemeldet. - Bitte. 

GRin Mag. Faika El-Nagashi (GRÜNE): Zu einer tat-

sächlichen Berichtigung: Die Grünen MigrantInnen Wien 
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haben weder einen Bericht zum Thema Islamophobie 

herausgegeben noch einen anderen Bericht herausge-

geben. Die Grünen MigrantInnen Wien haben auch kei-

nen Bericht zur Islamophobie hoch subventioniert. Ich 

kann es nachher auch noch einmal berichtigen, wenn Sie 

es noch einmal behaupten.  

Den Rest Ihrer Behauptungen kann ich nicht wirklich 

jetzt widerlegen oder berichtigen, weil ich vor lauter Auf-

regung wegen Ihrer Wortmeldung gar nicht mehr verste-

hen konnte, was Sie gesagt haben. (Oh-Rufe bei der 

FPÖ.- Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster ist 

Herr GR Ellensohn zu Wort gemeldet. - Bitte schön. 

GR David Ellensohn (GRÜNE): Frau Vorsitzende! 

Meine Damen und Herren! 

Die Subventionsanträge für das Dokumentationsar-

chiv des österreichischen Widerstandes sind hier hoffent-

lich breit mehrheitsfähig, am liebsten einstimmig. Das 

DÖW leistet hervorragende Arbeit, passt genau zu dem, 

was vorher gesagt wurde, beobachtet Rechtsextreme in 

diesem Land. Deswegen wird wahrscheinlich auch der 

Antrag nicht einstimmig werden. Das DÖW beobachtet 

einen Haufen FPÖ-Politiker - weniger Politikerinnen der 

FPÖ. Sie kommen dort öfter vor, unter anderem wegen 

Antisemitismus. Rechtsextremismus und Antisemitismus 

treten wahnsinnig oft zusammen auf, sind wahnsinnig oft 

dasselbe. (StRin Ursula Schweiger-Stenzel: Linksextre-

mismus und Antisemitismus leider auch!) 

Es wurde vorher von einem All-Parteien-Antrag ge-

sprochen. Frau Klubobfrau Meinl-Reisinger! Spätestens 

nach der Rede des Herrn Kohlbauer von der FPÖ bin ich 

mir nicht ganz so sicher, ob das die Freunde sind, mit 

denen Sie zusammen glauben, dieses Problem in Angriff 

nehmen zu können. (GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, 

MES: Sie wollen mir erklären, wer mein Freund zu sein 

hat?! - Weitere, anhaltende Zwischenrufe von GRin Mag. 

Beate Meinl-Reisinger, MES und GR Mag. Manfred 

Juraczka.) - Seien Sie nicht immer gleich angerührt! Sie 

teilen hier sehr heftig immer aus und sind immer gleich 

so angerührt. Können wird das nicht einfach auf eine 

ganz normale Art und Weise machen? Wer hier steht 

und die anderen anschüttet, muss sich zumindest ein 

paar ruhige Sätze anhören, die ihm jemand anders sagt. 

Die Frau Reisinger hat hier gesagt, es sei demokra-

tiepolitisch erschütternd, wenn die GRÜNEN sagen: 

Nein, wir wollen nicht mit der FPÖ, auf einem Packl 

sitzen und gemeinsam mit der FPÖ gegen etwas - wo-

gegen?, gegen Rechtsextremismus?, für Frauenrechte?, 

gegen Antisemitismus? - kämpfen. Nein, das wollen wir 

nicht. Dürfen wir das selber entscheiden? (Zwischenruf 

von GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES.) Sie haben 

gesagt, das ist demokratiepolitisch erschütternd. Sie 

haben auch gesagt: Gegenüber manchen FPÖ-

Aussagen betreffend Antisemitismus bin ich kritisch. - 

Das haben Sie ganz ruhig gesagt. Die Formulierung war: 

Ganz super ist das nicht, was die FPÖ sagt, aber was 

die GRÜNEN machen! Puh, die tun nicht zusammen mit 

der FPÖ, das ist unglaublich! Alleine die Wertung von 

diesen zweien disqualifiziert Sie für mich heute für den 

ganzen Tag, tut mir leid. (Beifall bei GRÜNEN und 

SPÖ. - GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Das ist 

letztklassig!) - Nein, Frau Meinl-Reisinger! Das, was Sie 

jetzt probiert haben, war letztklassig. (GRin Mag. Beate 

Meinl-Reisinger, MES: Was unterstellen Sie mir da? 

Verharmlosung? Ich finde es empörend!) Sie werden 

mich nicht dazu bringen, dass ich dieses wichtige Thema 

(Anhaltende Zwischenrufe von GRin Mag. Beate Meinl-

Reisinger, MES.) - Frau Meinl-Reisinger, das machen 

Sie gerade die ganze Zeit.  

Frau Meinl, Sie sind verantwortlich für das, was Sie 

hier sagen, und ich bin für das verantwortlich, was ich 

hier sage. Sie haben da klipp und klar gesagt, Sie wollen 

gemeinsam mit der FPÖ - mit dem Herrn Kohlbauer, der 

gezeigt hat, was er darunter versteht - die Demokratie 

retten. Kann man probieren. Ich sage Ihnen, es wird 

nicht funktionieren. (GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, 

MES: Ich will einen gemeinsamen Antrag gegen Antise-

mitismus!) - Nein. Schauen Sie es sich einfach selber 

noch einmal an. Die Art und Weise, wie Sie uns, SPÖ 

und GRÜNE, hier immer wieder abkanzeln, der Stil, in 

dem Sie uns Vorwürfe machen, das ist schwer zu begrei-

fen. Wir seien undemokratisch, weil wir glauben, dass 

die FPÖ nicht der beste Partner ist. Und umgekehrt 

sagen Sie: Dem, was die FPÖ sagt, stehe ich auch ir-

gendwie kritisch gegenüber. (Zwischenruf von GR Mag. 

Wolfgang Jung.) - Ja, das ist ja eine Bewertung. Die 

Bewertung, ja, das ist eh hervorragend, wenn Sie sich 

alle einig sind darin, haben wir heute alle einen schlech-

ten Tag erwischt. (GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, 

MES: Schauen Sie sich an, wie oft ich das verurteile! 

Das ist so was von letztklassig!) 

Wir bringen einen Antrag ein, SPÖ und GRÜNE. GR 

Peter Florianschütz wird einen Antrag einbringen. (GR 

Mag. Wolfgang Jung: Er hat vorhin den Kopf geschüt-

telt! - Neuerlicher Zwischenruf von GRin Mag. Beate 

Meinl-Reisinger, MES.) Wenn man jedes Mal den Kopf 

schütteln müsste bei Ihnen, Herr Jung, dann würden wir 

ausschauen wie diese kleinen Figuren, die im Auto hän-

gen. (Heiterkeit und Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Die Vorfälle rund um Antisemitismus, die ganzen 

Demos, die jetzt waren, diese ganzen Rufe, das Ver-

brennen von israelischen Fahnen, und so weiter ist er-

schreckend und es wird mehr. Das ist ein ernstes The-

ma. Es ist günstig, wenn möglichst viele, möglichst viele 

Menschen sich dagegen aussprechen und sich engagie-

ren. (Zwischenruf von GR Mag. Wolfgang Jung.) Deswe-

gen ist es natürlich ... (GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, 

MES: Und Sie glauben, das hilft denen?) - Das hätte ich 

ja auch versucht zu sagen, wenn Sie nicht so deutlich 

differenziert hätten, die von der FPÖ seien die Guten in 

dieser Frage und die GRÜNEN nicht. Dann muss ich 

wirklich ... (Zwischenruf von GRin Mag. Beate Meinl-

Reisinger, MES. - GR Mag. Rüdiger Maresch: Kritik 

muss man schon aushalten!) - Nein, die Frau Reisinger 

hält Kritik nicht aus, das wissen wir schon. Das haben wir 

schon ein paar Mal gehört. Scharf austeilen, nichts ein-

stecken. Sie sind nicht die Einzige in diesem Haus. Das 

können eh nicht alle gleich gut. (Anhaltende Zwischenru-

fe von GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES.) - Nein, 

ich halte es immer gut aus, das ist so. Als GRÜNER ist 
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man gewohnt, dass man oft kritisiert wird, das geht sich 

nicht anders aus. Das gilt eh für alle Fraktionen.  

So, der Reihe nach: Warum tun wir uns so schwer 

mit der FPÖ? Ich lese Ihnen hin und wieder die Verbre-

chen vor, die von der FPÖ begangen werden und lasse 

immer die ganzen Holocaust-Leugner aus. Ich rede 

immer von denen, die Geld gestohlen, falsche Zeugen-

aussagen gemacht haben, irgendjemand zusammenge-

schlagen haben, nur das. Heute muss ich es ein biss-

chen anders machen. Ich verspreche aber - denn das 

dauert heute sehr lange -, ich mache das nur sehr kurz, 

mit nur drei Beispielen, um zu zeigen, warum wir da 

tatsächlich ein Problem haben.  

Wir sind beim Tagesordnungspunkt betreffend das 

Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstan-

des. Wir alle wissen, die FPÖ hat ja dort ein Dauer-Abo. 

Logisch, weil es nun mal ganz, ganz viele Einzelfälle 

gibt. Ich sage ja nie, dass es alle wären. Andererseits ist 

ein Einzelfall eigentlich etwas, das man im Plural gar 

nicht verwenden sollte, es sind aber sehr viele Einzelfäl-

le, und das DÖW hat daher sehr viel Arbeit. Ich nehme 

jetzt nur ein paar Beispiele heraus. Ich versuche, mich 

jetzt nicht darauf zu konzentrieren, was irgendjemand vor 

20 oder 10 Jahren gesagt hat, sondern ich nehme nur 

heuer, jetzt, und ich biete am Schluss der FPÖ etwas an, 

wenn irgendjemand bis zum Schluss dem zuhört.  

Wir hatten jetzt gerade die Angelobung des neuen 

Nationalrates. (GR Mag. Wolfgang Jung: Ohne GRÜNE!) 

Ein Nationalrat sitzt dort nicht drinnen. Also es sitzen 

mehrere da nicht drinnen, einer von der FPÖ sitzt nicht 

drinnen, der vorgesehen war, nämlich der Herr Johannes 

Hübner. Warum nicht? (GR Wolfgang Irschik: Die GRÜ-

NEN sitzen gar nicht mehr drin!) - Richtig, aber kein 

einziger hat das Problem wegen Antisemitismus gehabt, 

und darum geht es jetzt, nicht? (Allgemeine Heiterkeit.) 

Das passt, ja genau, das passt mir. Sie finden das lustig, 

dabei reden wir über Antisemitismus, das ist weniger 

lustig.  

Der Herr Johannes Hübner hat geglaubt, er muss 

blöde Witze machen über den Schöpfer der österreichi-

schen Bundesverfassung, und hat mit antisemitischen 

Codes gearbeitet, hat ihn Herrn Kohn genannt. Sie wis-

sen noch genauer als die meisten, zumindest als die 

durchschnittliche Bevölkerung, was das bedeutet, und 

Sie haben ihn ja dann dazu überreden können, das 

Mandat nicht anzunehmen - ein Antisemit, der das Man-

dat nicht annehmen durfte.  

Die Freiheitlichen wollten gerade eben einen neuen 

Bundesrat angeloben lassen, einen 28-Jährigen, den sie 

nicht angeloben lassen konnten, weil er Probleme ge-

macht hätte rund um die Regierungsbildung, weil der 

Herr den rechten Arm nicht unter Kontrolle hat und mit 

dem Hitlergruß abgebildet wurde. Wird ja auch von nie-

mandem bestritten, von ihm auch nicht, war so. Was hat 

man gemacht? Na, den verräumen wir mal. Das ist aber 

alles jetzt passiert. Da war es schon kalt, als das passiert 

ist. Das sind neue Sachen, antisemitische Vorfälle, aktu-

ell, jetzt! (GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Ja, 

furchtbar! Dann lassen Sie die FPÖ ein Zeichen setzen, 

damit klar ist, dass das innerparteilich verurteilt wird!) - 

Ja, aber kein Zeichen mit dem rechten erhobenen Arm.  

Ich lese Ihnen nur noch ein Beispiel vor, nur damit 

man sieht, was für Leute da noch im Hinterfeld arbeiten. 

Es ist jemand von den freiheitlichen Arbeitnehmerinnen. 

Jetzt erwähne ich eine Frau, damit wir da nicht nur Män-

ner haben, die den größeren Anteil an antisemitischen 

Ausfällen innerhalb der FPÖ einnehmen. Eine Dame aus 

Voitsberg, Renate P. - für diese Sache ist es aber 

wurscht, wie sie genau heißt - lässt sich über Flüchtlinge 

aus und sagt: „Wie man heute sehen kann, hat man 

diese Tiermenschen absichtlich gezüchtet, um die jetzt in 

die Kulturstaaten zu fluten. Die weiße Rasse soll zerstört 

werden.“ Das sind so Texte, die man dauernd findet auf 

den Facebook-Seiten. Dann geht es so dahin, und unten 

kommt: „Aber die Juden haben sich gewaltig verrechnet. 

Sie sägen an dem Stamm, worauf sie sitzen.“  

So - das ist ganz neu. Das ist eigentlich nichts Be-

sonderes. Man muss sich nicht anstrengen, um so etwas 

zu finden. Wenn Sie das jetzt am Handy googeln, finden 

Sie zehn solche Leute auf die Schnelle. Wie das dann 

ausschaut mit dem Hitlergruß, weiß man auch. Was alle 

von uns dazu gesagt haben, wissen wir auch. Diese 

Fälle hat es früher gegeben mit Nazi-Buchstabierungen 

mit einem ganzen Haufen anderer Leute. Die braunen 

Rülpser der FPÖ sind lange.  

Jetzt gibt es eine Diskussion darüber und in Europa 

hat sich tatsächlich diesbezüglich etwas geändert. Sehr 

viele der Rechtspopulisten versuchen, ihren Antisemitis-

mus zumindest nicht auffallen zu lassen. Das gibt es ja 

jetzt schon länger. Parteien, die früher, so wie die FPÖ, 

quer durch Europa damit aufgefallen sind, versuchen, es 

anders zu machen. Der Vater von Marine Le Pen ist 

diesbezüglich mehrfach verurteilt, die Tochter versucht, 

so zu tun, als ob es nicht so wäre. „Die Feinde meiner 

Feinde sind meine Freunde.“, heißt es dazu in einem 

Artikel von der Lucia Heisterkamp.  

Für manche ist es nicht ganz klar, weil sie froh sind, 

wenn Antisemiten von einer anderen Religion angegrif-

fen werden und irgendjemand denen beispringt. Das 

passiert, ja. Rechte Parteien, rechtsradikale Parteien 

quer durch Europa machen momentan nichts anderes, 

als so zu tun, als ob sie die Freunde Israels wären. Auf 

der jährlichen Europäischen Rabbinerkonferenz diesen 

März waren ein paar führende Geistliche, die etwas 

anderes gesagt haben. Ein Rabbiner dort hat gesagt - 

und es waren mehrere dort, die sich ähnlich geäußert 

haben -, er wird seiner jüdischen Gemeinde in Europa 

zur Flucht raten, wenn extremistische Parteien - gemeint 

sind Parteien wie die Partei von Marine Le Pen oder wie 

die FPÖ in Österreich - die Führung übernehmen, weil 

die natürlich wissen, wie das genau geht.  

Jetzt sage ich Ihnen, was der Herr Präsident des 

Staates Israel, Reuven Rivlin, dazu sagt. Beim letzten 

Holocaust-Gedenktag hat Reuven Rivlin gesagt: Allian-

zen mit xenophoben und antisemitischen Gruppen sollen 

unterlassen werden, und man soll sich an die Verbre-

chen der Vergangenheit erinnern. Denn aus Vergange-

nem sollte gelernt sein, wie schnell Antisemitismus auf-

flammen kann, wenn seine VerfechterInnen erst einmal 
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an der Macht sind. Und dass sich Fremdenhass selten 

gegen nur eine Minderheit richtet. 

Momentan ist eine andere Minderheit im Fokus, 

stimmt, aber der Präsident Israels weiß, wer die Nächs-

ten sind, die drankommen, wenn sich die rechtsextremen 

Parteien an ihrem neuen Feindbild abgearbeitet haben. 

So sehe ich das. (GR Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: Genau! - 

StRin Ursula Schweiger-Stenzel: Das ist eine Verharm-

losung!) - Das ist keine Verharmlosung. Das ist genau 

das, was momentan in Europa passiert. (Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ.)  

Ich mache ein Angebot. Die FPÖ bemüht sich, ein 

anderes Bild zu vermitteln. Dazu sage ich einmal: Gut, 

nachdem ich immer glaube, dass jeder von uns sich 

verbessern kann. Die Frau Meinl-Reisinger gibt ihnen 

einen Vertrauensvorschuss trotz aktueller Vorfälle, ich 

nicht. (GRin Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES: Ich gebe 

ihnen keinen Vertrauensvorschuss!) Was ich aber schon 

anbieten könnte: Versuchen Sie, in ganz Österreich 

darauf zu schauen, dass zwei Jahre lang kein einziges 

Mitglied der FPÖ mit so furchtbaren antisemitischen 

Postings auffällt, dass Sie nicht Hitlergrüßen immer wie-

der jemanden aus der ganzen Mandatsliste herausneh-

men müssen, dass Sie nicht Leute, die den Schöpfer der 

österreichischen Verfassung mit antisemitischen Codes 

bedecken! Versuchen Sie zwei Jahre lang, sich anstän-

dig zu verhalten (GR Mag. Wolfgang Jung: Dann gibt’s 

euch nicht mehr!), und dann reden wir weiter, ob man mit 

Ihnen gemeinsam Projekte betreffend Antisemitismus 

machen kann! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster ist 

Herr GR Florianschütz zu Wort gemeldet. Ich erteile es 

ihm. 

GR Peter Florianschütz (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr 

geehrte noch verbliebene Zuschauerinnen und Zuschau-

er bei diesem Ereignis! 

Es geht heute um die Subvention für das Dokumen-

tationsarchiv des österreichischen Widerstandes. Das 

Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstan-

des ist eine verdienstvolle, honorige Institution, an der 

sich bedauerlicherweise trotzdem jedes Jahr die Geister 

scheiden. Ich würde mir erwarten, dass es keine Wort-

meldung zum Thema Dokumentationsarchiv des öster-

reichischen Widerstandes gäbe, sondern alle Fraktionen 

einmütig und freudig der Subvention zustimmen. Dem ist 

aber nicht so oder wird zumindest nicht so sein. Das ist 

auch ein Grund dafür, dass wir diese Diskussion führen. 

Meine Damen und Herren, Sie kennen mich. Sie wissen, 

dass ich - es ist immer komisch, wenn man als Politiker 

so etwas sagt - dazu tendiere, Harmonie zu mögen. Ich 

bin ein Mensch, der versucht, möglichst viele Dinge unter 

den sprichwörtlichen volkstümlichen Hut zu bringen und 

Einigkeit zu erzielen. Wie man heute erkannt hat, ist das 

nicht immer möglich, das geht nicht immer. Das ist dann 

vielleicht nicht schade, wenn es der Klarheit dient. Heute 

dient es vielleicht der Klarheit, dass wir diese Diskussion 

führen.  

Ich darf Ihnen berichten, dass heute in einem ande-

ren Sitzungssaal des Rathauses eine Chanukka-Feier 

stattgefunden hat, nämlich auf Einladung unseres Herrn 

Bürgermeisters, bei dem ich mich sehr bedanken möch-

te, bei der wesentliche Repräsentanten der jüdischen 

Community in Wien anwesend waren. Ehrlich gesagt, 

das war eine schöne Veranstaltung, die mir sehr gut 

gefallen hat. Sie hat hier eine Tradition. Dort hat der 

Präsident der Israelitischen Kultusgemeinde einen seiner 

Vorgängerinnen und Vorgänger zitiert. Mit dem Gedan-

kengang, dass die Juden die Funktion der Grubenvögel 

der mittelalterlichen Minen hatten, nämlich jener Vögel, 

die dazu da waren, um, wenn Gas einströmt, zu sterben 

und damit alle anderen zu retten. Er hat gemeint, die 

Juden und der Umgang mit Jüdinnen und Juden ist in 

unserer Gesellschaft ein Signal dafür, wie wir insgesamt 

gesellschaftlich miteinander umgehen. Damit hat Ossi 

Deutsch recht.  

Darum, meine Damen und Herren, gerade auch von 

der Opposition in den Reihen der FPÖ, wissen Sie, was 

nicht funktionieren wird - und das ist Ihr Problem, das Sie 

mit den GRÜNEN haben -? Diese Trennung: Hier sind 

die Juden, und wir sind gegen Antisemitismus, aber bei 

allen anderen Völkern dieser Erde und bei allen anderen 

Minderheiten ist uns das wurscht. Wer gegen Antisemi-

tismus ist, ist immer auch für die Bekämpfung der Dis-

kriminierung jeder Minderheit. Das ist das Wesen der 

Bekämpfung des Antisemitismus.  

Ich würde Ihnen gerne glauben, dass Sie diese Ein-

sicht mit mir teilen. Sie haben heute eine gute Gelegen-

heit, meine Damen und Herren, nämlich bei der Frage 

über die Subvention für das Dokumentationsarchiv des 

österreichischen Widerstandes. Der erste Schritt Ihrer 

Glaubhaftigkeit im Kampf gegen Antisemitismus wäre es, 

diese Stelle, die gegen Antisemitismus kämpft, zu unter-

stützen. Da werden wir dann sehen, ob Sie das tun wer-

den oder nicht. Denn nicht, wie es so schön heißt, an 

den Worten werden wir die Menschen messen, nein, an 

den Taten, da hat Kollege Ellensohn schon recht. So 

gesehen ist das ein verlockendes Experiment, sich die 

Taten jeder Partei anzuschauen und danach zu bemes-

sen, wo sie denn steht oder nicht steht.  

Aber damit zu den Vorfällen, über die wir heute auch 

diskutieren: Meine Damen und Herren, es ist absolut 

nicht hinnehmbar, dass in Wien auf einer Demonstration 

Menschen unter dem Beifall anderer „Schlachtet die 

Juden!“ skandieren. Das ist nicht hinzunehmen! Das ist, 

was ich gut finde, wahrscheinlich die einhellige Meinung 

des Hauses. Die Frage ist nur: Welche Schwerpunkte 

setzt man? Beispielshalber bin ich, ist meine Fraktion 

und sind auch die GRÜNEN der festen Überzeugung, 

dass das nicht nur Sache der Stadt Wien ist, sondern 

Sache der Justiz und der Sicherheitsbehörden. Das 

heißt, ich erwarte mir, dass das nächste Mal, wenn so 

eine Kundgebung stattfindet, der Vertreter der Behörde, 

sprich, der Landespolizeidirektion Wien, diese Kundge-

bung abbricht, wenn da strafbare Inhalte stattfinden. 

(Allgemeiner Beifall.)  

Ich erwarte mir, dass Gruppen und Institutionen, die 

offen zur Vernichtung Israels aufrufen, zur Diskriminie-

rung, Diskreditierung dieses Staates, eines demokrati-

schen Landes ... Dieses Land darf man natürlich auch 



Gemeinderat, 20. WP 15. Dezember 2017 31. Sitzung / 98 

 

kritisieren, wie alles andere auch, aber eben nicht delegi-

timierend, nicht diskriminierend und nicht mit doppelten 

Standards. Das werden wir uns in der genannten Ar-

beitsgruppe anschauen. Ich bin sehr optimistisch und 

das wird auch ganz sicher so sein, dass wir im Jänner, 

spätestens Anfang Februar die nächste Sitzung dieser 

Arbeitsgruppe machen. So haben wir das auch im Antrag 

formuliert. Ich erwarte mir, dass wir uns dort ausführlich 

über diese Frage unterhalten und auch einmal Rückblick 

nehmen: Welche Gruppen in unserer Gesellschaft, die 

sich so verhalten, kommen zu uns mit der Bitte um Un-

terstützung? Meine Damen und Herren, wenn jemand zu 

uns kommt und sagt, ich bekämpfe Israel und ich will, 

dass dieser Staat aufhört zu existieren, wird er unsere 

Unterstützung nicht finden können, weder ideell noch 

materiell. Solche Gruppen dürfen wir nicht fördern! (All-

gemeiner Beifall.) 

Meine Damen und Herren, da müssen wir die Si-

cherheitsbehörde, auch die Justiz in die Pflicht nehmen, 

und, meine Damen und Herren - und damit schließe ich 

den Kreis zum Ersten -, wir müssen auch versuchen, uns 

eine Kultur zu entwickeln, wo wir einen Umgang finden, 

der gut gewesen wäre vor 1942, 1941, 1940, 1938 mit 

unseren jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern, denn 

die sind damals so behandelt worden, wie heute manche 

anderen Gruppen behandelt werden. Was ich meine, 

Antisemitismus bekämpfen, ist Rücksichtnahme und 

Empathie für alle Handlungen und für alles, was wir 

setzen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) Die Probe der 

Umsetzung dieser Richtlinien sind dann die Taten, an 

denen man uns messen wird, die jetzige und die nach-

folgende Generation. Das sollte man nie unterschätzen. 

Wir bringen daher diesen Antrag gemeinsam ein und 

sagen, dass wir uns darüber freuen. „Wir begrüßen, dass 

die Arbeitsgruppe gegen Antisemitismus sich zu ihrem 

nächsten Treffen Anfang 2018 treffen wird. Bei diesem 

Treffen wird über die Geschehnisse in der letzte Zeit 

informiert und beraten werden. Dabei soll es auch um 

konkrete Maßnahmen sowohl der Stadt Wien als auch 

der Sicherheitsbehörden und der Justiz gehen.  

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung 

verlangt.“  

Ich hoffe auf Zustimmung zu diesem Antrag und in 

Folge auf gemeinsame Anstrengung zur Umsetzung 

dieses Antrages. - Danke schön, meine Damen und 

Herren! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Zu Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir 

kommen zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.  

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 

104. Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnum-

mer 104 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen 

mit der Hand. - Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen 

der FPÖ so angenommen.  

Zur Postnummer 104 liegen zwei Beschlussanträge 

vor.  

Erster Antrag: Beschlussantrag der NEOS betreffend 

Kampf gegen Antisemitismus verstärken. In formeller 

Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer 

diesem Antrag seine Zustimmung geben will, bitte ich um 

ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig ange-

nommen.  

Zweiter Antrag: Beschlussantrag von SPÖ und 

GRÜNEN betreffend den Kampf gegen Antisemitismus. 

Dazu wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dem die Zustimmung geben will, bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das ist auch einstimmig ange-

nommen. (GR Mag. Manfred Juraczka: Jetzt ist uns 

leichter oder wie?)  

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Post-

nummer 105. Ich bitte jene Damen und Herren, die der 

Postnummer 105 ihre Zustimmung geben wollen, um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig gegen die 

Stimmen der FPÖ so angenommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Ver-

handlung über die Geschäftsstücke 1 bis 6 der Tages-

ordnung, sie betreffen Subventionen und Förderungen 

im Integrations- und Diversitätsbereich, zusammenzu-

ziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt durchzufüh-

ren. Wir dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht 

der Fall. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag. 

Berger-Krotsch, die Verhandlung einzuleiten.  

Berichterstatterin GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustim-

mung! 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Danke 

schön. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr 

GR Kohlbauer. - Bitte. 

GR Leo Kohlbauer (FPÖ): Sehr geehrter Herr Vor-

sitzender! Werte Berichterstatterin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! 

Ich werde es jetzt weniger hitzig machen, aber 

grundsätzlich, eines muss schon gesagt sein: Die Sub-

ventionen der Stadt Wien sind ein wahrhaftiger Sumpf, 

und diese Punkte, die hier zur Abstimmung kommen, 

sind ein Beispiel dafür. Ich habe hier als erste Post 

120.000 EUR für einen Kleinprojektetopf. Das ist beson-

ders interessant, weil wirklich spannende Punkte stehen 

in diesem Kleinprojektetopf. Diese Schmankerln möchte 

ich Ihnen jetzt hier zum Besten geben.  

Da gibt es beispielsweise Deutsch lernen und Radio 

machen. Da werden 4.438 EUR aus diesem Kleinprojek-

tetopf fürs Deutschlernen und Radiomachen für, nehme 

ich einmal an, Flüchtlinge oder Zugewanderte veran-

schlagt. Da gibt es einen Verein freier Hebammen, da 

gibt es Gruppenberatungen in Arabisch und Farsi, dafür 

gibt es 5.000 EUR. Dann gibt es Nähkurse für Asylwer-

ber, das sind 3.500 EUR, auch sehr interessant. Regen-

bogenjacken aus der Cartoonfabrik: 2.900 EUR. Und das 

Beste ist: Fahrradkurse für LGBT-Refugees um 2.538 

EUR. Ich frage Sie, meine sehr verehrten Damen und 

Herren: Da fehlt ja noch eines. Was noch fehlt, ist der 

Tanzkurs für Transgenderwalzer für Flüchtlinge. Das 

fehlt noch auf dieser Liste. Der kommt leider nicht vor, 

muss ich Ihnen schon sagen. Da müssen Sie schon 

schauen, dass das das nächste Mal drauf ist. (Zwischen-

rufe bei den GRÜNEN.)  

Als Draufgabe gibt es Doppelförderungen selbstver-

ständlich, wie es ja immer ist bei solchen Subventions-



Gemeinderat, 20. WP 15. Dezember 2017 31. Sitzung / 99 

 

töpfen. Ja, es ist leider so, es gibt Doppelförderungen. 

Der Verein poika, der ein separater Punkt ist, bekommt 

natürlich auch noch aus diesem Kleinförderungstopf ein 

Geld heraus. Also das soll bitte nicht sein, dass es Dop-

pelt- und Dreifachförderungen gibt, meine sehr verehrten 

Damen und Herren.  

Auf der einen Seite habe ich heute einen Gast ge-

habt, den Bundesschulsprecher aus Österreich, der auch 

bei der Schülerunion Wien ist, und die Förderung für die 

Schülerunion Wien wurde jetzt beispielsweise um 800 

EUR gekürzt. Für die Schülerunion, für unsere Schüler 

ist kein Geld da, für Fahrradkurse für LGTB-Flüchtlinge 

stellen Sie allerdings 1.000 EUR zur Verfügung. Dann 

gibt es einen weiteren Verein, der da auf der Liste ist, 

das ist der Verein FIBEL für Multikulti-Ehen. Da geht es 

dann um schlappe 91.000 EUR, die hier veranschlagt 

werden. Auch das ist ein sehr markantes Schmankerl. 

Kommen wir weiter auf das Amerlinghaus zu spre-

chen, meine sehr verehrten Damen und Herren, denn 

der nächste Verein ist die Vereinigung Frauenintegration. 

Auch dieser Verein bekommt eine „kleine“ Summe, näm-

lich 200.000 EUR vom Steuerzahler veranschlagt. Ich 

werde heute später noch auf das Amerlinghaus zu spre-

chen kommen. Da haben wir noch einen weiteren Punkt, 

da wird es sicherlich wieder lustiger werden. Das Amer-

linghaus ist ja wirklich ein Hort von Linksextremen, 

Kommunisten, Rad-Rowdys. Die sitzen da alle unter 

einem Dach. (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN. - GR 

Mag. Rüdiger Maresch: Das ist witzig!) Da brauchen Sie 

zu nicht lachen, das ist leider die Tatsache. Die sitzen 

dort zusammen mit diesen Frauenintegrationskursen. 

(GRin Birgit Hebein: Peinlich! - Weitere Zwischenrufe bei 

SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger (unterbre-

chend): Ich bitte um Ruhe! 

GR Leo Kohlbauer (fortsetzend): Zwei Schmankerln 

möchte ich Ihnen hier noch zum Besten geben. Was da 

gemacht wird und was da angeboten wird bei dieser 

Frauenintegration: Die wirbt auf ihrer Homepage bei-

spielsweise mit dem tollen Internetzugang, den es gratis 

gibt - das ist ja eine super Leistung, die es am West-

bahnhof nicht gibt. Weiter heißt es, sie machen Partys. 

Da gibt es ein Fest. Gegen Toleranz und für kulturellen 

Austausch (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.), so heißt 

diese Party, die da hier geschmissen wird, und ich kann 

mir schon vorstellen, wie diese Party aussieht mit den 

Linksextremen, mit den Kommunisten und mit den Frau-

en, die hier in dem Frauenintegrationshaus unterrichtet 

werden. Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

Freiheitliche werden alle diese Punkte ablehnen, weil wir 

diese Steuergeldverschwendung sicherlich nicht unter-

stützen werden! (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächste 

ist Frau GRin Akcay zu Wort gemeldet. - Bitte. 

GRin Safak Akcay (SPÖ): Sehr geehrter Herr Vorsit-

zender! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, es ist wichtig, das noch einmal in Erinne-

rung zu rufen, dass wir ein Wiener Integrationskonzept 

haben, das sich eben an Integrationsmaßnahmen kop-

pelt und sich auf vier Säulen anlehnt, nämlich Bildung, 

Sprache, Zusammenleben, mit der Teilhabe und natür-

lich auch die Messbarkeit. Unser Ziel ist es immer gewe-

sen, und ist es auch weiterhin, dass wir Menschen durch 

Projekte miteinander verbinden, weil wir den Wienerin-

nen und Wienern es ermöglichen möchten, dass sie mit 

ihren NachbarInnen, Einrichtungen, Institutionen in ihrem 

Umfeld einfach in einen Dialog treten können, um eben 

hier diese gemeinsame Identität unserer Stadt zu stär-

ken, dieses Wir-Gefühl sozusagen zu fördern.  

Bei diesem Themenschwerpunkt vom Kleinprojekte-

topf „It takes a Grätzl to raise a child“ geht es darum, 

sozusagen eine andere Form für Bildung und Lernen 

bereitzustellen. Da steht der lernende Mensch im Mittel-

punkt. Alles rund um diesen Menschen herum, nämlich 

die Bildungseinrichtungen, soll sich vernetzen, und da 

geht es eben darum, dass die Schulen, die Kindergärten, 

die Jugendzentren und die lernenden Menschen diese 

Bildungsgrätzln bilden, um hier einerseits das Wirken 

von Bildungsarbeit zu erhöhen, andererseits soll sich das 

auch positiv auf das Zusammenleben auswirken.  

Sie sehen, dass in unserer Integrationsarbeit Bil-

dungsarbeit genauso hochgeschrieben ist wie Deutsch-

lernen. Vorreiter ist hier die gemeinnützige Interface 

Wien GmbH. Sie ist ein innovativer und zuverlässiger 

Bildungsträger und bietet auch ausgezeichnete Beratung 

an. Ich darf Sie in diesem Zusammenhang an „Start 

Wien“, Startcoaching, Lernhilfe und Freiwilligen-

Koordination unterschiedlicher Projekte erinnern.  

Auch die Co-Förderung der Vereine mit der von un-

serem Stadtrat heute bereits erwähnten Initiative Er-

wachsenenbildung ist sehr wichtig, um erwachsene 

Migranten und Migrantinnen im Bereich Basisbildung zu 

fördern. Auch der Verein „Vereinigung für Frauenintegra-

tion“ ist da ein sehr gutes Beispiel. Das ist eine aner-

kannte Einrichtung der Erwachsenenbildung. Hier wer-

den vor allem sozial benachteiligte Frauen aus anderen 

Kulturen betreut. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich weiß nicht, 

was immer so lustig ist, wenn ich da rede. Es haut sich 

jeder hier so halbert ab darüber.  

Auf jeden Fall nehmen wir die Integrationsarbeit sehr 

ernst. Sie sehen auch, dass wir in Wien in puncto 

Spracherwerb jedenfalls ein bewährtes Vorzeigemodell 

zur Verfügung haben. Für uns ist es wichtig, ganz kon-

krete Schritte zu setzen, die allen WienerInnen zu Gute 

kommen. Der Spracherwerb allein ist jedoch nicht aus-

reichend. Deswegen setzen wir auch auf arbeitsmarkt-

fördernde Maßnahmen und Qualifizierung, weil wir wol-

len, dass alle Menschen von Anfang an die Möglichkeit 

haben, in Wien Fuß zu fassen und ihr Potenzial weiter-

zuentwickeln.  

Es geht uns darum, die Teilhabe am gesellschaftli-

chen Leben zu fördern. Es geht uns darum, die Selbst-

ständigkeit und Unabhängigkeit zu stärken und darum, 

ein selbstbestimmtes Leben führen zu können. In Bezug 

auf das Zusammenleben macht auch FIBEL eine sehr 

gute Arbeit für ihre Zielgruppe. Sie vermitteln fachliche 

Hilfe bei psychologischen, rechtlichen, kulturellen und 

sozialen Fragen. Viele bikulturelle beziehungsweise 

binationale Paare und Familien müssen mit gesellschaft-

licher Diskriminierung und Vorurteilen fertig werden. 
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Deswegen müssen wir auch diese Menschen unterstüt-

zen und Hilfestellung leisten. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Neben FIBEL gibt es auch viele andere Vereine in 

unserer Stadt, die einen großen Beitrag zum guten Zu-

sammenleben in dieser Stadt beitragen und damit auch 

zur Lebensqualität, denn sie unterstützen die ehestmög-

liche Integration und leisten einen wichtigen Beitrag bei 

der Sichtbarmachung von Lebenssituationen von sozial 

benachteiligten Menschen. Kurz gesagt, dank der guten 

Kooperation mit den Vereinen sichert man auf der einen 

Seite, dass unterschiedliche Personen erreicht werden 

und auf der anderen Seite, dass das Angebot von allen 

angenommen werden kann.  

Eines möchte ich noch zur Klarstellung sagen, weil 

das ja immer wieder im Ausschuss, aber auch hier The-

ma ist: Die Arbeit der Vereine wird von der MA 17 in 

regelmäßigen Qualitätsgesprächen evaluiert und verbes-

sert und auch durch den Stadtrechnungshof geprüft. 

Dadurch wird sichergestellt, dass diese Vereine gute 

Arbeit für diese Stadt leisten und somit verlässliche Part-

nerInnen sind. Für uns gilt eben, dass wir für unser Wien 

arbeiten und nicht gegen die Menschen in dieser Stadt. - 

Danke schön! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächste 

hat sich Frau GRin Schütz zu Wort gemeldet. - Bitte. 

GRin Angela Schütz (FPÖ): Herr Vorsitzender! Wer-

te Kollegen und Kolleginnen! Frau Berichterstatterin! 

Liebe Zuhörer!  

Alle Jahre wieder um diese Jahreszeit sehen wir uns 

einem großen Block an Subventionen im Bereich der 

Integration gegenüber. Es zeigt sich hier ein Mal mehr, 

dass ein schier unerschöpflich scheinendes Füllhorn an 

Mitteln über eine Anzahl an Vereine gegossen wird, die 

die Stadt Wien fördert, um hier ihre eigene Klientel zu 

versorgen.  

Wenn man sich so die Inhalte, Aufgaben und Ziele 

der meisten Vereine genauer ansieht, zeigt die Vergabe 

der Subventionen an diese ein Mal mehr auf, dass die 

Integration in dieser Stadt definitiv gescheitert ist und 

dass man hier Parallelgesellschaften weiter manifestiert. 

Die Subventionen, über die wir hier heute diskutieren, 

bringen der Mehrheit der Wiener Bevölkerung nicht wirk-

lich etwas. Sie bringen aber jenen definitiv etwas, die 

vom sogenannten Geschäft mit dem Asyl leben. Die 

haben wirklich definitiv etwas davon.  

Die Fördersummen betragen von einigen Tausend 

Euro bis zu mehreren Millionen Euro. Zusätzlich zu die-

sen Fördermitteln, die die Stadt Wien auszahlt, erhalten 

diese Vereine auch noch ganz, ganz viele Subventionen 

aus anderen Bereichen der Stadt Wien, aber auch aus 

dem Bund sowie aus der EU, wir haben heute ja schon 

einmal darüber gesprochen. Warum ist man nun gegen 

die Förderungen, über die wir heute diskutieren? 

Erstens: Weil es in Zeiten wie diesen, wo die hohe 

Verschuldung der Stadt Wien manifest ist, die Sinnhaf-

tigkeit dieser diversen Maßnahmen sowie die Angebote 

hinterfragen muss und sie auch in Frage stellen muss 

und soll. Fakt ist, dass kein einziger dieser Vereine, die 

wir heute auf der Tagesordnung haben, in der Lage ist, 

sich alleine zu erhalten, was aber offensichtlich aus Sicht 

der rot-grünen Stadtregierung nicht notwendig ist.  

Zweitens: Der Verein Interface - das ist einer dieser 

Vereine - ist ja extra von der Leiterin der MA 17 gegrün-

det worden, um - und das zeigt dieser Verein sehr gut - 

Aufgaben zu erledigen, die eigentlich die Stadt Wien 

erledigen müsste. Gegründet ist er aber nur für einen 

einzigen Zweck worden - damit er schalten und walten 

kann, wie er es möchte, und damit er der Kontrolle des 

Gemeinderates definitiv entzogen ist. Der Verein be-

kommt eine Subvention in Höhe von knapp 1,9 Millionen 

EUR aus Steuermitteln. Insgesamt braucht dieser Verein 

6,5 Millionen EUR und davon 5,5 Millionen EUR aus-

schließlich für Personalkosten.  

Der dritte Punkt ist, dass diese Vereine so wie viele 

andere Vereine neben Deutschkursen, wir haben es 

auch schon kurz angesprochen, diverse andere Ser-

viceeinrichtungen anbieten, die sich ausschließlich an 

Asylberechtigte, subsidiär Schutzberechtigte, Migrantin-

nen und Migranten richtet: Startbegleitungen, mutter-

sprachliche Beratungen, Journaldienste, Sozialberatun-

gen, ganzheitliche Beratungen, Coachings, Lernhilfe, 

Bildungsprojekte, „Mama lernt Deutsch“-Kurse, Alphabe-

tisierung und einige Projekte mehr. Prinzipiell klingt das 

gut und wäre ja auch begrüßenswert, aber diese Ange-

bote sind nicht für jedermann oder jede Frau, sondern für 

eine ganz kleine Klientel vorgesehen und stehen damit 

der Gesamtbevölkerung nicht zur Verfügung. (Zwischen-

rufe bei den GRÜNEN.) Es gibt aber in Wien jede Menge 

sozial benachteiligte Menschen, die dieses Angebot oder 

diese Einrichtungen vielleicht auch gerne nützen würden 

und dies wahrscheinlich auch ganz dringend notwendig 

hätten (Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky: Wer 

denn?), weil sie sich Maßnahmen dieser Art aus eigener 

Kraft oder durch eigene Finanzierung nicht leisten könn-

ten. 

Als letzten Punkt will ich noch erwähnen, dass Förde-

rungen für Deutschkurse, wie sie in der Stadt Wien im 

Gießkannensystem ausgeschüttet werden, mit unter-

schiedlichen Qualitäten, unterschiedlichen Lerninhalten 

und unterschiedlicher Lernbereitschaft der Klientinnen 

und Klienten in dieser Form definitiv nichts bringen, das 

sehen wir ja immer wieder. Zusammenfassend kann ich 

nur festhalten, dass diese Vereine ein Mal mehr aufzei-

gen, dass die rot-grüne Integrationspolitik in Wien defini-

tiv gescheitert ist. Daher werden wir diese Subvention 

wie auch alle anderen Subventionen ablehnen. (Beifall 

bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächste 

ist Frau GRin El-Nagashi zu Wort gemeldet. - Bitte. 

GRin Mag. Faika El-Nagashi (GRÜNE): Vielen Dank, 

Herr Vorsitzender! 

Das war jetzt schon ein bisschen gruselig. Ich meine 

jetzt gar nicht Sie, Frau Schütz, sondern Ihren Kollegen 

am Anfang. Also mich hat es gegruselt. Ich habe das 

sehr erschreckend gefunden, dass die Stärke des Rede-

beitrags oder des Redner offensichtlich darin liegt, sich 

lustig zu machen, sich nämlich über die Arbeit von Men-

schen lustig zu machen, frei zu assoziieren, irgendwas 

zu sagen, und das mit einer großen Emotion, mit einer 
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großen Aufregung, als ob es da einen Skandal geben 

würde. Dabei muss ich sagen: Wenn es bei einem The-

ma große Emotion gibt, ist vielleicht auch eine große 

Begehrlichkeit da.  

Und dann sage ich: Ja, vielleicht ist da eine große 

Begehrlichkeit beim Thema Integration gegeben. Das, 

was hier auf eine sehr ins Lächerliche ziehende Art ge-

sagt wurde, ist respektlos gegenüber den Initiativen, ist 

respektlos gegenüber den Projekten, ist respektlos ge-

genüber den Gruppen und ist respektlos gegenüber der 

Wiener Bevölkerung. Diese Projekte, die letztes Jahr im 

Rahmen des Kleinprojektefördertopfes umgesetzt wur-

den und die hier punktuell aufgezählt wurden, sind Initia-

tiven aus der Zivilgesellschaft, die von der Stadt Wien mit 

kleineren Beträgen unterstützt werden. Der Schwerpunkt 

des Kleinprojektefördertopfes im letzten Jahr war Flucht, 

Migration, die Integration von geflüchteten Menschen in 

Wien durch Initiativen, durch Gruppen, die sagen, sie 

haben eine Idee, sie sehen einen Bedarf, sie haben 

einen Zugang, hier eine Gruppe von Menschen zu unter-

stützen. Was ist daran lächerlich? Was ist daran lustig? 

Was ist daran empörend? Warum ist es nicht möglich, 

damit wertschätzend umzugehen und zu sagen, es ist 

eine wichtige Initiative? Warum ist es verwerflich, wenn 

es um die LGBTIQ-Community geht? Warum ist es prob-

lematisch oder lächerlich? Ich weiß nicht genau, was 

davon Ihr Zugang ist, wenn lesbische, schwule, transi-

dente Flüchtlinge in ihren Ländern Verfolgung erleben, 

durch Gesetze bedroht sind, durch Gesetze mit der To-

desstrafe bedroht sind, mit Haftstrafen bedroht sind, an 

Leib und Leben bedroht sind, verfolgt werden, ihre Fami-

lien verfolgt werden, sie Gewalt erleben und als Geflüch-

tete nach Österreich kommen. Sie sind an Leib und 

Leben bedroht, und sie suchen hier um Schutz an und 

um Asyl. (GR Dominik Nepp, MA: Sie wissen aber 

schon, dass das kein Grund ist!) Und Sie finden das jetzt 

lächerlich (GR Dominik Nepp, MA: Sexualität ist kein 

Grund!), diesen Menschen Unterstützung zukommen zu 

lassen! Das ist die Haltung, die Sie hier transparent 

machen (GR Dominik Nepp, MA: Das ist kein Flüchtling 

gemäß Genfer Konvention! Das ist Zuwanderung! Das 

verwechseln Sie!) und die Sie hier auch noch durch Ihre 

Kommentare weiter unterstützen! Das ist eine beschä-

mende Haltung diesen Menschen gegenüber. Und es ist 

auch eine Haltung, die der Großteil der Bevölkerung in 

dieser Stadt nicht unterstützt und nicht teilt und nicht gut 

findet. Das ist die Haltung, mit der Sie hier herkommen 

und über diese Projekte reden. Das ist der Kleinpro-

jektefördertopf. Bei dieser Förderung für das Jahr 2018, 

die Förderung, die wir jetzt beschließen, ist der Schwer-

punkt auf Bildung, Bildung und Integration, ein ganz ein 

wesentlicher Punkt, meine Kollegin hat das vorher auch 

schon erwähnt. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit kurz auf eine Stu-

die eingehen, die gerade vom ICMPD, vom International 

Centre for Migration Policy Development, erschienen ist. 

Ich nehme an, dass das ICMPD erhaben ist über eine 

politische Zuordnung oder Zuschreibung in Richtung 

einer besonderen rot-grünen Affinität. Das ICMPD hat 

eine Studie gemacht über Integrationsmaßnahmen und 

die Auswirkung auf den Erfolg in Bezug auf Arbeits-

marktintegration. Es sind einige wesentliche Faktoren für 

eine erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt identifi-

ziert worden, die ich kurz nennen möchte. Was sind 

diese Faktoren? Ein wesentlicher Faktor sind soziale 

Kontakte. (GR Dominik Nepp, MA: Und diese Leute 

gehen wieder?) Soziale Kontakte sind genau das, was in 

diesen kleinen Projekten, die wir über den Kleinpro-

jektefördertopf unterstützen, gefördert werden. Sozialer 

Kontakt ist das, was entsteht, wenn ein Austausch zwi-

schen schon länger hier lebenden Menschen und neu 

zugezogenen Menschen gefördert wird und stattfinden 

kann. Sozialer Kontakt ist auch etwas, der bei den Frei-

zeitaktivitäten, die Ihr Kollege auch ins Lächerliche ge-

zogen hat, stattfindet, ein wesentlicher Faktor für die 

Arbeitsmarktintegration.  

Was ist sonst noch wichtig? Sprache! Sprache ist bei 

Weitem einer der wichtigsten Faktoren, Sprache und 

Sprachbeherrschung. Und das ist das, was heute schon 

einige Male angesprochen wurde. Was sämtliche Integ-

rationsangebote, Vereine und Maßnahmen fokussieren, 

ist der Spracherwerb über Deutschkurse, und zwar auf 

eine Art und Weise, dass es niederschwellig und zu-

gänglich ist, nämlich insbesondere für Frauen, weil Frau-

en auch eine längere Wartezeit haben, bis sie in den 

Arbeitsmarkt einsteigen können. Warum? Das hängt 

auch mit Kinderbetreuungspflichten und mit ihrer Rolle 

und den Aufgaben, die ihnen zukommen, zusammen. 

Und gerade Deutschkurse, die darauf Rücksicht nehmen 

und hier Angebote begleitend dazu haben, oder Angebo-

te wie „Mama lernt Deutsch“, die sehr niederschwellig 

angelegt sind und gerade auf bildungsferne Frauen ab-

zielen, sind hier ganz sinnvolle und erfolgreiche Maß-

nahmen in diesem Bereich. „Mama lernt Deutsch“, auch 

das ist heute am Anfang des Tages schon angesprochen 

worden, ist nicht nur ein erfolgreiches Programm, son-

dern wird jetzt auch ausgebaut, damit zusätzliche Bil-

dungsangebote und Bildungsmodule in relevanten Berei-

chen noch angeboten und umgesetzt werden können. 

Das sind also auch die Schwerpunkte, die die Vereine 

setzen, die wir unterstützen, und die wir auch heute mit 

dem Beschluss unterstützen werden. Sie arbeiten mit 

viel Engagement und in vielschichtigen Problemlagen, 

und sie unterstützen vor allem benachteiligte, deprivile-

gierte, marginalisierte Frauen und Familien und junge 

Menschen.  

Und weil Sie das auch erwähnt haben, Frau Schütz, 

dass das der Mehrheit der Bevölkerung nichts bringen 

würde oder den Wienerinnen und Wienern nichts bringen 

würde - also zum einen sind es Wienerinnen und Wiener, 

die auf die unterschiedlichsten Arten in diese Maßnah-

men involviert sind und zum Teil auch selber tragen und 

organisieren und umsetzen. Zum anderen ist das gute 

Zusammenleben in dieser Stadt etwas, von dem wir alle 

was haben. Vielen Dank! (Beifall bei GRÜNEN und 

SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr GR Haslinger. 

GR Gerhard Haslinger (FPÖ): Danke, Herr Vorsit-

zender! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat!  
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Frau Kollegin El-Nagashi, wir haben unterschiedliche 

Sichtweisen, was eben Integration und Integrationsmaß-

nahmen betrifft. Wir nehmen Ihre zur Kenntnis, nehmen 

Sie irgendwann einmal auch unsere Sichtweise zur 

Kenntnis, und versuchen Sie nicht immer, hier heraußen 

dann noch einen FPÖ-Redner zu belehren, wie entsetzt 

Sie über die Wortmeldungen sind, ob es hastig war oder 

laut war, leise, es ist egal. Wir haben unterschiedliche 

Bezugspunkte, Herangehensweisen an Integration, In-

tegrationsmaßnahmen. Ich glaube und ich versuche, es 

auch immer ein wenig zu erläutern, warum. (GRin Mag. 

Barbara Huemer: Keine Maßnahmen! Das ist Ihr Prob-

lem! Keine Maßnahmen!) Ja, schon Maßnahmen, Maß-

nahmen, die man überprüft. Aber ich habe es schon öfter 

gesagt, was ja auch immer kritisiert wird, es ist alles 

freiwillig, es wird zur Verfügung gestellt, kommt wer oder 

kommt niemand, nimmt der das, alles wird finanziert. Die 

Messbarkeit. Wo ist die Messbarkeit? Es kommen dann 

irgendwelche Statistiken, die niemand wirklich erläutern 

kann. Ich muss ja dann glauben, was auf einem Papierl 

steht, was irgendwer ausgearbeitet hat. Aber wo ist die 

Messbarkeit? Gehen Sie in die Bezirke, wo ganz einfach 

viele Zuwandererfamilien wohnen, dann werden Sie 

draufkommen, dass sich dort die heimische Bevölkerung 

nicht wohlfühlt. Woran wird das wohl liegen? Weil ganz 

einfach die Integration dort gescheitert ist oder nicht in 

diesem Ausmaß stattfindet, wie wir uns das vorstellen. 

Ihnen ist es vielleicht gut und recht. Das ist auch die 

Klientel, die einzige, wo Sie glauben, die werden Sie in 

Zukunft vielleicht noch wählen. Die anderen haben sich 

eh schon abgewendet, und es wird auch in Zukunft so 

bleiben. Wenn die kein Wahlrecht kriegen, wird es in der 

Zukunft schlecht aussehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber wozu ich mich in dieser Geschäftsgruppe mel-

den wollte, ist eben dieser Sprachgutschein. Da sind wir 

wieder genau bei einem Punkt, den wir kritisieren, der 

aber irgendwie unerwähnt bleibt: Gemäß der Integrati-

onsvereinbarung haben Personen, die nach Österreich 

zuwandern, nach Wien zuwandern, die Verpflichtung, 

innerhalb von zwei Jahren Deutsch auf dem Niveau von 

A2 nachzuweisen. Dazu müssen sie das österreichische 

Sprachdiplom machen. Das kostet ungefähr 1.500 EUR. 

Wenn man innerhalb von 18 Monaten diesen Nachweis 

erbringen kann, bekommt man die Hälfte zurück, das 

sind 750 EUR. Der rot-grünen Stadtregierung ist dieses 

Geld, das die Zuwanderer, die da herkommen - und da 

reden wir jetzt nicht von den Flüchtlingen, da reden wir 

von Leuten, die zuwandern, die in unser Land kommen, 

hier leben wollen, die Sprache erlernen wollen. Da muss 

man, glaube ich, verlangen dürfen, dass die ihre Sprach-

kenntnisse auf ihre eigenen Kosten erwerben. Nein, die 

Kosten sind zu viel, die man hier diesen Neuankömmlin-

gen aufbrummt, weil international ist das bei 400 oder 

350 EUR, bei uns sind es 750 EUR. Was macht Rot-

Grün? Wir machen den Sprachgutschein A, für Personen 

300 EUR auf 3 Tranchen! Der Gesamtbetrag für diesen 

Sprachgutschein für 2018 sind jetzt 900.000 EUR. Wenn 

man das durch 300 dividiert, sind wir bei 3.000. Also 

3.000 Menschen können hier unterstützt werden.  

Wenn man sich anschaut, wer denn überhaupt zu-

wandern darf, nämlich jetzt nicht über Asyl oder kein 

Asylant ist, der dann aus humanitären Gründen da bleibt: 

Unter Zuwanderung verstehe ich, da kommt einer legal 

in unser Land, weil er hier leben möchte. Wenn man sich 

anschaut, wie viele 2018 kommen dürfen, dann sind es 

2.915, davon 2.600 auf Familienzuzug. Das ist doch 

unglaublich, dass Menschen zu uns kommen und alle so 

wenig Geld haben, dass sie, die hier auf Grund ihres 

eigenen Bestrebens leben wollen, nicht, weil sie flüchten 

müssen, sondern weil sie Österreich als ihr Land für die 

Zukunft auserwählt haben, da unterstützt werden müs-

sen! Das Geld wird ihnen unüberprüft gegeben! Die 

Verschuldung der Stadt Wien ist bekannt und wurde im 

letzten Monat ausreichend diskutiert. Warum schaut man 

da nicht: Wer braucht es und wer braucht es nicht? Nein, 

es wird hergegeben, es wird ausgeteilt, und gegen das 

sind wir, und das ist auch nicht schwer zu verstehen. 

Das hat nichts damit zu tun, dass man sagt, na ja, wir 

wollen immer, dass die Deutsch lernen, aber dann zah-

len wir es nicht. Wir wollen, dass die Menschen Deutsch 

lernen. Aber sie müssen auch einen gewissen Eigenan-

teil aufbringen, ohne dass man ihnen sofort Geld zur 

Verfügung stellt, weil man immer sagt, die sind so arm. 

Es kann ja nicht sein, dass Österreich der Hort der Welt 

ist, wo die Ärmsten der Welt zu uns kommen, wo nur 

Arme da sind oder Armutsverfestigte und wir keine ande-

ren Menschen mehr haben, die wir nicht unterstützen 

müssen! Diese ganze Vereinskultur zielt ja nur darauf ab, 

dass man die Leute bei den Händen nimmt und ihnen 

zeigt, wie das Leben in Österreich oder in Europa funkti-

oniert. Gegen das wehren wir uns, und das wollen wir 

nicht finanzieren! Wenn es Menschen gibt, die das frei-

willig tun, weil sie so sozial sind, weil sie ihr Helfersyn-

drom befriedigen wollen oder Ähnliches, dann macht es, 

dann machen Sie das! Aber warum muss es immer fi-

nanziert werden? Gegen diese Finanzierung sind wir, 

und das müssen Sie akzeptieren! (Beifall bei der FPÖ. - 

Zwischenruf von GR Prof. Harry Kopietz.) Das ist eigent-

lich nicht wahnsinnig kompliziert zu verstehen! 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr GR Wiederkehr. 

GR Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Sehr geehr-

ter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mein Redebeitrag wird in dieser Thematik etwas dif-

ferenzierter ausfallen, weil ich es grundsätzlich wichtig 

und gut finde, dass im Bereich der Integration viel ge-

macht wird und noch mehr gemacht wird, weil es einer 

der zentralen Themenbereiche für diese Stadt ist, da 

auch der Integrations- und Diversitätsmonitor sehr gute 

Grundlagen bietet und darum viele Projekte der Stadt 

auch zu begrüßen sind wie etwa auch die Deutschkurse, 

die natürlich ein wichtiger erster Schritt für eine gelunge-

ne Integration sind. Die Sprache ist ein wichtiger Be-

standteil dafür. Wichtig ist allerdings natürlich, dass die-

ser Sprachkurs effizient und gut organisiert ist. Was ich 

in Österreich sehe, sind ganz, ganz viele unterschiedli-

che Hände, unterschiedliche Organisationen, die diese 

Sprachkurse separat voneinander organisieren. Da sind 

Bundeseinrichtungen, vom Land Einrichtungen, viele 
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private Vereine, die gefördert werden. Hier ist es schwie-

rig, den gemeinsamen Überblick im Bereich der 

Deutschkurse und der Integrationskurse überhaupt zu 

bewahren. Hier wäre es gut, wenn diese Kurse auch aus 

einer Hand passieren würden, auch in der Stadt, und 

nicht so viele unterschiedliche Stellen unterschiedliche 

Angebote, auch in der Qualität, bringen würden (Beifall 

bei den NEOS.), weil die Deutschkurse für die Integration 

natürlich auch wichtig sind.  

Ein anderes Projekt, das in diese Gruppe fällt, wo ich 

mir nicht so sicher bin, ob das für die Integration in unse-

re Gesellschaft gut ist, ist das Amerlinghaus, das sich ja 

doch auch als linkes, antikapitalistisches Projekt sieht. 

Ich habe mich im letzten Jahr doch auch einige Male 

damit beschäftigt und bin mittlerweile der Auffassung, 

dass es nicht mehr förderungswürdig ist, nicht nur wegen 

dem Problem der Finanzierung in der Vergangenheit, 

sondern wenn man sich auch anschaut, wie einseitig das 

Angebot des Amerlinghauses ist. Da ist es schon die 

Frage, ob es hier wirklich Pluralität gibt oder ob dort eine 

einseitige ideologische Ausrichtung auch bewusst geför-

dert wird. Bewusst auch dahin gehend, wenn man sich 

anschaut, was die Kriterien dort sind, um als Verein 

überhaupt Räume zu bekommen. Diese sind so eng 

gefasst, dass überhaupt nur spezielle oder spezifische 

Organisationen ein Anrecht bekommen können. Dort 

sieht man auch, wenn man sich die Organisation an-

schaut, in welchem Eck die sind: Neue Linkswende, 

Interventionistische Linke, Autonomes Kollektiv, Revolu-

tionär Sozialistische Organisation, nicht unbedingt die 

Organisationen, die zu einem friedlichen, guten, gemein-

schaftlichen Leben in dieser Stadt beitragen, sondern die 

auch eine sehr, sehr spezifische Agenda haben, eine 

sehr, sehr spezielle ideologische Agenda am linken 

Rand. Wenn die gleiche Organisation am rechten Rand 

wäre, wären Sie die Ersten, die aufschreien würden! 

Aber so auf einem Auge blind zu sein, ist hier wahr-

scheinlich die Devise auf grüner Seite! Das heißt, es 

geht für mich so weit vom Angebot, dass ich es nicht 

mehr mit Steuergeld oder wir als NEOS mit Steuergeld 

fördern wollen. Privat organisiert, gerne (Aufregung bei 

GRin Mag. Barbara Huemer.), aber bitte nicht als mit 

Steuergeld finanzierte Einrichtung! Darum werden wir 

hier auch nicht zustimmen. (Beifall bei den NEOS.) 

Genauso werden wir dem Projekt FIBEL nicht zu-

stimmen. Da haben wir auch letztes Jahr schon nicht 

zugestimmt, einerseits auf Grund von strukturellen The-

men wie die vielen Förderstellen, andererseits auf Grund 

der Frage, ob es wirklich auch Aufgabe der Stadt ist, hier 

Eheberatung durchzuführen. Wenn man sich auch die 

Quantität von 295 Personen anschaut, die das in An-

spruch genommen haben, und wenn man sieht, dass 

binationale, bikulturelle Ehen mittlerweile ein Regelfall 

geworden sind, dann ist die Frage, ob das Angebot in 

dieser breiten Form wirklich noch sinnvoll ist oder ob 

man sich hier nicht noch besser auf einzelne Punkte 

spezialisieren sollte.  

Diese beiden Projekte sehen wir als nicht förde-

rungswürdig an und darum werden wir sie auch ableh-

nen. (Beifall bei den NEOS.) 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Es ist nie-

mand mehr zu diesem Tagesordnungspunkt gemeldet. 

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Bei den vielen Akten, die hier vorliegen, geht es um 

Teilhabe an der Gesellschaft. Es geht um das Mittun am 

Spiel, das Gesellschaft heißt. Es geht um ein Miteinan-

der statt ein Gegeneinander. Integration geht uns alle an, 

und der soziale Friede nützt allen Wienerinnen und Wie-

nern. 

Ich kann Ihnen deswegen nur raten: Besuchen Sie 

die Vereine! Überzeugen Sie sich von den Angeboten, 

von der qualifizierten Arbeit vor Ort, von den unterschied-

lichsten Schwerpunkten in den unterschiedlichsten Be-

zirken von Wien, von den unterschiedlichsten Ausrich-

tungen, und schauen Sie in die Gesichter der Teilnehme-

rinnen und Teilnehmer. Dann werden auch Sie sehen, 

dass unsere Förderungen wichtig und richtig sind.  

Deshalb auch von dieser Stelle ein großes Danke-

schön an alle MitarbeiterInnen in den Vereinen, die so 

wertvolle PartnerInnen in der Sache Integration für die 

Wienerinnen und Wiener in dieser Stadt sind. Ich bitte 

um Zustimmung. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Wir kommen 

nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 

1. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, 

die der Postnummer 1 ihre Zustimmung geben wollen, 

um ein Zeichen mit Hand. (GR Mag. Manfred Juraczka, 

in Unterlagen blätternd: Moment! Moment! Moment!) 

Bitte, wir haben Zeit, Herr Gemeinderat. (GR Mag. Manf-

red Juraczka: Nein, nicht!) Nicht? Also nicht. - Ist mehr-

stimmig mit den Stimmen von SPÖ, GRÜNEN und 

NEOS so angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 

2. Jene Damen und Herren, die der Postnummer 2 ihre 

Zustimmung geben wollen, bitte ich um ein Zeichen mit 

der Hand. - Das sind SPÖ und GRÜNE und somit mehr-

stimmig so angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 3. Ich bitte jene Da-

men und Herren, die der Postnummer 3 ihre Zustimmung 

geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Gleiches 

Stimmverhalten, mehrstimmig mit SPÖ und GRÜNEN. 

Postnummer 4. - Postnummer 4 mehrstimmig mit 

SPÖ, GRÜNEN, ÖVP und NEOS so angenommen. 

Postnummer 5. - Postnummer 5 ist mehrstimmig mit 

SPÖ, GRÜNEN und NEOS so angenommen. 

Postnummer 6. - Ist mehrstimmig mit SPÖ, GRÜ-

NEN, ÖVP und NEOS so angenommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Ver-

handlung über die Geschäftsstücke 7, 8, 11 bis 15, 17 

bis 22, 25 bis 28 der Tagesordnung, sie betreffen Sub-

ventionen im Bereich Bildung und außerschulische Ju-

gendbetreuung, zusammenzuziehen, die Abstimmung 

jedoch getrennt durchzuführen. Gibt es dagegen einen 

Einwand? - Das ist nicht der Fall. Ich bitte den Berichter-

statter, Herrn GR Mag. Gremel, die Verhandlung einzu-

leiten.  



Gemeinderat, 20. WP 15. Dezember 2017 31. Sitzung / 104 

 

Berichterstatter GR Mag. Marcus Gremel: Ich ersu-

che um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Danke 

schön. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr 

GR Wiederkehr. 

GR Christoph Wiederkehr, BA (NEOS): Sehr geehr-

ter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die offene Jugendarbeit in Wien leistet in vielen Be-

reichen bestimmt gute und wichtige Arbeit.  

Ich glaube, es war nie so wichtig wie heute, in die-

sem Bereich zu investieren, Jugendliche zu erreichen, 

die auch auf die falsche Bahn geraten können, Jugendli-

che frühzeitig im Entwicklungsprozess im Bereich der 

offenen Jugendarbeit auch an der Hand zu nehmen und 

vor allem auch im Sinne der aufsuchenden Jugendarbeit 

dorthin zu gehen, wo sich junge Menschen aufhalten und 

dort proaktiv zu schauen, dass keine Konflikte entstehen, 

weil wir natürlich in einer Gesellschaft leben, in der auch 

Konflikte zunehmen, wo immer mehr Jugendliche aus 

unterschiedlichen Nationalitäten und Herkunftsländern 

aufeinander stoßen und sich dort natürlich auch Konflikt-

potenzial entlädt. Das sieht man in Wien zum Beispiel 

vor allem bei Schlägereien unter tschetschenischen 

Jugendlichen. Aber auch unter vielen anderen ethni-

schen Gruppen entstehen immer mehr und mehr Span-

nungen. Hier ist die aufsuchende Jugendarbeit natürlich 

wichtig. Die Frage ist, ob die Jugendarbeit, so wie sie in 

Wien organisiert ist - Sie sagen immer: „historisch ge-

wachsen“ -, heute noch die adäquate Antwort auf die 

Herausforderung, die wir haben, ist, weil dieses „histo-

risch gewachsen“ bedingt, dass vor einiger Zeit erfunden 

worden ist, wie die Feinstrukturen funktionieren sollen. 

Aber die andere Frage ist, ob es in der heutigen Zeit 

wirklich noch effizient ist. Ich sehe es nicht mehr als 

effizient an, ich sehe es teilweise als willkürlich an, wel-

che dieser dutzenden Vereine wie viel Geld bekommen 

und auch noch immer am Gängelband der Parteipolitik 

sind, wenn man sich anschaut, dass zumindest ein Drit-

tel der Vereine, die in diesem Bereich Jugendarbeit leis-

ten, sehr stark von parteipolitischen Funktionären durch-

drungen sind, vor allem der SPÖ. Da frage ich mich 

schon, ob das die Jugendarbeit ist, die ich mir heutzuta-

ge auch erwarten würde. (Beifall bei den NEOS.) 

Ich finde, diese parteipolitische Verwobenheit gehört 

entworren. Vor allem braucht es eine einheitliche Be-

darfserhebung und auch eine einheitliche Definition der 

Aufgaben, was denn die einzelnen Vereine leisten müs-

sen. Hier gibt es natürlich lose Netzwerke, wo man sich 

austauscht. Allerdings ist dieser Bereich so wichtig, dass 

man einheitlich sagen sollte, das sind die Anforderungen 

und die Vereine, die es am besten können, bekommen 

auch den Zuschlag. Das heißt, hier bringen wir einen 

Antrag ein, dass die offene Jugendarbeit in Zukunft offen 

ausgeschrieben wird, dass es offen von der Stadt, von 

uns als Politiker, definiert wird, was brauchen wir in der 

Stadt, welches Budget haben wir, welche Herausforde-

rungen haben wir, und wir dann das Projekt auch aus-

schreiben und sich unterschiedliche Trägerorganisatio-

nen und natürlich auch Vereine dafür melden können 

und dann auch den Zuschlag bekommen, wenn sie die 

entsprechende Leistung auch bringen.  

Der zweite Antrag, den wir hier einbringen, betrifft die 

Einführung einer Subventionsbremse, nämlich dass 

Projekte, die neu dazukommen, bei Förderungen auch 

ein bestehendes Projekt ersetzen. Um im Förderdschun-

gel Wien auch etwas effizienter zu werden, hat nicht 

spezifisch mit der offenen Jugendarbeit zu tun, sondern 

generell mit dem Förderwesen, das ja in dieser Stadt 

sehr undurchsichtig ist, und auch für mich ist es noch 

immer schwer, zu durchblicken, was für Mechanismen 

dahinter sind. Das heißt, hier ist dieser Eintrag einer 

Subventionsbremse, wo ich bitte, diesem Antrag auch 

zuzustimmen. (Beifall bei den NEOS.) 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächste 

zu Wort gemeldet ist Frau GRin Schwarz. 

GRin Sabine Schwarz (ÖVP): Vielen Dank, sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte vertiefend auf das Subventionsansuchen 

vom Verein Institut für Erlebnispädagogik eingehen. Es 

geht um eine Förderung in der Höhe von 241.900 EUR 

aus den Töpfen der Stadt Wien für die Betreibung eines 

Aktivspielplatzes im 22. Bezirk, und der 22. Bezirk zahlt 

aus dem Bezirksbudget noch einmal 176.400 EUR. Das 

heißt, der Verein bekommt für die Betreibung des Spiel-

platzes insgesamt 418.300 EUR. Des Weiteren ist auf 

der Homepage des Vereins zu lesen, dass er auch für 

die Parkbetreuung in Margareten zuständig ist und auch 

für die Betreuung des Fair-Play-Teams. Auch hier be-

kommt er aus dem Bezirksbudget Geld, das heißt, 2016 

hat der Verein insgesamt 419.600 EUR bekommen, nein, 

607.900 EUR bekommen. Es ist jetzt so, dass es diesen 

Verein gibt und dann gibt es noch die Freiraum GmbH - 

Büro für Spiel Sport und Reisen Spielwaren. Diese 

GmbH betreibt Feriencamps für Kinder und Jugendliche 

und der Verein und die GmbH haben den gleichen Fir-

mensitz, und nicht nur den gleichen Firmensitz, sondern 

auch den gleichen Geschäftsführer. Das Interessante für 

mich war, wenn man auf die Homepage der Freiraum 

GmbH geht, dann sieht man, dass unter dem Punkt 

Arbeitsfelder der Freiraum GmbH die Parkbetreuung 

Margareten zu finden ist, für die aber der Verein Erleb-

nispädagogik die Subventionen bekommt. Wenn man 

sich dann auch noch die Mietkosten anschaut, die betra-

gen mehr als 17.324 EUR, dann sieht man, dass der 

Verein Erlebnispädagogik an die Firma Freiraum GmbH, 

die immer noch den gleichen Geschäftsführer hat, die 

Miete zahlt.  

So, ich lasse es jetzt einfach einmal so im Raum ste-

hen und sickern, möchte aber schon darauf hinweisen, 

dass der Stadtrechnungshof das im Juli 2017 sehr wohl 

auch neben vielen anderen Punkten kritisiert hat. Geän-

dert hat sich bis jetzt nichts. Sie werden verstehen, wa-

rum wir dieses Subventionsansuchen ablehnen. Danke 

schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist GR Mag. Hobek.  
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GR Mag. Martin Hobek (FPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Gäste daheim vor den Bildschirmen! 

Ich habe mir von diesen vielen Vereinen Zeit!Raum 

und Juvivo angesehen. Das habe ich deswegen ge-

macht, weil es mein Bezirk ist. Vor allem war es für mich 

einmal ganz interessant, sich das auch anzuschauen 

und mit früher zu vergleichen in den 90er Jahren als 

junger Bezirksrat. Damals hat ein rot-grüner Proporz 

stattgefunden, bemerkenswert im 15. Bezirk. Damals hat 

man von Seiten der Bezirksvorstehung gesagt, das Ge-

biet nördlich der Westbahn kriegen die GRÜNEN, der 

Verein hat Kids Company geheißen, heute heißt er Juvi-

vo, und den Bezirksteil südlich kriegt der rote Verein 

Zeit!Raum. Ich habe mir das jetzt angeschaut. Damals 

war es eine Handvoll Leute, mittlerweile ist das ziemlich 

gewuchert. Lustigerweise von der geographischen Aus-

weitung her ist es damals ungefähr schon so gewesen 

wie jetzt.  

Wenn man sich die Akten dann genauer anschaut, 

zieht man eigentlich vier Erkenntnisse daraus: Die erste 

Erkenntnis ist, die Bespaßung ist aufwändig, wenn man 

jetzt zum Beispiel ein Statement von Zeit!Raum heraus-

nimmt. Da heißt es: „Unsere Angebote während der 

schulfreien Zeit umfassen auch Ausflüge außerhalb 

Wiens und Reisen und Ausflüge in andere Bundesländer 

und Landeshauptstädte, aber auch ins Ausland wie zum 

Beispiel, England, Irland, Italien, Slowenien, die wir or-

ganisieren. Die Ausflüge haben unterschiedliche 

Schwerpunkte wie Sport, Sprachförderung, Kultur. Sie 

werden sehr kostengünstig angeboten und erfreuen sich 

großer Beliebtheit.“ Das glaube ich schon, ja. Es gibt 

auch so nette Projekte wie „Party nach Bedarf“. Aufwän-

dig ist es natürlich auch personell und damit auch von 

den Kosten her. Immerhin hat Juvivo mittlerweile 57 

Angestellte, davon 37 Vollzeitangestellte.  

Die zweite Erkenntnis ist: Es wird statt Problemlö-

sung eigentlich Problemverwaltung betrieben. Es gibt da 

ein Zitat von Zeit!Raum, das so quasi die Situation, jetzt 

in diesem Fall für den 15. Bezirk, darstellt und die vielen 

Probleme, die es da gibt, auch bei ihnen bei der Arbeit. 

Da heißt es zum Beispiel: „Das Aufeinandertreffen ver-

schiedener Kulturen und Generationen verursacht Kon-

flikte. Einzelne Gruppierungen und Nationalitäten domi-

nieren die Räumlichkeiten beziehungsweise den Sozial-

raum und behindern die Teilnahme anderer Gruppierun-

gen.  

Das oftmals niedrige Ausbildungsniveau der Jugend-

lichen und deren Eltern, bedingt durch die erschwerte 

Ausgangssituation vieler Kinder und Jugendlicher auf 

Grund fehlender schulischer Leistungen, erhöht die Moti-

vations- und Perspektivenlosigkeit. Das in manchen 

Gesellschaften nach wie vor stark traditionell geprägte 

Rollenbild der Frau begrenzt die Ausbildungschancen 

von Mädchen und Frauen zusätzlich.“ Und zuletzt: „Mäd-

chen ab zirka 14 Jahre werden zum Teil nur mäßig oder 

schwer erreicht. Mit Hilfe von punktuellen Schwerpunkt-

aktionen wie Tanz-Workshops und damit verbundenen 

Aufführungen oder sportlichen Ausflügen versuchen wir, 

dies zu ändern.“ Also würden wir so einen Situationsbe-

richt geben, dann würde es heißen: Fake News. Ach ja, 

übrigens: Es gibt natürlich auch ein Projekt, wie man 

Fake News erkennt und wie man dagegen immun ist.  

Die dritte Erkenntnis ist dann, dass die Rechtferti-

gung pseudo-intellektuell ist. Wenn man sich das durch-

liest, die Kollegin El-Nagashi wird sich jetzt wahrschein-

lich wieder mokieren, aber es hat durchaus unterhaltsa-

me Züge. Es gibt dann so Sätze en masse, also wirklich 

hunderte, wie: „Wir gehen reflektiert mit Diversitätsdi-

mensionen um.“ Sehr geschwollen, ja, hat mir gefallen. 

Damit war es nicht so fad zu lesen. (Aufregung bei GRin 

Mag. Faika El-Nagashi.) Es wird dann auch dargestellt, 

wie man die Arbeit leistet, wie das aussieht. Da geht man 

sogar in einen eigenen Zirkus mit den Jugendlichen. Das 

ist der Verein Juvivo. Da heißt es: „Das Zirkusangebot 

zeichnet sich durch Vielfalt an Bewegungs- und Aus-

drucksformen, kreative Lernprozesse, positive soziale 

Begegnungen und gelebte Integration aus. Hier können 

die Kinder und Jugendlichen an positiven Herausforde-

rungen wachsen. Statt genormter Leistungsvorgaben ist 

es wichtig, dass alle entsprechend ihrer Bedürfnisse und 

Fähigkeiten gefordert sind und in ihrem eigenen Tempo 

lernen können. Erfreulicherweise konnte in den vergan-

genen Jahren der Mädchenanteil erhöht werden. (GRin 

Birgit Hebein: Jaaaaa! - Beifall von GRin Dr. Jennifer 

Kickert und GR Peter Kraus, BSc.) Ältere Jugendliche, 

die das Angebot schon länger wahrnehmen, konnten als 

Peerbetreuer- ‚Sternderl‘ -innen mit eingebunden wer-

den.“ (Aufregung bei GRin Mag. Barbara Huemer. - GRin 

Mag. (FH) Tanja Wehsely: Das ist unsere Geschäfts-

gruppe, die wissen das!) Also so schaut das aus! Es wird 

bespaßt, es wird betreut, und es bringt null! Das sehen 

wir tagtäglich. Es bringt null!  

Und das ist jetzt die vierte Erkenntnis: Es ist lediglich 

ausgesprochen tierfreundlich, weil es ist sowohl für die 

Fisch‘ als auch für die Katz‘. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr GR Hursky.  

GR Christian Hursky (SPÖ): Sehr geehrter Herr Vor-

sitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Aufsuchende Jugendarbeit ist etwas, wo man heute 

bei so manchen Wortmeldungen erkannt hat, dass man 

es versäumt hat, zum Beispiel im Esterházypark aufsu-

chende Jugendarbeit zu betreiben, weil sonst so manche 

Wortmeldungen nicht zustande gekommen wären. Dann 

habe ich mir aber gedacht, es muss ja irgendwas pas-

siert sein, wieso das war. Aber wahrscheinlich hat man 

so den einen oder anderen irgendwo aus dem Luft-

schutzkeller des Hauses des Meeres ausgegraben, wo 

er sich vor 80 Jahren versteckt hat. (GRin Veronika Ma-

tiasek: Erklären Sie das! Erklären Sie es!) Sie können 

das Protokoll ja dann nachlesen. (GR Armin Blind: Was 

meinen Sie damit? Erklären Sie es! Erklären Sie das!) 

Herr Vorsitzender, ich habe eine Frage: Hören Sie das 

auch? Da muss irgendwo ein Fernsehapparat sein, da 

spielt es gerade wieder die Muppet Show. (GR Armin 

Blind: Herr Kollege, jetzt reicht es aber einmal! Ja! - 

Aufregung bei der FPÖ.) Und schon wieder! (GR Armin 

Blind: Es reicht! Herr Kollege, jetzt reicht es mit Ihnen!) 

Herr Kollege, irgendwo (GR Armin Blind: Sie sind per-
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manent verhaltensauffällig!) läuft ein Fernsehapparat mit 

der Muppet Show! 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger (unterbre-

chend): Bitte die Würde des Gemeinderates zu wahren! 

GR Christian Hursky (erheitert, fortsetzend): Und 

(GR Armin Blind: Das ist ja ungeheuerlich! - Weitere 

Aufregung bei der FPÖ.) jetzt glaube ich, ist es ein Kind 

aus dem Esterházypark, wo irgendwo der Sandhaufen ist 

und dem hat man das Schauferl weggenommen. So 

kommt mir das vor. (GR Michael Stumpf, BA: Es wird 

nicht besser, wenn Sie es wiederholen!)  

Was ist eigentlich wichtig an aufsuchender Jugend-

arbeit? Dass man sich mit den Problemen der Jugendli-

chen vor Ort beschäftigt. Wenn Sie tatsächlich in die 

Parks hineingehen würden und mit den Jugendlichen ab 

und zu reden und sich ihre Probleme anhören würden, 

dann würden Sie begreifen, wie wichtig es ist, dass wir 

uns mit ihnen beschäftigen. Mit vielen Freunden betreibe 

ich das jetzt schon, jetzt nicht unbedingt auch in organi-

sierter Form, aber so, dass wir in die Parks hineingegan-

gen sind, Jugendliche herausgeholt haben, ihnen die 

Möglichkeit geboten haben, dass sie sich treffen und 

dass wir geschaut haben, welche Sachen ihnen fehlen, 

damit sie eine Ausbildung machen können, eine anstän-

dige. Das sind die wichtigen Dinge, die wir haben: Wie 

können wir ihnen helfen, dass sie zu einer Lehrab-

schlussprüfung kommen? Das sind letztendlich die Sa-

chen, die wir brauchen, um Menschen, die heute in ir-

gendeiner Form benachteiligt sind, weil sie vielleicht eine 

schlechte Lebenssituation haben, wieder entsprechend 

in die Höhe zu bringen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Und nur, wenn man auf diese Menschen letztendlich 

zugeht, besteht auch die Möglichkeit, diese Sachen zu 

erfahren. Dann kommen auch durchaus gute Projekte 

heraus. Wir haben ganz aktuell - im 9. Bezirk, glaube ich, 

findet das statt - eine Gruppe von Jugendlichen oder 

jungen Menschen, die so benachteiligt sind und die in 

einer gemeinsamen Aktion jetzt zu Weihnachten - was ja 

immer gefordert wird, wir feiern Weihnachten gemeinsam 

- zum Beispiel Weihnachtskekse backen und diese für 

die Vinzirast hergeben. Ich glaube, dass das einfach ein 

wertvoller Beitrag für die Gesellschaft ist, und dass das 

die Dinge sind, auf die wir letztendlich in irgendeiner 

Form schauen müssen, und dass das wichtig ist. Die 

ganzen Jugendarbeiten finden immer gemeinsam mit 

den Bezirken statt, wo man sich gemeinsam die Themen 

anschaut, die es hier gibt und die es hier zu bearbeiten 

gibt. Jene Gruppen, die hier für die Stadt oder besser 

gesagt für den Verein unterwegs sind, sind immer als 

Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für die Jun-

gen da. Sie kümmern sich um deren Themen, und das 

ist der Teil, den wir letztendlich umzusetzen haben und 

den wir letztendlich auch mit einer entsprechenden För-

derung versehen sollten.  

Und weil von Seiten der NEOS gefragt wurde: Wie 

wird das Ganze kontrolliert? Ist das auch effizient? Ich 

glaube, ja. Wir können behaupten, dass das letztendlich 

eine sehr effiziente Arbeit ist aus dem einfachen Grund, 

weil auch der Rechnungshof eine entsprechende Prü-

fung für das Ganze vornimmt. Und wenn der Rech-

nungshof etwas prüft und in der Richtung das nicht wirk-

lich so arg bekrittelt, sondern eigentlich lobende Worte 

ausspricht, dann werden wir mit Sicherheit auf dem rich-

tigen Weg sein. Darum sollten Sie diese Projekte auch 

entsprechend unterstützen. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr GR Damnjanovic. (GR Armin 

Blind: Zur Geschäftsordnung!) Bitte? (GR Armin Blind: 

Zur Geschäftsordnung!) Das ist eine tatsächliche Berich-

tigung? (GR Armin Blind: Gemeldet vom Kollegen!) 

Was? (GRin Veronika Matiasek: Zur Geschäftsordnung! - 

GR Armin Blind: Zur Geschäftsordnung!) Ah, zur Ge-

schäftsordnung, Entschuldigung, das hat er nicht dazu-

gesagt. Dann zur Geschäftsordnung Herr GR Blind. 

GR Armin Blind (FPÖ): Danke, Herr Vorsitzender! 

Zur Wortmeldung des Kollegen Hursky möchten wir 

einen Ordnungsruf verlangen und zwar mit folgender 

Begründung: Der Herr Kollege Hursky hat bereits in 

seinem letzten Redebeitrag vor einiger Zeit auch das 

Wort Muppet Show gebraucht. Er hat dafür einen Ord-

nungsruf bekommen. Darauf kommt es mir in dem Zu-

sammenhang gar nicht einmal so sehr an. Sondern der 

Herr Kollege Hursky benimmt sich gerade gegenüber 

den Freiheitlichen in der letzten Zeit ausgesprochen 

verhaltensauffällig. Wenn er gemeint hat und das hat … 

(Aufregung und Zwischenrufe bei der SPÖ.) Nein, ver-

haltensauffällig, und ich begründe Ihnen das auch, weil 

der Kollege Hursky ohne jegliche Not gemeint hat, er 

hätte das Gefühl, dass jemand aus dem Luftschutzbun-

ker wieder hervorgekommen ist, und das in Richtung der 

Freiheitlichen. (GRin Birgit Hebein: Nein, nein!) Ja, das 

hat er gesagt, Frau Kollegin! Sie müssen mir zuhören! 

Und das lassen wir uns vom Kollegen Hursky nicht un-

terstellen! Gerade von einer Fraktion (Beifall bei der 

FPÖ.), die sich permanent Toleranz, Ausgleich und 

Menschlichkeit auf die Fahnen schreibt (Aufregung bei 

GRin Birgit Hebein.), mit einem unmenschlichen, verbre-

cherischen Regime assoziiert zu werden ohne jegliche 

Not, das lassen wir uns nicht bieten! Und dann auf einen 

Zwischenruf, der kommt und ihn auffordert: Deklarieren 

Sie sich, was wollen Sie genau damit sagen, legen Sie 

das offen, auf diesen Zwischenruf hinauf uns auch noch 

zu sagen, wir seien die Muppet Show, Frau Kollegin, das 

geht nicht! Das ist nicht tragbar! Das verletzt die Würde 

dieses Hauses! (Weitere Aufregung bei GRin Birgit He-

bein.) Wir sind gewählte Mandatare, und wir lassen uns 

nicht mit einem faschistischen Regime assoziieren (Bei-

fall bei der FPÖ.), nicht vom Kollegen Hursky, nicht von 

Ihrer Fraktion, von niemandem in diesem Haus! Und 

Zwischenrufe, die auf Grund dieser Wortmeldung kom-

men, als Muppet Show abzuqualifizieren, ist nicht im 

Sinne der Würde dieses Hauses! Wir verlangen einen 

Ordnungsruf dafür! Sehr geehrter Herr Vorsitzender, wir 

erwarten eine Entscheidung! (Aufregung bei GR Christi-

an Oxonitsch. - Beifall bei der FPÖ. - GR Armin Blind: 

Ungeheuerlich! Ungeheuerlich! Ungeheuerlich! Unge-

heuerlich! - Diskussion zwischen Amtsf. StR Mag. Jürgen 

Czernohorszky, GR Christian Oxonitsch und GR Armin 

Blind.) 
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Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Herr Kollege 

Blind, bitte um Ruhe! Bitte, kann man zu streiten aufhö-

ren? (Weitere heftige Diskussion zwischen Amtsf. StR 

Mag. Jürgen Czernohorszky, GR Christian Oxonitsch 

und GR Armin Blind.) Ich habe unabhängig von der 

Wortmeldung des Kollegen Blind bereits das Wortproto-

koll angefordert.  

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Damnja-

novic. 

GR Nemanja Damnjanovic, BA (FPÖ): Sehr geehr-

ter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Geschätztes Publikum vor dem Internet!  

Der Verein „Balu & Du“ ist ein Verein zur Förderung 

von Kommunikation und Spiel, der seit 1994 in Simme-

ring tätig ist und von der Bezirksvertretung Simmering 

gefördert wird. Wir Freiheitliche unterstützen und schät-

zen selbstverständlich jede auf Erfolg orientierte Kinder- 

und Jugendarbeit. (Beifall bei der FPÖ.) Unsere Kinder 

und Jugend sind unsere Zukunft und die Zukunft unseres 

Landes. Was für mich weniger verständlich ist, sind die 

Subventionen für „Balu & Du“ oder besser gesagt, für 

Kinder- und Jugendarbeit, weil die in den letzten Jahren 

drastisch gestiegen sind. Im Jahr 2002 wurde die Kinder- 

und Jugendarbeit in Simmering mit 130.811,10 EUR 

gefördert und im Jahr 2018, am Mittwoch gab es eine 

Bezirksvertretungssitzung, wird diese Arbeit mit 854.500 

EUR gefördert werden. Laut Bevölkerungsstatistik, die 

auf der Homepage der Stadt Wien zu finden ist, gab es 

in Simmering im Jahr 2004 - 2002 habe ich leider nicht 

gefunden - 80.060 Einwohner, im Jahr 2015 gab es laut 

Statistik 95.198 Einwohner. Wir haben derzeit 2017, 

gehen wir davon aus, dass wir in Simmering über 

100.000 Einwohner haben. Genauer gesagt, im Jahr 

2017 gab es um ein Viertel mehr Einwohner in Simme-

ring, aber die Subvention ist fast versiebenfacht worden 

von 137.000 auf 854.000. Das habe ich selbstverständ-

lich alles schwarz auf weiß. Ich möchte später keine, 

wenn es sein muss, tatsächliche Berichtigung, das ist 

kein Problem. Das ist der Bezirksvoranschlagsentwurf 

2018. Dann habe ich es auch von 2002 (Der Redner 

zeigt Unterlagen.), wo Sie auch sehen können, 130.811 

EUR, alles schwarz auf weiß.  

Nach einer langen Recherche empfehle ich meiner 

Fraktion eine Ablehnung aus folgenden Gründen: Es gibt 

vier Punkte, die ich gerne (GR Dipl.-Ing. Martin Margu-

lies: Bezirksvorstehung!) ansprechen möchte. Sehr ge-

ehrter Herr Kollege, das ist Ihre Gesprächskultur. Lassen 

Sie mich bitte reden und dann werden Sie erfahren, was 

ich damit gemeint habe. Es geht um Gemeinderatssub-

ventionen in der Höhe von 60.000 EUR. (GR Dipl.-Ing. 

Martin Margulies: Genau!) Gut, brauchen wir nicht wei-

terreden, bleiben Sie so, wie Sie sind. Ich habe das 

schon erwähnt, für eine qualitative Kinder- und Jugend-

arbeit sind wir Freiheitliche immer zu haben. Aber genau 

das, Herr Kollege, genau das - es ist sehr traurig, dass 

Sie nie akzeptieren können, dass wir in unseren Reihen 

auch Experten haben, die von diesem Bereich etwas 

verstehen. Ich möchte gerne wissen: Wie lange sind Sie 

schon im Kinder- und Jugendbereich tätig? (GRin 

Mag. (FH) Tanja Wehsely: Also 20 Jahre!) Ich bin es 

vielleicht seit 30 Jahren. Entschuldigen Sie … (GR Peter 

Kraus, BSc: Das geht sich bei mir noch nicht aus!) Nein, 

das war für den Kollegen Margulies. Bei allem Respekt, 

meine Vorstellung einer erfolgreichen Kinder- und Ju-

gendarbeit unterscheidet sich, wie man sieht, von der 

Vorstellung der rot-grünen Regierung. (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Das beste Beispiel dafür ist die Auffassung oder die 

Bedeutung einer ehrenamtlichen Arbeit. Sehr oft wurden 

in diesem Haus die Personalkosten mit einer ehrenamtli-

chen Arbeit verwechselt, absichtlich, unabsichtlich, weiß 

ich nicht. Heute haben wir wieder über (GRin Mag. (FH) 

Tanja Wehsely: Das ist keine ehrenamtliche Arbeit!) 

ehrenamtliche Arbeit gehört, wie wichtig sie ist. Da gebe 

ich Ihnen, Frau Kollegin, vollkommen recht. Aber eine 

ehrenamtliche Arbeit wird nicht bezahlt, und wir reden 

hier über die Subventionen. Bei vielen Integrations-, 

Kinder- und Jugendvereinen werden bis zu 80 Prozent 

der Steuergelder für die Personalkosten verwendet. Bis 

zu 80, wenn nicht mehr! (GRin Mag. (FH) Tanja Weh-

sely: Aber das ist auch keine ehrenamtliche Arbeit! - GR 

Gerhard Kubik: Lehrer bekommen auch etwas!) Das 

Hauptproblem … Ich rede über „Balu & Du“. Das Haupt-

problem des Vereins „Balu & Du“ sind in Wahrheit die 

steigenden Personalkosten. Eine Bestätigung dafür 

finden Sie in der Beilage zum Subventionsantrag. Ich 

lese kurz vor, Herr Kollege: „Der Verein Balu & Du muss-

te sich im Jahr 2017 einigen Herausforderungen stellen.“ 

Das habe nicht ich geschrieben, das hat der Antragstel-

ler geschrieben. „Einerseits wurde im Februar 2017 der 

Kollektivvertrag der Sozialwirtschaft Österreich gesatzt 

und löste in der offenen Kinder- und Jugendarbeit Wien-

weit weitreichende Diskussionen sowohl auf entgeltlicher 

als auch inhaltlicher Ebene aus.“  

Punkt 2: Nach einem Gespräch mit dem Simmeringer 

Bezirksvorsteher KR Paul Stadler habe ich erfahren, 

dass die Arbeit des Fair-Play-Team 11 positiv zu bewer-

ten ist, was mich auch freut, ob Sie es glauben oder 

nicht. Aber wenn Sie mit den Verantwortlichen von der 

Parkbetreuung „Balu & Du“ über die Erfolge und Resulta-

te ihrer Arbeit sprechen, bekommen Sie keine richtigen 

Zahlen oder keine zuverlässige Statistik. Am Mittwoch 

habe ich mit einem Angestellten von „Balu & Du“ darüber 

gesprochen, einfach gesagt über das Erfolgsergebnis 

sowie die relevantesten und die wichtigsten Infos für eine 

Subventionszusage wie zum Beispiel: Wie viele Kinder 

werden oder wurden in Parkanlagen betreut, 40, 20, 2, 

kein einziges Kind? Das bekommt man nicht. Für denje-

nigen, der in der Privatwirtschaft keinen Erfolg hat, wird 

es schnell ein Ende geben. Im Sport, wenn Sie Ihre 

Leistung nicht bringen, steigen Sie in der Liga ab und 

bekommen keine weiteren Sponsorengelder. Bei uns 

kann man ohne Ergebnisse weitere Subventionen erhal-

ten!  

Punkt 3: In Wien gibt es sehr viele Vereine, die eine 

gute Arbeit leisten. Aber die werden von der Stadt Wien 

nicht subventioniert, um die kümmert sich die Wiener 

Regierung nicht. Das, was wir in Zukunft unbedingt aus-

schließen müssen, sind die sogenannten doppelten, 

dreifachen und vierfachen Subventionen. 
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Punkt 4, auch im Vorwort zu finden, ich lese kurz vor, 

es geht um die Kürzung des Budgets: „Anderseits wurde 

das dezentrale Budget des Vereines für die offene Kin-

der- und Jugendarbeit gekürzt, was nochmals wesentli-

chen Änderungsbedarf auf inhaltlicher und personeller 

Ebene mit sich brachte.“  

Seit Mittwoch ist den meisten von uns bekannt, es 

gibt keine Budgetkürzungen. Damit weiß ich nicht, aus 

welchem Grund wir diesen 60.000 EUR jetzt zustimmen 

sollen, und ich empfehle jetzt allen Fraktionen eine Ab-

lehnung. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir freiheitliche 

Politiker haben vor unserer Bevölkerung keine Geheim-

nisse und fordern die Implementierung einer Transpa-

renzdatenbank für Vereinssubventionen. Vielen Dank für 

Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr GR Stumpf. 

GR Michael Stumpf, BA (FPÖ): Sehr geehrte Damen 

und Herren! 

Ich habe mich mit den Wiener Jugendzentren ausei-

nandergesetzt, auch mit den einzelnen Vereinen, weil ich 

vor einiger Zeit dort als Gast eingeladen war, um den 

Jugendlichen dort die Möglichkeit zu bieten, im Rahmen 

einer Aktion Politiker aus allen Fraktionen kennen zu 

lernen. Ich war dort als Gast eingeladen, und wir haben 

interessant diskutiert. Aber ich muss auch sagen, diese 

Veranstaltung, diese Chance, mit Erstwählern, die über-

wiegend Migrationshintergrund haben, vorwiegend Mos-

lems sind, in Kontakt zu kommen, hat mir schon die 

Augen geöffnet. Aber um Sie zu beruhigen, nicht auf 

positive Art und Weise, weil das, was ich dort als Gast 

erlebt habe, ich versuche es nun einmal kurz zusam-

menzufassen, war sehr ernüchternd. Man konnte mer-

ken, auch beim besten Willen der Betreuerinnen und 

Betreuer, dass es dort gewisse Radikalisierungstenden-

zen gibt. Und weil heute der neue Antisemitismus ja 

schon ein großes Thema war, ein Problem, das vorwie-

gend auch mit Menschen in Verbindung steht, die mus-

limischen Glaubens sind, die mich dort in dieser Diskus-

sionsrunde wirklich gefragt haben, ob ich das denn auch 

so sehe, wie sie das sehen, und ich zitiere, dass „9/11 in 

Wirklichkeit eine große jüdische Weltverschwörung ist 

und das gar kein Terroranschlag war, sondern der US-

Geheimdienst dahintersteckt“. Da wurde ich gefragt, ob, 

wenn die FPÖ in Regierungsverantwortung kommt, wie-

der die Züge rollen werden. Ich habe dann nach der 

Diskussion den jungen Mann kurz zu mir geholt und 

habe ihn unter vier Augen gefragt, wo er denn diese 

Unsinnigkeiten her hat. Also die eine Unsinnigkeit mit 

den Zügen, die rollen werden, hat er gesagt, hat er von 

einer Betreuerin gehört. (Aufregung bei GRin Mag. (FH) 

Tanja Wehsely.) Ja wirklich, nehmen Sie das ernst, Frau 

Kollegin, das ist wirklich ein sehr ernstes Thema. Ich 

habe ihn wirklich gefragt: Wer hat das gesagt? Zeige mir 

bitte die Betreuerin. (Weitere Aufregung bei GRin 

Mag. (FH) Tanja Wehsely.) Ich habe das so von diesem 

jungen Mann mitgeteilt bekommen. Übrigens, das kön-

nen Sie gerne nächste Woche besprechen, das ist kein 

Problem. Aber dieser Vorfall liegt schon einige Jahre 

zurück. Und (Große Aufregung bei GRin Mag. (FH) Tan-

ja Wehsely.) warum rede ich heute darüber, Frau Kolle-

gin? Zuhören, zuhören! Ich rede deshalb heute darüber, 

weil es erneut wieder in einem anderen Forum eines 

dieser Zentren solche Vorfälle gegeben haben soll. Ich 

möchte auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht in 

Schwierigkeiten bringen. Ich möchte ein Problem aufzei-

gen, das offenbar konsequent vorhanden ist. Und an-

statt … Es ist ja wichtig, dass junge Menschen betreut 

und aufgefangen werden, bevor sie auf der Straße ir-

gendeinen Unsinn machen, Frau Kollegin. Aber man 

muss auch reagieren und solche Probleme auch erken-

nen, ansprechen und auch Deradikalisierungsmaßnah-

men starten. Das ist wichtig. Weil wenn Sie wirklich den 

Antisemitismus bekämpfen wollen, und das, hoffe ich, 

wollen Sie, dann müssen Sie auch bei diesen Problem-

fällen eingreifen und beginnen, dieses Problem anzuge-

hen.  

Was wird statt Deradikalisierung gemacht? Es gibt 

eine Schwerpunktsetzung, das steht auch in diesen 

Akten, die ich mir sehr genau angeschaut habe, Projekte 

wie geschlechtssensibles partizipatives Arbeiten. Ich 

zitiere aus dem Akt, da geht es um den Punkt genderge-

rechte Sprache: „Sprache schafft Realität. Geschlechter-

gerechte Sprache bedeutet, dass Frauen und Männer, 

transsexuelle und intersexuelle Menschen gleicherma-

ßen und gleichwertig sichtbar gemacht und diskriminie-

rungsfrei angesprochen werden. Damit wird ein Betrag 

geleistet, die Gleichstellung von Geschlechtern zu för-

dern.“ Alles schön und gut. wienXtra hat im Mai 2017 

eine neue Schreibweise zur gendergerechten Sprache 

eingeführt, die im Mai 2018 evaluiert wird. Die neue 

Schreibweise inkludiert transsexuelle und intersexuelle 

Menschen, das Binnen-I hingegen nicht. Das Binnen-I 

gilt im Diskurs zur gendergerechten Sprache vielfach 

bereits als veraltet und wendet deshalb gendergerechte 

Sprache neu entsprechend dem Leitbild, alle Menschen 

anzusprechen, in folgenden Formen an: Binnen-I, zum 

Beispiel SchülerInnen, hochgestellter Stern, zum Beispiel 

Schüler*innen, und Unterstrich, zum Beispiel Schü-

ler_innen. Also erklären Sie einmal den Jugendlichen 

dort, die andere Probleme haben, als sich selbst zu 

finden, ob sie Transpersonen sind oder nicht, wo es 

solche Tendenzen gibt. Das schaue ich mir an, und das 

ist ja auch ein bissel besorgniserregend, dass Projekte 

wie dieses Projekt hier, wo junge Menschen ermutigt 

worden sind, Klamotten zu entwerfen - und da sieht man 

einen jungen Mann (Der Redner zeigt Unterlagen.), der 

sieht übrigens nicht ganz glücklich aus, der muss ein 

Tutu tragen und rosa Stöckelschuhe. Da gibt es auch 

eine Modeschaupräsentation. Ich konnte ihn nicht fra-

gen, ob es ihm gefallen hat. Aber er macht nicht gerade 

den Eindruck, als würde es ihm gefallen. Vielleicht ist er 

keine Transperson. Ich sage nur, dass es so ist, dass 

Verbesserungen in dem Ausmaß stattfinden sollten 

(Große Aufregung bei GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely 

und GR Gerhard Kubik.) und dort angesetzt werden 

sollten, wo es bei einem sehr ernsten Thema notwendig 

wäre. Da vergeht einem das Lachen, weil in Wirklichkeit 
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das an den Problemen der Jugendlichen völlig vorbei-

geht. (Beifall bei der FPÖ.)  

Also bitte, wachen Sie auf! Verschließen Sie nicht die 

Augen vor der Realität und gehen Sie die Probleme 

endlich an, anstatt so einen Karneval da zu veranstalten! 

(Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist Herr GR Amhof.  

GR Nikolaus Amhof (FPÖ): Sehr geehrter Herr Vor-

sitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn diese Sitzung hier am heutigen Tage und die 

Diskussionsbeiträge vor allem derjenigen, die die aller-

meisten Subventionen befürwortet haben, einem breite-

ren Publikum in Wien bekannt werden würden, dann, 

glaube ich, würde es einige Emotionen geben, die da frei 

werden würden. Auf der einen Seite war Wien finanziell 

noch nie so angeschlagen, war Wien noch nie so pleite. 

Auf der anderen Seite wird mit dem Füllhorn in alter 

Manier das Geld verteilt, und zwar in einem alternativ-

linken Bereich.  

Wenn man diese Summen zusammenrechnet, die 

nur in diesem Bereich an Subventionen ausgezahlt wer-

den, man kann natürlich etwas hinauf- und hinunterge-

hen, dann sind es 43 Millionen EUR, die linke und alter-

native Vereine heute bekommen, um die der Steuerzah-

ler am Ende dieser Sitzung ärmer sein wird. Das ist nun 

umso erstaunlicher, als Sie ja eigentlich die Folgen die-

ser Politik schon selber bei Ihren Parteien merken und 

bei Wahlerfolgen.  

Ich wollte aber eigentlich speziell den Punkt 18 her-

ausgreifen, Juvivo 618.900 EUR. Das ist aber nicht alles, 

was die bekommen. Es hat nämlich im Dezember auch 

eine Bezirksfinanzausschusssitzung gegeben. Da wur-

den für das Verwaltungsjahr 2018 811.000 EUR eben-

falls für aufsuchende Kinder- und Jugendbetreuung 

beschlossen. 811.000 EUR für 2 Jahre für den kleinen 9. 

Bezirk, der 6,5 Millionen Bezirksbudget hat!  

14 Millionen EUR Schulden. Zum Beispiel für Kinder-

gärten haben wir nur 342.000 EUR. Kultur ist dem Bezirk 

115.000 EUR wert. Aber in diesen Förderungsdschungel 

werden sozusagen 811.000 EUR hineingezahlt. Das 

macht den Bezirk handlungsunfähig. Es gibt eigentlich im 

9. Bezirk kaum freie Möglichkeiten, den Bezirk noch zu 

gestalten. (GR Heinz Vettermann: Aber es ist ein Unter-

schied zwischen Land und Bezirk! Eine andere Ebene!) - 

Ich wollte nur darauf hinweisen, dass sicher von allen 

Seiten gezahlt wird. Damit nicht genug. Zum Beispiel für 

einen Umbau im Vereinslokal haben sie 618.000 EUR 

und 811.000 EUR bekommen. Aber den Durchbruch in 

die Küche lässt sich der Verein mit 7.900 EUR noch 

einmal getrennt bezahlen. (GR Mag. Rüdiger Maresch: 

Sie haben den falschen Zettel, den vom Bruder!)  

Wenn wir uns diese Vereine, die hier beschlossen 

werden, anschauen, dann stoßen wir eigentlich auf fol-

gende Themen: radikaler Feminismus, Genderwahn, der 

sozusagen vorangetrieben wird, natürlich müssen mög-

lichst viele Einwanderer herbeikommen oder, was ich 

auch gefunden habe, verharmlosende Herangehenswei-

se an Drogen. Herr Kollege, ich glaube, in diesem Punkt, 

ob diese Vereine förderungswürdig sind, werden wir auf 

dieser Welt nicht mehr übereinkommen. Da bestehen 

sozusagen grundunterschiedliche Herangehensweisen. 

Aber selbst wenn man der Meinung sein sollte, dass es 

förderungswürdig ist, es ist natürlich nicht alles schlecht. 

Keine Frage. Es gibt natürlich auch einzelne positive 

Aspekte. Insgesamt aber überwiegen die negativen 

Bereiche. Da muss man sagen, selbst wenn man das 

fördern würde, in dieser finanziellen Situation, die Sie 

auch kennen, haben diese Auszahlungen an diese Ver-

eine nicht stattzufinden! 

Kurz streifen möchte ich die Frage, ob es die richtige 

Herangehensweise ist, überhaupt private Vereine mit 

Kinder- und Jugendbetreuung zu befassen. Es ist eine 

eigene Frage, die man diskutieren könnte, die wir Frei-

heitlichen aber eher kritisch sehen. Es gibt staatliche 

Organisationen wie Horte, Kindergärten und anderes. 

Warum hier, ähnlich wie in der Flüchtlingsbetreuung, 

eine Gruppe von Privatvereinigungen finanziert wird, die 

das dann macht, entziehen sich die Vorteile, die das 

bringen sollen, meiner Auffassung.  

Ich fasse zusammen: Wir haben eine Situation, wo 

das soziale Netz gespannt ist, wo man tagtäglich mit 

Einzelfällen konfrontiert ist, wo mich zum Beispiel ein 

langjähriger Bekannter anruft, er ist im Spital, wird nicht 

aufgenommen, ein Rezept in die Hand gedrückt, auf 

Wiedersehen. COPD, zugegebenermaßen ein Raucher. 

Diese Problematik hatten wir bereits. Man konnte ihm 

nur raten, einfach dort zu bleiben, bis etwas passiert, bis 

er ein Gangbett bekommt und in der Nacht darauf leider 

verstorben ist. Oder eine entfernte Nachbarin sucht Kon-

takt, will sich Geld ausborgen, erklärt, sie braucht drin-

gend Geld. Diese Frau hat mit 16 zu arbeiten angefan-

gen, immer alles getan. Sie hat mir ihren Kontoauszug 

gezeigt. 560 EUR im Monat bekommt sie. Das ist genau 

der Punkt, auf den man hier hinweisen sollte und auf den 

ich hinaus will. Diejenigen, die immer einzahlen, die mit 

16 zu arbeiten beginnen, diejenigen, die jede Arbeit 

annehmen, nicht auf die Uhr schauen, Kinder in die Welt 

setzen und aufziehen, sind die Blöden in Ihrem System! 

Das sind diejenigen, die diese 43 Millionen EUR einge-

zahlt haben und dann im Alter vor der Tatsache stehen, 

für Geschenke für die Enkelkinder muss man sozusagen 

zum Nachbarn betteln gehen. Sie werden dann sagen, 

Einzelfälle. Ich gebe sogar zu, es können Einzelfälle 

sein. Es kann auch passieren, dass einmal in einem 

Spital eine Notsituation ist, jemand nicht aufgenommen 

wird. Es kann sich auch eine gewissenhafte alte Dame 

einmal verrechnen und in diese Situation kommen. Aber 

die Einzelfälle, wie, glaube ich, auch Sie von der rot-

grünen Regierung zugeben werden müssen, werden 

mehr. Wenn Einzelfälle immer mehr werden, sind sie 

keine Einzelfälle mehr! 

Ich bin deshalb der Meinung, dieser Subventions-

dschungel gehört durchforstet. Da reicht keine Motorsä-

ge mehr. Da muss der Harvester ran! (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Gerald Ebinger: Bevor ich 

dem nächsten Redner das Wort erteile, möchte ich zu-

rückkommen auf die Rede vom Kollegen Hursky und der 

Wortmeldung zur Geschäftsordnung vom Kollegen Blind. 
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Ich habe mir das Protokoll kommen lassen. Ich werde 

den Anfang dieser Rede laut Wortprotokoll vorlesen: 

„Aufsuchende Jugendarbeit ist etwas, wo man heute bei 

so manchen Wortmeldungen erkannt hat, dass man es 

versäumt hat, beziehungsweise im Esterházypark sozu-

sagen aufsuchende Jugendarbeit zu betreiben, weil 

sonst wären so manche Wortmeldungen nicht zustande 

gekommen. Dann habe ich mir aber gedacht, es muss ja 

irgendwas passiert sein, wieso das war. Aber wahr-

scheinlich hat man so den einen oder anderen irgendwo 

aus dem Luftschutzkeller des Hauses des Meeres aus-

gegraben, wo er sich vor 80 Jahren versteckt hat.“ - Das 

ist natürlich schon eindeutig eine Unterstellung von NS-

Gedankengut. Dann geht es weiter. Dann beginnen 

Zwischenrufe: „,Ach, Sie können das Protokoll ja nachle-

sen dann.‘ - Zwischenruf - ‚Herr Vorsitzender!‘ - Zwi-

schenruf - ‚Herr Vorsitzender, ich habe eine Frage. Hö-

ren Sie das auch? Da muss irgendwo ein Fernsehappa-

rat sein. Da spielt es gerade wieder die Muppet Show. - 

Zwischenruf - Und schon wieder, Herr Kollege! Irgendwo 

läuft ein Fernseher mit der Muppet Show.‘“ 

Wir haben einmal einen Ordnungsruf wegen „Kas-

perl“ beim Herrn Juraczka gehabt. (GR Mag. Manfred 

Juraczka: Immer auf mich!) - Nein, du hast den Ord-

nungsruf gekriegt. Ich glaube, das wären an sich schon 

zwei. Ich erteile dem Herrn Hursky für diese Wortmel-

dung einen Ordnungsruf. (Beifall bei der FPÖ. - GR 

Christian Hursky: Das ist nicht seriös!) Nein, ich glaube, 

das ist total seriös. Ich habe diese schwer leserliche 

Passage wortwörtlich wiedergegeben. Ich glaube, das 

Ganze hat Hand und Fuß.  

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kraus. Bitte. (GR 

Christian Hursky: Herr Vorsitzender, eine Frage! Das 

Wort verhaltensauffällig darf in Zukunft verwendet wer-

den?) 

GR Peter Kraus, BSc (GRÜNE): Ich beginne einmal 

mit meiner Rede. Es sind jetzt ein paar Sachen von 

meinen FPÖ-Vorrednern im Zusammenhang mit Ju-

gendarbeit gefallen, die ich so nicht stehen lassen kann, 

weil es die Jugendarbeit einfach nicht verdient hat, dass 

so über sie gesprochen wird.  

Ich beginne kurz einmal mit dem Herrn Damnjanovic, 

weil Sie ganz viel über Simmering gesprochen haben. 

Ich fasse das jetzt noch einmal zusammen. Die 62.000 

EUR, die heute zum Beschluss hier vorliegen, sind die 

gleiche Subvention wie letztes Jahr. Sie ist nicht heuer 

extra gekommen, sondern wir haben sie auch letztes 

Jahr und die Jahre davor beschlossen. Was jedoch heu-

er anders als die Jahre zuvor war, ist, dass der FPÖ-

Bezirksvorsteher in Simmering ein Budget vorgelegt hat, 

wo die Budgetmittel für die Jugendarbeit derart gekürzt 

waren, dass es dann auf Initiative meines Kollegen Pat-

rick Zöchling, der Klubobmann der GRÜNEN in Simme-

ring ist, eine Abänderung des Budgets gegeben hat, 

dass diese Leistung nicht wegfällt. Ihr Bezirksvorsteher 

war es, der riskiert hat, dass die Mittel für die Jugendar-

beit in Simmering so gekürzt werden, dass es 8.500 

Kontakte weniger werden. Das bedeutet, 8.500 Mal im 

Jahr hätte die Jugendarbeit in Simmering Jugendliche 

und Kinder wieder wegschicken müssen, wenn diese 

Unterstützung und Hilfe gebraucht hätten. Das war die 

Intention Ihres Bezirksvorstehers im 11. Bezirk. Auf grü-

ne Initiative ist das abgewehrt und das Budget dort auf-

gestockt worden, mit der Unterstützung anderer Partei-

en. Wir konnten das Gott sei Dank abwenden. So war 

die Geschichte in Simmering! Da bin ich froh, dass sich 

die GRÜNEN gemeinsam mit der SPÖ in Simmering 

dafür eingesetzt haben. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Zum Kollegen Stumpf: Das ist jetzt etwas Ähnliches, 

wie es Herr Amhof letztes Mal gemacht hat, einfach 

Geschichten herauszuziehen, dann zu behaupten, sie 

sind mehrere Jahre her, darum bringt er sie erst heute. 

Das versteht niemand. Da ist nämlich ein Muster dahin-

ter. (GR Mag. Wolfgang Jung: Das war nicht der Amhof!) 

Letztes Mal war es der Amhof, der mir hier erklären 

wollte, dass in den Jugendzentren die radikalen islamis-

tischen Jugendlichen Werbung für Gleichgeschlechtlich-

keit machen oder so. Das hat er mir bis heute noch nicht 

erklärt, wie das in den Jugendzentren zusammengeht. 

(GR Dominik Nepp, MA: Progressive Islamisten!) - „Nice 

try.“ Aber das funktioniert nicht! 

Es ist immer das gleiche Muster. Man holt jetzt Ge-

schichten heraus, die hier nicht überprüfbar sind, wo ich 

mich frage: Kollege Stumpf, warum sind Sie vor Jahren, 

als der Vorfall war, nicht aktiv geworden? Warum haben 

Sie nichts gemacht? Warum sind Sie nicht zur Ge-

schäftsleitung des Jugendzentrums gegangen und ha-

ben das dort gemeldet? (GR Mag. Wolfgang Jung: Als 

Jugendlicher? Sind Sie wirklich so naiv oder tun Sie nur 

so?) Das frage ich mich schon! Wir werden das sehr 

ernst nehmen. Wir gehen all diesen Geschichten nach. 

Sie erweisen sich immer als nicht haltbar. Darum frage 

ich mich wirklich, warum Sie diese nach Jahren immer 

herausziehen. Das ist einfach ein Muster, wo ganz ge-

zielt die Jugendarbeit angepatzt werden soll! (Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ.) 

Wenn Sie sich dann auch über die Probleme der Ju-

gendlichen lustig machen, nehmen Sie zur Kenntnis, 

dass die Jugend in Wien und auch die Jugendlichen, die 

in die Jugendzentren und in unterschiedliche Einrichtun-

gen der Jugendarbeit gehen, heute einfach vielfältiger 

und breiter aufgestellt sind, als es Ihr Horizont ist. Die 

Jugend ist einfach mehr, als Sie sich vorstellen können. 

Dann brauchen Sie sich jetzt nicht über Männer lustig zu 

machen, die Röcke anziehen. Man ist übrigens noch 

lange nicht transsexuell, nur weil man als Mann einen 

Rock anzieht. Aber das erkläre ich Ihnen ein anderes 

Mal. Was Sie da nämlich machen, ist, Sie entmündigen 

in Wirklichkeit Jugendliche, weil Sie Ihnen absprechen, 

dass sie selbstbestimmt über die Themen reden können 

und reden wollen, über die sie reden wollen.  

Damit komme ich auch schon zum Schluss. Es ist 

nämlich das Tolle an der Wiener Jugendarbeit, dass sie 

nicht vorschreibt, worüber Jugendliche zu denken, zu 

reden und zu diskutieren haben, sondern dass sie ihnen 

den Raum gibt, dass sie sich emanzipieren können, dass 

sie sich selbstbestimmt entwickeln können. Darum ist die 

Wiener Jugendarbeit auch so erfolgreich! Ich weiß, das 

geht in Ihren Horizont vielleicht nicht hinein. Ich bin froh, 

dass Sie die Jugendarbeit in Wien nicht bestimmend 
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prägen - wir haben in Simmering gesehen, wo das hin-

führt -, sondern dass sie im rot-grünen Wien in eine 

andere Richtung geht. 

Ich möchte mit einem Dank an die ganzen Wiener 

Jugendarbeiterinnen und Jugendarbeiter abschließen, 

die wirklich hervorragende Arbeit leisten, die nicht immer 

einfach ist und die wirklich nicht verdient haben, dass so 

über die Wiener Jugendarbeit gesprochen wird! - Vielen 

Dank. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu einer tat-

sächlichen Berichtigung hat sich GR Damnjanovic ge-

meldet.  

GR Nemanja Damnjanovic, BA (FPÖ): Nur ganz 

kurz. Herr Kraus, die Budgetkürzung für „Balu & Du“ war 

mit dem Herrn Obmann Skrivanek ausgemacht. Er war 

beim Herrn Bezirksvorsteher Stadler dabei. Es wurde so 

ausgemacht. Es war nicht eine alleinige Aktion von Herrn 

Bezirksvorsteher Paul Stadler. Das wollte ich Ihnen nur 

sagen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Peter Kraus, BSc: Sie 

ist Gott sei Dank zurückgenommen worden!)  

Das ist eine tatsächliche Berichtigung. (GR Kurt 

Wagner: Deswegen wird es auch nicht besser!) Es war 

keine alleinige Aktion vom Herrn Bezirksvorsteher. Der 

Obmann von „Balu & Du“ wurde verständigt. - Danke. 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Als Nächste 

zum Wort gemeldet ist Frau GRin Hanke. Ich erteile es 

ihr. 

GRin Marina Hanke, BA (SPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Herr 

Stadtrat! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich muss auch noch einmal kurz auf die Debatte ein-

gehen, weil heute, aber auch schon bei den letzten Sit-

zungen, die wir hatten, wo es auch um die Jugendarbeit 

gegangen ist, einfach sehr unglaublich über so gute 

Arbeit gesprochen wird, die da passiert. Die Kollegen 

und Kolleginnen von der FPÖ beteuern immer, dass 

ihnen die Jugendarbeit so wichtig ist, dass sie natürlich 

für qualitativ wertvolle Jugendarbeit zu haben sind, dass 

die Jugend unsere Zukunft ist und sie bei allem dabei 

sind. Trotzdem hören wir dann solche Wortmeldungen, 

wie wir sie jetzt gerade wieder gehört haben, die meiner 

Meinung nach nicht davon zeugen, dass Sie Jugendar-

beit in irgendeiner Weise unterstützenswert finden wür-

den, sondern einfach mehr davon, dass Sie ein absolu-

tes Unverständnis haben, was Jugendarbeit heißt und 

vor allem auch, was die Lebensrealitäten von jungen 

Menschen in Wien sind.  

Ich möchte, bevor ich auf die Wortmeldungen konkret 

eingehe, kurz zwei Punkte festhalten: 

Erstens: Kinder und Jugendliche sind nicht die Zu-

kunft. Sie sind schon da! Deswegen kümmern wir uns 

auch um sie. In Wien sind sie uns alle gleich wichtig! 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Alle Kinder und Jugendlichen, die in ihrer ganzen 

Vielfalt in Wien sind, haben Rechte und haben auch ein 

Recht darauf, dass man sich um sie kümmert, dass man 

sie unterstützt. Für uns gibt es keine halben Kinder und 

auch keine halben Jugendlichen! (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Zweiter Punkt: Obwohl wir es, glaube ich, hier eh 

schon sehr oft erklärt haben, außerschulische Jugendar-

beit in Wien setzt dort an, wo die jungen Menschen in 

Wien stehen, bei dem, was sie brauchen und auch mit 

den Zugängen, die für sie am besten sind. Wenn sich der 

Kollege Hobek hier über unterschiedliche pädagogische 

Ansätze lustig macht, die in der Wiener Jugendarbeit 

angewandt werden, dann kann ich nur sagen, vielleicht 

beschäftigen Sie sich einmal ein bisschen mehr mit pä-

dagogischen Fragen, wie sie heutzutage angewandt 

werden, weil da hat sich in den letzten 100 Jahren ziem-

lich viel verändert! 

Jetzt noch kurz zum Kollegen Stumpf, dem Modeex-

perten: Ganz kurz, ich weiß nicht, wie viele Modeschau-

en Sie gesehen haben, wo alle Models immer durchgän-

gig lächeln. Aber das ist, glaube ich, eine Debatte, die für 

dieses Haus nicht sonderlich wichtig ist. Ich kann Ihnen 

aber nur zu dem Beispiel, das Sie gebracht haben, nahe-

legen, gehen Sie einmal hin und schauen Sie sich an, 

wie diese Kids-in-Fashion-Modeschau abläuft. (GR Mi-

chael Stumpf, BA: Das ist nicht meines!) Dann werden 

Sie nämlich auch wissen, dass die Sachen, die einge-

reicht werden, die Sachen, die Sie gerade lächerlich 

gemacht und präsentiert haben, von Kindern und Ju-

gendlichen kommen. Da gibt es sogar Burschen, die das 

zeichnen, die wollen, dass Burschen einen Rock anha-

ben. Das mag vielleicht komisch klingen, aber das pas-

siert dort. Genauso gibt es die Models, die das auch 

freiwillig anziehen. Da brauchen wir gar nicht von ir-

gendwelchen Zwangssachen oder Sonstigem zu reden. 

Das ist die Wiener Jugend. Das passiert dort. Das ist 

eine großartige Möglichkeit, wo sich junge Menschen 

ausleben können, wo sie zeigen können, welche kreati-

ven Potenziale sie haben. Es ist eine großartige Sache. 

Auch wenn es offensichtlich Ihren Horizont übersteigt, 

dass auch Männer Röcke tragen können, finden wir das 

gut! Es ist eine großartige Sache! (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Als letzter Punkt: Mein Vorredner ist auch schon da-

rauf eingegangen. Wir haben letztes Mal und auch heute 

wieder unerhörte Geschichten und Anschuldigungen 

gehört, was denn nicht alles in den Wiener Jugendein-

richtungen passiert. Die Geschichten, die wir letztes Mal 

gehört haben, sind nachweislich falsch. Wir werden auch 

die Geschichten, die heute gekommen sind, nachprüfen. 

Ich vermute einmal, dass es gleich sein wird. Aber bitte 

hören Sie auf mit unerhörten Anschuldigungen gegen-

über den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Jugend-

einrichtungen! Wenn Sie welche haben, so wie das Bei-

spiel, das Sie gerade gebracht haben, dann unterneh-

men Sie etwas und melden Sie es den zuständigen 

Vereinen! Man wird sich dort darum kümmern. Aber 

immer fünf Jahre später zu sagen, da ist schon etwas 

Schlimmes passiert, aber wir haben es niemandem ge-

sagt, so funktioniert keine verantwortungsvolle Politik! 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Wenn es ein Problem gibt, sagen Sie es! Dann küm-

mern wir uns darum. Aber solange es bei irgendwelchen 

Anschuldigungen bleibt, wo Sie keine konkreten Beispie-

le nennen, wo Sie überhaupt nicht klar machen, worum 
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es geht, werden wir uns immer hinter unsere Jugendar-

beiter und Jugendarbeiterinnen stellen, die großartige 

Arbeit machen! Bitte hören Sie damit auf! (Beifall bei 

SPÖ und GRÜNEN.) 

Ich möchte mich auch noch einmal im Namen meiner 

Fraktion bei allen bedanken, die jeden Tag wirklich groß-

artige Arbeit in der Wiener Kinder- und Jugendarbeit 

leisten. Wir schätzen die Art und Weise sehr, wie auf 

Jugendliche zugegangen wird und wie ihnen ein selbst-

bestimmtes Leben ermöglicht wird. Das ist das Ziel. 

Dass gerade die FPÖ ein Bildungsideal hat, kann man 

sagen, das vor allem auf Disziplin, Zwang und Leistung 

aufbaut, sehen wir jetzt auch schon bei den Bildungsplä-

nen, die vorgelegt worden sind. Unser Verständnis von 

Bildung, unser Verständnis vom Umgang mit jungen 

Menschen ist es nicht! Ich bin froh, dass Rot-Grün in 

Wien es so in die praktische Politik umsetzt! - Danke. 

(Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, darf ich infor-

mieren, dass soeben bekannt gegeben wurde, dass 

Österreich eine neue Bundesregierung hat, damit dann 

alle in der Bank aufhören können fernzusehen. (Beifall 

bei FPÖ und ÖVP.) 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt 

durchführen. 

Wer der Postnummer 7 zustimmt, bitte ich um Zu-

stimmung. - ÖVP, NEOS, SPÖ und GRÜNE, mehrstim-

mig angenommen. 

Bei Postnummer 8 hat sich GRin Schwarz für befan-

gen erklärt.  

Wer der Postnummer 8 zustimmt, bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Wird angenommen von SPÖ, 

GRÜNEN, ÖVP und NEOS, ist mehrstimmig angenom-

men. 

Postnummer 11: Wer da zustimmt, bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Ist die Zustimmung von SPÖ 

und GRÜNEN, ist daher mehrstimmig angenommen. 

Es liegen zwei Anträge vor, eingebracht von NEOS, 

betreffend offene Jugendarbeit, transparente Vergabe 

von Fördermitteln. Es wird die sofortige Abstimmung 

beantragt. Wer dem Antrag zustimmt, bitte um ein Zei-

chen mit der Hand. - Der Antrag wird unterstützt von der 

ÖVP, von NEOS, FPÖ, ist die Minderheit. Der Antrag ist 

daher abgelehnt. 

Antrag von NEOS betreffend Einführung einer Sub-

ventionsbremse. Auch hier wurde sofortige Abstimmung 

beantragt. Wer dem Antrag zustimmt, bitte um ein Zei-

chen mit der Hand. - Die Zustimmung erteilen ÖVP und 

NEOS gegen die Stimmen von FPÖ, SPÖ und GRÜ-

NEN, ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist 

abgelehnt.  

Postnummer 12: Wer zustimmt, bitte um ein Zeichen 

mit der Hand. - Wird angenommen von SPÖ, GRÜNEN, 

ÖVP und NEOS, daher mehrheitliche Annahme.  

Postnummer 13: Wer zustimmt, bitte um ein Zeichen 

mit der Hand. - SPÖ, GRÜNE und NEOS nehmen 13 an, 

daher mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 14: Bitte um ein Zeichen. - Das ist die 

Regierungsmehrheit SPÖ und GRÜNE, daher mehr-

stimmig angenommen. 

Postnummer 15: Wer zustimmt, bitte um ein Zeichen 

mit der Hand. - Zustimmung von SPÖ, GRÜNEN, FPÖ 

und OVP. Die Postnummer ist mehrstimmig angenom-

men. 

Postnummer 17: Wer zustimmt, bitte um ein Zeichen. 

- Wird unterstützt von SPÖ, GRÜNEN und NEOS, mehr-

stimmig angenommen. 

Postnummer 18: Bitte um ein Zeichen. - SPÖ, GRÜ-

NE, ÖVP und NEOS stimmen zu, daher mehrstimmig 

angenommen. 

Postnummer 19: Bitte ein Zeichen. - Das ist die Re-

gierungsmehrheit, SPÖ und GRÜNE stimmen zu, daher 

mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 20: Bitte um ein Zeichen. - SPÖ, GRÜ-

NE und ÖVP stimmen zu, daher mehrstimmig ange-

nommen. 

Postnummer 21: Bitte ein Zeichen. - Zustimmung 

durch SPÖ, GRÜNE und NEOS, mehrstimmig ange-

nommen. 

Postnummer 22: Bitte ein Zeichen. - Zustimmung 

durch SPÖ, GRÜNE, FPÖ, ÖVP, mehrstimmig ange-

nommen. 

Postnummer 25: Bitte um ein Zeichen mit der Hand. - 

Zustimmung durch die Regierungsmehrheit, SPÖ und 

GRÜNE. Die Post ist daher mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 26: Bitte ein Zeichen mit der Hand. - 

Zustimmung durch SPÖ, GRÜNE, ÖVP und NEOS, 

mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 27: Bitte um ein Zeichen mit der Hand. - 

Die Regierungsmehrheit, SPÖ und GRÜNE, stimmen zu, 

daher mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 28: Bitte um ein Zeichen mit der Hand. - 

Zustimmung durch SPÖ, GRÜNE, ÖVP und NEOS, 

mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 9 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft die Neufestsetzung 

der Tarife für die Benutzung der städtischen Bäder. Ich 

bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hursky, die Ver-

handlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Christian Hursky: Ich bitte um 

Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Handler. 

Ich erteile es ihm. 

GR Klaus Handler (FPÖ): Werter Herr Vorsitzender! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich beginne einmal mit einem Artikel, der in ORF-

online im Juni 2017 geschrieben wurde, und zwar: „Jeder 

zweite Drittklässler kann nicht schwimmen.“ Wenn man 

dann ins Detail geht, können in Wien von 16.000 Dritt-

klässlern 8.000 nicht schwimmen. Schauen wir uns an, 

wie es in den Jahren davor war. 2006 ist das Ganze 

noch bei 44 Prozent gelegen, 1999 bei 25 Prozent. Das 

heißt, in dieser Stadt können immer mehr Kinder, Ju-

gendliche und in Folge auch Erwachsene nicht schwim-

men. Was das in einer Notfallsituation bedeutet, können 

Sie sich alle vorstellen. Da geht es dann tatsächlich um 
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Leben und Tod. Klassisches Beispiel, es fliegt einmal 

jemand in den Donaukanal hinein. (GR Mag. Manfred 

Juraczka: Es betrifft aber auch andere Gewässer!) 

Jetzt komme ich zum eigentlichen Akt. Und zwar geht 

es dabei um die Eintrittspreise in unsere Schwimmbäder. 

Der Preis wird von 5,50 EUR auf 5,90 EUR erhöht. Ich 

sage, wenn man ein Mal im Jahr schwimmen geht, sind 

40 Cent wahrscheinlich jedem relativ wurscht. Das ist 

nicht so schlimm. Es ist aber grundsätzlich bei so vielen 

Leuten, die nicht schwimmen können, das absolut fal-

sche politische Signal, hier die Preise zu erhöhen.  

Dass Schwimmen gesund ist, sind wir uns einig. Wir 

haben heute schon sehr viel über die Gesundheit disku-

tiert. Aber ich glaube, beim Schwimmen ist es relativ 

undiskutabel. Da wird mir jeder recht geben, dass es 

gesund ist und wir die Bevölkerung anhalten sollen, dass 

sie schwimmen geht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Damit sie das auch regelmäßig machen kann, hat die 

Stadt Wien gescheiterweise Monatskarten, 2-Monats-

Karten, 3-Monats-, 6-Monats-, 12-Monats-Karten, damit 

es ein wenig günstiger wird. Aber hier kommt für mich 

ein bisschen das Unsoziale durch. Wenn man sich das 

anschaut, ist die Monatskarte vom Vierfachen auf das 

Fünffache des Einzeleintritts angehoben worden. Das 

sind 25 Prozent, aber erst nach der Erhöhung, die schon 

vorher war. Die 2-Monats-Karte ist auch erhöht worden, 

vom 7,5- aufs 9-Fache, 20 Prozent, die 3-Monats-Karte 

auch noch um 9 Prozent. 6- und 12-Monats-Karten sind 

Gott sei Dank gleich geblieben. Ich muss sagen, ich bin 

zum Beispiel einer im Schwimmbad Simmering. Ich 

nehme mir hin und wieder ein paar Mal im Jahr eine 

Monatskarte und gehe regelmäßig schwimmen. Meine 

läuft morgen ab. Dann ist die Urlaubszeit. Mit dem 

nächsten Jahr, habe ich mir gedacht, nehme ich mir im 

Jänner wieder eine Monatskarte. Wenn ich mir jetzt aber 

die Preiserhöhung anschaue, von jetzt 22 EUR auf dann 

29,50 EUR, ist das schon sehr gewaltig. Für mich selber 

wird es kein Problem sein. Ich habe es mir durchgerech-

net. Ich nehme mir einfach eine Jahreskarte, komme 

günstiger, kann viel öfter gehen, überhaupt kein Prob-

lem. Aber die Jahreskarte kostet dann schon 212 EUR. 

Da, muss ich sagen, kommt ein bisschen das Unsoziale. 

Wir leben in einer Stadt, in der es sehr viele Menschen 

gibt, für die es schon sehr viel Geld ist, 200 EUR auf 

einmal hinzulegen, und denen das nicht möglich ist. Das 

heißt, man muss mit den sehr teuren Monatskarten le-

ben. Das finde ich von meiner Sicht aus unsozial. Daher 

werden wir das ablehnen.  

Zusammengefasst: Die Erhöhung ist das falsche 

Signal in einer Stadt, wo nur mehr jedes zweite Kind 

schwimmen kann, und noch dazu unsozial! - Danke 

schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort 

gemeldet ist GR Mag. Gremel. Ich erteile es ihm. 

GR Mag. Marcus Gremel (SPÖ): Geschätzter Herr 

Vorsitzender! Werter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! 

Ich muss zugeben, ich frage mich schon seit unse-

rem Gemeinderatsausschuss, was das Argument sein 

wird, gegen diese Erhöhung bei den Bädertarifen zu 

stimmen. Wenn man es sich anschaut, sieht man, es ist 

seit 2014 keine Anpassung der Tarife mehr erfolgt. Wir 

haben seither eine höhere Umsatzsteuer auf den Umsatz 

aus den Eintritten. Es ist klar, man muss, um die hohe 

Qualität überhaupt aller Dienstleistungen der Stadt, aber 

eben auch der Wiener Bäder, aufrechterhalten zu kön-

nen, auch irgendwann einmal geringfügig nachbessern. 

Ich halte es auf jeden Fall auch für vertretbar. 

Zu den sozialen Ängsten, die der Kollege Handler 

geäußert hat, kann ich nur sagen oder kann Sie beruhi-

gen, dass es ganz viele Ermäßigungen, Ausnahmen, 

überhaupt auch freie Eintritte gibt, sei es für Pensionis-

tinnen und Pensionisten, Studierende, Schülerinnen und 

Schüler, Mindestsicherungsbezieherinnen und Mindest-

sicherungsbezieher und noch einige andere Gruppen.  

Interessant ist vielleicht auch noch, in weiser Voraus-

sicht auf das, was heute kommt, hat sich die MA 44 dazu 

entschlossen, eine neue Karte bei den Sommerbädern 

einzuführen. Jene, die im Sommer ab 16 Uhr baden 

gehen möchten, haben die Möglichkeit, es noch günsti-

ger zu machen, was, wie es ausschaut, vor allem zum 

Beispiel Bäckerlehrlinge betreffen wird, wenn Sie dann 

einmal den Zwölf-Stunden-Tag eingeführt haben. (Beifall 

von Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky.) 

Ich finde es, das möchte ich schon auch noch sagen, 

wirklich sehr mutig, sich von Seiten der FPÖ hier her-

auszustellen und mit dem angeblichen Gebührenlawi-

nenargument zu kommen, an einem Tag, wo eine neue 

schwarz-blaue Bundesregierung verkündet wird, die erst 

gestern in Aussicht gestellt hat, dass alle Studierenden in 

Zukunft 1.000 EUR Studiengebühren zahlen dürfen. Da 

ist es wirklich mutig, auf eine geringfügige Bädertarifer-

höhung loszugehen und zu sagen, das ist unsozial! Das 

ist überhaupt nicht unsozial! Das ist notwendig! (Beifall 

bei SPÖ und GRÜNEN.)  

Zum Schluss lassen Sie mich noch kurz versöhnlich 

sein. Ich, das haben wir schon einmal geklärt, bin selber 

nicht sehr gläubig, wünsche daher gesetzliche Feiertage. 

Ich werde sie nutzen, um in der nächsten Woche mit 

dem Babyschwimmen zu beginnen. Ich kann auch Ihnen 

allen empfehlen, die Wiener Bäder zu nutzen. (Heiterkeit 

bei ÖVP und NEOS.) - Nicht ich, mit meiner Tochter 

natürlich! Aber wir gehen schon zu zweit! 

Ich kann Ihnen auch empfehlen, in den Feiertagen 

die Wiener Bäder zu besuchen. Am Heiligen Abend und 

am 25. feiern Sie mit Ihrer Familie, aber am 26., am 

Stephanitag, können Sie schon wieder schwimmen und 

saunieren gehen. Viel Freude damit! (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.  

Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer der Post 9 

zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Wird 

unterstützt von SPÖ, GRÜNEN und NEOS, daher mehr-

stimmig angenommen. 

Postnummer 29 der Tagesordnung betrifft eine Ände-

rung der Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt der 

Bediensteten der Stadt Wien. Es liegt keine Wortmel-
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dung vor. Ich komme gleich zur Abstimmung. Bitte um 

ein Zeichen mit der Hand. - Wird unterstützt von SPÖ, 

GRÜNEN, ÖVP und NEOS, daher mehrstimmig ange-

nommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattungen und die Ver-

handlungen über die Geschäftsstücke 31 bis 34 der 

Tagesordnung, sie betreffen eine außerplanmäßige 

Ausgabe für die Deckung des Investitionsdarlehens des 

Campus Gertrude Fröhlich-Sandner sowie Sachkredit- 

und Vertragsgenehmigungen für Schulbauten, zusam-

menzuziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt durch-

zuführen. Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist 

nicht der Fall. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR 

Mag. Gremel, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Mag. Marcus Gremel: Ich ersu-

che um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl.-Ing. 

Dr. Gara. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Bei diesem Tagesordnungspunkt gehe ich vor allem 

auf das Thema des städtebaulichen Vertrages ein, der 

mit dem Hochhaus Dresdner Straße in Verbindung steht. 

Ich möchte vorausschicken, dass wir dieses Projekt für 

sehr gut erachten, mit einer kleinen Ausnahme im Be-

reich der Flächenwidmung. Aber darauf wird meine Kol-

legin Bettina Emmerling noch speziell eingehen.  

Der wesentliche Punkt bei der Debatte zu diesem 

Tagesordnungspunkt ist der städtebauliche Vertrag. Da 

kann ich eigentlich nur das wiederholen, was ich schon 

in einigen Debatten davor zum städtebaulichen Vertrag 

gesagt habe, dass es nämlich auch hier eine Kritik in der 

Ausformulierung dieses Vertrages und auch grundsätz-

lich, auf welchen konkreten Grundlagen ein solcher Ver-

trag entsprechend errichtet wird, gibt. Dazu ist auch die 

Volksanwaltschaft in ihrem 38. Bericht darauf eingegan-

gen, dass sie die städtebaulichen Verträge gemäß § 1 

der Bauordnung kritisiert. Ich bin gespannt, was in der 

Novelle zur Bauordnung diesbezüglich steht, ob es eine 

entsprechende Konkretisierung gibt.  

Aktueller Anlassfall, auch da hat die Volksanwalt-

schaft einen städtebaulichen Vertrag doch sehr stark 

kritisiert, ist das Heumarkt-Projekt, nämlich, dass dieser 

Vertrag nicht der Wiener Bauordnung entspräche und 

auch Vereinbarungen getroffen werden, die nicht im 

ursächlichen Zusammenhang mit dem Projekt bestün-

den. Auch vor diesem Hintergrund regt die Volksanwalt-

schaft wieder eine echte Konkretisierung des § 1a Abs. 1 

der Wiener Bauordnung an.  

Wir haben das auch schon mehrmals gemacht, weil 

es geht uns hier um Transparenz und Fairness gegen-

über allen Projektwerbern. Der aktuelle städtebauliche 

Vertrag beim Projekt zur Dresdner Straße ist eigentlich 

ein Musterbeispiel für eine solche Konkretisierung. Denn 

wenn man sich hier die konkreten Leistungen ansieht, zu 

denen sich der Projektwerber verpflichtet, dann ist es auf 

der einen Seite, ein Drittel der Wohnungen sind für zehn 

Jahre leistbar zu gestalten, Gestaltung und Erhaltung 

des Vorplatzes. Dann wird es eben interessant, dass hier 

nämlich erstmals eine Summe drinnensteht, und zwar 

eine Summe für eine Schule in der Höhe von 800.000 

EUR und eine Summe für den Straßenbau von 200.000 

EUR, ohne konkret darauf einzugehen, in welchem ur-

sächlichen Zusammenhang dies steht, zumal diese 

Schule, von der hier gesprochen wird, doch sehr weit 

von diesem Projekt entfernt liegt. Das heißt, es ist eigent-

lich sehr ungewöhnlich. Wir bekommen hier einen Ver-

trag vorgelegt, in dem einem Projektwerber keine Sach-

leistungen, sondern konkrete Kostenbeiträge vorge-

schrieben werden. Das ist letztendlich eigentlich rechts-

widrig, weil es hier das Prinzip des Koppelungsverbotes 

als Basis geben würde. In dem Fall ist eigentlich nicht 

sichergestellt, was hier damit passiert.  

Es ist insofern auch für uns sehr unklar, wie die Kal-

kulation zustande kommt, nämlich auch im Hinblick auf 

die Kosten eines Schulplatzes. Wenn man ein Kalkulati-

onsbeispiel auf Basis von aktuellen Erweiterungsprojek-

ten hernimmt, zum Beispiel Volksschule Korbgasse im 

23. Bezirk, 10 Millionen EUR für 8 neue Klassen, sind die 

Errichtungskosten für einen Schulplatz in Wien mit grob 

50.000 EUR zu schätzen. Das heißt, mit dieser Summe 

verpflichtet sich der Projektwerber umgerechnet zum 

Bau von zirka 15 bis 20 Schulklassen bei Errichtung von 

400 Wohnungen. Wenn man annimmt, dass zirka 14 

Prozent der Wiener im Kindergarten- oder Pflichtschulal-

ter von 0 bis 14 sind, dann bedeutet das 400 Wohnun-

gen, ist 800 Bewohner, also ein Bedarf für zirka 100 

schulpflichtige Kinder von 0 bis 14. Oder anders gerech-

net, pro zuziehendes Kind zahlt der Projektwerber in 

dem Fall eigentlich nur 8.000 EUR und nicht 50.000 

EUR.  

Eines ist für uns hier auch schwierig zu sehen, näm-

lich der räumliche Zusammenhang mit dem Projekt. 

Dieser ist unklar. Denn die zu erweiternde Schule in der 

Novaragasse 30 befindet sich zirka 2 km entfernt und die 

neuen Bewohner bekommen nach den Richtlinien des 

Stadtschulrates dort wahrscheinlich gar keinen Schul-

platz. Damit ist dieser unmittelbare Zusammenhang mit 

diesem konkreten Projekt für uns hier einfach nicht 

nachvollziehbar. Die nächste Volksschule liegt 600 m 

entfernt in der Vorgartenstraße. In einer Entfernung von 

zirka 500 m befindet sich eine Hauptschule in der 

Pöchlarnstraße.  

Damit manifestiert sich dieser Vertrag, sage ich, ein 

Stück wie Basarmentalität. Es ist eigentlich nicht klar, 

was dem Projekt in dem Kontext gegenübersteht. Das ist 

auch etwas, was die Volksanwaltschaft kritisiert hat.  

Deswegen stelle ich hier noch einmal den Antrag, 

den wir schon letztes Mal hier eingebracht haben, dass 

sich der Wiener Gemeinderat dafür ausspricht, dass die 

zuständigen Stellen des Landes Wien dem Landtag eine 

Novelle des § 1 Bauordnung für Wien vorlegen. Wie 

gesagt, ich bin gespannt, was bereits jetzt in der Bau-

ordnungs-Novelle stehen wird. Das wissen wir noch 

nicht. Aber in dieser Richtung soll es eine Novelle geben, 

die eben die Gleichbehandlung, Transparenz und auch 

die Kalkulationssicherheit für Stadt und Projektwerber 

gleichermaßen zum Ziel hat. Dazu geben wir einen Be-
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schlussantrag ab. - Danke schön. (Beifall bei den NEOS 

und von GR Mag. Manfred Juraczka.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Als nächste 

Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schwarz. Ich 

erteile ihr das Wort. 

GRin Sabine Schwarz (ÖVP): Vielen Dank! Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Werte Damen und Herren! 

Herr Kollege Gara ist schon auf den städtebaulichen 

Vertrag eingegangen, der uns für das Projekt im 20. 

Bezirk vorgelegt wurde. Ich möchte noch kurz darauf zu 

sprechen kommen. Die Novaragasse ist eine Schule in 

dem neu geschaffenen Bildungsgrätzel im 2. Bezirk, ist 

3 km vom geplanten Wohnbau entfernt. Es ist auch uns 

überhaupt nicht verständlich, warum ein Bauwerber 

800.000 EUR für eine Schulerweiterung zahlen soll, wo 

es wirklich andere Schulen in der Nähe gibt. Noch dazu 

steht wirklich drinnen, dass beim städtebaulichen Vertrag 

ein Bauwerber dazu verpflichtet werden kann, dass er 

sozusagen der Stadt hilft, die Planungsziele zu schaffen. 

Jedoch, und darauf möchte ich schon hinweisen, hat die 

Volksanwaltschaft in einem ähnlichen Fall schon einmal 

kritisiert, dass es nicht gehen kann, dass es außerhalb 

des Planungsgebietes sein kann, dass sozusagen ein 

Bauträger verpflichtet wird, Planungsziele der Stadt zu 

erfüllen. Deswegen werden wir diesen Antrag auch ab-

lehnen. 

Weil wir gerade beim Schulbau sind, möchte ich zwei 

Anträge einbringen. 

Der eine Antrag betrifft die Landesschülervertretung. 

Die Landesschülervertretung ist eine gesetzlich veran-

kerte demokratisch gewählte Vertretung von Schülerin-

nen und Schülern in Wien. Die Aufgabe dieser Landes-

schulvertretung ist eine sehr vielfältige. Sie hat vier Mal 

im Jahr Sitzungen im Schülerparlament mit rund 200 

Delegierten. Sie macht und organisiert viele Podiumsdis-

kussionen. Sie gestaltet und veranstaltet auch Fortbil-

dungskurse für die Schülervertreterinnen und Schüler-

vertreter. Die Schülervertretung hat ein Jahresbudget 

von rund 8.000 EUR. Das ist nicht viel Geld. Das braucht 

die Landesschülervertretung auch, um weiterhin quali-

tätsvolle Arbeit zu leisten. Dieses Budget soll jetzt um 

900 EUR gekürzt werden. Ich denke, das sollte man 

nicht tun. Man könnte an anderen Stellen viel besser 

sparen, nicht bei den Schülerinnen und Schülern! (Beifall 

bei der ÖVP.) Deswegen bringen wir hier auch einen 

Antrag ein:  

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich gegen die Kür-

zung der Budgetmittel für die Landesschülervertretung 

aus und appelliert an den Präsidenten des Stadtschulra-

tes, die angedachte Kürzung noch einmal zu überden-

ken.“ 

Ein weiterer Antrag, den ich einbringen muss und 

auch möchte, betrifft den Isma-Kindergarten. Der Isma-

Kindergarten ist schon in der Aslan-Studie erwähnt wor-

den. Ich habe Ihnen auch in der Dringlichen Anfrage vor 

vier Wochen das pädagogische Konzept vorgelesen. Wir 

haben darüber gesprochen. Es wurde uns sozusagen 

auch gesagt, dass dieses pädagogische Konzept über-

arbeitet und das neue pädagogische Konzept auf der 

Homepage veröffentlicht wird. Ich habe heute Vormittag 

noch einmal draufgeschaut. Der Kindergarten hat nach 

wie vor das pädagogische Konzept drauf, wo wir uns 

über alle Fraktionen hinweg einig waren, dass es sich 

hier nicht um einen Kindergarten der Mitte handelt. Es 

steht immer noch drauf, und ich zitiere: „Unser Tun und 

Wollen dient Allahs Wohlgefallen.“ Um die Schönheit des 

Islams zum Funkeln zu bringen, sind sie sinnerfüllt tätig. 

„Jedes Kind ist ein Geschöpf von Allah“, und so weiter. 

Ich meine, Sie brauchen sich nur noch die Hausordnung 

anzuschauen. Lesen Sie sich das pädagogische Konzept 

wirklich von vorne bis hinten durch! Es bleibt uns wirklich 

nichts anderes übrig, als den Antrag zu stellen, dass Sie 

jegliche Förderungen für diesen Kindergarten sofort 

stoppen und ihn in weiterer Folge auch schließen! Denn 

solche Kindergärten sollten keinen Platz in Wien haben! - 

Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Als Nächster 

zum Wort gemeldet ist Herr GR Fürnkranz. Ich erteile es 

ihm.  

GR Georg Fürnkranz (FPÖ): Herr Vorsitzender! 

Meine Damen und Herren! 

Nachdem sich der Kollege Gara die Mühe gemacht 

hat, diesen städtebaulichen Vertrag schon sehr im Detail 

vorzustellen, erspare ich mir diesen Passus meiner vor-

gesehenen Rede. Ich möchte aber noch einmal daran 

erinnern, was ich schon anlässlich der Dringlichen zu 

dem Thema gesagt habe. Denn dieser Fall ist, wie der 

Kollege Gara völlig zu Recht kritisiert hat, der Prototyp 

dessen, was hier schiefläuft. Es wird einfach, wie ich es 

vorhin genannt habe, eine Steuer quasi auf den Umwid-

mungs- und damit Aufwertungsgewinn erhoben. Diesmal 

macht es 800.000 EUR aus, plus 200.000 EUR, also 

insgesamt 1 Million EUR. Dafür kriegt man eine Hoch-

hauswidmung. Das ist gesetzeswidrig, meine Damen 

und Herren! Das gehört abgestellt! Es ist allerhöchste 

Zeit, dass Sie das zur Kenntnis nehmen! (Beifall bei der 

FPÖ.)  

Ich sage jetzt auch, es tut mir im konkreten Fall, weil 

das ein Schulpaket ist, leid, dass es etwas trifft, was 

grundsätzlich von der Idee her nicht schlecht wäre. Aber 

die Art der Finanzierung geht einfach in eine völlig fal-

sche Richtung.  

Damit bin ich schon bei einem anderen Akt, nämlich 

Top 31. Das ist auch eine sehr bemerkenswerte Angele-

genheit. Denn das zeigt auf einem anderen Sektor, dass 

die Finanzierung der Schulen und Kindergärten eigent-

lich, so wie sie die Stadt Wien praktiziert, ein Fehler ist, 

den wir schon lange kritisieren. Jetzt haben wir schwarz 

auf weiß den Beweis, dass unsere Warnungen vor den 

PPP-Modellen berechtigt sind. Warum haben Sie diese 

PPP-Modelle eingeführt? Doch eigentlich immer mit der 

Begründung, damit sparen wir uns das Maastricht-

Defizit. Wenn wir es selber aus dem Budget finanzieren, 

dann hat man das berüchtigte Maastricht-Defizit. Wenn 

wir es hingegen über PPP finanzieren, dann kostet es 

uns zwar vielleicht ein bisschen mehr, weil man die Ver-

träge hat und der jeweilige Betreiber und Bauherr auch 

selber ein Geschäft machen will, aber dafür ersparen wir 

uns das Maastricht-Defizit.  
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Jetzt lese ich Ihnen den Anfang dieses Akts vor: „Mit-

te Juli 2016 wurde die Stadt Wien von der Bundesanstalt 

Statistik Österreich in Kenntnis gesetzt, dass das gegen-

ständliche PPP-Projekt Bildungscampus Gertrude Fröh-

lich-Sandner, Nordbahnhof, als One-Balance-Sheet-

PPP-Projekt in den Sektorstart reklassifiziert wird, weil 

de facto eine Finanzierungsgarantie der Stadt Wien 

vorliegt.“ - Jetzt brauchen wir auf einmal einen Betrag für 

eine außerplanmäßige Ausgabe in der Höhe von 

640.000 EUR und noch einmal 160.000 EUR. Meine 

Damen und Herren, Sie sehen, Sie stehen vor den 

Trümmern Ihrer falschen Finanzpolitik auf diesem Sek-

tor! Diese PPP-Modelle sind einfach ein gefährlicher 

Unsinn, vor dem wir zu Recht immer gewarnt haben! 

Um sozusagen die Problematik jetzt noch auf die 

Spitze zu treiben, sind dann die Tagesordnungspunkte 

33 und 34 wiederum PPP-Modelle. Aus diesem Grund 

werden wir auch gegen diese Art und Weise der Projekte 

stimmen, obwohl natürlich grundsätzlich nichts dagegen 

einzuwenden ist, wenn Schulen und Kindergärten gebaut 

werden. Im Fall Post 33 können wir dadurch, dass die 

Punkte getrennt sind, der eigentliche Bau und das PPP-

Modell, eine getrennte Abstimmung durchführen, sodass 

es zu Punkt 1 von Post 33 eine Zustimmung und zu 

Punkt 2 eine Ablehnung unsererseits gibt. 

Meine Damen und Herren, überdenken Sie Ihre Vor-

gangsweise in Sachen PPP-Modelle! Überdenken Sie 

Ihre Vorgangsweise in Sachen städtebaulicher Verträge! 

Es ist höchste Zeit! Sie haben mit diesen vier Tagesord-

nungspunkten den Beweis, dass Sie falsch liegen! - 

Danke. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort 

gemeldet ist GR Vettermann. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Vettermann (SPÖ): Herr Vorsitzender! 

Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Auf den städtebaulichen Vertrag, der heute sowieso 

diskutiert wird, wie wir diesen abschließen können und 

sollen, werde ich nicht in besonderer Weise eingehen. 

Eine einzige Sache sei aber schon gesagt, wieso gerade 

diese Schule ausgebaut und erweitert wird, nämlich, weil 

man es dort auch machen kann. Was nützt eine nähere 

Schule, wo du nichts ausbauen kannst, nichts erweitern 

kannst, keinen Schulraum kriegst? Wo sollst du einen 

städtebaulichen Vertrag mit nichts abschließen? Daher 

wird man es dort machen, wo etwas möglich ist. Ich bin 

natürlich froh darüber, dass es auch kommt, weil ich als 

Bildungspolitiker für Schulraum bin. 

Zur Kollegin Schwarz, zur Landesschülervertretung: 

Ich meine, rein formal hätte Wien da gar keine Kompe-

tenz. Aber wir machen trotzdem gemeinsam viel mit 

ihnen. Sie wissen, dass das Schülerparlament im Sinne 

der gemeinsamen Diskussion und der außerschulischen 

Jugendarbeit der MA 13 immer den Gemeinderatssaal 

kriegt.  

Sie bekommen die von Ihnen genannten 8.000 EUR 

heuer und sie bekommen sie nächstes Jahr. Es ist so 

wie bei allen anderen Jugendvereinen, die wir gerade 

beschlossen haben, dass 2018 wie 2017 ist. Es wird 

überhaupt nichts gekürzt, anders als Sie behauptet ha-

ben. (GR Leo Kohlbauer: Es ist aber so!) 

Wo es aber einen Streitpunkt gibt, sind es 900 EUR. 

Da, glaube ich, geht es darum, dass es die Landesschü-

lervertretung nicht geschafft hat, eine Busfahrt nach 

Bratislava abzurechnen. Diese wäre im Budget noch 

drinnen gewesen. Sie haben es aber nicht zusammen-

gebracht. Es ist drei Mal urgiert worden. Sie haben die 

Belege nicht, sie haben falsche Belege. Das ist traurig. 

Jetzt haben sie es eben nicht geschafft und hatten die 

gute Idee, was aber oft nicht geht, dass man das Geld, 

was man jetzt nicht ausgeben kann, weil man es nicht 

zusammenbringt, ins nächste Jahr hinüberkriegt. Das 

geht nicht. Aber 8.000 EUR heuer und 8.000 EUR 

nächstes Jahr. Daher ist der Antrag gänzlich hinfällig. Ich 

wollte Ihnen das nur sagen. Das ist die gute Nachricht 

zum Tag. Wenn man die Landesschülervertretung unter-

stützen möchte, ich habe das erst heute recherchiert, 

hätte man es vor Wochen machen können, dass man 

diese wertvolle Busfahrt nach Bratislava einfach richtig 

abrechnet. Dann wären 8.000 EUR überhaupt ausge-

schöpft gewesen. So schaut es entsprechend aus.  

Bei Isma muss man sagen, da ist ganz klar, dass wir 

schon öfters gesagt haben und auch der Stadtrat darauf 

hingewiesen hat, dass er nur pädagogisch einwandfreie 

Kindergärten entsprechend haben möchte und dass 

auch entsprechende Überprüfungen stattfinden. Nun 

haben diese Überprüfungen stattgefunden. Es gibt ein 

pädagogisches Konzept. Sie wurden 2016 unangekün-

digt durchgeführt. Es gibt diese behaupteten Missstände 

nicht. Daher können wir aus meiner Sicht nicht einfach 

einen Akt politischer Willkür setzen. Denn eine Sache ist 

klar, wir geben hier die Dinge politisch vor, wie sie zu 

sein haben. Sie werden überprüft, angekündigt, unange-

kündigt, mehrfach. Dort sind Dinge kritisiert worden, 

nämlich, wie der Religionsunterricht vonstattengeht. 

Dann wurde begleitet. Es ist jetzt gänzlich geändert. 

Daher sage ich, wenn etwas nicht passt, bitte sich sofort 

zu trennen. Wenn es aber passt, keine Willkür. Da ist es 

auch so, dass es nachher eine behördliche und keine 

politische Entscheidung sein muss, dass wir sagen, 

hinauf oder hinunter, je nachdem, was einem gefällt, 

wenn man sozusagen im Netz einmal zwei, drei Sätze 

liest, sondern es muss dort begleitet eine Einschau ge-

halten, das pädagogische Konzept überprüft und von der 

Praxis her bestätigt werden. Die Praxis ist nicht so, dass 

Sie diesen Schritt momentan setzen können. Aber Sie 

können sicher sein, dass sie, weil sie schon einmal be-

gleitet worden sind, auch weiterhin im Fokus stehen und 

die eine oder andere unangekündigte Prüfung - daher 

kann ich Ihnen auch nicht sagen, wann dies sein wird - 

stattfinden wird. Dementsprechend brauchen Sie sich da 

keine Sorgen zu machen. Sie werden weiter begleitet, 

ich will gar nicht sagen, überprüft werden. Wenn jetzt 

alles passt, wäre auch das ungerecht und gemein ge-

genüber denen, die sich als lernfähig und entsprechend 

kooperativ entpuppt und das gezeigt haben.  

Zum Kollegen Fürnkranz noch: Es stimmt, dass das 

jetzt entsprechend anders gesehen wurde. Aber es war 

auch das erste PPP-Modell, das wir durchgeführt haben. 

Die anderen sind soweit anders aufgebaut, dass wir hier 

diese Dinge nicht zu gewärtigen haben. Aber beim ers-
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ten ist es eben im Nachhinein passiert. Wir haben das 

anders eingeschätzt. Das sind keine Trümmer, sondern 

das ist ein Lernprozess, weil es bei den anderen Projek-

ten anders läuft. Daher sind die PPP-Modelle durchaus 

ein nützliches und hilfreiches Instrument, um entspre-

chend Schulraum zu bauen. Das ist günstig und gut so. 

Alles in allem kann man zu allen Akten sagen, wir schaf-

fen den Schulraum. Darum geht es bei den Poststücken, 

die jetzt zur Diskussion sind. Wir nehmen die Verantwor-

tung für die Bildung wahr! Wir nehmen sie auch heute 

wahr, indem wir diese Poststücke entsprechend be-

schließen werden! - Vielen Dank. (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Als Nächste 

zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schwarz, das zweite 

Mal. Die Restredezeit ist 16 Minuten. Muss nicht ausge-

nützt werden. 

GRin Sabine Schwarz (ÖVP): Ich mach es ganz 

kurz. Herr Kollege Vettermann, ich möchte Ihnen eine E-

Mail vom Stadtschulrat vorlesen, weil Sie gesagt haben, 

die Landesschülervertretung kriegt das gleiche Budget. 

„Da im Schuljahr 2016/17 vom Budget 865,76 EUR nicht 

verbraucht wurden, Stand 1.9.2017, verfällt dieser Betrag 

und steht dann laut der Abteilung nicht mehr zur Verfü-

gung. Somit verringert sich das Budget der Landesschul-

vertretung 2017/2018 eben um diesen Betrag.“ - Also sie 

kriegen sicher nicht die 8.000 EUR. (GR Heinz Vetter-

mann: Weil sie es noch in der Kassa haben!) - Sie haben 

gesagt, heuer, und nächstes Jahr kriegen sie 8.000 

EUR. Wenn das so ist, soll es mir recht sein. Aber die E-

Mail vom Stadtschulrat sagt etwas anderes. - Danke. 

(Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt 

durchführen. Ich bitte um Aufmerksamkeit.  

Wer der Post 31 die Zustimmung erteilt, bitte ich um 

ein Zeichen mit der Hand. - Die Zustimmung geben SPÖ, 

GRÜNE, ÖVP und NEOS. (GRin Mag. Beate Meinl-

Reisinger, MES: Nein! - GR Mag. Manfred Juraczka: Wir 

auch nicht!) - Ihr habt schon die Hand oben gehabt. (GR 

Mag. Manfred Juraczka: Was du da für Körperteile 

siehst!) Aber okay. Es ist schon spät. Daher, wer der 

Postnummer 31 zustimmt, darf ich nochmals um ein 

Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist jetzt die Regie-

rungsmehrheit, SPÖ und GRÜNE. (GR Mag. Manfred 

Juraczka: Na eben!) Die Postnummer 31 ist mehrstimmig 

angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 32. Wer ihr zu-

stimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Regie-

rungsmehrheit, SPÖ und GRÜNE, stimmen zu, mehr-

stimmig angenommen. 

Wir haben hier Beschlussanträge. 

Antrag der NEOS betreffend stärkere Vorherbestim-

mung bei städtebaulichen Verträgen gemäß § 1a BO, 

also Bauordnung. Es wurde die sofortige Abstimmung 

beantragt. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit 

der Hand. - Zustimmung durch die ÖVP, NEOS und FPÖ 

gegen die Stimmen der SPÖ und GRÜNEN. Der Antrag 

ist abgelehnt.  

Antrag der ÖVP betreffend Förderstopp für den Isma-

Kindergarten. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen 

mit der Hand. - Zustimmung durch NEOS, ÖVP und 

FPÖ, das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag 

ist abgelehnt. 

Antrag der ÖVP gegen die Kürzung der Budgetmittel 

für die Landesschülervertretung. Wer dem zustimmt, 

bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung durch 

NEOS, ÖVP und FPÖ gegen die Stimmen der SPÖ und 

GRÜNEN, ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag 

ist abgelehnt.  

Wir kommen zur Post 33, die wir getrennt abstim-

men.  

Wer Post 33 Punkt 1 zustimmt, das ist die Sachkre-

ditgenehmigung für den Schulbau, den bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig.  

Wer Post 33 Punkt 2 zustimmt, Ermächtigung der 

Wiener Infrastruktur Projekt GmbH mit der Durchführung 

des Projektmanagements, bitte ich um ein Zeichen mit 

der Hand. - Das ist die Regierungsmehrheit, SPÖ und 

GRÜNE, daher mehrstimmig angenommen.  

Postnummer 34: Wer zustimmt, bitte um ein Zeichen 

mit der Hand. - Das ist die Regierungsmehrheit, SPÖ, 

GRÜNE, daher mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt Postnummer 36 zur Verhandlung. Sie be-

trifft eine Subvention an den Verein Bildungsserver - 

Verein zur Förderung von Medienaktivitäten im schuli-

schen und außerschulischen Bereich. Ich bitte die Be-

richterstatterin, Frau GRin Mag. Wehsely, die Verhand-

lung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely: 

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kohlbauer. 

GR Leo Kohlbauer (FPÖ): Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! 

Es ist hinlänglich bekannt, wie die FPÖ zu der Förde-

rung der Vereinsstrukturen steht, ganz besonders wieder 

beim Wiener Bildungsserver. Das ist ein Verein, der 

Aufgaben übernimmt, die grundsätzlich von den Fachab-

teilungen gemacht werden hätten können oder gemacht 

werden sollten. Es werden hier einfach Tätigkeiten von 

den Fachabteilungen hin zu einem Verein ausgelagert. 

Wenn man sich diesen Verein dann genauer ansieht, 

kommt man zu dem Schluss, dass das ein reiner Verein 

ist, wo SPÖ-Politiker und -Funktionäre in diesem Verein 

versorgt sind.  

Es wird hier einfach ausgelagert, Tätigkeiten von den 

Fachabteilungen hin zu einem Verein. Wenn man sich 

diesen Verein dann genauer ansieht, kommt man zu 

dem Schluss, dass das ein reiner Verein ist, wo SPÖ-

Politiker und -Funktionäre in diesem Verein versorgt 

sind. 

Ich habe mir das jetzt genau angesehen. Hier ist bei-

spielsweise als Geschäftsführer Herr Anton Mandl im 

Bildungsserver-Verein. Herr Anton Mandl ist Bezirksvor-

steher-Stellvertreter im 19. Bezirk, in Döbling. Er wird als 

Geschäftsführer fürstlich entlohnt in diesem Verein.  
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Herr Mandl ist ja auch bekannt dafür, dass er gerne 

Taxi fährt, da rechnet er dann die Taxirechnungen als 

Spesen ab beim Wiener Bildungsserver. Obwohl er als 

Bezirksvorsteher-Stellvertreter selbstverständlich genau-

so eine Spesenabrechnung haben könnte oder machen 

könnte, macht er das parallel auch noch beim Wiener 

Bildungsserver. Das haben wir hier ja, wie ich gehört 

habe, schon öfters diskutiert. 

Aber jetzt ganz aktuell: Wenn man sich den Herrn 

Mandl ansieht und seinen Facebook-Account anschaut, 

dann ist das schon sehr interessant. Er hat in den letzten 

Tagen ein wirklich spannendes Posting getätigt, wo er 

gesagt hat: Jerusalem ist die Hauptstadt Palästinas. Da 

sage ich Ihnen, dieser Mann ist wirklich bildungsfern, und 

jemand, der so etwas behauptet, ist tatsächlich fehl am 

Platz in einem Bildungsverein. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl (unterbre-

chend): Herr Kollege, ich darf Sie bitten: Ihre Kritik an 

dem Geschäftsführer ist angekommen, aber eine persön-

liche Verurteilung wegen Facebook-Postings und Ähnli-

ches kann ich hier nicht zulassen. Ich darf Sie also bit-

ten, zum Geschäftsstück zu sprechen und nicht über 

eine Person, die weder im Haus ist noch sich hier vertei-

digen kann, zu urteilen. Bitte fahren Sie fort. 

GR Leo Kohlbauer (fortsetzend): Ich habe hier ge-

nau aufgepasst. Ich gebe hier Fakten wieder, die man 

auf Facebook nachlesen kann. Wir haben alle Screens-

hots mit URL-Code gesichert. Er hat die radikale Antifa 

geliked auf Facebook. Er ist ein Che-Guevara-Fan, wie 

man dort entnehmen kann - das ist ein Despot! 

Also ich sage Ihnen: Solche Leute stellen Sie in Bil-

dungsvereinen an! Das ist ja völlig absurd, was da be-

trieben wird. Da werden fürstliche Löhne an Persönlich-

keiten ausgezahlt, die in solchen Vereinen wirklich nichts 

verloren und zu suchen haben. Das ist die Kritik ... (Ruf 

bei der SPÖ: Sie erfinden das!)  

Ich erfinde hier überhaupt nichts. Das ist alles belegt 

und kann man sich ansehen. (GR Kurt Wagner: Wo ist 

Ihre Kinderstube?) Da brauchen Sie gar nicht hereinzu-

schreien, das sind leider Fakten. Das sind Fakten, die 

hier auf dem Tisch liegen. Der Bildungsserver ist ein 

Verein, der nur dazu dient, dass Ihre Genossen, Ihre 

Parteifreunde fürstlich entlohnt werden und Aufgaben 

wahrnehmen, die in Wahrheit von den Fachabteilungen 

getätigt werden müssen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Aus die-

sem Grund werden wir auch heuer wieder die Förderung 

für den Bildungsserver ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Herr GR 

Kohlbauer! Für den Ausdruck, dass Bezirksvorsteher-

Stellvertreter Mandl ein „Despot“ ist, erteile ich Ihnen 

einen Ordnungsruf. (GR Leo Kohlbauer: Habe ich nicht 

gesagt! Das stimmt ja nicht!)  

Das haben Sie gesagt. (GR Leo Kohlbauer: Ich habe 

gesagt ... - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das 

haben Sie gesagt! Wenn Sie meinen Vorsitz anzweifeln, 

lesen Sie im Protokoll nach. (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Was machen wir, wenn das nicht ...) 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich er-

teile es ihm. 

GR Heinz Vettermann (SPÖ): Herr Vorsitzender! 

Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

Ich meine, ein gewisses Ausmaß, sagen wir, an Ei-

genheit, die ich heute beobachtet habe bei meinem lie-

ben Vorredner, ist, dass neben ein paar sachlichen Ar-

gumenten eigentlich eine Mehrheit an, ich würde sagen, 

gehässig gefärbten persönlichen Vorwürfen ist. Und 

noch dazu persönliche Wertungen im höchsten Ausmaß! 

Denn ob jemand als Geschäftsführer geeignet ist oder 

nicht, kann man sozusagen nicht dadurch sehen, ob der 

einmal Che Guevara geliked hat oder nicht, sondern ob 

er die Arbeit gut macht oder nicht und wie entsprechend 

das dort passiert. (GR Dominik Nepp, MA: Und was der 

Stadtrechnungshof sagt ...) 

Und das mit den Taxirechnungen: Sie haben gesagt, 

das ist schon lange abgehandelt worden. Da haben Sie 

recht, denn es wurde auch schon vom Rechnungshof 

geprüft, und man ist draufgekommen: Das hat so gar 

nicht gestimmt. Er hat es dann doch selbst bezahlt, und 

es ist schon seit vielen Jahren gar nicht mehr eingereicht 

worden. So ist dann die Wahrheit! 

Das heißt, dass Sie da in einem breiten und bunten 

Potpourri an persönlichen Wertungen sagen, das gefällt 

mir nicht an dem und dem und dem, und das und das 

habe ich alles gesehen, und wir haben Screenshots - na, 

habe d'Ehre! Also wer weiß, was er sich noch alles her-

unterladet. Aber soll ... (Heiterkeit und Zwischenrufe bei 

der SPÖ.) Das meine ich jetzt politisch, ja. Es soll uns 

auch nicht schrecken, aber es ist auf keinen Fall wirklich 

geeignet, hier eine sachliche Diskussion über einen 

Verein, der sehr wertvolle Arbeit leistet, entsprechend 

durchzuführen. 

Da geht es ja darum, dass Medienaktivitäten da sind. 

Es gibt eine neue Website, die sollten Sie sich einmal 

ansehen. Vielleicht haben Sie es ohnehin getan, ich weiß 

es ja nicht, aber Sie haben kein Wort darüber verloren - 

vermutlich, weil das sehr positiv ist, gut angenommen 

wird und der Ablehnung vielleicht nicht so dienlich ist, 

wenn man sich dorthin im Netz vorwagt. 

Es gibt das Lehrerweb. Es gibt das Kidsweb. Es gibt 

Workshops. Es gibt Schul-Webseiten. Es gibt ein Hosting 

von Webportalen von Schulen, die hier also entspre-

chend ihre eigene Schulprofile vorantreiben können. Es 

gibt vor allem LehrerInnenschulungen, also auch eine 

sehr wichtige Geschichte, die dann entsprechend mit 

den Neuen Medien arbeiten können, die entsprechende 

Klassen betreuen können, wo es auch darum geht, wie 

man Neue Medien entsprechend zum Einsatz bringen 

kann. 

Die Workshops sind übrigens immer überbucht, das 

muss man auch dazusagen. Also es gibt dann mehr 

Bedarf, als überhaupt geliefert werden kann. Da kann 

man jetzt nicht sagen: Zahlt unbedingt noch mehr! Aber 

es zeigt nur, dass das Geld einmal gut investiert ist und 

dass das, was dort passiert, auch entsprechend nachge-

fragt wird. 

Es gibt dann auch andere Dinge. Ich habe mir noch 

die Radiobande als eine Form der außerschulischen 

Jugendarbeit notiert. Also alles in allem zeigt das, es ist 

eine breite Tätigkeitspalette, die in der Sache eigentlich 
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im Moment unumstritten ist. Dementsprechend kann 

man da auch zustimmen, nicht nur guten Gewissens, 

sondern richtigerweise, denn es muss diese Arbeit ge-

schehen.  

Gerade die Digitalisierung, die Arbeit im Netz und mit 

dem Netz wird auch in der Schule immer wichtiger. Des-

halb steigt eigentlich inhaltlich die Bedeutung. Wenn wir 

das heute beschließen, tragen wir dieser Bedeutung 

zumindest im Ansatz Rechnung, und deshalb bitte ich 

darum, dies zu tun. Vielen Dank. (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schluss-

wort. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über die Post-

nummer 36. Wer zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit 

der Hand. - Zustimmung erteilen SPÖ und GRÜNE, die 

Post 36 ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 38 betrifft eine Subvention an den Ver-

ein Regenbogenfamilienzentrum. Es liegt keine Wort-

meldung vor. Wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Wer zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - 

Zustimmung erteilen SPÖ, GRÜNE, ÖVP und NEOS, 

mehrstimmige Annahme. 

Post 39 ist eine Subvention an den Verein zur Förde-

rung und Unterstützung von Freien Lokalen Nichtkom-

merziellen Radioprojekten. Es liegt keine Wortmeldung 

vor. Wir kommen zur Abstimmung. Wer zustimmt, bitte 

ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung erfolgt 

durch SPÖ, GRÜNE, ÖVP und NEOS, mehrstimmig 

angenommen. 

Postnummer 40 betrifft eine Subvention an den Ver-

ein Türkis Rosa Lila Tipp, Verein zur Beratung, Informa-

tion und Bildung, sowie zur Förderung der Kommunikati-

on und kulturellen Arbeit von Lesben, Schwulen und 

Trans*Personen. Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir 

kommen zur Abstimmung. Wer zustimmt, bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Zustimmung erfolgt durch SPÖ, 

GRÜNE, ÖVP und NEOS, das Poststück ist mehrstim-

mig angenommen. 

Zu Postnummer 41 liegt auch keine Wortmeldung 

vor. Hier geht es um eine Förderung von Lehrgängen 

zum Nachholen des Pflichtschulabschlusses sowie Bil-

dungsmaßnahmen im Bereich Basisbildung. Wir kom-

men zur Abstimmung. Wer zustimmt, den bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Zustimmung erfolgt durch SPÖ, 

GRÜNE, ÖVP und NEOS: mehrstimmig angenommen. 

Post 42 der Tagesordnung betrifft die Neufestsetzung 

der Gebühren der Büchereien Wien. Ich bitte die Be-

richterstatterin, Frau GRin Mag. Wehsely, die Verhand-

lungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely: 

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Wieder-

kehr. Ich erteile es ihm. - Herr GR Wiederkehr lässt sich 

streichen. Herr GR Damnjanovic, wollen Sie sich mel-

den? Ja. (GR Nemanja Damnjanovic, BA: ... 20 Minu-

ten?) Ja, 20 Minuten ist die Redezeit. 

GR Nemanja Damnjanovic, BA (FPÖ): Sehr geehr-

ter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!  

Ich fange mit einem Satz aus dem Antrag an: „Den 

Büchereien Wien ist es sehr wichtig, ihr Bildungsangebot 

auch weiterhin Zielgruppen mit geringem Einkommen 

einfacher zugänglich zu machen.“ Bin vollkommen dabei! 

Da wollte ich dann unbedingt sagen: Die Jahresgebühr 

wird um 6 EUR angehoben, auf den Monat berechnet 

sind das 50 Cent. Für Menschen, die gut verdienen, 

relativ - unter Anführungszeichen - gut verdienen, ist das 

kein Problem. 

Aber ich möchte Sie daran erinnern, dass es immer 

mehr Menschen gibt, die sich vieles nicht mehr leisten 

können. Darum finde ich eine Valorisierung der Gebüh-

ren seitens der Büchereien Wien als eine kontraprodukti-

ve, demotivierende Maßnahme. Meiner Meinung nach 

sollte man die Lesekultur noch mehr fördern.  

Ich frage mich, ob wir Politiker außer einer Verteue-

rung keine andere Lösung haben. Deshalb empfehle ich 

eine Ablehnung. Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall 

bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort 

gemeldet ist Frau GRin Mag. Berger-Krotsch. Ich erteile 

es ihr. 

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (SPÖ): Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich schlage da in dieselbe Kerbe wie vorhin GR 

Gremel, als es um die Bäder gegangen ist. Es ist wichtig, 

in der Stadt immer auch Angebote auszubauen, die 

Qualität zu halten und die Angebote auszubauen, Ver-

besserungen in der Qualität herzustellen. Ich glaube, das 

ist auch sehr gerechtfertigt, wenn wir uns hier die Büche-

reien ansehen. 

Es war und ist den Büchereien ein ganz großes An-

liegen, ein sehr wichtiges Anliegen, ihr Bildungsangebot 

auch weiterhin für Zielgruppen mit geringem Einkommen 

einfacher zugänglich zu machen. Das haben Sie ja auch 

erwähnt, Herr Damnjanovic. Dazu zählen die InhaberIn-

nen von Mobil-, Sozial- oder Kulturpass, SchülerInnen, 

Lehrlinge, StudentInnen, die bis zum vollendeten Le-

bensjahr den Bezug der Familienbeihilfe haben, sowie 

Präsenz- und Zivildienstleistende. Das heißt auch wei-

terhin: eine ermäßigte Jahresgebühr, die nach der Um-

stellung, wie schon gehört, auf 9 EUR umgestellt wird.  

Ja, auch hier ist noch einmal festzuhalten: Es ist 

dann ein komplettes, ein erweitertes Angebot in den 

Büchereien nutzbar, so wie auch unzählige, zahlreiche 

Angebote, die vor Ort angeboten werden. Wer in den 

Büchereien der Stadt ein und aus geht, weiß, welcher 

Quell der Freude und wahren Schatzhüterinnen die Bü-

chereien sind.  

Gerade auch, wenn wir uns Kinder und Jugendliche 

ansehen, wo wir heute schon sehr viel über diese Ziel-

gruppe gesprochen haben: Es ist auch den Büchereien 

sehr wichtig, Kinder und Jugendliche vermehrt anzu-

sprechen, sie zu erreichen. Hier haben wir auch weiter-

hin die Gebührenbefreiung für Kinder und Jugendliche 

bis zum vollendeten 18. Lebensjahr sowie auch die Insti-
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tutionen, die für Kinder- und Jugendbetreuung zuständig 

sind, also Schulen, Kindergärten.  

Das wird es auch weiterhin geben, und das ist auch 

wichtig und richtig so. Wir konnten das kostenlose Ange-

bot auch für diese KundInnengruppe erweitern, denn in 

der Vergangenheit haben wir zusätzliche Gebühren bei 

den Büchereien für audiovisuelle Medien eingehoben, 

die nun mit der Umstellung der Gebühren entfallen.  

Ich möchte hier abschließend noch einmal, wie ein-

gangs, festhalten: Wichtig ist die Qualität, die Quantität, 

es wurde merklich alles angehoben, das KundInnenser-

vice verbessert. Die Umstellung hat das ja auch gerecht-

fertigt. Es ist die Möglichkeit, auch jetzt weiter die Ange-

bote über Internet, also Vormerkungen, Verlängerungen 

vorzunehmen, eben auch ganz bequem auszuleihen, 

über das Internet die Gebühren zu bezahlen.  

Abschließend noch: Auch die Schließzeiten wurden 

verkürzt. Wir haben jetzt in den Bezirksbüchereien die 

Öffnungszeit um drei Wochenstunden verlängert, ebenso 

auch die Öffnungszeit in den Stützpunktbüchereien um 

drei Stunden erweitert. Also gibt es noch mehr Zeit für 

die Kundinnen und Kunden, das Angebot zu nutzen.  

Noch einmal der Aufruf, also auch noch einmal ähn-

lich wie Kollege Gremel in die Kerbe geschlagen: Besu-

chen und nutzen Sie auch nach den gesetzlichen Feier-

tagen die Büchereien! Es sind wirklich wahre Schätze, 

die dort entdeckt werden wollen. 

Ich danke den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, und 

ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-

NEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schluss-

wort. 

Wer der Postnummer 42 zustimmt, bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Die Zustimmung erteilen SPÖ 

und GRÜNE, daher ist die Post 42 mehrstimmig ange-

nommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 43 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an 

den Verein Kulturzentrum Spittelberg. Ich bitte die Be-

richterstatterin, Frau GRin Mag. Wehsely, die Verhand-

lungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely: 

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort ist Frau GRin Schwarz gemeldet. 

Ich erteile es ihr. 

GRin Sabine Schwarz (ÖVP): Vielen Dank. Sehr ge-

ehrter Vorsitzender! Sehr geehrter Stadtrat! Sehr geehrte 

Damen und Herren! 

Beim Kulturzentrum Spittelberg geht es um die jährli-

che Subvention von 245.000 EUR. Die Kritik, die wir seit 

Jahren immer wieder bringen, ist, dass wir zum einen 

nicht verstehen, warum ein Verein gefördert wird, dem 

Sie anscheinend selbst nicht vertrauen, da Sie die Miete 

gleich im Vorhinein einbehalten, damit sie auch wirklich 

an die Gesiba überwiesen wird, da der Verein entweder 

nicht selbst in der Lage ist, oder warum auch immer der 

Verein selbst die Miete nicht überweisen kann oder 

möchte. 

Und zum Zweiten: Eine große Kritik von uns ist, wel-

che weiteren Vereine in diesem Kulturzentrum Platz 

finden. Das sind keine Vereine der Mitte, das sind keine 

Vereine, die unserer Meinung nach förderungswürdig 

sind. Wir verstehen nicht, warum man sozusagen ein 

Kulturzentrum unterstützt, das so extremen Vereinen 

eine Heimat gibt.  

Ich möchte Ihnen da einige Beispiele nennen. Das 

eine ist einmal die Sadomaso-Initiative Wien. Da geht es 

... (GR Peter Kraus, BSc: Sado-Maso gibt's keine ...) 

Darf ich einmal fertigsprechen? Ist das in Ordnung? 

Danke. 

Da geht es einfach darum, da steht eben so drin: Es 

geht um die Facetten von Erotik, die vielleicht heftig 

aussehen, aber vor allem mit Lust und Kreativität, und so 

weiter erfüllt werden können. Ich meine, es kann ja jeder 

seine Sexualität ausleben, wie er möchte, solange das 

Gegenüber sein Einverständnis dafür gibt. Aber warum 

dies in einem Kulturzentrum Platz findet und auch noch 

für Sie als Stadt Wien förderungswürdig ist, das frage ich 

mich wirklich. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Der zweite Verein ist: Revolution. Das ist eine Ju-

gendorganisation, und die hat eine extreme, harte Spra-

che. Ich lese es Ihnen einfach einmal vor. Da steht: „Un-

ser Ziel ist es, den Kapitalismus zu zerschlagen und 

durch eine nach den Bedürfnissen aller Menschen ge-

plante Wirtschaft zu ersetzen. Wir sind uns im Klaren 

darüber, dass die kapitalistische Elite ihren Reichtum 

und ihre Privilegien nicht freiwillig aufteilen lassen wird. 

Es ist nötig, die Macht und das Eigentum den wenigen 

zu nehmen und es in die Hände aller zu legen.“ 

Ich meine, das ist aber schon sehr extrem! Das ist 

nichts mehr mit Mitte und hat meiner Meinung nach auch 

nichts mit Kultur zu tun. 

Der dritte Verein, über den ich heute reden möchte, 

ist der Verein Linkswende. Die Linkswende kritisiert 

Deutschklassen für Schüler, das heißt, ein Anliegen, das 

wir seit Langem vertreten, dass eben Schüler, die dem 

Regelunterricht auf Grund ihres Sprachniveaus nicht 

folgen können, vorher Deutsch lernen sollen. Sie kritisie-

ren ebenso, dass Schüler für Sommerkurse verpflichtet 

werden sollen, die Deutsch nicht ausreichend sprechen.  

Der Vergleich, mit dem sie das bringen: Sie verglei-

chen es nämlich mit der Nazi-Zeit! Ich lese es Ihnen jetzt 

vor: „Unter den Nazis wurden jüdische Kinder von den 

Klassengemeinschaften abgesondert. Unmittelbar nach 

1938 wurde Juden der Besuch deutscher Schulen verbo-

ten, da laut Runderlass keinem deutschen Lehrer zuge-

mutet werden könne, an jüdische Schulkinder Unterricht 

zu erteilen. Auch versteht es sich von selbst, dass es für 

deutsche Schüler unerträglich ist, mit Juden in einem 

Klassenraum zu sitzen.“  

Nicht böse sein: Das kann jetzt aber nicht Ihr Ernst 

sein, dass Sie der Meinung sind, dass das Mitte ist. Das 

ist ein Vergleich, der ist ja zutiefst, aber wirklich zutiefst 

verabscheuungswürdig! Das ist ein Runtermachen der 

Verbrechen in der Nazi-Zeit, das kann nicht Ihre Zustim-

mung haben! Da bin ich wirklich schockiert, dass Sie 
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dann sagen, ja, fördern wir noch einmal das Kulturzent-

rum Spittelberg, schauen wir doch, was nächstes Jahr 

wieder drauf ist. 

Ich bin wirklich entsetzt. Danke schön. (Beifall bei 

ÖVP und FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort 

gemeldet ist Frau GRin Hebein. Ich erteile es ihr. 

GRin Birgit Hebein (GRÜNE): Werter Herr Vorsit-

zender! Geschätzte Kollegen und Kolleginnen! 

Vielleicht gleich vorweg einen Irrtum aufklären: Ich 

weiß nicht, woher Sie das nehmen, Frau Kollegin 

Schwarz, dass wir zukünftig ausnahmslos Kultur der 

Mitte fördern sollen. Was ist das? Wollen Sie das jetzt 

beschränken? Wollen Sie bestimmen, was Kultur der 

Mitte ist, was subventioniert werden soll? (GR Mag. 

Dietbert Kowarik: Nur nicht rechts, nicht?) Also ich bin 

ganz froh, dass es eine vielfältige Kultur, vielfältige Sub-

ventionen gibt hier in unserer Stadt. Offensichtlich wollen 

Sie nur mehr Vereine der Mitte fördern. Das ist einmal 

eines. 

Vielleicht zu den Fakten, denn das Amerlinghaus dis-

kutieren wir ja immer wiederkehrend, immer wiederkeh-

rend mit ähnlichen Argumenten: Ich glaube, ich habe 

Ihnen schon gefühlte 35 Mal gesagt, den Sadomaso-

Verein gibt es nicht mehr. Der kommt immer und immer 

wieder.  

Sie haben auch letztes Jahr das mit der Miete-

Überweisung angeführt. Das stört Sie einfach. Gleichzei-

tig haben Sie dann immer wieder betont, dass es Prob-

leme gibt, dass diese gezahlt wurde in der Vergangen-

heit. Himmel noch einmal, ein Viertel der Subvention wird 

direkt als Miete überwiesen, wo ist das Problem? Das ist 

der eine Teil der Subvention. (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: ... selbst zu überweisen!) 

Der andere Teil ist - das wissen Sie auch, wenn Sie 

nachschauen oder einmal hingehen -, dass es vier An-

gestellte gibt, eine davon Vollzeit, das ist die Reini-

gungskraft. Dann gibt es zwei Teilzeitkräfte, die den 

gesamten Kulturbetrieb und die Veranstaltungen ma-

chen. Sie wissen, es sind zirka 60 Initiativen und Verei-

ne, die sich dort treffen, unterschiedlichste Vereine. Und 

es sind 40.000 bis 50.000 Besucher/Besucherinnen 

jährlich. 

Klar kann man jetzt hergehen und einzelne Vereine 

herausnehmen. Ich werde jetzt keine verteidigen. Warum 

soll ich beurteilen oder werten, was gut ist oder meiner 

Meinung nach unbedingt dort stattfinden muss? Es ist 

vielfältig. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ja, es gibt tat-

sächlich kritische Diskussionen dort vor Ort. Auch wenn 

es Ihnen nicht passt, das ist lebendige Demokratie. (GR 

Mag. Dietbert Kowarik: Dann darf ich Sie ...) Tatsächlich 

lebendige Demokratie! (Zwischenrufe bei FPÖ und 

ÖVP.) 

Ich werde Ihnen ein Beispiel sagen. (GR Mag. Diet-

bert Kowarik: ... lächerlich! Es ist jedes Jahr das Glei-

che!) Was immer wieder von der FPÖ ... (GR Mag. Manf-

red Juraczka: Das ist Steuergeldverschwendung!) Na, 

man könnte ja auch „tolerant“ sagen, Herr Juraczka. (GR 

Mag. Manfred Juraczka: Nein! - GRin Sabine Schwarz: 

Was?) Da könnte man auch sagen, es ist eine Frage des 

Blickwinkels. (GR Mag. Manfred Juraczka: ... ist Steuer-

geldverschwendung! - GR Dominik Nepp, MA: Alle linken 

Gruppierungen zu fördern, ist dann tolerant? Das ist 

genial! - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) Wenn 

nicht drei gleichzeitig reden, würde ich Sie sogar verste-

hen. 

Ich komme zurück und nehme einen Verein heraus, 

den Sie - wie bezeichnen Sie den? Das sind ja alles 

Linksaußenvereine. Ich nehme den Verein BettelLobby-

Wien, der wird von Ihnen hier auch immer wieder ge-

nannt als abschreckender Verein im Amerlinghaus. Ich 

sage Ihnen etwas: Ich kenne die Menschen, die dort 

aktiv sind, seit Jahren. (GR Dominik Nepp, MA: Darum 

werden sie ja gefördert!) Die Armutsbetroffenen ... (GR 

Mag. Dietbert Kowarik: So ein Zufall! - Weitere Zwi-

schenrufe.)  

Oh, das ist ein bisschen eine grobe Unterstellung! 

Glauben Sie nicht? (GR Dominik Nepp, MA: Nein, glaube 

ich nicht!) Dann treten Sie den Beweis an. (GR Dominik 

Nepp, MA: Ist ja alles ...) Dann treten Sie einen Beweis 

an! Sie unterstellen mir jetzt einfach ... (GR Mag. Dietbert 

Kowarik: Sie führen ja gerade den Beweis!) Sie unterstel-

len mir einfach, dass deswegen das Amerlinghaus ge-

fördert wird. (GR Dominik Nepp, MA: No na ned!) Ich 

würde vielleicht einmal kurz versuchen, auch wenn es 

Ihnen schwerfällt, sachlich zu bleiben. Versuchen Sie es! 

Die BettelLobbyWien unterstützt armutsbetroffene 

Menschen. Sie werden ihnen manchmal begegnen auf 

der Straße, armutsbetroffenen Menschen. Das ist nicht 

sonderlich links, sondern schlichtweg menschlich. In dem 

Augenblick, wo menschliches Verhalten an den Tag 

gelegt wird (GR Dominik Nepp, MA: Bettelmafia!), wo es 

um Menschenwürde geht, wo es um Ehrenamt geht, das 

ist bei Ihnen ... (GR Mag. Dietbert Kowarik: Das haben 

wir schon gehört von der Kollegin, sie hat es vorgelesen! 

Das ist Ihre Menschenwürde!) Das ist bei Ihnen dann 

einfach linksaußen, das wollen Sie nicht. Sie wollen 

keine Armutsbetroffenen sehen. Sie setzen sich immer 

wieder für radikale Bettelverbote ein.  

Wir haben hier ein anderes Menschenbild. Ich finde 

es gut, dass gerade solche Vereine wie die BettelLob-

byWien, ausgezeichnet mit dem Menschenrechtspreis 

(GR Mag. Dietbert Kowarik: Dass man nur Ihr Men-

schenbild fördert, das andere nicht, das finden Sie gut!), 

mit dem Menschenrechtspreis, dass die auch Möglich-

keiten haben, sich zu begegnen.  

Was macht Ihnen daran Angst? Da treffen sich ein-

fach Initiativen, Vereine (GR Mag. Dietbert Kowarik: 

Kollegin, das sind Steuergelder, die Sie da raushauen! 

Das ist nicht Ihr Geld!), Initiativen und Vereine, die einen 

kritischen Diskurs führen. Ja, und wir stehen dazu, dass 

das in unserer Stadt möglich ist! Sehr wohl lebendige 

Demokratie (GR Mag. Dietbert Kowarik: Das ist mög-

lich!), Initiativen, die sich begegnen, auch einen kriti-

schen Diskurs führen. (GR Mag. Manfred Juraczka: Sie 

vergeuden Steuergelder!) 

Oje, oje, Herr Juraczka! (GR Mag. Dietbert Kowarik: 

So ist es!) Ihre Kollegin ... (Zwischenruf von GR Dominik 

Nepp, MA.) Sie, Frau Schwarz, haben vorhin auch von 
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der brutalen Sprache gesprochen, als einem der Beispie-

le.  

Ich kann Ihnen sagen, ich bin mir nicht sicher, ob sich 

jetzt noch mehr zivilgesellschaftliche Initiativen im Amer-

linghaus treffen. (GR Dominik Nepp, MA: Subventioniert 

durch die Stadt Wien!) Ich würde das nicht ausschließen, 

denn wir haben ab heute auch einen Innenminister, der 

sich mit dem Verteidiger Europas in Linz trifft, wo ehema-

lige Nazis und NPD-Leute auftauchen. (Zwischenrufe bei 

der FPÖ.)  

Ich bin mir nicht sicher (GR Dominik Nepp, MA: Was 

meinen Sie? Sie reden über Leute, die hier nicht ...), ob 

nicht genau ab heute zivilgesellschaftliche Initiativen 

sagen: Jetzt erst recht für unseren Zusammenhalt, jetzt 

erst recht für Menschlichkeit, jetzt erst recht für Men-

schenwürde! (Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) Und 

warum sollen nicht so Orte geschaffen sein und in der 

Stadt einfach ermöglicht werden, wo sich Menschen 

begegnen können? Lebendige Räume, engagierte Zivil-

gesellschaft, vielleicht auch künstlerische Kritik.  

Es muss uns nicht alles gefallen. Das ist nicht das 

Kriterium der Vergabe von Subventionen. Im Gegenteil, 

kritischer Diskurs ist in einer Demokratie unumgänglich. 

(GRin Sabine Schwarz: Aber nicht mit Steuergeld!) Und 

das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist das 

Gute am Amerlinghaus. Vielen Dank. (Beifall bei den 

GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

gemeldet ist Herr GR Kohlbauer. Ich erteile es ihm. 

GR Leo Kohlbauer (FPÖ): Sehr geehrter Vorsitzen-

der! Werte Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Da-

men und Herren! 

Es waren ja wirklich interessante Worte vom Diskurs, 

von Toleranz und von Kultur, die da gefallen sind, jetzt 

von der Frau Kollegin Hebein, die das Amerlinghaus so 

wirklich schön gemalt hat.  

Da darf ich Ihnen jetzt noch ein weiteres Beispiel 

bringen, das die Kollegin Schwarz von der ÖVP nicht 

gebracht hat. Sie hat nämlich schon viele richtige Punkte 

und Aspekte gesagt, warum wir Freiheitliche dieser Sub-

vention nicht zustimmen können. Aber ein weiterer un-

appetitlicher Punkt im Amerlinghaus ist, dass sich dort 

die „Frauen in Schwarz“ treffen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die „Frau-

en in Schwarz“ bedanken sich auf der Homepage vom 

Amerlinghaus, dass ihnen immer Räumlichkeiten zur 

Verfügung gestellt werden. Und ein Mal im Jahr, in der 

Israeli Apartheid Week, wollen diese „Frauen in 

Schwarz“, jedes Jahr im Amerlinghaus, eine antisemiti-

sche Filmaufführung stattfinden lassen, wobei in diesen 

Filmen dazu aufgerufen wird (GR Dipl.-Ing. Omar Al-

Rawi: Kennen Sie ...), dass keine jüdischen Produkte 

mehr aus dem Westjordanland gekauft werden sollen. 

(GR Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi: ... die Farbe Schwarz!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben 

heute eine Antisemitismusdebatte gehabt. (Zwischenrufe 

bei der SPÖ.) Und der Kollege Florianschütz, der gerade 

schreit, kann bestätigen, dass jedes Jahr nur auf Grund 

der Kritik der Kultusgemeinde, auf Grund der Kritik der 

FPÖ der Herr Stadtrat dort tätig werden muss, im Amer-

linghaus drohen muss, dass die Subventionen nicht 

mehr überwiesen werden, wenn man dort diese Filmauf-

führung stattfinden lässt.  

Ja, genau, jedes Jahr war es so, man kann es in al-

len Medien nachlesen. Letztes Jahr war Herr Kollege 

Krauss, jetzt im Nationalrat, in der „Heute“-Tageszeitung 

mit dem Thema. Man kann das alles überprüfen. Im 

Amerlinghaus werden solche komischen Machenschaf-

ten gefördert mit dem Steuergeld der Wiener.  

Ich sage Ihnen: Wenn Sie gegen Antisemitismus auf-

treten, dann kürzen Sie ein für alle Mal auch die Förde-

rung vom Amerlinghaus! (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zum Wort 

gemeldet ist Herr GR Florianschütz. Ich erteile es ihm. 

GR Peter Florianschütz (SPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 

immer noch an den Geräten verbliebene Zuschauerinnen 

und Zuschauer! (GR Mag. Manfred Juraczka: Das wird 

überschaubar sein!) 

Ja, aber jeder ist uns wertvoll. (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Stimmt!) Jeder ist uns wertvoll.  

Meine Damen und Herren! Die Diskussion zum 

Amerlinghaus ist natürlich eine, die wir jedes Jahr führen. 

Sie ist daher nicht so, dass man jetzt wahnwitzig innova-

tiv etwas dazuerfinden könnte. Aber ich werde mich 

bemühen.  

Erstens: Es ist richtig, dass sich dort junge Menschen 

treffen, die sich selbst als Revolution bezeichnen und die 

Welt verändern wollen. Aber, Frau Abgeordnete, fürchten 

Sie sich nicht! Die werden das nicht machen. Also die 

werden keine Revolution machen. Das ist ungefährlich, 

wirklich.  

Zweitens: Das trifft auch auf die Gruppe Linkswende 

zu. Also ich persönlich fürchte mich vor denen nicht 

wahnsinnig, und ich kann alle in dem Haus beruhigen 

(GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: Es geht um 

Steuergeld!): Das ist okay.  

Zweitens: Ich wäre persönlich sehr dagegen, dass 

die Gruppe Revolution oder die Gruppe Linkswende von 

Steuergeldern gefördert werden sollten. Da wäre ich 

dagegen. Es findet ja nicht statt - außer natürlich, wenn 

die Gruppe Linkswende irgendwann einmal so viele 

Stimmen bei einer Wahl bekommt, dass sie in dieses 

Haus einzieht, dann bekommt sie Parteienförderung. 

Das ist aber unwahrscheinlich, das wird nicht passieren. 

(Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Darum würde ich bitte, dass wir in der Diskussion 

zwei Dringe trennen. Die erste Frage ist: Was ist das 

Amerlinghaus als Ort der Begegnung? Das wird geför-

dert. Was da drinnen inhaltlich passiert - und dafür habe 

ich selber in einem hohen Ausmaß gesorgt -, wird nicht 

gefördert, sondern die müssen sich selber um andere 

Subventionen umschauen. Um das auseinanderzuklau-

ben: Es war früher nicht so, aber heutzutage ist das 

schon so. (GR Dominik Nepp, MA: Es wird nicht einmal 

abgerechnet dort!) 

Daher würde ich um der Seriosität willen sagen: Was 

wir hier diskutieren, sind die Miete, die Heizung, das 

Facility-Management und die Verwaltung, nicht irgend-

welche politischen Ausrichtungen. Um das geht es in 
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dem Geschäftsstück, und um nichts anderes. (GR Mag. 

Manfred Juraczka: Ich glaube, man sagt Infrastruktur 

dazu!) Ja, eh! (GR Mag. Manfred Juraczka: Ja, Infra-

strukturförderung!) Es geht um Infrastruktur für eine 

ganze Menge. Da gibt es Kindergärten drinnen, Lesezir-

kel, Sprachkurse. Ich glaube, 50 Gruppen sind dort drin-

nen.  

Was wir nicht machen werden - und dazu bekenne 

ich mich -, ist, dass wir jetzt bei jeder Gruppe, die sich im 

Amerlinghaus einen Raum für eine oder zwei Stunden 

mietet, in der Woche, im Monat, im Jahr, einen Gesin-

nungstest durchführen werden, ob diese Gruppe uns in 

den Kram passt oder nicht.  

In dem Zusammenhang: Ja, ich meine, Wien ist die 

Stadt von Sigmund Freud. Darum finde ich es bezeich-

nend, dass jedes Mal immer über die Sadomaso-

Geschichte diskutiert wird. (GR Mag. Manfred Juraczka: 

Wollen wir dort rechtsextreme Gruppen haben?)  

Nein, reden wir über Sadomaso. Fürchten Sie sich 

nicht vor der Sexualität! Sondern ich glaube, Sie sollten 

akzeptieren, dass es so etwas gibt. Ich muss das nicht 

haben, ehrlich gesagt. (GR Mag. Manfred Juraczka: 

Alles gut!) Ich muss das nicht haben, aber verwenden 

Sie nicht ununterbrochen das Argument gegen das 

Haus. Noch dazu, wenn die das ohnehin kostenlos ma-

chen; also die kosten ja nichts, möchte ich dazusagen.  

Das Zweite ist: die „Frauen in Schwarz“. Und zwar 

nicht nur die „Frauen in Schwarz“, es sind andere Grup-

pen auch noch, die aus dem Kontext Antisemitismus 

durchaus bedenklich sein könnten. Hie und da berichtige 

ich ja tatsächlich, und das tue ich jetzt auch. Also richtig 

ist, dass hinterfragbare Filmabende der „Women in 

Black“ deshalb nicht stattfinden, weil zum Beispiel das 

Büro des Bürgermeisters oder ich selber oder der Herr 

Kulturstadtrat dort angerufen und gesagt haben: „Freun-

de, seid's ang'rennt?“ Und dann findet das nicht statt. 

Das ist okay.  

Die Freiheit der Meinung - das haben wir heute 

schon diskutiert -, die Freiheit der Meinung, die Freiheit 

der Aktion endet dort, wo es antisemitisch, und nicht nur 

antisemitisch, sondern rassistisch, verhetzend, et cetera, 

et cetera wird. Um auch das hier rundzumachen: Da bin 

ich dafür, dass wir das im Amerlinghaus abstellen. Das 

ist das Einzige, wo ich dafür bin, dass wir auch eingrei-

fen.  

In Kultur sollten wir nicht eingreifen. Wir sollten nicht 

Gruppen fördern, die Inhalte haben, die Sie halt mehr 

interessieren und die ja nicht von öffentlichem Interesse 

sind, wie die Linkswende und die Revolution. Diese 

fördern wir aber auch nicht mit öffentlichen Mitteln (GR 

Mag. Manfred Juraczka: Aber tolerieren sie!), sondern 

wir stellen einer großen Menge von Leuten eine soge-

nannte Infrastruktur, das haben Sie richtig erkannt, zur 

Verfügung.  

Dazu bekenne ich mich. Das ist das Wesen einer of-

fenen Stadt, und es ist das Wesen, dass wir Menschen, 

die es sich sonst nicht leisten könnten, die Möglichkeit 

geben, dort ihren Interessen nachzugehen. (Zwischenruf 

von GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc.) Durchaus 

mit der Berücksichtigung, dass man darauf achten muss, 

dass das rechtlich und gesetzlich in Ordnung ist.  

Das ist der Inhalt des Akts, und nichts anderes. Und 

dann führen wir es zurück: Wollen wir das haben, dort 

ein geheiztes Haus mit einer Hausverwaltung und einem 

ordentlichen Reinigungsbetrieb, mit einer Terminvergabe 

für Leute, die das machen? Wollen wir das den Men-

schen in Wien zur Verfügung stellen? (GR Mag. Manfred 

Juraczka: Nein!) Und die Antwort lautet: Ja, das wollen 

wir. Na, Sie wollen das nicht! (GR Mag. Manfred Ju-

raczka: Stimmt!)  

Aber schauen Sie, das ist der Unterschied: Die einen 

sind halt liberal, akzeptieren andere Meinungen, im 

Rahmen. Und die anderen sind repressiv und sagen: 

Nein, wenn du nicht mein Freund bist, dann kriegst du 

nichts. Und zwar nicht nur nicht an Förderung, sondern 

du verlierst auch die Daseinsberechtigung, du darfst 

nicht da sein. Also: Hinfort mit euch, wenn ihr nicht die 

Lieben sein werdet! (Ruf bei der FPÖ: Das hat aber 

keiner gesagt!) Na, es klingt aber so! (GR Mag. Manfred 

Juraczka: Wenn wir keine Infrastruktur geben, geben wir 

keine Daseinsberechtigung?)  

Nein, nein, das habe ich so nicht gesagt. Ich habe 

gesagt, es gibt zwei Formen von Herangehensweise. 

Das eine ist, man ist liberal und akzeptiert etwas anderes 

auch, wenn es sich im Rahmen hält. (Zwischenrufe bei 

der ÖVP.) Und die andere Variante ist nach dem Motto: 

Wenn du nicht so tust, wie ich will, dann hinfort mit dir! 

Das ist die Position, und ich sage Ihnen ganz offen: Da 

habe ich eine andere Position. Definitiv!  

Wir müssen es jetzt nicht ausdiskutieren. Es ist ja le-

gitim, wenn man unterschiedliche Meinungen hat. (Zwi-

schenruf von GR Mag. Manfred Juraczka.) In dem Fall 

haben wir halt eine unterschiedliche Meinung: Ich bin da 

eher fürs Liberale, Sie sind halt eher fürs Restriktive. Das 

ist der Unterschied.  

Aber das ändert nichts an meiner Meinung: Das 

Amerlinghaus ist eine historisch gewachsene, wichtige 

Infrastruktureinrichtung der Stadt Wien, und demzufolge 

ist es richtig, sie zu fördern, unter all den Einschränkun-

gen, die ich genannt habe. Daher bekräftige ich den 

Antrag auf Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. Dan-

ke schön. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schluss-

wort.  

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Post-

nummer 43. Wer dieser Postnummer seine Zustimmung 

erteilen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - 

Zustimmung von SPÖ und GRÜNEN gegen NEOS, ÖVP 

und FPÖ, und somit mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 44 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft die Verlängerung des 

Umsetzungszeitraums der Zusatzvereinbarung zum 

Übereinkommen zur näheren Regelung der Finanzierung 

und des Berichtswesens der „Die Wiener Volkshoch-

schulen GmbH“. Es sind alle Debattenredner gestrichen. 

Daher kommen wir sofort zur Abstimmung. Wer der 

Postnummer 44 seine Zustimmung erteilen will, den bitte 
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ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle fest: Zu-

stimmung bei SPÖ und GRÜNEN gegen ÖVP, FPÖ und 

NEOS mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 45 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an 

den Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen. 

Hier ist auch kein Redner gemeldet. Daher kommen wir 

sofort zur Abstimmung. Wer dieser Postnummer 45 

seine Zustimmung erteilen will, den bitte ich um ein Zei-

chen mit der Hand. - Zustimmung von SPÖ und GRÜ-

NEN gegen ÖVP, FPÖ und NEOS, und somit mehrstim-

mig angenommen. 

Wir kommen zu Postnummer 46 der Tagesordnung. 

Sie betrifft eine Subvention an den Verein poika - Verein 

zur Förderung von gendersensibler Bubenarbeit in Er-

ziehung und Unterricht. Ich bitte die Berichterstatterin, 

Frau GRin Mag. Wehsely, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag. (FH) Tanja Wehsely: 

Danke. Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. 

Hungerländer. Sie haben das Wort. 

GRin Mag. Caroline Hungerländer (ÖVP): Danke. 

Herr Vorsitzender! Geschätzte Abgeordnete! 

Zu dieser späten Stunde nehme ich das Ende meiner 

Rede vielleicht gleich vorweg: Wir werden die Förderung 

dieses Vereins ablehnen. Und zwar nicht aus ideologi-

schen Gründen, wie Sie vielleicht meinen könnten, son-

dern aus rein faktischen Gründen.  

Die Gleichberechtigung von Mann und Frau ist ein 

vorrangiges Ziel der Politik, und das ganz zu Recht, denn 

Intoleranz, Mobbing und Respektlosigkeit Frauen und 

Männern gegenüber sind jederzeit abzulehnen. Die Wür-

de eines jeden Menschen ist absolut unverletzlich und 

immer zu achten, und zwar unabhängig von Alter, Ethnie 

und Geschlecht.  

Bei dem vorliegenden Verein poika liegt jedoch eine 

These zugrunde, die wissenschaftlich schlicht und ergrei-

fend nicht haltbar ist, nämlich die Idee, dass das Ge-

schlecht dekonstruierbar wäre oder als soziales Kon-

strukt frei ausgewählt werden könnte. Das ist eine radi-

kale Ausformung der Gendertheorie, die schlicht und 

ergreifend nicht beweisbar ist.  

Ich werde Ihnen ein paar Beispiele bringen. Es gibt ja 

zahllose Beispiele, es gibt zahllose Studien. Ich werde 

drei nennen, zuallererst eine österreichische, und zwar 

eine des Wissenschaftsfonds. Ich darf zitieren: „Die 

Wissenschafter der Universitätsklinik für Psychiatrie und 

Psychotherapie haben in enger Zusammenarbeit mit der 

Universitätsklinik für Frauenheilkunde, der Universitäts-

klinik für Radiologie und Nuklearmedizin und dem Zent-

rum für Medizinische Physik und Biomedizinische Tech-

nik eine wesentliche Erkenntnis gewonnen, indem sie 

feststellten, dass sich die Geschlechtsidentität im Gehirn 

widerspiegelt.“ 

In Deutschland: Für den Frankfurter Biologen Prof. 

Hans Peter Klein ist die Überzeugung, dass es keinen 

kausalen Zusammenhang zwischen biologischem und 

sozialem Geschlecht gibt - ich zitiere: „eine Annahme 

und keineswegs eine wissenschaftlich belegte Tatsache. 

Die Gendertheorie ist mit naturwissenschaftlichen Er-

kenntnissen nicht in Einklang zu bringen.“ (GR Peter 

Kraus, BSc: Das ist ja Sozialwissenschaft!) 

Oder schauen wir in den englischsprachigen Raum: 

Der kanadische Universitätsprofessor für Psychologie Dr. 

Jordan Peterson hält die Idee, dass Geschlechtsidentität 

einer persönlichen Wahl unterliegt, für schlichtweg - ich 

zitiere: „absurd“.  

Wir diskutieren hier also nicht über die Gleichstellung 

von Mann und Frau oder gleiche Rechte und gleiche 

Pflichten oder die Aufteilung von Pflichten im Haushalt. 

Wir diskutieren hier über eine Idee, die im Zeichen der 

bewussten Dekonstruktion jeglicher Identifikationsmög-

lichkeiten steht, und noch dazu über eine Idee, die ein-

fach nicht richtig ist. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)  

Wir sind der Meinung, dass solche wissenschaftlich 

nicht belegbaren, ideologischen Thesen nicht auf Kinder 

angewandt werden dürfen. Das ist zutiefst unverantwort-

lich. Wir bringen daher einen eigenen Antrag ein, der 

zwei Aspekte behandelt. Einerseits sind wir der Ansicht, 

dass um Fördergelder ansuchende Vereine nach einem 

gewissen Kriterienkatalog beurteilt werden müssen. Und 

zwar soll in diesem geprüft werden, ob die faktische 

Arbeit des Vereins an der nicht zutreffenden These der 

Dekonstruierbarkeit der Geschlechter orientiert ist. Denn 

das ist, wie gesagt, unverantwortlich.  

Zweitens ist die Biologie inzwischen so weit, anzuer-

kennen, dass es medizinisch relevante Unterschiede 

zwischen Männern und Frauen gibt. Also Männer und 

Frauen reagieren auf gewisse Therapien und auf gewis-

se medizinische Produkte anders. Dementsprechend ist 

es unserer Meinung nach notwendig, vermehrt zu for-

schen, wie sich medizinische Produkte auf Männer und 

Frauen unterschiedlich auswirken.  

Ich bringe einen dementsprechenden Antrag ein und 

ersuche um Zustimmung. Danke. (Beifall bei ÖVP und 

FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächste 

Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Berger-

Krotsch. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (SPÖ): Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren hier im Saal, 

auf der Galerie, via Livestream! 

Ja, Frau Kollegin Hungerländer, Ihr Antrag hatte ja 

bereits einen Schatten bis zu den MA 57-Akten am 

Nachmittag geworfen und liegt uns jetzt hier bei dem 

Poststück zum Verein poika vor - poika, der so viel Tol-

les, Richtiges in Sachen Förderung von gendersensibler 

Bubenarbeit in Erziehung und Unterricht leistet. 

Da auch gleich einmal vorweg: Nur weil wir in der 

Stadt Wert legen auf Gender Mainstreaming, nur weil wir 

in der Stadt Vereine wie poika fördern und uns die Ex-

pertise dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor allem 

in Arbeitskreisen zu profeministischer Männerarbeit 

holen, heißt das noch lange nicht, dass die Stadt Wien 

den Anspruch hat, das biologische Geschlecht aufzuhe-

ben. Unser Anspruch ist Frauenförderung in allen Belan-

gen, unser Anspruch ist Gleichstellung der Geschlechter, 

und Gender Mainstreaming bedeutet für uns, alles in der 
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Stadt nach der gleichen Zugangsmöglichkeit für Männer 

und Frauen zu beleuchten.  

Wenn von Seiten der Opposition der Vorwurf kam 

und auch immer wieder kommt, dass wir Männer, Buben 

immer aussparen, die männliche Bevölkerung, den 

männlichen Teil der Bevölkerung immer links liegen 

lassen, so frage ich Sie: Jetzt haben wir diesen Akt hier 

vorliegen, diesen tollen Verein, der so wertvolle Arbeit 

leistet - hier wird jetzt auch nicht mitgestimmt! Also ich 

verstehe das nicht, was da vorgeht.  

Wie gesagt, die Arbeit von poika abzulehnen, ist 

meiner Meinung nach falsch. Sie verwehren sich hier 

einem Schritt mehr in Richtung Gleichstellung. Denn 

wenn wir uns poika genauer anschauen: Eltern, Multipli-

katorInnen, also hier vor allem LehrerInnen und Jugend-

arbeiterInnen, männliche Kinder und Jugendliche im 

Alter von 6 bis 18 Jahren erfahren in Workshops, in 

Beratungen bei poika Wichtiges zum Thema männliche 

Identitäten, Sexualität, Sexualpädagogik (Ruf bei der 

FPÖ: Nicht von dem Verein, bitte!), Gewaltprävention, 

Entwicklungspsychologie, Berufsorientierung, und vieles 

mehr.  

Erst vor Kurzem, nämlich am 13. November, war eine 

wunderbare Tagung am FH Campus Wien, gemeinsam 

von poika und MEN veranstaltet, nämlich „Papa macht 

mit“. Das möchte ich hier nicht unerwähnt lassen. Es ist 

da ganz stark um die Theorie und die Praxis zu Väterbil-

dern und Beteiligungsprozessen in Familien gegangen. 

Es ist da auch eine tolle Zusammenfassung als Broschü-

re herausgekommen, die würde ich Ihnen auch sehr 

nahelegen.  

Ich denke nämlich: Muss es uns nicht allen darum 

gehen, dass es Gleichberechtigung gibt, dass es eine 

gerechte Aufteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit 

gibt? Ist es uns nicht allen wichtig, dass Männer sich 

vermehrt an sogenannten Care-Tätigkeiten beteiligen? 

Und ich frage mich: Woher und warum auch diese Angst, 

sich dem zu nähern oder sich näher mit dem zu befas-

sen? Aber - na gut. 

Zu Ihrem Antrag noch ein paar Sätze im Konkreten: 

Im Beschlusstext wird um eine Klarstellung gebeten. Ich 

würde deshalb auch bitten, auf die Website der Stadt 

Wien zu klicken, hinzusurfen und dort auch zu lesen, 

was die Stadt Wien selbst veröffentlicht: zu dem Bereich 

Gender, Gender Mainstreaming oder auch dem Unter-

schied zum englischen Wort „sex“ dort veröffentlicht  

Betreffend den Forderungspunkt der gendergerech-

ten Medizin kann ich nur sagen, dass unsere Gesund-

heits- und Frauenstadträtin eine Garantin dafür ist, dass 

Gender Medicine hier in Wien gelebt wird und danach 

gearbeitet wird. Ich möchte Sie an dieser Stelle auch 

schon sehr herzlich für den nächsten Frauengesund-

heitsbeirat vom 4. Mai nächsten Jahres einladen. 

Abschließen möchte ich mit einem Zitat von der 

großartigen Simone de Beauvoir. Vielleicht können Sie 

sich ihr großartiges Werk, nämlich „Das andere Ge-

schlecht“, noch zu Weihnachten wünschen. Einige Sätze 

darin zu lesen, wird sicher zur Klarstellung von Gender 

und Sex beitragen, etwa wenn man dort liest: „Man wird 

nicht als Frau geboren, man wird dazu gemacht.“ 

Mit diesem Satz der großartigen Simone möchte ich 

schließen, und ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN. - GR Dominik Nepp, MA: Das ist retro!) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächste 

Rednerin hat sich Frau GRin Mag. El-Nagashi zum Wort 

gemeldet. Sie haben das Wort. 

GRin Mag. Faika El-Nagashi (GRÜNE): Ja, Sie ha-

ben sich leider nicht sehr schlau gemacht zu diesem 

Thema. Ich verstehe auch Ihren Antrag nicht ganz, aber 

ich gehe dann gerne noch auf einige Punkte des Antrags 

ein.  

Sie möchten eine Erarbeitung eines Kriterienkatalogs 

für Vereine, die die Förderung von dekonstruktivistischer 

Gendertheorie zum Ziel haben. Ich selber kenne jetzt 

keine Vereine, die die Förderung von dekonstruktivisti-

scher Gendertheorie zum Ziel haben; ich würde sie ger-

ne kennen lernen. Ich weiß jetzt auch nicht, was für 

Kriterien Sie sich für die Vereine wünschen in der Hin-

sicht. Vielleicht, wie dieses Ziel besser erreicht werden 

kann, über welche Kriterien.  

Unabhängig von diesem Punkt oder Ihren Forderun-

gen ist das, was Sie hier behaupten und als Wissen-

schaft darstellen oder als wissenschaftlich belegt darstel-

len, schlichtweg falsch. Ihre Vorgängerin, die Frau Kug-

ler, hat einen Master in Gender Studies und hat sich 

ausführlich mit dem Thema beschäftigt. Was Sie hier 

zusammengetragen haben, ist - einfach, um es noch 

einmal deutlich zu sagen - falsch! (Zwischenruf von GRin 

Mag. Caroline Hungerländer.) 

Sie zitieren hier einen Artikel im „Standard“ mit dem 

Titel „Geschlechtsidentität ist biologisch nachweisbar“. 

Das verleitet natürlich zu einer einfachen Schlussfolge-

rung, nämlich, dass eine binäre Geschlechtsidentität 

biologisch nachweisbar wäre, was allerdings nicht in dem 

Artikel steht und auch nicht in der Forschung, auf die 

sich der Artikel bezieht, die Sie ja auch schon zitiert 

haben. Hier steht: „Geschlechtsidentität ist biologisch 

nachweisbar“, aber von zwei Geschlechtern ist hier nicht 

die Rede. 

Sie haben sich mit der Studie ein wenig beschäftigt, 

also wissen Sie ja, was hier beforscht wurde. Und zwar 

wurden Forschungen mit transidenten Personen durch-

geführt, die selber zum Teil auch forschen. Was festge-

stellt wurde, ist (GRin Mag. Caroline Hungerländer: Dar-

über habe ich nicht geredet! Ich habe gesagt, man kann 

es sich nicht aussuchen!), dass auf einer biologischen 

Ebene den transidenten Personen, auf einer For-

schungsebene in Erfahrung gebracht werden konnte 

(GRin Mag. Caroline Hungerländer: Das ist nicht, wo-

rüber ich geredet habe!), dass eine Mittelstellung zwi-

schen den Geschlechtern bereits da war, vor einer Hor-

monbehandlung und auch während einer Hormonbe-

handlung. Das war die Ebene dieser Forschung. (GRin 

Mag. Caroline Hungerländer: ... nicht aussuchen!) 

Aber ich möchte auch nicht viel zu lange bei diesem 

Thema oder dieser Forschung bleiben. Gehen wir zu 

anderen Forschungen, Sie haben auch andere For-

schungen erwähnt. (Ruf bei der FPÖ: Bleiben Sie beim 

Thema ...) Beim Thema bleibe ich schon. (Zwischenrufe 

bei der FPÖ.) Nein, nein, das ist kein Themenwechsel. 
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Ich möchte ja doch relevant zu dem Aktenstück hier 

sprechen und zu dem Antrag, der eingebracht wurde. 

Es gibt einen anderen Artikel, auch im „Standard“, im 

März 2016, also recht zeitnah zu dem Artikel, den Sie 

zitieren. Dort ist auch von dem Thema die Rede. Aber 

mit viel mehr Differenzierung wird auf die Verbindung der 

Gender Studies mit der Neurowissenschaft eingegangen. 

Es ist dort auch die Rede von einer biosozialen Entwick-

lung. Die biosoziale Entwicklung zeigt ganz genau auf 

den Zusammenhang zwischen einer biologischen Gege-

benheit und den Veränderungen durch soziale Umstän-

de, durch soziale Einflüsse, tatsächlich sogar auf die 

Gehirnstruktur. 

Diese biosoziale Entwicklung lässt sich auch in ei-

nem Stereotype Threat beschreiben. Das macht die 

Wissenschaft, sie benennt das als ein Stereotype Threat. 

Also stereotype Geschlechterrollen schreiben sich sogar 

in die Gehirnstruktur ein. Daran wird geforscht, und das 

wird beforscht: Wie genau ist das Verhältnis zwischen 

einer biologischen Gegebenheit und den sozialen Um-

ständen? 

Was in diesem Zusammenhang noch wichtig ist, auf-

zuzeigen und zu betonen: Forschung ist nie neutral. 

Forschung ist nicht neutral, Forschung ist auch nicht 

objektiv. Es gibt auch etwas, das in der Forschung als 

Publication bias bezeichnet wird. Also: Wer forscht? Wer 

forscht zu welchem Thema? Aus welchem Zugang her-

aus? Aus welcher Perspektive? 

Frau Stenzel, schütteln Sie nicht so den Kopf! Das 

wird Ihnen ja bekannt vorkommen. Wenn Sie sich mit 

einem Thema beschäftigen, und ich beschäftige mich mit 

dem Thema, werden wir wohl zu unterschiedlichen 

Schlussfolgerungen kommen. Das ist im Grunde die 

Aussage dessen. (GR Dominik Nepp, MA: Das ist nicht 

Forschung, sondern Interpretation!)  

Es ist auf der Forschungsebene nicht anders. (GR 

Dominik Nepp, MA: Das eine ist Interpretation, das ande-

re ist Wahrheitsfindung!) Da gibt es einen Zugang, zu 

sagen, man arbeitet mit einer Weisheit und mit einem 

Wissen, das wird dann auch God's Trick genannt. Also 

man behauptet, allwissend zu sein, neutral und objektiv. 

Und das, was ich dann produziere, beschreibt tatsächlich 

die Realität und die Wahrheit. So wie es ist. 

Aber es gibt dann demgegenüber schon seit vielen 

Jahren und Jahrzehnten, aus dem feministischen Kon-

text entstanden, kritische Zugänge, die sagen, es sollte 

von einem situierten Wissen gesprochen werden. Donna 

Haraway zum Beispiel, eine feministische Biologin, eine 

Proponentin dessen, zu sagen, ein situiertes Wissen 

transparent zu machen, wäre viel näher an der Lebens-

realität der Menschen dran. Die Sie ja hier auch anspre-

chen, nämlich die Lebenserfahrung von Menschen - nur, 

Sie blenden dabei sehr, sehr viele Menschen aus und 

behaupten damit eine Allgemeingültigkeit.  

Ich möchte aber noch zu einer anderen Forschung 

und einem anderen Forschungsergebnis kommen (Ruf 

bei der FPÖ: Bitte nicht!), nämlich aus der Wissen-

schaftszeitschrift „Nature“, einer der anerkanntesten 

Wissenschaftszeitschriften in der Disziplin Biologie. Dort 

gab es, auch vor einem Jahr, auch um dieselbe Zeit wie 

die beiden zuvor erwähnten Artikel, einen Beitrag mit 

dem Titel „Sex Redefined“. 

In „Sex Redefined“ ist die zentrale Aussage einer 

sehr intensiven Forschung: Die Annahme, zu sagen, es 

gebe zwei Geschlechter, ist zu simpel. Das ist etwas, 

das in dieser Form dem Forschungsstand der Biologie 

entspricht. Basierend auf Erkenntnissen der Forschung 

in der Biologie kann gesagt werden: Die Annahme, es 

gäbe zwei Geschlechter, ist zu simpel, und es gibt ein 

wesentlich größeres Spektrum an geschlechtlichen Ent-

wicklungsmöglichkeiten.  

Das ist der aktuelle Forschungsstand, und zwar seit 

Längerem. Das einfache Modell der Zweigeschlechtlich-

keit hat ausgedient. Das ist das, was die Forschung 

belegt. Das ist das, was die Wissenschaft belegt. Ihre 

Aussagen hier in Ihrem Antrag sind biologisch nicht 

haltbar, sie sind historisch nicht haltbar. Sie sind weltweit 

nicht haltbar, sie sind in Österreich nicht haltbar, und sie 

sind auch in Wien nicht haltbar.  

Es braucht keine Furcht vor einer geschlechtlichen 

Ambiguität. Das einfache Modell der Zweigeschlechtlich-

keit hat ausgedient, gewöhnen Sie sich daran! Es wird 

alles gut. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ. - StR DDr. 

Eduard Schock: So ein Blödsinn!)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schluss-

wort - so interpretiere ich das.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 

46. Wer dieser Postnummer seine Zustimmung erteilen 

will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zu-

stimmung bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN gegen FPÖ 

und ÖVP mehrstimmig angenommen.  

Es liegt ein Beschlussantrag der Frau Gemeinderä-

tinnen Hungerländer und Schwarz betreffend Gender-

theorie in den Förderungsstrukturen der Stadt Wien vor. 

Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem 

Beschlussantrag zustimmen will, den bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. - Das ist Zustimmung bei der FPÖ 

und bei der ÖVP gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE und 

somit keine Mehrheit.  

Es gelangt nunmehr Post 123 der Tagesordnung zur 

Verhandlung. Sie betrifft einen Vertragsabschluss betref-

fend „Stadtentwicklung Wien 2025“. Ich bitte den Be-

richterstatter, Herrn GR Holzmann, die Verhandlung 

einzuleiten.  

Berichterstatter GR Ernst Holzmann: Sehr geehrte 

Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. 

Emmerling. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Sehr 

geehrter Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kol-

legen! 

Es geht um das mobile Rathaus, wie es jetzt be-

schlossen werden soll, also die Planungswerkstatt - das 

ist eigentlich gemeint - soll in die Bezirke hinausgehen. 

Wir haben uns zuerst gedacht, es wäre eigentlich ein 

positiver Ansatz, quasi näher zu den Bürgern. Aber dann 
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gab es einige Kritikpunkte, die uns doch haben überle-

gen lassen, hier leider nicht zuzustimmen.  

Erstens sind das natürlich die Kosten. Es wurde ja 

gesagt, im Prinzip wird das Ganze jetzt billiger als die 

Planungswerkstatt. Das kann so nicht ganz stimmen, 

denn der Leiter der Öffentlichkeitsarbeit, nein, Entschul-

digung, der MA 18 hat in der „Wiener Zeitung“ noch 

gesagt, dass das Budget der Planungswerkstatt zuletzt 

500.000 EUR waren und nicht 800.000 EUR, wie es 

dann im Presse-Hintergrundgespräch kolportiert wurde.  

Vielleicht hat man ein einzelnes Jahr gefunden, wo 

wir die Kosten jetzt unterschreiten. Aber in Summe ha-

ben wir jetzt eine Aufstellung über drei Jahre. Es kostet 

630.000 EUR, und somit schon mehr als die Planungs-

werkstatt zuvor. (Beifall bei den NEOS.) Die Planungs-

werkstatt hatte auch drei Ausstellungen in einem Jahr. 

Jetzt gibt es dafür nur mehr eine in drei Jahren, also 

auch hier gibt es einen Schritt zurück.  

Was uns auch ein bisschen sauer aufstößt, ist, dass 

die Wien Marketing mit dieser Show beauftragt wird. Die 

hat eigentlich keine Kompetenz in Beteiligungsfragen 

oder in der Stadtplanung, ist eine reine Event-Agentur. 

Wir fragen uns auch, warum das hier nicht ausgeschrie-

ben wurde, vor allem mit dieser Auftragssumme. Aber 

vielleicht war das auch für die SPÖ die Bedingung, hier 

die stadteigene Agentur zu nehmen, damit man der 

Vizebürgermeisterin diese Show Richtung Wahljahr 2020 

noch gönnt.  

Zum Hauptkritikpunkt: Es gibt diese partizipativen 

Teile nicht in diesem Design. Die stellen wir uns eigent-

lich vor, also quasi das Einbringen in reale Planungspro-

zesse. Warum stört uns das so? Weil es noch immer - 

und ich habe es hier schon oft gebracht - keinen Rechts-

anspruch auf Mitsprache in dieser Stadt gibt. 

Es ist eigentlich höchste Zeit! Deswegen möchte ich 

jetzt auch unseren Beschlussantrag einbringen, hier 

einen echten und verbindlichen Anspruch auf Mitsprache 

zu schaffen, quasi eine Novelle der Wiener Stadtverfas-

sung, um das Bekenntnis zu partizipativer Demokratie 

als ergänzendes Element zu verankern. (Beifall bei den 

NEOS.) 

Im Rahmen der neuen Stadtplanung für Wien soll 

verpflichtende Partizipation auch in der Bauordnung für 

Wien rechtlich verankert werden und daher auch dem 

Landtag im Rahmen einer Novelle vorgelegt werden. 

Vielen Dank. (Beifall bei den NEOS.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächste 

Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. 

Olischar. Sie haben das Wort. 

GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Vie-

len Dank. Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! 

Ich glaube, viele, die sich mit dem Thema Stadtpla-

nung/Stadtentwicklung befassen, gerade auch die Kolle-

gen unter uns über die Fraktionen hinweg, werden mir 

zustimmen, dass das eine Thematik oder eine Materie 

ist, die oft sehr technisch ist, die sehr schwer an die 

Bevölkerung zu vermitteln ist, auch wenn eigentlich alle 

davon betroffen sind. Dementsprechend ist es natürlich 

durchaus positiv zu sehen, dass man Akzente zu setzen 

versucht, um hier vermittelnd einzugreifen.  

Aber wir können trotzdem leider die Zustimmung zu 

dem vorliegenden Aktenstück nicht geben. In Anbetracht 

der Zeiteffizienz schließe ich mich in weiten Teilen auch 

meiner Vorrednerin Bettina Emmerling an, denn nicht nur 

die Kosten sind für uns sehr kritisch zu sehen, sondern 

das gilt auch, was den Zeitrahmen betrifft. Also neben 

der Lebensqualitätsstudie, die wir erst vor Kurzem hier 

behandelt haben, ist jetzt dieses Vorhaben ein nächstes, 

das überraschenderweise 2020 endet. Ein Schelm, wer 

hier Böses denkt in Anbetracht des bevorstehenden 

Wahljahres! 

Ich möchte aber die Gelegenheit nutzen, da ja alles, 

was mit Stadtplanung zu tun hat, auch in gewisser Art 

und Weise sehr stark mit dem Thema Infrastruktur zu-

sammenhängt, und nicht zuletzt auch den Wunsch von 

StR Ludwig, der heute in der Fragestunde angesprochen 

hat, er würde sich hier Akzente zu einer aktiven Infra-

strukturpolitik wünschen, gleich aufgreifen.  

Diesen Gedanken möchte ich gleich aufgreifen und 

die Gelegenheit nutzen, um einen diesbezüglichen An-

trag einzubringen, denn aus unserer Sicht wird seitens 

der Stadt Wien in diesem Zusammenhang noch viel zu 

wenig getan. (Beifall bei der ÖVP.)  

Wenn wir nämlich einen starken, attraktiven Wirt-

schaftsstandort haben wollen, dann brauchen wir eine 

moderne Infrastruktur, die zukunftsfit ist. Daher haben 

wir uns erlaubt, als konstruktive Oppositionspartei in 

Ergänzung Ihres Regierungsprogrammes, in dem derzeit 

die Themen Infrastruktur und starke Infrastrukturprojekte 

etwas zu kurz kommen, ein zusätzliches Kapitel zu ver-

fassen, das ich im Zuge eines Antrages hier einbringen 

möchte. 

Es handelt sich diesfalls um Projekte, die, wie ich 

meine, schon ganz gut bekannt sind, die aber von 

Rot-Grün oft blockiert werden, und zwar nicht nur zwi-

schen Rot und Grün, sondern mittlerweile auch fraktions-

intern. - Wir finden, dass es schade ist, wenn auf Grund 

dieser Auseinandersetzungen und Uneinigkeiten tolle 

Infrastrukturprojekte auf der Strecke bleiben, und vor 

allem nicht nur die Infrastrukturprojekte, sondern auch 

eine gehörige Summe an Wertschöpfung, die hier ein-

fach links liegen gelassen wird! Wir haben versucht, uns 

da einen gewissen Überblick zu verschaffen, und wir 

kommen auf eine Schätzung von etwa 4,8 Milliarden 

EUR Wertschöpfung, die unserer Meinung nach gerade 

Rot-Grün in dieser Stadt dringend notwendig hätte. 

Ich möchte kurz auf die Projekte eingehen: Ein Pro-

jekt befindet sich unserer Meinung nach schon lange in 

der Endlosschleife, nämlich der Busterminal. Ich glaube, 

jeder, der schon einmal in Erdberg ausgestiegen ist oder 

dort vorbeigegangen ist, muss zugeben, dass die Situa-

tion dort etwas peinlich ist! Ich meine, dass das einer 

Stadt wie Wien nicht würdig ist, und ich nehme an, die 

Teilnehmer an der Mercer-Studie haben sich noch nicht 

dorthin verirrt! (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag. Manfred 

Juraczka: So ist es!) 

Die Umsetzung eines modernen, internationalen Bus-

terminals haben wir zwar schon in der Regierungserklä-



Gemeinderat, 20. WP 15. Dezember 2017 31. Sitzung / 128 

 

rung 2005 gefunden, aber bis dato ist nicht viel gesche-

hen. Wir warten nach wie vor auf Entscheidungen. Es 

heißt, dass geprüft wird. Im Juni 2017 lag aber noch 

immer keine Entscheidung vor, sondern es müsse an-

geblich weiter geprüft werden. Wir warten also nach wie 

vor, und ich meine, es ist an der Zeit, hier gehörig Dampf 

zu machen, denn schließlich liegt hier die geschätzte 

Wertschöpfung bei rund 60 Millionen EUR! 

Ein weiteres Projekt ist der Lobau-Tunnel: Ich glaube, 

dazu brauche ich nicht wahnsinnig viel zu erzählen. Wir 

stehen schon sehr lange zu diesem Projekt und fordern 

es auch. Hier liegt die geschätzte Wertschöpfung bei 

etwa 2,3 Milliarden EUR. 

Das dritte Projekt, das ich erwähne, ist die 3. Piste, 

auch das ist nichts Unbekanntes. Die geschätzte Wert-

schöpfung beläuft sich in diesem Zusammenhang auf 2,2 

Milliarden EUR. 

Viertens darf ich noch die Errichtung einer modernen 

Multifunktionshalle erwähnen. Auch in diesem Zusam-

menhang gab es erste Ideen schon 2005. Anlässlich der 

Eishockey-WM wurde das als Projektidee aufgegriffen, 

und wir haben diese Idee auch unterstützt, die damals 

von Seiten der SPÖ kam. Gerade in einer wachsenden 

Stadt ist das unserer Meinung nach ein absolutes „must 

have“. Die geschätzte Wertschöpfung liegt hier bei etwa 

210 Millionen EUR. 

Wie anfangs erwähnt, werden insgesamt in etwa 4,8 

Milliarden EUR von Rot-Grün einfach liegen gelassen. 

Wir hören ständig „Wien wächst!“, und das ist ja auch die 

Begründung für alles in der Stadt. Es werden aber keine 

Infrastrukturprojekte und keine Aktionen gesetzt, wie 

man diesem Wachstum über den Wohnbau hinaus or-

dentlich begegnet. Es wäre sehr wichtig, dass sich da 

endlich etwas tut, und es ist unverständlich, warum nicht 

zuletzt gerade auch Grün auf der Bremse steht! 

Dementsprechend möchte ich jetzt einen entspre-

chenden Antrag einbringen, denn es tut uns sehr weh, 

wenn wir sehen, dass Rot-Grün diese Projekte so stief-

mütterlich behandelt. Wir merken, dass Wirtschaft, Infra-

struktur und Standort mittlerweile die Stiefkinder dieser 

rot-grünen Stadtregierung sind. Ich bringe somit den 

Antrag betreffend ein Maßnahmenpaket zum Thema 

Infrastruktur und Verkehr ein. - Vielen Dank. (Beifall bei 

der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächs-

ter Redner zu Wort gelangt Herr GR Fürnkranz. Sie 

haben das Wort. - Bitte. 

GR Georg Fürnkranz (FPÖ): Meine Damen und Her-

ren! Herr Vorsitzender! 

Ich stelle jetzt zum zweiten Mal im Zuge dieser De-

batte fest, dass es bei unserer Rednerliste schwierig ist, 

dann, wenn sich die Opposition einig ist und die GRÜ-

NEN ihre eigenen Projekte nicht verteidigen, noch etwas 

Neues am Rednerpult von sich zu geben. (Zwischenruf 

von GR Mag. Christoph Chorherr. - Weitere Zwischenru-

fe bei den GRÜNEN.)  

Ich finde es wirklich bemerkenswert, dass Frau Vas-

silakou um 2 Millionen EUR die Planungswerkstatt in 

einen Wanderzirkus verwandeln lässt, und dann offen-

sichtlich von Ihrer Fraktion keiner sich traut, herauszu-

kommen und zu sagen, warum das toll ist, nachdem zwei 

Fraktionen gesagt haben, dass das ein Blödsinn ist. Das 

finde ich doch irgendwie bemerkenswert, und ich würde 

Sie einladen, das vielleicht noch zu ändern. 

Wenn ich jetzt auf die Vorschläge der Kollegin O-

lischar mit der Philosophie dieses Wanderzirkusses 

antworte, dann kann ich Ihnen nur sagen: Sie brauchen 

künftig hier keine Anträge mehr zu stellen, denn im Kapi-

tel 5 dieser Wanderzirkusausstellung gibt es die Mög-

lichkeit, eigene Planung im Stadtraum zu verankern. Dort 

kann man alles hineinzeichnen, und ich bin schon ge-

spannt, was dann damit geschieht. Wir werden uns das 

einmal ansehen, denn es ist ja zu befürchten, dass Sie 

das trotzdem beschließen werden, auch wenn wir dage-

gen stimmen, obwohl es wirklich gute Gründe gibt, das 

abzulehnen. 

Er lohnt sich aber überhaupt, sich diesen Akt kom-

plett anzusehen. All das, was da vorgeschlagen wird, hat 

einen gewissen Unterhaltungswert. Manche Vorschläge 

würden sich vielleicht für das Internet anbieten, etwa: 

„Dialog mit einer anderen Generation. Jüngere Men-

schen erfahren, was Ältere in der Stadt erwarten. Echter 

oder simulierter Chat.“ - Ich bin gespannt, was daraus 

werden soll! Wie gesagt: Meiner Meinung nach ist es die 

Aufgabe einer Planungsabteilung, seriös über Projekte 

zu informieren, anstatt einen Unterhaltungswanderzirkus 

in Gang zu setzen!  

Das absolute Highlight unter diesen Angeboten, die 

Sie da planen, werde ich garantiert ausprobieren, weil 

ich wirklich gespannt bin, wohin Sie diejenigen Bürger 

jeweils umsiedeln wollen, die mit der grünen Planung für 

Wien nicht einverstanden sind! Unter Punkt 2: „Sich 

selbst kartieren und zuordnen“, finden sich Fragen wie: 

Welcher Stadttyp bist du? Was macht Stadt für dich aus? 

In welcher Stadt sollte ich zu Hause sein, wenn es nach 

meinen Präferenzen geht? 

Meine Damen und Herren! Ich bin wirklich gespannt, 

wohin mich Rot-Grün nach diesem System verpflanzen 

wird! Ich sage Ihnen jetzt gleich: Ich bleibe ich Wien! - 

Danke. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort 

gemeldet ist Herr GR Dipl.-Ing. Al-Rawi. Ich erteile ihm 

das Wort. 

GR Dipl.-Ing. Omar Al-Rawi (SPÖ): Danke, Herr 

Vorsitzender. 

Im Hinblick auf diese Bemerkungen, dass das ein 

Zirkus, eine Show beziehungsweise ein Wanderzirkus 

ist, frage ich mich wirklich, ob Sie sich mit dieser Prob-

lematik beschäftigt haben und wissen, worum es geht! - 

Wir sind mit dem Faktum konfrontiert - das muss man 

immer wieder gebetsmühlenartig wiederholen -, dass 

Wien, wie wir jetzt wissen, vor 2030 die Zwei-Millionen-

Grenze erreichen wird. Dieses Wachstum ist ein Zeichen 

dafür, dass die Stadt erfolgreich ist. Mit diesen zwei 

Millionen generieren wir Wohlstand, und mit diesen zwei 

Millionen stehen wir vor großen Herausforderungen. 

Diese Herausforderungen können wir jetzt angehen, sei 

es der Verkehr oder seien es steigende Mieten, weil der 

Wohnraum vielleicht eng wird. Gleichzeitig sind wir aber 

natürlich auch mit den Sorgen der Menschen konfron-
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tiert, die mit diesem Wachstum als solchem nichts an-

fangen können, sei es, weil sie Angst vor Identitätsver-

lust haben, oder sei es die Sorge, dass vor ihrer grünen 

Wiese etwas gebaut wird . 

Der Aspekt der Stadtplanung ist auch ein Punkt, im 

Zusammenhang mit welchem man mit den Menschen ins 

Gespräch kommt und sie informiert. Und die Informatio-

nen und Gespräche mit den Menschen sind einfach 

komplizierter Natur, weil es gerade bei der Stadtplanung 

sehr viele Herausforderungen gibt. Ich merke jetzt, da ich 

sehr viel mit der Arbeit mit den Menschen zu tun habe, 

dass leider oft gewisse Fragmente in den Köpfen der 

Menschen übrig bleiben: Sie hören oder lesen „Heu-

markt“, „Eislaufverein“, „wachsende Stadt“, „Seestadt 

Aspern“, und so weiter, wenn man dann aber lange Ge-

spräche mit den Menschen führt, dann sagen sie: So 

habe ich das nicht gesehen, es freut mich, dass du mir 

das so erklärt hast!  

Die Werkstatt macht sehr tolle Arbeit, aber sie sitzt 

hier im 1. Bezirk, und Menschen aus den Außenbezirken 

pendeln vielleicht nicht hinein, um sich Informationen zu 

holen. Daher sagt die Stadt: Gehen wir hinaus! Wir wol-

len das niederschwellig gestalten und mit den Menschen 

reden. Wir wollen sie nicht mit Expertise und einer Flut 

an Informationen überladen, wir möchten sie aber parti-

zipativ in dieses Planungsgeschehen einbinden, weil 

man dann mit ihnen auch die Herausforderungen und die 

Sorgen besprechen kann. Man kann beispielsweise über 

Grünraum versus Verdichtung, Verdichtung der Innen-

stadt oder Bau auf der neuen Wiese reden. Die Men-

schen entwickeln in diesen Gesprächen dann auch Ideen 

und können vielleicht gewisse Entwicklungen nachvoll-

ziehen.  

Was passt daran nicht? Ich weiß wirklich nicht, wo da 

Ihr Problem liegt! Ich kann nicht nachvollziehen, inwie-

fern die Bewältigung eines so komplizierten Informati-

onsverfahrens unter Einbindung in die Stadtentwicklung 

und Vermittlung des Erlebens der Stadt als Herausforde-

rung als Wahlwerbung oder Beweihräucherung der Stadt 

oder der Stadträtin gesehen werden kann! Das ist wirk-

lich nicht nachvollziehbar! 

Auch im Zusammenhang mit dem Vorwurf der Kolle-

gin Olischar betreffend Lebensqualität haben wir doch 

schon genügend diskutiert! Dabei geht es nicht darum, 

dass wir eine Studie von außen bestellen, sondern dass 

wir selbst eine Studie verfassen, um zu sehen, wie die 

Wienerinnen und Wiener die Stadt sehen. Kollege Stür-

zenbecher hat das eh damals ganz genau dargelegt: 

Dabei geht es wirklich nicht um die Meinung von Exper-

ten oder Menschen von außen. Es ist immer der Vorwurf 

gekommen, dass bei der Mercer-Studie ja nur Experten 

befragt werden. Wir befragen jetzt jedenfalls die Wiene-

rinnen und Wiener dieser Stadt! Und wenn wir Erkennt-

nisse einholen und Ergebnisse für eine erfolgreiche 

Stadtentwicklung haben wollen, dann kann man das 

doch nicht ablehnen! 

Zum millionsten Mal sage ich außerdem: Die Ent-

scheidung über die 3. Piste auf dem Flughafen und be-

treffend Baubeginn beziehungsweise Nichtumsetzung 

des Lobau-Tunnels liegt nicht in den Händen der Stadt, 

sondern das hängt vom Bewilligungsverfahren, von Ent-

scheidungen der Gerichte und der Umweltbehörden, 

wovon auch immer, ab, aber nicht von uns! 

In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung für den 

vorgegebenen Akt. Wir lehnen die Resolutionsanträge 

ab. - Danke. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort ver-

zichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Post-

nummer 123. Ich bitte jene Damen und Herren des Ge-

meinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein 

Zeichen mit der Hand. - SPÖ und GRÜNE stimmen zu 

gegen FPÖ, ÖVP und NEOS, somit ist das mehrstimmig 

angenommen. 

Es liegen zwei Beschlussanträge vor. 

Der erste Beschlussantrag von NEOS betrifft den 

Rechtsanspruch auf Mitsprache. Diesbezüglich wird die 

sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag seine 

Zustimmung erteilen will, den bitte ich um ein Zeichen 

mit der Hand. - Es erfolgt Zustimmung bei ÖVP, NEOS 

und FPÖ gegen SPÖ und GRÜNE, somit erhält der 

Antrag keine Mehrheit. 

Weiters liegt ein Beschlussantrag der ÖVP betreffend 

Maßnahmenpaket Verkehr und Infrastruktur im Sinne 

des Wirtschafts- und Arbeitsmarktstandortes Wien vor. 

Auch diesbezüglich wird die sofortige Abstimmung ver-

langt. Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich 

um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die antragstellen-

de ÖVP gegen NEOS, FPÖ, GRÜNE und SPÖ und 

somit keine Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 125 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 

8130 im 21. Bezirk, KatGen Donaufeld und Leopoldau. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Däger-Gregori, 

die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Luise Däger-Gregori, MSc: 

Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zu Wort gemeldet ist GR Dipl.-Ing. Dr. Ga-

ra. - Sie haben das Wort. 

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen 

zu später Stunde am Freitagabend! 

Ich möchte ganz kurz auf das Thema der Festset-

zung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes 

eingehen: Grundsätzlich möchte ich festhalten, dass 

seitens unserer Fraktion ganz klar ist, dass auch wir für 

leistbares Wohnen und den sozialen Wohnbau in Wien 

und damit auch zur Entwicklung von hochwertigen und 

gleichzeitig leistbaren Wohnungen in Floridsdorf stehen. 

Wir werden allerdings dem vorgelegten Planentwurf 

8130, analog, wie wir es bereits auf Bezirksebene getan 

haben, in dieser Form zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

nicht zustimmen können.  

Ich fasse ganz kurz zusammen: Es gab im Wesentli-

chen drei Kritikpunkte. Erstens geht es um das Thema 

einer sehr dichten Bebauung sehr nahe an den beste-

henden Einfamilienhausgebieten. Unser zweiter Kritik-
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punkt betrifft den Verlust bestehender Grundflächen und 

auch noch ein paar ökologische Fragen, die hier offen 

sind. 

Der dritte Punkt betrifft einen Aspekt, den wir bei sol-

chen Stadtentwicklungsgebieten immer wieder sehr stark 

in den Vordergrund stellen, weil dieser sehr wichtig ist, 

nämlich das Thema der Anbindung an das öffentliche 

Verkehrsnetz in einer sehr rasch wachsenden Stadt. Es 

geht dabei aber auch um das gesamte Thema Infrastruk-

tur und natürlich auch um die bestehende Parkplatznot in 

der jetzigen Form und Ausprägung. 

Es gibt dort zahlreiche Probleme. Auf der einen Seite 

sind die Hauptverkehrsstraßen ziemlich belastet. Das 

sieht letztendlich auch der SPÖ-Bezirksvorsteher Papai 

so. Er hat nämlich jüngst auch die Umsetzung der vom 

Donaufeld kommenden Donaufeldstraße B 232 gefor-

dert. Im Fachkonzept Mobilität findet sich diese Maß-

nahme nicht.  

Zweiter Punkt: Eigentlich war dort ursprünglich eine 

Straßenbahnlinie 25 vorgesehen. Die Donaufeldtangente 

ist aber aus dem Öffi-Paket verschwunden beziehungs-

weise soll erst ab 2025 realisiert werden. Das kritisieren 

wir sehr massiv, denn das würde dann erst mehrere 

Jahre, nachdem dort die ersten 1.300 Wohnungen bezo-

gen worden sind, stattfinden. Das sehen wir als doch zu 

geringen Ausbau des öffentlichen Verkehrs in diesem 

Bereich bei zunehmender Dichte.  

Insgesamt gibt es außerdem im Bereich Floridsdorf 

und Donaustadt zu wenige Schulplätze. Auch das ist ein 

Punkt, den wir immer wieder diskutieren. 

Ein weiteres Thema, das mir immer sehr wichtig ist, 

betrifft die Mitberücksichtigung einer wohnortnahen Ge-

sundheitsversorgung zur Entlastung der Spitäler. Ich 

erwähne das immer wieder: In jedem neuen Stadtent-

wicklungsgebiet sollte man von vornherein die soge-

nannten Primärversorgungseinheiten mitandenken. Eine 

Kombination von Einrichtungen für Gesundheitsversor-

gung bis hin zur Pflege wird auch in diesem Fall nicht 

eingeplant. Letztendlich verlässt man sich wiederum auf 

die im Umfeld existierenden Spitäler. Wir wollen aber 

eigentlich eine Entlastung der Spitäler haben! 

Das sind die Punkte, auf Grund derer wir diesem Flä-

chenwidmungsplan nicht zustimmen werden. Wir bringen 

aber gleichzeitig von unserer Seite einen Antrag ein, 

gemäß welchem viele der skizzierten Punkte aus unserer 

Sicht zu überarbeiten sind: Der Gemeinderat spricht sich 

dafür aus, dass die Planungen für das Stadtentwick-

lungsgebiet Donaufeld vor Beschlussfassung des Plans 

8130 einer doch umfassenden Überarbeitung zuzuführen 

sind. Damit sollen die schon diskutierten Problemstellun-

gen entsprechend gelöst werden. - Danke schön. (Beifall 

bei den NEOS.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort 

gemeldet ist nunmehr Herr GR Mag. Chorherr. Ich erteile 

ihm das Wort. 

GR Mag. Christoph Chorherr (GRÜNE): Geschätzte 

Damen und Herren!  

In abendlicher Frische spreche ich über ein großes, 

wichtiges Stadtentwicklungsgebiet links der Donau, un-

mittelbar an der Alten Donau, für welches jetzt der erste 

Schritt gesetzt wird. Wenn der Endausbau dort in sehr 

vielen Jahren realisiert sein wird, werden dort 15.000 

Menschen wohnen, das ist daher ein sehr wichtiger 

Start.  

Ich möchte nur einen Zuruf zu Kollegen Gara ma-

chen, der dort die mangelnde Schulversorgung beklagt: 

Es mag der späten Stunde geschuldet sein, dass ihm 

vielleicht entgangen ist, dass heuer der Campus Attems-

gasse eröffnet wurde, dass also genau diese Schule 

schon realisiert ist. Er kann sich das ja anschauen! - Es 

ist also sehr vieles dort schon gegeben. 

Ich möchte nur ein paar Überschriften bringen: Ganz 

stolz sind die Planer, der Bezirk und, wie ich glaube, 

auch die Anrainer, dass dort von Anfang an auf die 

Grünversorgung ein besonderes Augenmerk gerichtet 

wird. Es gibt dort ein 14 Hektar großes Sww-Band. Damit 

man sich darunter etwas vorstellen kann: Das ist mehr 

als zwei Mal der Stadtpark, und diese Fläche ist dort jetzt 

widmungsmäßig langfristig gesichert. 

Ich werde heute auch einen Beschlussantrag ein-

bringen, der forcieren soll, dass das noch weitgehend in 

Privathand befindliche Sww-Band jetzt schon in einer 

ersten Phase teilweise öffentlich zugänglich gemacht 

wird. Es ist nicht von Anfang an vollständig zugänglich, 

aber die Widmung erfolgte, ähnlich wie der Wienerwald-

Beschluss, schon vor mehr als 100 Jahren. Langfristig 

wird das aber klarerweise ein öffentlich zugänglicher 

grüner Bereich sein.  

Besonders möchte ich mich für die sehr intensive 

BürgerInnenbeteiligung bedanken. Das Büro „stadtland“ - 

ob Sie mir jetzt zuhören oder nicht zuhören, vielleicht 

lesen Sie dann das Protokoll! - hat ganz wesentliche 

Arbeit geleistet. Sie hatten dort einen Container, und sie 

haben sich auch mit den kritischen Stimmen, die es, wie 

überall, auch bei der Stadterweiterung gibt, auseinan-

dergesetzt. Und weil von dem, was eingebracht wurde, 

auch sehr vieles aufgegriffen wurde, ist das ein Gebiet, 

wo auch sehr viele Anrainer die Vorteile sehen.  

Sehr stolz ist man auch auf einen Versuch, der dort 

gemacht wird, nämlich bei einer Stadtentwicklung eine 

sogenannte urbane Kernzone zu schaffen, welche in 

sehr hohem Ausmaß innerstädtische Funktionen be-

kommen soll. Dabei geht es nicht nur um Nahversor-

gung, sondern unter Umständen auch um Kultureinrich-

tungen. Es ist dies ein sehr belebter öffentlicher Raum, 

der auch deswegen möglich sein wird, weil dort in einer 

sehr zukunftsweisenden Art das Mobilitätskonzept reali-

siert wird: Es gibt Mobilitätspunkte, die einerseits der 

Garagierung dienen, andererseits soll es dort aber auch 

Carsharing-Angebote für jene Menschen geben, die 

auch links der Donau oder im Süden Wiens gelegentlich 

mit dem Auto fahren, sich aber kein eigenes Autos leis-

ten wollen. - Wir haben dort also auch ein sehr komple-

xes und überlegtes Mobilitätskonzept.  

In der ersten Phase wird es eine Verlagerung und 

Stärkung des Busverkehrs geben. Zu Kollegen Gara 

möchte ich in diesem Zusammenhang sagen: Man kann 

jetzt die Straßenbahn dort noch gar nicht bauen, weil die 

Trasse noch nicht errichtet ist, wo eine Straßenbahn 

fahren könnte. Sie sagen, dass das irgendwann 2025 
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stattfinden wird. Wir haben jetzt Dezember 2017, bald 

Mitternacht. Im nächsten Jahr, 2018, findet der Bauträ-

gerwettbewerb statt, bis die Baubewilligungen da sind, 

haben wir 2019. Vor 2020/2021 wird dort also überhaupt 

niemand eingezogen sein, und wenn wirklich drei, vier 

Jahre nach einer Übergangsphase mit Bussen die Stra-

ßenbahn kommt, dann ist das wirklich hervorragend. 

Ich möchte zunächst, weil das für die Planung sehr 

wichtig ist, einen Abänderungsantrag einbringen, der 

sich dadurch ergeben hat, dass in einem Kernbereich 

noch nicht alle Grundstücke entsprechend vergeben 

waren, trotzdem die entsprechende Wohnungsanzahl 

errichtet werden soll, und auch der Grünbereich mittel-

fristig ausgedehnt werden soll. Ich lese diesen Antrag 

jetzt nicht in aller Detailliertheit vor, ich glaube, dazu gibt 

es sowieso die Zustimmung aller Fraktionen. Es ist dies 

ein Abänderungsantrag gemeinsam mit den KollegInnen 

Bluma, Kubik, Spitzer und Maresch, und er dient der 

zügigen Umsetzung. - Ich darf diesen Abänderungsan-

trag somit einbringen. 

Zweitens bringe ich mit den genannten Kolleginnen 

und Kollegen einen Beschlussantrag ein, gemäß wel-

chem genau das realisiert wird, Herr Kollege Gara, was 

Sie verlangt haben, nämlich dass dort, wo die Einfamili-

enhäuser sind, im Zuge des Bauträgerwettbewerbs 

sozusagen maßvoll abgetreppt umgegangen wird, dass 

im Zuge der Vergabe des urbanen Bandes eine Bau-

gruppe gewählt wird, die bewirkt, dass dort die Erdge-

schoßzonen sehr belebt sind, dass überlegt wird, im 

Bereich des Grünzuges Wasserbiotope zu errichten, weil 

Wasser einen sehr emotionalen Charakter hat, und dass 

sehr viele weitere sinnvolle Projekte umzusetzen sind. 

Ich darf mit gewissem Amüsement feststellen, dass 

es einen Beschlussantrag der NEOS gibt, der dankens-

werterweise zugegangen ist, und dass die FPÖ möglich-

erweise auch noch einen einbringen wird, die über zwei 

Seiten wortident sind. Diese beiden Anträge sind wirklich 

wortident bis hin zu den Überschriften! Ich musste des-

wegen lachen, weil Ihnen da offenbar etwas passiert ist: 

Sie verlangen wortident das ganzjährige Wohnen im 

Bereich der Kleingärten. - Es steht bereits im Wid-

mungsakt, dass das, was Sie verlangen, der Fall sein 

soll! Sie verlangen, dass die Widmung zurückgehalten 

werden soll, damit das eingearbeitet werden kann, aber 

das steht bereits drinnen! Ich glaube, Kollegen Kubik ist 

gerne bereit, Ihnen zu sagen, dass dort ganzjähriges 

Wohnen möglich ist! Er ist ein besonderer Kämpfer im 

Bereich der Kleingärten. 

Aus Zeitgründen erwähne ich jetzt nicht die anderen 

Punkte in diesen gleichlautenden Anträgen, die - ich 

sage es jetzt freundlich - ein bisschen schrullig sind, aber 

ich glaube, der Kollege von der FPÖ kann erklären, wie 

es dazu kommt: Schreibt ihr von ihnen ab, oder schrei-

ben die von euch ab? - Eigentlich ist das praktisch, da 

erspart man sich Referenten, man kann sich ausmachen, 

dass man dann jeweils Copy and Paste macht, und zwar 

diesfalls bis hin zur Überschrift „Bebauung“. Die Über-

schrift „Bebauung“ gibt es im Antrag der NEOS und 

wortident im Antrag der FPÖ. Auch der erste Satz be-

ginnt gleich: „Mit einem Abänderungsantrag der Bezirks-

vertretung Floridsdorf …“ Die Anträge sind wirklich sei-

tenweise gleich, und sie haben auch, wie ich jetzt sehe, 

sogar fast dasselbe Schriftbild!  

Vielleicht gibt es eine neue Übereinstimmung! Es 

sind aber beide falsch, etwa betreffend Ekl und Eklw, 

und ein paar andere Dinge sind auch nicht richtig, aber 

macht ja nichts! 

Zusammenfassend: Ich halte das für ein langfristig 

für die Stadt Wien, weit über Floridsdorf hinausgehen-

des, grandioses Projekt im Bereich links der Donau. Ich 

bin sicher, dass auch die Donaustadt bald Entsprechen-

des bekommen wird.  

Ich freue mich und möchte mich auch für die intensi-

ve Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger bedanken, 

die, wie ich meine, dazu führt, dass es dazu auch hohe 

Akzeptanz gibt und dass hier eine Identität und ein Grün-

raum geschaffen werden. Ich hoffe, dass das bald zügig 

umgesetzt wird, und übergebe Ihnen unseren Beschlus-

santrag zu später Stunde. - Danke schön. (Beifall bei 

GRÜNEN und SPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort 

gemeldet ist Herr GR Niegl. Ich erteile ihm das Wort.  

GR Michael Niegl (FPÖ): Das war jetzt epische Brei-

te. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Kollegen! 

Wertes Publikum, sofern noch jemand munter ist! 

Vorerst möchte ich auf die Ausführungen des Herrn 

GR Chorherr eingehen, der in einer bewundernswerten 

beziehungsweise - wie ich einmal sagen möchte - in der 

ihm eigenen oberlehrerhaften Art wieder einmal heraus-

getreten ist und uns die Welt erklärt hat.  

Ich denke halt nur, dass Herr Chorherr ob seiner 

Spendenaffäre, die ja genau in diese Sache hineinfällt, 

vielleicht ein bisschen vorsichtig sein sollte, sich nicht so 

weit aus dem Fenster lehnen sollte, vielleicht ein wenig 

bei der Sache bleiben und seine eigenen Probleme ein-

mal behandeln sollte, bevor er andere belehrt. (Zwi-

schenruf bei den GRÜNEN.) Ich sage das jetzt nur. (Bei-

fall bei der FPÖ.) 

Bei der Widmungsgeschichte Ekl und Eklw haben 

wir, möglicherweise mea culpa, etwas übersehen: Soll so 

sein, Sie haben recht! Wenn es so ist, dann sind wir 

zufrieden und sagen: Ja. Dann soll diese Kleingarten-

siedlung bitte ihre Eklw-Widmung haben! Ist in Ordnung, 

da haben Sie Recht. Wo Sie Recht haben, ist es auch 

gut so.  

Nun einmal zur Bürgerbeteiligung, die immer so hoch 

angesetzt wird, insbesondere von den GRÜNEN: In 

Wahrheit ist das eine Farce! Die Leute fühlen sich, ich 

möchte jetzt das Wort nicht sagen, denn sonst bekomme 

ich einen Ordnungsruf, aber es fängt mit „V“ an. (GR 

Mag. Manfred Juraczka: Veräppelt!) Ja genau! (Heiter-

keit und Zwischenrufe bei GRÜNEN und ÖVP.)  

Meine Damen und Herren! Sache ist, dass der öffent-

liche Raum von euch immer besonders hervorgestellt 

wird: Ihr betont immer, dass der öffentliche Raum einen 

Platz bekommen soll, dass Grünraum geschaffen und 

dass insbesondere die Mobilität auf neue Beine gestellt 

werden soll. - Dazu kann ich nur sagen: Auch wir beken-

nen uns logischerweise zum sozialen Wohnbau und 
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auch zur Schaffung von Wohnraum. All das ist in Ord-

nung! So soll es ja sein, das ist ja kein Problem! Aber die 

Schaffung von neuem Wohnraum darf nicht auf Kosten 

der alteingesessenen Anrainer geschehen! Das darf 

einfach nicht sein! (GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Das 

geschieht ja nicht! - Zwischenruf von GR Dipl.-Ing. Martin 

Margulies.) Man muss mit Augenmaß diese Wohnbau-

projekte in Zusammenarbeit mit den Anrainern realisie-

ren.  

Das macht mich wirklich betroffen! - Ich weiß schon: 

Von oben herab, wie es die GRÜNEN sehen, und von 

oben herab, wie es die Sozialdemokraten schon immer 

betrachten, kann man dann leicht sagen: Wir haben ja 

Bürgerbeteiligung gemacht! All das kommt ja von den 

Bürgern, und wir wissen besser, was die Menschen 

brauchen. - Das mag Ihr Zugang sein! Unserer ist es 

nicht! (Zwischenruf von GRin Dr. Jennifer Kickert.) 

Es sei dabei auch angemerkt, dass euer städteplane-

risches Ziel der wachsenden Stadt durchaus hinterfragt 

werden darf. Das darf durchaus hinterfragt werden, denn 

ich frage mich: Woher nehmen Sie die Weisheit oder das 

vorausschauende, fast schon hellseherische Wissen, 

dass das zu etwas Gutem führen wird und dass das gut 

für uns Wiener, für die Bürger und für die Stadt sein 

wird? - Das wisst ihr wahrscheinlich selber nicht! Das 

habt ihr irgendwie erfunden, und jetzt könnt ihr von die-

sem Weg nicht mehr abgehen. (Zwischenrufe bei den 

GRÜNEN.)  

Wie viel Wachstum verträgt denn die Stadt? Und vor 

allem: Welcher Zeitraum wird da betrachtet? - Wir hatten 

schon einmal zwei Millionen Einwohner in dieser Stadt, 

und ich kann euch sagen, und jeder halbwegs Belesene 

wird das wissen: Das ist nicht gutgegangen! - Aber stört 

weiter ja nicht, oder?! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)  

Und es geht weiter: Sind Sie in der Lage, die Infra-

struktur überhaupt zu schaffen? Wir reden jetzt, wie wir 

gehört haben, von 15.000 Personen, die in Zukunft in 

diesem neuen Stadtentwicklungsgebiet wohnen werden. 

Die Straßen werden nicht weiter ausgebaut. Der öffentli-

che Verkehr stößt mittlerweile jetzt schon an die Gren-

zen. Aber wenn es nach den GRÜNEN geht, fahren 

natürlich alle mit dem Rad, schlendern gemütlich an den 

Promenaden der Alten Donau entlang und fühlen sich 

glücklich. - Aber das ist halt leider ein bisschen zu wenig! 

Das ist einfach zu wenig.  

Noch etwas kann ich euch auch sagen. Wenn ich 

vom Radfahren von den GRÜNEN höre, dann schla-

ckern mir nur die Ohren. Ich fahre wahrscheinlich mehr 

mit dem Rad als der ganze Grüne Klub im Monat! (Beifall 

bei der FPÖ. - GR Mag. Rüdiger Maresch: Mit dem Zim-

merfahrrad! - Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.)  

Genau. Ja, ja. - Wo der Vorteil für uns Wiener liegen 

soll, nachdem dieser Zuzug von euch ja förmlich nach 

Wien angezogen werden soll, möchte ich wirklich wis-

sen! Ich wiederhole nämlich: Der Zuzug, den ihr mit 

eurem Sozialsystem anzieht, erfolgt ausschließlich ins 

Sozialsystem! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Dieser Zuzug 

erfolgt ausschließlich ins Sozialsystem, und da gibt es 

logischerweise auch keine Wertschöpfung, sondern das 

wird immer nur teurer, und logischerweise kann auch der 

soziale Wohnbau nicht mithalten, weil das so einfach 

nicht läuft! (Zwischenruf von GRin Kathrin Gaal.) 

Im Zusammenhang mit dem Vorschlag der Flächen-

widmung, der in der Bezirksvertretung beschlossen wur-

de, sind erfreulicherweise bereits einige Punkte umge-

setzt worden beziehungsweise sind mittlerweile in der 

Planung enthalten. Das ist in Ordnung. Das ist gut so. 

Das freut uns auch. Jedoch geht uns diese Sache nicht 

weit genug, und deswegen fordern wir noch einige ande-

re Dinge. Daher darf ich jetzt auch einen Beschlussan-

trag einbringen, der etwas weiter geht. (Zwischenrufe bei 

der SPÖ.) Ich erkläre es gleich! Nur keinen Stress, ganz 

ruhig bleiben! Ich weiß, es ist schon spät, und wir sind 

alle schon ein bisschen müde, aber es geht schon! Ich 

werde mich nicht zu weit verbreitern. 

Ich möchte noch einmal vor Augen führen, dass es 

euch nicht gut zu Gesicht steht … (GR Dr. Kurt Stürzen-

becher: Sagen Sie nicht „euch“, sondern „Ihnen“! Das ist 

die korrekte Anrede!) Es steht euch nicht zu Gesicht, 

dass die Baulobby nicht das ist, was ihr eigentlich ver-

antwortet sollt, sondern dass in der Baulobby offenbar 

Kollege Chorherr federführend ist! - Ihr habt Verantwor-

tung für die Bevölkerung, ihr habt Verantwortung für die 

Menschen und nicht für die Begehrlichkeiten der Baulob-

by! (GR Dipl.-Ing. Martin Margulies: Das heißt „Sie ha-

ben“ und nicht „ihr habt“!)  

Es läge in Ihrer Verantwortung, nicht laufend Netz-

werke zu bedienen und von dieser abgehobenen Stadt-

politik abzulassen! Aber das können Sie natürlich nicht 

tun, weil man dann offenbar Probleme mit Verbindlichkei-

ten hat! Hören Sie auf, den Bürgern … (Zwischenruf von 

GR Mag. Josef Taucher.) Vielleicht könnte man das so 

sagen, danke für den Einwurf! 

Sie sollten aber, wie gesagt, den Bürgern Aufmerk-

samkeit schenken und einfach auf die Bürger hören, 

denn deren Forderungen sind gar nicht überzogen: Es 

geht um eine abgestufte Flächenwidmung. - Jetzt hört 

man, dass das jetzt hier angedacht wird, und wir hoffen 

und wünschen uns, dass das so umgesetzt wird! Den-

noch sollte das im Flächenwidmungsplan eindeutig auch 

mit Bauklassen Niederschlag finden. 

Die Infrastruktur und die Gesundheitsversorgung 

wurden ebenfalls schon angesprochen. Auch in diesem 

Bereich dürfen wir hoffen! Bis dato gibt es wohl Bekennt-

nisse, aber wir werden halt einmal schauen, was wirklich 

von Ihnen umgesetzt wird! 

Unumgänglich wäre natürlich auch eine Umweltver-

träglichkeitsprüfung, insbesondere betreffend die Alte 

Donau im Zusammenhang mit dem ökologischen Zu-

stand des Gewässers, damit die Qualität erhalten bleibt. 

Im Übrigen wäre meines Erachtens von der Stadt Wien 

vielleicht auch einmal anzudenken, die Algenmahd in der 

Alten Donau auf einen brauchbaren Level zu bringen, 

dass das Ganze auch wirklich funktioniert. Vor allem 

müssten die Organisation der vorläufig lediglich drei 

vorhandenen Algenmahdboote so erfolgen, dass sie 

nicht quer über die Alte Donau fahren, wenn sie voll 

beladen sind, sondern dass die Anlegestellen so platziert 

werden, dass sie, wenn die Boote voll sind, die Mahd 

entsprechend entsorgen können, denn jetzt fahren diese 
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drei Boote an und für sich sinnlos im Kreis, und das 

kostet Zeit und Ressourcen. 

Wie gesagt: Ein Verkehrskonzept wäre ebenfalls 

notwendig, und zwar natürlich nicht nur für den jetzt zur 

Debatte stehenden Bereich in Floridsdorf, sondern für 

den ganzen Bereich Floridsdorf und Donaustadt. Und die 

Phantasievorstellungen der GRÜNEN, dass alle glücklich 

mit dem Radl fahren und zu Fuß gehen, ist eben nicht 

umsetzbar. Das funktioniert einfach nicht! Das glauben 

Sie halt! Aber die Bürger sind dagegen. (Zwischenrufe 

bei den GRÜNEN.) Ja! Fahrt mit dem Lastenfahrrad 

herum, fahrt im Kreis! Alles klar! Kein Problem! (Zwi-

schenruf von GR Mag. Christoph Chorherr.) Ja. Ja. So 

funktioniert es aber nicht!  

In der Abstimmung muss man aber logischerweise 

auch ausreichend Verkehrsflächen schaffen, und zu 

diesen Verkehrsflächen gehören logischerweise auch 

ausreichend Stellplätze. Diese autofreien Siedlungen 

gehören nämlich eher zum Weltbild einer fast schon 

linksideologischen Hippiegesellschaft! (Ironische Heiter-

keit und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ja wirklich! 

Das ist das Weltbild einer linksideologischen Hippiebe-

wegung, die autofreie Siedlungen haben möchte! Aber 

wozu führen diese autofreien Siedlungen? - Dass in den 

Siedlungen, die ihr neu schafft, keine Autos auf freiem 

Grund stehen dürfen und die Herrschaften dann logi-

scherweise ausweichen und die umliegenden Anrainer-

siedlungen zuparken! (GR Dipl.-Ing. Martin Margulies: 

„Sie“, nicht „ihr“! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜ-

NEN.)  

Klar! Ganz klar! Ich kann das auch erklären. Es ist ja 

ganz logisch: Ihr schafft Stellplätze und unter Umständen 

Garagen, die aber nicht ausreichen, denn ihr stellt ja 

nicht einmal ausreichend Stellplätze zur Verfügung. Und 

wenn diese Leute, die dort wohnen, Gäste haben, wo 

parken die dann? In den Garagen? - Nein, deren Autos 

stehen dann einfach irgendwo herum, wo eben Parkplatz 

vorhanden ist! (Zwischenruf von GRin Dr. Jennifer Ki-

ckert.) Alles klar! Ja, ja! Na klar. (Zwischenruf von GR 

Mag. Christoph Chorherr.) Ja. Ja. Ja. Super! Passt 

schon! Man sieht wieder, wo ihr steht! (Zwischenruf von 

GR Mag. Rüdiger Maresch.) Und man sieht an eurer Art, 

wie berechtigt es ist, dass ihr aus dem Nationalrat hin-

ausgeflogen seid! Es ist ein richtiger Genuss, euch klei-

nes Häufchen hier weiter zu sehen! (Beifall bei der 

FPÖ. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

In der Realität brauchen die Menschen nämlich ihre 

Autos. Das ist auch ein Teil der freien Mobilität, das steht 

den Menschen zu, auch wenn ihr das so nicht wollt! Die 

Realität sieht einfach anders aus. 

Meine Damen und Herren! Nehmen Sie die Bürger 

einmal ernst! Nehmen Sie Ihre Verantwortung wahr! 

Geben Sie uns mit Zustimmung zu diesem von uns ein-

gebrachten Antrag die Chance, die Anliegen der Bürger 

zu berücksichtigen und ein Mal, nur ein Mal ein Stadt-

entwicklungsprojekt im Sinne der Bürger umzusetzen! 

Bitte, meine Damen und Herren, geben Sie uns nur ein 

Mal eine Chance! Das ist ja nicht so schwer: Stimmen 

Sie unserem Antrag zu. - Danke schön. (Beifall bei der 

FPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

gemeldet ist GR Mag. Maresch. Ich erteile ihm das Wort.  

GR Mag. Rüdiger Maresch (GRÜNE): Jetzt weiß ich 

wenigstens, wo ich mit meinem Mercedes immer parken 

kann, nämlich beim Kollegen Niegl! Das ist sicherlich 

super, wenn ich zu meinem Hippie-Auftritt mit dem Hip-

pie-Mercedes vorfahre! 

So. Jetzt aber ganz ernst zu der Geschichte: Ich war 

immer wieder draußen in der Dückegasse, und ich habe 

auch immer wieder dieses Zelt beziehungsweise dieses 

Plastikglashaus, wenn man es so nennen will, gesehen. 

Dort gab es immer Bürgerbeteiligung, und ich habe mit 

mehreren Menschen gesprochen, die bei Veranstaltun-

gen draußen waren. Ich habe allerdings eine Person 

beziehungsweise einige Personen nicht gesehen, näm-

lich zum Beispiel - jetzt bin ich per Sie - Sie, Herr Kollege 

Niegl! Sie waren, glaube ich, nicht wahnsinnig oft bei der 

Bürgerbeteiligung, und die FPÖ hat dort wahrscheinlich 

immer wieder mit Nichtanwesenheit und Nichtvorhan-

densein geglänzt!  

Man kann das schon so machen: Man kann dann 

immer die Höflichkeitsform mit der zweiten Person ver-

wechseln und sagen „euch“, „ihr“ beziehungsweise ir-

gendwie in dieser Art. Das kann zwar schon beeindru-

cken, mich hat das aber nicht wahnsinnig beeindruckt! - 

Das war der erste Punkt.  

Zweitens möchte ich sagen: Im Grund genommen 

wurde in den Jahren 2000/2001 bei den Koalitionsver-

handlungen ausgemacht, dass es dort die Grünoase 

Donaufeldbach geben wird, diesen ganzen Grünzug, der 

ursprünglich eine Verbindung vom Marchfeldkanal bis 

zur Alten Donau sein sollen hätte. Und dieser große 

Grünzug wird jetzt verwirklicht. Er ist in weiten Teilen 

zwar schon gewidmet, aber noch nicht angekauft, doch 

dort geschieht schon einiges, das muss man sagen!  

Kollege Gara hat uns zwar gesagt, dass es ihm um 

die Grünflächen und die ökologischen Fragen geht, hat 

dann aber nicht gesagt, welche ökologischen Fragen er 

meint. Das hast du nicht gesagt! 

Uns geht es sehr wohl darum, dass dort Gemein-

schaftsgärten sein werden. Es gibt dort das Paradeis-

gartl, es gibt dort in Wirklichkeit jetzt schon die 

Bioschanze, und daher kann man meiner Meinung nach 

nicht sagen, dass das eigentlich im Grund genommen 

nur eine Asphaltfläche oder Ähnliches ist! 

Im Zusammenhang mit den Verkehrsadern hat Kolle-

ge Gara davon gesprochen, dass der 25er nicht im Öffi-

Paket ist. - Das stimmt nicht ganz! Er kommt in der zwei-

ten Tranche vor, das kann man übrigens im „Fachkon-

zept Mobilität“ nachlesen, und zwar wird das in der 

Nordmanngasse sein, um es ganz genau zu sagen. 

Dann kommt außerdem immer wieder zum Beispiel 

von der FPÖ der Schmäh: Mit dem Rad werden alle nicht 

fahren, das ist nicht so und überhaupt und außerdem. - 

Sehen wir uns jetzt einmal den Modal-Split an, der in 

Wien erhoben wurde: 27 Prozent der Wege werden in 

Wien mit dem Auto erledigt, 27 Prozent gehen zu Fuß, 

40 Prozent fahren mit den Öffis, und 7 Prozent fahren mit 

dem Fahrrad. - Ich meine, in Anbetracht dessen kann 
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man schon darüber nachdenken, ob wir so wahnsinnig 

viel Platz für das Auto brauchen oder nicht! 

Wenn man dann dazwischen wieder hört, dass man 

„aus dem Parlament geflogen“ ist, dann möchte ich sa-

gen: Ich kann mich erinnern, dass es einmal zwei Partei-

en gegeben hat, die so ähnlich beisammen waren. Da-

mals hat Kollege Hufnagl etwas Interessantes gesagt, 

nämlich: „Den Vereinigungsparteitag sollten die beiden 

Parteien vielleicht doch in den Räumlichkeiten der 

Staatsanwaltschaft durchführen, denn dort ist der Zugriff 

nicht so schwierig.“ - Und recht hat er gehabt! 

Jetzt denke ich mir: Wunderbar! Es gibt einen Fi-

nanzminister, der ursprünglich einmal FPÖ-

Landeshauptmann-Stellvertreter war. (GR Ing. Udo Gug-

genbichler, MSc: Das war einmal!) Das war einmal, ge-

nau! Es könnte aber sein, dass der vielleicht doch ir-

gendwann einmal in der Welt die gesiebte Luft einatmen 

wird, und ich sage Ihnen: Dafür habe ich mir ein Sektfla-

scherl aufgehoben, und dann werde ich darauf ansto-

ßen! - Aber das ist eine ganz andere Geschichte! (Zwi-

schenrufe bei der FPÖ.) 

Jetzt noch einmal zurück zu der Verkehrsgeschichte: 

Vor langer Zeit haben dort die Bürger gemeinsam mit der 

MA 18 eine Mobilitätsmappe entwickelt. Das ist wirklich 

etwas sehr Tolles, das sollte man nicht vergessen! 

Also noch einmal: Den öffentlichen Verkehr haben 

wir nicht nur im Auge, sondern diesen treiben wir voran. 

Der Grünzug ist eine schöne Geschichte, ich nenne nur 

die Stichworte Bioschanze, Paradeisgartl, Gemein-

schaftsgärten. Es gibt dort einen sehr, sehr großen Grün-

raum für die Bevölkerung, das wird eines der schönsten 

Gebiete, nicht nur jenseits der Donau, sondern in ganz 

Wien. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schluss-

wort.  

Damit kommen wir zur Abstimmung über den Abän-

derungsantrag der Gemeinderäte Chorherr, Maresch, 

Kubik, Bluma und Spitzer. Ich nehme an, dieser ist allen 

Fraktionen bekannt, und ich erspare mir jetzt mit Ihrer 

Zustimmung die Verlesung dieses Abänderungsantrags. 

Wir stimmen also jetzt über den Abänderungsantrag zum 

Poststück 125 ab. Wer diesem Abänderungsantrag zu-

stimmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Zustimmung erfolgt von SPÖ und GRÜNEN 

gegen FPÖ, ÖVP und NEOS. Der Antrag ist somit mehr-

stimmig angenommen. 

Somit kommen wir nunmehr zu der mit diesem Ab-

änderungsantrag abgeänderten Postnummer 125 und 

stimmen über diese Postnummer 125 in der gerade 

beschlossenen Form ab. Wer hier zustimmen will, den 

bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung 

erfolgt von SPÖ und GRÜNEN gegen FPÖ, ÖVP und 

NEOS, somit mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die einge-

brachten Beschluss- und Resolutionsanträge.  

Ich bitte, nur dann zu fotografieren, wenn es vorher 

angemeldet wurde! 

Ich komme zur Abstimmung des Beschlussantrags 

der NEOS betreffend unzureichende Voraussetzungen 

zur Umsetzung des Plans 8130. Hier wird die sofortige 

Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag seine Zustim-

mung erteilen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Ich stelle fest: Zustimmung von NEOS, ÖVP, 

FPÖ gegen SPÖ und GRÜNE, somit keine Mehrheit. 

Ich komme zur Abstimmung des Antrages der Ge-

meinderäte Chorherr, Maresch, Kubik, Bluma und Spit-

zer, also der GRÜNEN und der SPÖ, betreffend Stadt-

erweiterungsgebiet Donaufeld. Auch diesbezüglich ist die 

sofortige Abstimmung beantragt. Wer diesem Antrag 

zustimmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das ist Zustimmung bei SPÖ und GRÜNEN 

gegen NEOS, ÖVP und FPÖ und somit mehrstimmig 

angenommen. 

Zuletzt stimmen wir ab über den Antrag der Gemein-

deräte Niegl, Baron, Irschik, Unger, Hofbauer, Schütz 

und Stumpf betreffend Beschlussfassung des Plans 

Nummer 8130/Stadtentwicklung Donaufeld Ost. Hier ist 

auch die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um 

ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle fest: Zustimmung 

von NEOS, ÖVP und FPÖ gegen … (GR Mag. Manfred 

Juraczka: Die ÖVP stimmt nicht zu!) Keine Zustimmung 

der ÖVP? Ich berichtige: Zustimmung von NEOS und 

FPÖ gegen SPÖ, ÖVP und GRÜNE. Das ist somit 

mehrheitlich abgelehnt. - Danke für die Korrektur!  

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 127. Sie be-

trifft das Plandokument 8199 im 3. Bezirk, KatG Land-

straße. Berichterstatter ist Herr GR Kubik. Ich bitte ihn, 

die Verhandlung einzuleiten. - Ich erfahre gerade, dass 

sich Frau GRin Schwarz streichen hat lassen. Damit 

haben wir keine Debattenredner. 

Somit kommen wir sofort zur Abstimmung über die 

Postnummer 127. Wer dieser Postnummer seine Zu-

stimmung erteilen will, den bitte ich um ein Zeichen mit 

der Hand. - Das ist Zustimmung von NEOS, FPÖ, SPÖ 

und GRÜNEN gegen ÖVP, und somit muss ich eintra-

gen: Mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 128 der Tagesordnung gelangt nun zur 

Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 8200 im 7. 

Bezirk, KatG Neubau. Haben wir diesfalls eine Mel-

dung? - Ja.  

Gibt es bitte einen Schriftführer, der Kollegin Olischar 

kurz ablösen kann? - Danke, Herr Kollege Wiederkehr.  

Dann bitte ich den Berichterstatter, Herrn GR Holz-

mann, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Holzmann: Sehr geehrte 

Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zu Post 

128. 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. 

Olischar. Sie haben das Wort.  

GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Vie-

len Dank und vielen Dank auch für das schnelle Ein-

springen! 

Ich möchte es auch ganz kurz machen: Es ist dies 

ein recht umfangreiches Plandokument, in dem viele 

verschiedene Punkte jetzt neu überarbeitet wurden. 
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Ich möchte mich ganz konkret auf ein Detail jetzt 

konzentrieren, das ich auch ansprechen möchte, und 

zwar geht es um die im Plandokument erlassene Ein- 

und Ausfahrtssperre in der Westbahnstraße. Das ist für 

uns nicht hundertprozentig nachvollziehbar, denn es 

werden zwar bestehende Garagen ausgenommen, das 

heißt, es ist nach wie vor eine Ein- oder Zufahrt möglich, 

begründet war die Verhängung aber damit, dass der 

öffentliche Verkehr nicht weiter behindert werden soll. - 

Ich verstehe also nicht ganz, warum bestehende Gara-

gen ausgenommen sind, denn auch durch die Ein- und 

Ausfahrt bei diesen Garagen wird ja die Straßenbahn 

behindert! Das ist für mich nicht hundertprozentig nach-

vollziehbar.  

Der zweite Punkt, den wir ganz stark kritisieren, ist, 

dass durch so eine Ein- und Ausfahrtssperre die dortigen 

Immobilen schon bis zu einem gewissen Grad sehr stark 

beeinträchtigt werden und natürlich auch die Eigentümer. 

Dementsprechend können wir unsere Zustimmung zu 

dieser Flächenwidmung nicht geben. - Vielen herzlichen 

Dank. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort 

gemeldet hat sich GR Lindenmayr. Ich erteile ihm das 

Wort. 

GR Siegi Lindenmayr (SPÖ): Herr Berichterstatter! 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch recht kurz: Der 7. Bezirk ist einer der kleinsten 

Bezirke Wiens, aber der mit 72 Prozent Baufläche am 

dichtesten verbaute. Dazu kommen noch 25 Prozent 

Verkehrsfläche. Es nimmt aber der Verkehr innerstäd-

tisch doch stark ab, und in der Zwischenzeit stehen auch 

schon Garagen leer. Tatsache ist, dass es auf der West-

bahnstraße bestehende Ein- und Ausfahrten gibt. Wir 

wollten diese nicht zumauern lassen, das wäre doch 

tatsächlich eine Entwertung der bestehenden Immobi-

lien, aber zusätzliche Garagenein- und -ausfahrten wür-

den doch den öffentlichen Verkehr sehr stark beeinträch-

tigen. Daher ist es im Sinne dessen, was ich vorher 

gesagt habe, eine sehr gute Maßnahme im Sinne des 

öffentlichen Verkehrs. Der 7. Bezirk ist sehr gut öffentlich 

erschlossen, es gibt drei U-Bahn-Linien, es gibt drei 

Straßenbahnlinien, es gibt Autobusse. Daher ist diese 

Maßnahme durchaus vertretbar, und ich ersuche daher 

um Zustimmung zu diesem Aktenstück. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Der Berichterstatter verzichtet 

auf das Schlusswort. Die Debatte ist zuvor geschlossen 

gewesen.  

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung der Post-

nummer 128. Wer dieser Postnummer seine Zustim-

mung erteilen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das ist Zustimmung bei NEOS, SPÖ und GRÜ-

NEN und somit mehrstimmig angenommen.  

Es gelangt Postnummer 129 zur Verhandlung. Sie 

betrifft die Energierahmenstrategie 2030 für Wien. Ich 

bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Ver-

handlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 

verzichte auf die 20-minütige Einleitung und ersuche um 

Zustimmung.  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr. Gara. Sie 

haben das Wort. 

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Werte KollegInnen! 

Es ist knapp vor Mitternacht, ich möchte nur ganz 

kurz darauf eingehen, obwohl es eigentlich spannend 

wäre, länger über dieses Thema zu diskutieren, aber das 

mache ich jetzt nicht. Ich finde es grundsätzlich gut, dass 

es diese Energierahmenstrategie jetzt gibt. Was man ein 

bisschen erkennt, was diese Strategie betrifft, ist, dass 

sie schon ein Stück weg ein Kompromiss ist, aber ich 

finde es gut, dass hier einmal zwei Geschäftsgruppen, 

nämlich auf der einen Seite Umwelt und Wiener Stadt-

werke und auf der anderen Seite die Stadtentwicklung 

mit Energie gemeinsam ein Papier entwickelt haben, das 

letztendlich dazu dienen sollte, die Smart-City-

Rahmenstrategie, in der wir ja schon etliches beschlos-

sen haben, was die Energieziele für Wien betrifft, ein 

Stück weg zu detaillieren. Ich betone, ein Stück weg, da 

ginge schon auch noch mehr. Mir ist schon klar, dass 

das jetzt wieder einmal ein zusätzliches Dach zum ei-

gentlichen Dach der Smart-City-Rahmenstrategie ist und 

dass, so wie hier skizziert, noch weitere Details folgen 

werden. Es ist aber immerhin ein erster Schritt, und ich 

halte das auch für wichtig. Deswegen stimmen wir dem 

auch zu. 

Ich werde trotzdem hier einen Antrag einbringen, weil 

mir das in manchen Bereichen etwas zu schwammig ist, 

nämlich vor dem Hintergrund, dass das unter dem Dach 

der Smart-City-Rahmenstrategie noch einmal eine all-

gemeine Erklärung ist. Hier würde ich mir also schon 

mehr konkrete Zielsetzungen und Zielpläne, und so 

weiter erwarten. Auch das Monitoring ist in der Diskussi-

on noch sehr allgemein gehalten, daran erkennt man, 

dass es eben ein wichtiges, aber doch ein Kompromiss-

papier ist. Immerhin sprechen hier aber zwei Geschäfts-

gruppen im Kontext der Energie, und das ist auch für die 

Energie- und Klimastrategie ein wesentliches Thema. Es 

ist im Übrigen auch das, was ich mir von der neuen Bun-

desregierung erwarte, dass das endlich einmal hier in die 

Gänge kommt. 

Deswegen reiche ich hier einen Beschlussantrag ein, 

dass sich der Gemeinderat dafür ausspricht, dass man 

gerade den Bereich des Kapitels Umsetzung und Monito-

ring der Energierahmenstrategie im kommenden Jahr 

auch noch weiter überarbeitet und detailliert und nicht 

erst in drei Jahren wieder vorlegt, dass man hier einfach 

die konkreten Ziele und auch die Instrumente, die dann 

letztendlich notwendig sind, entsprechend präzisiert. 

(Beifall bei den NEOS.) 

Im Zuge dessen - und das ist ja das Schöne, wenn 

man dann schon eine Rahmenstrategie hat - könnte man 

endlich einmal das umsetzen, was ich in einer der letzten 

Debatten auch schon angemerkt habe, dass es mich 

sehr überrascht, dass es große öffentliche Gebäude in 

dieser Stadt gibt, die eigentlich ideal für ein Bürgersolar-

kraftwerk sind, das aber letztendlich irgendwie nicht 
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mitgedacht, eingeplant oder sonst wie wurde, und dass 

man sich hier nicht einigen konnte, wie man das reali-

siert. Das verstehe ich überhaupt nicht. Letztendlich 

muss es aber passieren und daher ist es ein zweiter 

Antrag, den ich einbringe, der allerdings die Zuweisung 

an den Ausschuss enthält, dass der Wiener Gemeinderat 

sich dafür ausspricht, dass auf dem Dach des Kranken-

hauses Nord ein Bürgersolarkraftwerk errichtet wird. Das 

hätte auch den großen Vorteil, dass es das größte Öster-

reichs wäre und eine wirklich gute Chance. Es gibt kaum 

einen besseren Standort für ein solches Bürgersolar-

kraftwerk, und daher ersuche ich sehr stark, diesem 

Antrag zuzustimmen und das letztendlich auch zu reali-

sieren. - Danke schön. (Beifall bei den NEOS.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort 

gemeldet ist Herr GR Baron. Sie haben das Wort.  

GR Karl Baron (FPÖ): Mein sehr verehrten Damen 

und Herren! 

Auch in aller Kürze: Das Energierahmenstrategiepro-

gramm 2030 hat im Wesentlichen den Sinn, Energie 

sinnvoll zu verwenden beziehungsweise unnötigen 

Energieverbrauch einzusparen. Da fehlen meiner Mei-

nung nach wichtige Punkte, zum Beispiel ein Stauver-

meidungskonzept im Individualverkehr. In Wien wäre das 

längst und dringend nötig. Es wird tagtäglich sinnlose 

Energie verschwendet, und hier wäre einiges einzuholen. 

Weiters fehlt ein Ampelsteuerungskonzept. Ver-

kehrsampeln sind in anderen Großstädten weit moderner 

geregelt. Es ist in der verkehrsarmen Zeit durchaus mög-

lich, dass die Ampeln den herannahenden Verkehr er-

kennen und es somit gar nicht zu Anhaltungen kommt. 

Die Parkplatzvernichtungsstrategie der GRÜNEN spielt 

auch einiges mit. Es wird auch unnötige Energie damit 

verschwendet, Parkplätze zu suchen und zu finden, es 

werden immer weniger. Auch hier gehört einiges ge-

macht. Somit gibt es von uns keine Zustimmung. - Danke 

(Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Als nächs-

ter Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Taucher. 

Ich erteile ihm das Wort.  

GR Mag. Josef Taucher (SPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

In aller Länge, nein, auch in aller Kürze zur Ener-

gierahmenstrategie 2030: Eingangs möchte ich mich bei 

einem der Hauptverantwortlichen für diese Strategie, 

beim Herrn Herbert Pöschl, bedanken, Leiter der Stab-

stelle Energie, der hat das gemeinsam mit unserer zwei-

ten Geschäftsstelle für Stadtentwicklung federführend 

ausgearbeitet. Worum geht es hier? - Es geht hier nicht 

um den Autoverkehr, sondern um die Deklination von 

übergeordneten Zielen, dass wir sozusagen das Paris-

Abkommen durchdeklinieren, die Dekarbonisierung un-

serer Gesellschaft, also weg von den fossilen Brennstof-

fen und Gas, hin zu erneuerbarer Energie, hin zu höhe-

rer Energieeffizienz, hin zu sozialer Unterstützung der 

Bürger auch im Energieverbrauch. Das heißt, wir müs-

sen auch schauen, dass für die Wirtschaft sowie für die 

BewohnerInnen Energie sicher zur Verfügung gestellt 

wird. Wenn es eine Dunkelflaute gibt, also kein Sonnen-

licht für PV-Strom oder keinen Wind, dann braucht es 

auch trotzdem weiterhin Gas, um die Spitzen abzude-

cken. Es geht darum, das Netz stabil zu halten, auch in 

Zeiten, wenn wir mit der erneuerbaren Energie wenig 

einspeisen können. Es geht darum, Abwärme sinnvoll zu 

nutzen und sie in das Fernwärmenetz einzuspeisen. 

Auch hier gibt es vorbildliche Projekte, die schon im 

Anlaufen sind wie das GeoTIFF Wien, wo wir versuchen, 

die Thermalschichten unter Wien herauszufinden und 

dann auch anzubohren und das auch in das Fernwärme-

netz einzuspeisen. Ziel ist also eine Dekarbonisierung, 

eine Co2-Reduktion und eine stabile Energieversorgung 

für diese Millionenstadt. 

Abschließend kann man sagen, dass die Energiestra-

tegie natürlich nicht detailliert ist, so wie es Kollege Gara 

gefordert hat, es ist eben eine Strategie, es gibt eine 

Richtung vor. Sie ist in andere Strategien wie zum Bei-

spiel in die Smart-City-Strategie eingebettet, aber als 

Succus, wenn man es verdichtet, dann kann man sagen: 

Mit dieser Strategie ist Wien fit für die Zukunft bis 2020, 

und diese Strategie zeigt den Weg vor. Daher ersuche 

ich um Zustimmung. - Danke sehr! (Beifall bei SPÖ und 

GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort 

gemeldet ist noch Herr GR Mag. Chorherr. Ich erteile ihm 

das Wort! (GR Gerhard Kubik: Jetzt machst du dich 

beliebt!) 

GR Mag. Christoph Chorherr (GRÜNE): Speziell auf 

Wunsch des Kollegen Kubik habe ich mich noch einmal 

zu Wort gemeldet. Die Energierahmenstrategie hätte 

sich in der Tat eine ausführliche Diskussion zu einem 

besseren Zeitpunkt verdient, angesichts der Tatsache, 

dass wir in einem Rahmen leben, wo wirklich Maßnah-

men zum Klimaschutz von hervorragender Bedeutung 

sind und hier wirklich Fundamentales festschreiben, dass 

wir uns bis zum Jahr 2050 eine CO2-Reduktion um 80 

Prozent in Wien vornehmen. Das ist viel, das ist sehr 

viel, und das setzt ganz wesentliche Dinge voraus. 

Im Konkreten wird verwiesen - und das werden wir, 

hoffe ich, in einem Monat schon vorlegen können -, dass 

wir im Bauen, im Bereich Heizen und Kühlen die Bau-

ordnung nach diesen Prinzipien umgestalten. Ich denke, 

da sind die Verhandlungen, wenn ich Marathondistanzen 

denke bei 42 komma ein bisschen etwas, ein paar Meter 

haben wir noch zu gehen, um das umzusetzen. 

Selbst für den Kollegen Baron ist hier herinnen etwas 

zu finden. Er sucht eine Stauvermeidungsstrategie, die 

ist da enthalten, nämlich die starke Forcierung des öf-

fentlichen Verkehrs, die starke Forcierung des Fußgän-

ger- und Radverkehrs. (Zwischenruf von GR Karl Baron.) 

Sie wissen, was der Stau ist? - Ein Stau ist, wenn es zu 

viele Autos auf der Straße gibt. Wenn weniger Autos auf 

der Straße sind, staut es weniger. (GR Mag. Manfred 

Juraczka: Nur, wenn ihr nicht alles zurückbaut!) Insofern 

haben wir auch hier das Stauprogramm, das Stauver-

meidungsprogramm, wenn wir es vollinhaltlich dem an-

schließen, auch herinnen, und vielleicht kann dann sogar 

der Herr Kollege Baron dieser Energierahmenstrategie 

zustimmen. 

Ich freue mich über die Zusammenarbeit dieser bei-

den Geschäftsgruppen in diesem wichtigen Bereich des 
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Klimaschutzes, der Energieeffizienz und auch mit der 

hier verankerten Energieraumplanung, um wirklich weite 

Wege zu gehen. Noch einmal Danke dem Kollegen Ku-

bik, dass du mich dazu gebracht hast, dazu eine Wort-

meldung zu machen. - Danke, meine Damen und Her-

ren! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zu Wort ist 

niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Damit kommen wir zur Abstimmung über die Post-

nummer 129. Wer für diese Postnummer ist, den bitte ich 

um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe Zustimmung bei 

NEOS, ÖVP, GRÜNEN und SPÖ gegen FPÖ und somit 

mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung der beiden eingebrach-

ten Beschlussanträge. 

Erster Beschlussantrag des GR Gara und weiterer 

Abgeordneter betreffend Ergänzung der Energierah-

menstrategie 2030 für Wien um ein ausführliches Um-

setzungs- und Monitoringkonzept. Die sofortige Abstim-

mung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den 

bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung bei 

ÖVP, NEOS und FPÖ gegen GRÜNE und SPÖ, keine 

Mehrheit. 

Zweiter Beschlussantrag des GR Gara und weiterer 

Gemeinderäte betreffend Realisierung eines Bürgerso-

larkraftwerks auf dem Dach des Krankenhauses Nord. 

Da ist die Zuweisung an die Gemeinderatsausschüsse 

Soziales und Umwelt beantragt. Wer dieser Zuweisung 

zustimmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Zustimmung bei ÖVP, NEOS, FPÖ gegen GRÜ-

NE und SPÖ und somit keine Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 130 der Tagesord-

nung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 

8189 im 20. Bezirk, KatG Brigittenau. Ich bitte den Be-

richterstatter GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten.  

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 

ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Ich eröffne 

die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. 

Emmerling. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Herr 

Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Es ist leider ein bisschen komplexer, also muss ich 

das schon ausführen. Es wird nicht allzu schnell gehen, 

aber ich werde mich natürlich bemühen. 

Es geht um das Plandokument im 20. Bezirk, die flu-

viale Stadtlandschaft, das mit seiner Signalarchitektur an 

bevorzugten Punkten mit hervorragender Öffi-Anbindung 

ermöglicht werden soll. Wir finden den Entwurf prinzipiell 

gut, sehr sinnvoll, auch das Gestaltungsprojekt gefällt 

uns grundsätzlich, aber es gibt bei diesem Flächenwid-

mungsplan ein No-go und zwar etwas, das eigentlich so 

nicht sein darf. Es wird hier bewusst kein Stellplatzregu-

lativ vorgeschlagen. Ich weiß schon, da gehen die Mei-

nungen wieder auseinander, aber man muss sich schon 

an Dinge halten, die man selbst hier einmal vereinbart 

hat und vor allem auch darüber nachdenken, was hier 

sinnvoll ist. 

Wir haben an diesem Standort hochrangige Halte-

stellen des öffentlichen Verkehrs, nämlich Straßenbahn, 

S-Bahn, die U-Bahn-Station Dresdner Straße in unmit-

telbarer Nähe. Hier kein Stellplatzregulativ einzuführen, 

widerspricht eindeutig dem Fachkonzept Hochhäuser 

von 2014, wo drinnensteht: „Für die gebotene Verkehrs-

verträglichkeit dürfen Hochhausnutzungen einen maxi-

malen motorisierten Individualverkehrsanteil von 20 

Prozent nicht überschreiten. Dazu ist das Stellplatzregu-

lativ anzuwenden.“  

Ebenso widerspricht dieses Vorgehen, wie wir es 

jetzt haben, den Vorgaben aus dem Fachkonzept Mobili-

tät, wo drinnensteht: „In Gebieten mit besonders guter 

Anbindung an den öffentlichen Verkehr werden zusätz-

lich auch Maximalzahlen für Stellplätze auf Privatgrund 

festgelegt.“ Auch der Fachbeirat für Stadtplanung hat 

eigentlich empfohlen, ich zitiere: „Für diesen sehr gut 

erschlossenen Standort wird ein Stellplatzregulativ mit 70 

Prozent vorgeschlagen.“ Jetzt kommt es: „Auch der 

Projektwerber, also der Bauträger wollte ein Stellplatzre-

gulativ und hat darum angesucht, man hat es ihm aber 

einfach nicht gewährt.“ Warum, ist ein bisschen unklar, 

man sagt, die Bauordnung war damals noch nicht in 

Kraft, es war eine andere Regelung. Das ist aber schon 

an den Haaren herbeigezogen, denn wenn es alle emp-

fehlen, weil es in einem Fachkonzept drinnensteht, der 

Bauträger es so will, dann spricht nichts dagegen, hier 

ein Stellplatzregulativ einzuführen. 

Ich möchte nur klarstellen: Hier geht es nicht darum, 

Stellplätze zu verhindern, die vielleicht in irgendeiner 

Form gebraucht werden. Wir haben daneben, also in 

unmittelbarer Nähe, mit dem Millennium Tower eine 

riesengroße Tiefgarage, wo das zweite Untergeschoß 

komplett leersteht. (GR Gerhard Kubik: Kollegin! In der 

Nähe, bitte!) - Es ist nur als Beispiel herangezogen, wie 

hier in dieser Umgebung Plätze nicht wirklich gebraucht 

werden. Jetzt soll man da trotzdem hunderte sinnlose 

Tiefgaragenstellplätze bauen, obwohl sie niemand will 

und das natürlich die Baukosten dort massiv in die Höhe 

treibt. Wir rechnen pro Wohnung zirka mit 15.000 EUR - 

von wegen leistbares Wohnen.  

Da schauen jetzt auch die GRÜNEN weg, muss ich 

sagen, weil das der rote Bezirksvorsteher dort so haben 

wollte. Ich möchte hier aber wirklich auch an alle Ge-

meinderäte und Gemeinderätinnen appellieren, dass es 

eine bewusste Verletzung der von Ihnen damals be-

schlossenen Fachkonzepte Hochhäuser und Mobilität ist, 

und das würde ich so auch nicht unterstützen. (Beifall bei 

den NEOS.) 

Da zeigt sich schon, dass die Beschlüsse im Bereich 

Stadtplanung wegen der fehlenden Rechtsverbindlichkeit 

nicht einmal das Papier wert sind, auf dem sie gedruckt 

sind.  

Ich bringe deshalb hier einen Abänderungsantrag 

ein, der eben so ein Stellplatzregulativ vorsieht auf 

Grund der Rechtssicherheit, auf Grund der Fachkonzep-

te, die wir hier beschlossen haben, und bitte Sie um 

Zustimmung. Von dieser wird auch unsere Zustimmung 

zum gesamten Plandokument abhängen. 
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Ein anderes Thema will ich auch noch einbringen, 

das passt irgendwie dazu. Wir sind ja immer dafür, dass 

wir im Bereich der Mobilität natürlich Möglichkeiten, 

Alternativen für alle schaffen. Es soll jeder die Möglich-

keit haben, sein Auto zu benutzen, natürlich eine gute 

Öffi-Infrastruktur zu haben, auch ein Fahrrad zu benut-

zen. Das bringt mich zu dem Thema, denn das könnte 

natürlich auch für dort interessant sein.  

Ich möchte noch einen Antrag zur Verbesserung der 

Radabstellinfrastruktur einbringen und zwar auch beson-

ders im Hinblick darauf, dass wir momentan mit unseren 

Freeflowting-Anbietern massive Probleme im öffentlichen 

Raum haben, und das Ganze da herrührt, dass wir zu 

wenig Radabstellplätze haben. Ich bringe daher einen 

Antrag zu einem Paket zur Verbesserung ein. Vor allem 

im Bereich der neu zu beschließenden Bauordnung soll 

es eine Konkretisierung der Anzahl von Abstellplätzen für 

Wohnungen geben, auch in Büro- und Geschäftsgebäu-

den. Dann brauchen wir ausreichend neue Abstellplätze 

auf der Straße, vor allem auch für Leihräder. Und noch 

einen Beschluss, bestehende öffentliche Abstellplätze 

von Fahrradleichen regelmäßig zu befreien. In formeller 

Hinsicht wird hier die Zuweisung dieses Antrages bean-

tragt, den ich hiermit einbringe. (Beifall bei den NEOS.) 

Das war es von meiner Seite. Ich wünsche Ihnen 

noch einen schönen Abend. (Beifall bei den NEOS. - GR 

Prof. Harry Kopietz: Morgen, Frau Kollegin!) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Zum Wort 

ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat 

das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrte 

Damen und Herren! 

Ein Blick auf die Gesamtsituation der Dresdner 

Spange hätte die Bedenken der Kollegin Emmerling 

relativ schnell zerstören können. Zum einen hat man dort 

auf ein Stellplatzregulativ verzichtet, weil in unmittelbarer 

Nähe zwei Wohnprojekte entstanden sind, die unter 

Ausnützung der Bauordnung temporäres Wohnen, in 

Wirklichkeit Wohnungen ohne Stellplätze fabriziert ha-

ben. Zum Zweiten rechnet man damit, dass in der Erd-

geschoßzone dort Attraktoren angesiedelt werden, die 

auch auf eine Stellplatzsituation zurückgreifen werden 

müssen. Zum Dritten ist in dem Bereich eine weit über 

100-prozentige Überparkung. Wir haben unter anderem 

dort einen Betrieb, der in der Security-Branche tätig ist, 

wo jede Menge Einsatzfahrzeuge unterwegs sind, die 

noch zur Verschärfung führen. 

Das heißt, wenn man sich das Projekt isoliert an-

schaut, dann stimmt das. Wenn man sich die Gesamt-

entwicklung der Dresdner Spange anschaut, dann macht 

der vorgeschlagene Entwurf der Flächenwidmung nicht 

nur Sinn, sondern ist essenzielle Notwendigkeit zur 

Durchführung. 

Zum zweiten Teil möchte ich mich nicht äußern, weil 

es nicht das Geschäftsstück betrifft und der Vorsitzende 

bei solchen Fragen ziemlich streng ist. (Beifall bei SPÖ 

und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag. Dietbert Kowarik: Dem ist 

nichts hinzuzufügen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Abände-

rungsantrag, der von den Gemeinderäten Gara, Emmer-

ling und weiteren Gemeinderäten eingebracht worden ist. 

Ich gehe wieder davon aus, dass er allen Fraktionen 

vorliegt und ich die Verlesung des Abänderungsantrages 

nicht vornehmen muss. Wer diesem Abänderungsantrag 

zustimmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der 

Hand. - Das ist Zustimmung bei den NEOS gegen ÖVP, 

FPÖ, SPÖ und GRÜNE und somit nicht die Mehrheit. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über die Post-

nummer 130, die so ist, wie ursprünglich eingebracht. 

Wer dieser Postnummer 130 zustimmen will, den bitte 

ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist Zustimmung 

bei der ÖVP, SPÖ und GRÜNEN gegen NEOS und FPÖ 

und somit auch mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschlussan-

trag der NEOS betreffend Paket zur Verbesserung der 

Radabstellinfrastruktur. Wer diesem Antrag zustimmen 

will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist 

Zustimmung bei den NEOS gegen die restlichen Fraktio-

nen und somit keine Mehrheit. 

Meine Damen und Herren! Bevor ich die öffentliche 

Sitzung beende, möchte ich noch die Gelegenheit nüt-

zen, um mich herzlich bei den Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern unserer Landtagskanzlei zu bedanken, Herrn 

Korn und seinem Team auch herzlichen Dank für die 

perfekte Servicierung. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir freuen uns schon auf das nächste Jahr und hof-

fen auf genauso gute Zusammenarbeit. 

Ich darf mich auch bei den Stenographen bedanken, 

die es auch nicht immer ganz leicht haben, bei der Rat-

hauswache und bei den Mitarbeitern des PID. Auch 

Ihnen allen recht herzlichen Dank. (Allgemeiner Beifall.) 

Somit ist die öffentliche Sitzung geschlossen.  

 

(Schluss um 00.16 Uhr.)

 

 


